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Vorwort zur 4. Auflage

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich, Ihnen die 4. Auflage der Niedersächsischen Empfehlungen zur Pflegekinder-
hilfe „Weiterentwicklung der Vollzeitpflege in Niedersachsen“ vorstellen zu können. Vor dem 
Hintergrund des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG), des Berichts der Lügde-Kom-
mission und des Berichts der Enquetekommission des Niedersächsischen Landtags zur Ver-
besserung des Kinderschutzes und zur Verhinderung von Missbrauch und sexueller Gewalt 
an Kindern, war es nunmehr für eine intensive Überarbeitung der Empfehlungen an der Zeit. 

 

Nach dem bewährten Muster der vorherigen Auflagen hat eine aus Mitarbeitenden kommu-
naler Jugendämter und des Landesjugendamtes zusammengesetzte Arbeitsgruppe unter Lei-
tung von Herrn Dr. Christian Erzberger die wichtigen Neuerungen erarbeitet und diskutiert. 

 

Allen vorangegangenen Bearbeitungszyklen ist das Thema Kinderschutz gemein. Schon seit 
über 15 Jahren stellt der Gesetzgeber den Schutz der Kinder vor Gewalt und sexuellem Miss-
brauch mehr und mehr in den Fokus der Kinder- und Jugendhilfe und hat seither jede Ge-
setzesnovellierung genutzt, um den Kernauftrag der öffentlichen und freien Jugendhilfe an 
diesem Punkt zu präzisieren. Insbesondere durch die Vorkommnisse in Lügde wurde deutlich, 
dass gerade auch in der Pflegekinderhilfe der Schutz der Kinder, bedingt durch die familiäre 
Unterbringung, besonderer Aufmerksamkeit bedarf. Der Schutz der Privatsphäre der Familie 
unter den besonderen Bedingungen der Pflegekinderhilfe stellt eine große Herausforderung 
für die Jugendämter dar. 

Ich bin an dieser Stelle sehr dankbar, dass sich die Hochschule Landshut und die Universität 
Hildesheim parallel zur Arbeitsgruppe zur Überarbeitung der Niedersächsischen Empfehlun-
gen mit dem Projekt „SafeFosterCare“ intensiv mit dem Thema „Schutzkonzepte in der Pflege-
kinderhilfe“ auseinandergesetzt haben und eine internetbasierte Plattform zur Unterstützung 
der kommunalen Jugendämter aufbauen. Gemeinsam mit Vertretenden der Landesjugend-
ämter Brandenburg, Hamburg, Sachsen, Saarland, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
sowie verschiedenen kommunalen Jugendämtern sind hier wertvolle Vorarbeiten für die Im-
plementierung kommunaler Schutzkonzepte in der Pflegekinderhilfe geleistet worden. Diese 
Plattform wird eine wichtige Ergänzung der Niedersächsischen Empfehlungen.



Die Niedersächsischen Empfehlungen zur Pflegekinderhilfe sind durch ihre konstante Aktuali-
tät im Laufe der letzten über 15 Jahre zu einem wichtigen Bestandteil der Fachexpertise über 
die Pflegekinderhilfe weit über die Grenzen Niedersachsens hinaus geworden. Ich möchte 
mich an dieser Stelle ganz herzlich bei allen Mitwirkenden für ihr Engagement bedanken. Ge-
rade durch ihre Funktion als Bindeglied zwischen Ehrenamt und professioneller Hilfe bildet die 
Pflegkinderhilfe einen wichtigen Bestandteil innerhalb der erzieherischen Hilfen. Nach wie vor 
gilt, dass die Unterbringung gerade jüngerer Kinder in einer Familie immer einer Einrichtung 
mit Schichtdienstbetrieb vorzuziehen ist. Wir brauchen deshalb gute Bedingungen für die Pfle-
gekinderhilfe, damit es den Jugendämtern auch in Zukunft gelingt, genügend Pflegefamilien 
zu finden.

Ihr 

Dr. Andreas Philippi

Niedersächsischer Minister für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
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0. ZUR EINFÜHRUNG

0.1 Entstehung und Anliegen der Empfehlungen
Vor mehr als 20 Jahren hat sich Niedersachsen auf den Weg gemacht, möglichst flächen-
deckend den Pflegekinderbereich zu qualifizieren. Beabsichtigt und politisch gewollt war, den 
Stellenwert der Vollzeitpflege im Rahmen der erzieherischen Hilfen zu stärken, für mehr Kin-
der geeignete Pflegefamilien zu finden und hierüber auch stationäre Unterbringungen zu ver-
meiden. Die „Anregungen und Empfehlungen für die niedersächsischen Jugendämter“ fühlen 
sich diesem Anliegen verpflichtet.

Die Empfehlungen verdanken ihre Entstehung der Untersuchung „Strukturen der Vollzeitpfle-
ge in Niedersachsen“. Diese im Jahr 2003 abgeschlossene Untersuchung hatte über eine 
nahezu alle niedersächsischen Jugendämter umfassende Jugendamtsbefragung sowie über 
eine Pflegeelternbefragung im Kern vor allem völlig unterschiedliche Bedingungen für den 
Pflegekinderbereich in den kommunalen Jugendämtern erbracht. Sie unterschieden sich – in 
oft konträrer Weise – in der Form der organisatorischen Einbindung der Pflegekinderarbeit 
in das jugendamtliche Handeln, im Differenzierungsgrad, in den Fallzahlen je Fachkraft, in 
Finanzierungs- und Ausstattungsfragen sowie in Arbeitsabläufen und Aufgabenzuschnitt. Im 
Ergebnis zeigte sich damit, dass Pflegeeltern – je nach Wohnort – ganz unterschiedliche Be-
dingungen vorfanden, es keine allgemein akzeptierten Qualitätsstandards für den Pflegekin-
derbereich gab und eine sinnvolle Kooperation zwischen verschiedenen Jugendämtern so gut 
wie ausgeschlossen war. Das Ministerium nahm die Ergebnisse zum Anlass, das Weiterent-
wicklungsprojekt zu initiieren, um hierüber einen Beitrag zur Überwindung von Ungleichheiten 
in der niedersächsischen Pflegekinderhilfe zu leisten, vergleichbaren Qualitätsstandards zum 
Durchbruch zu verhelfen und die „Sache der Pflegekinder“ voranzubringen.

Die Idee war von vornherein, die Empfehlungen in enger Kooperation mit der Praxis zu ent-
wickeln. Anregungen und Vorschläge sollten nicht am „grünen Tisch“ und in wissenschaftlicher 
Akribie, sondern von den beteiligten Jugendämtern und den weiteren beteiligten Institutionen 
und Personen in einem diskursiven, eng an Praxis und Erfahrungen orientierten Prozess er-
arbeitet und gleichzeitig in Modellregionen erprobt werden. In einem aufwändigen Prozess 
wurde von 2005 bis 2008 auf Basis der Ergebnisse der Strukturuntersuchung von 2003 die 
erste Auflage der Empfehlungen erarbeitet (die Aufstellung der Mitarbeitenden und beteiligten 
Institutionen ist oben unter „Auflage 1 erarbeitet von:“ einzusehen).

Neue gesetzliche Regelungen und die Weiterentwicklung der Pflegekinderhilfe – wie sie z. B. 
2011 im „Handbuch Pflegekinderhilfe“ des Deutschen Jugendinstitutes ihren Niederschlag ge-
funden hat – machten 2012 eine Anpassung der Empfehlungen nötig. Die zweite Auflage er-
schien 2013 (die Aufstellung der Mitarbeitenden und beteiligten Institutionen ist oben unter 
„Auflage 2 erarbeitet von:“ einzusehen). 

Die Entwicklung in der Pflegekinderhilfe (z. B. bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
und beim Kinderschutz in Pflegefamilien) und die Erfahrungen bei der Umsetzung der Emp-
fehlungen zeigten, dass eine weitere Anpassung der Empfehlungen notwendig war. Diese 
dritte Auflage konnte im Frühjahr 2016 realisiert werden (die Aufstellung der Mitarbeitenden 
und beteiligten Institutionen ist oben unter „Auflage 3 erarbeitet von:“ einzusehen). 

Unter erschwerten Pandemiebedingungen wurde von Oktober 2018 bis Juli 2021 eine Wieder-
holungsbefragung der Befragung von 2003 durchführt, deren Ziel es unter anderem war – qua-
si als eine Art Evaluation –, zu prüfen, ob die vorliegenden Empfehlungen in den Pflegekinder-
diensten der 54 niedersächsischen Jugendämter umgesetzt worden waren. Darüber hinaus 
wurden weitere Entwicklungsbedarfe ermittelt, die auch eine Erweiterung der Empfehlungen 
notwendig machten.
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Für die hier vorliegende vierte Auflage waren umfangreiche Überarbeitungen notwendig, zum 
Ersten aufgrund der Ergebnisse der Folgebefragung von 2018, zum Zweiten vor allen Din-
gen, um den neuen rechtlichen Regelungen des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes 2021 
(KJSG) gerecht zu werden, und zum Dritten wurden im Abschlussbericht der „Lügde-Kommis-
sion“ eine ganze Reihe von Themen aufgeführt, die in den Empfehlungen berücksichtigt wer-
den sollten. Zudem wurde die Erarbeitung dieser Auflage auch dadurch bestimmt, dass immer 
weniger Menschen sich bereitfinden, ein Pflegekind aufzunehmen, und damit eine qualitative 
Weiterentwicklung der Pflegekinderhilfe in Niedersachsen dringend notwendig wurde. Die Ar-
beit der Projektgruppe an der vierten Auflage begann im März 2022 und endete im September 
2023. Die Ausführungen zur Sonderpädagogischen Vollzeitpflege wurden vom Bundesver-
band behinderter Pflegekinder (BbP) durchgesehen, der Abschnitt zur Vormundschaft geht 
auf Vorschläge von Henriette Katzenstein zurück, und alle Textstellen, die rechtliche Vermerke 
enthalten, wurden von Diana Eschelbach geprüft. Die Aufstellung der Mitarbeitenden und be-
teiligten Institutionen ist oben unter „Auflage 4 erarbeitet von:“ einzusehen.

Ein großes Ziel der Empfehlungen ist weiterhin, möglichst einheitliche Standards für die 54 
kommunalen niedersächsischen Pflegekinderdienste zu erarbeiten, denn nur unter den Bedin-
gungen von einheitlichen Verfahren, Pflegearten und Finanzierungsformen ist eine möglichst 
reibungslose Zusammenarbeit von Pflegekinderdiensten unterschiedlicher Jugendamtsbezir-
ke möglich (z. B. im Rahmen des § 86 Abs. 6 SGB VIII). Dass hier schon viel erreicht worden 
ist, konnte in der Strukturuntersuchung 2018 abgebildet werden – so hat z. B. der Großteil der 
54 niedersächsischen Jugendämter die drei „klassischen“ Vollzeitpflegeformen (Allgemeine 
Vollzeitpflege, Sozialpädagogische Vollzeitpflege, Sonderpädagogische Vollzeitpflege), wie 
sie in den Empfehlungen definiert sind, übernommen. Auch wenn eine ganze Reihe weite-
rer Vereinheitlichungen gegriffen haben, so zeigen sich gleichwohl noch Handlungsbedarfe in 
unterschiedlichen Feldern, zumal mit dem KJSG viele Handlungsaufforderungen verbunden 
sind. So muss der Begleitung und Unterstützung der Eltern mehr Gewicht gegeben werden, 
dem Austritt aus der Jugendhilfe (Careleaving) ist mehr Bedeutung beizumessen, und der 
Sicherung der Rechte der Kinder (auch im Rahmen von Schutzkonzepten) ist deutlicher zu 
entsprechen – um nur einige Punkte zu nennen. Es geht generell um die Förderung der Eigen-
ständigkeit der Pflegekinder/Jugendlichen, deren Möglichkeit der Partizipation und Teilhabe 
und deren Aufwachsen durch eine Struktur, die, soweit möglich, die Kontinuität des Lebens 
ohne weitere Unterbrechungen sichert und gewährleistet.

Alle Teile der Empfehlungen befassen sich – unter den vorstehend formulierten Zielen – mit 
der inhaltlichen Arbeit von Pflegekinderdiensten und den Fachfragen im engeren Sinne. Das 
bestimmende Element ist eine konsequente Praxisorientierung, in die auch konkrete Empfeh-
lungen zu Fallzahlen und Finanzierungen eingebettet sind. Die Diskussion aller Themen wur-
de in den Fachdiskussionen in der Projektgruppe zu Empfehlungen verdichtet. Einbezogen 
wurden, neben den Erfahrungen der Projektgruppenmitglieder, neuere Literatur, die Empfeh-
lungen der dritten Auflage und die Befunde der Strukturuntersuchung von 2018. Gleichwohl 
ist zu konstatieren, dass die Empfehlungen zur Ausgestaltung des Pflegekinderbereichs nicht 
„objektiv“ formuliert werden können, sondern immer auch ein subjektives Moment beinhalten 
und von grundlegenden Menschen- und Gesellschaftsbildern abhängig sind. 

Überhaupt sollten die Empfehlungen nicht als ein ein für alle Mal fertiges „Produkt“ betrachtet 
werden. Die Dinge – Rahmenbedingungen, gesellschaftliche Voraussetzungen, Fachdiskus-
sionen, das Methodenrepertoire – entwickeln sich weiter. Man wird den Empfehlungen darum 
am besten gerecht, wenn man sie als Angebot zur Reflexion und zur Überwindung gegen-
wärtiger Strukturmängel und als Angebot zur permanenten Weiterentwicklung der fachlichen 
Arbeit liest.
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0.2 Aufbau und Gliederung
Die Empfehlungen sind in zwei Hauptteile gegliedert.

Teil A ist Strukturfragen und Strukturqualitäten für die niedersächsische Pflegekinderhilfe ge-
widmet. Er enthält eine Empfehlung über Differenzierungsformen im Pflegekinderbereich, 
Empfehlungen zur Organisation und Kooperation in der Vollzeitpflege, Erörterungen über Auf-
gabenbereiche von Pflegekinderdiensten und Empfehlungen zu Finanzierungs- und Personal-
bemessungsfragen. Zentrale Punkte bilden Kapitel 1 (Formen der Vollzeitpflege) und Kapitel 4 
(Kosten und Personalbemessung). Diese Kapitel werden als unabdingbare Voraussetzungen 
für eine einheitliche Grundausrichtung der Pflegekinderhilfe in Niedersachen angesehen. Die 
Vorschläge zur Gestaltung der Organisation und Kooperation sind als Anregungen zu ver-
stehen, die dazu beitragen sollen, eine eigene Praxis zu entwickeln. In der Form sind die Ab-
schnitte dieses Teils unmittelbar auf Umsetzung gerichtet, wofür z. B. konkrete Leistungsbe-
schreibungen für Pflegeformen, tabellarische Zusammenfassungen und konkrete Vorschläge 
für Kooperationsvereinbarungen stehen.

Teil B folgt im Aufbau den von Fachkräften im Pflegekinderbereich zu leistenden Arbeitsschrit-
ten von der Beteiligung an der Hilfeplanung über die Gestaltung des Hilfeprozesses im Vorfeld 
der Pflege, die Gestaltung des Hilfeprozesses in der Begleitung des Pflegeverhältnisses bis 
zur Gestaltung des Hilfeprozesses bei der Beendigung der Pflege. Darüber hinaus beschäftigt 
sich ein Kapitel mit fallübergreifenden Aufgabenbereichen (Werbung und Öffentlichkeitsarbeit, 
Vorbereitung und Qualifizierung von Pflegeeltern, öffentliche Berichterstattung und Evalua-
tion). Die einzelnen Kapitel und Unterkapitel spiegeln den Diskussionsstand in der Projekt-
gruppe, sie sind mal intensiver ausgearbeitet, beschränken sich in anderen Fällen auf kurze 
Anmerkungen zu einem Regelungsbereich. Ein besonderes Augenmerk wurde auf das gleich-
zeitig schwierigste wie aktuell(st)e Thema des Pflegekinderbereichs gelegt, die Gestaltung 
von persönlichen Kontakten der Herkunftsfamilie zu dem untergebrachten Pflegekind und den 
Pflegeeltern sowie auf die Arbeit bei einer Rückführungsoption. Wie schon erwähnt, handelt 
es sich bei den Abschnitten dieses Teils weniger um „harte“ Empfehlungen, als mehr um eine 
Anregung an die Leserinnen und Leser, sich mit den vorgeschlagenen Qualitätsstandards 
auseinanderzusetzen und sie für die eigene Arbeit fruchtbar zu machen.

In Kapitel 10 sind verwendete Literaturstellen sowie verschiedene Onlinedienste und -zeit-
schriften aufgelistet. Hier ist anzumerken, dass diese eher den Hintergrund für die im Kern 
praxisorientierten Diskussionen innerhalb der Projektgruppe bilden – auf eine systematische 
Literaturauswertung wurde daher verzichtet.  
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0.3 Anmerkungen und Hinweise zur Benutzung der Empfehlungen
Die Empfehlungen sind klar auf die Arbeit der Pflegekinderdienste bezogen. Arbeiten, die von 
anderen Sachgebieten (z. B. dem Allgemeinen Sozialdienst) ausgeführt werden müssen, wer-
den hier nur angerissen. Insgesamt wird von vielen Kooperationen mit unterschiedlichen Ko-
operationspartnern ausgegangen, die ein wichtiges Feld in der Arbeit der Pflegekinderdienste 
darstellen. 

Den Verfasserinnen und Verfassern ist bewusst, dass sich die Arbeit in kleinen und größeren 
Jugendamtsbezirken nicht ohne Weiteres „über einen Kamm scheren“ lässt. Was für große 
Jugendamtsbezirke innerhalb des Jugendamts lösbar ist, lässt sich in kleinen Jugendamtsbe-
zirken manchmal nur in Kooperation mit benachbarten Jugendämtern oder mit freien Trägern 
der Jugendhilfe lösen. Die Anregung, nach solchen Kooperationen zu suchen, ist – auch wenn 
nicht in jedem Kapitel erwähnt – Teil des in diesen Empfehlungen vorgeschlagenen Gesamt-
konzepts für die niedersächsische Pflegekinderhilfe.

Viele Textstellen sind als Kompromisse zu betrachten, die über intensive Diskussionen zustan-
de gekommen sind und daher Anregungen zum Vorgehen in der Praxis darstellen. Ebenso 
existieren aber auch Stellen, die bewusst idealtypisch formuliert sind, um auf speziell wichtige 
Vorgehensweisen hinzuweisen. In diesen Fällen dient das Ideal als Horizont, dem man unter 
den gegebenen Umständen so nahe wie möglich kommen sollte, den man aber – möglicher-
weise – nie ganz wird erreichen können. 

An vielen Stellen im Text wird klar, dass sich die Empfehlungen auf Kinder und Jugendliche 
in einem bestimmten Alter und Entwicklungsstand beziehen – dies wird nicht an jeder Stelle 
immer wieder explizit genannt. Es wird davon ausgegangen, dass durch den behandelnden 
Kontext diese Differenzierung auch ohne permanente Nennung erkennbar ist. 

Zumeist wird im Text von „Pflegeeltern“ gesprochen anstatt – so der korrektere, aber sehr 
„technische“ Begriff – von „Pflegepersonen“. Gemeint sind natürlich immer auch alleinerzie-
hende Pflegemütter oder Pflegeväter sowie Familien- bzw. Partnerschaftsmodelle außerhalb 
des traditionellen Familien- und Ehemodells.

Im gesamten Text werden die Begriffe „Umgangskontakte“ und „persönliche Kontakte“ alter-
nativ verwendet, da der häufig verwendete Begriff „Besuchskontakte“ konzeptionell zu eng 
gefasst ist und nicht die Spannbreite der möglichen Kontakte erfasst. Auch wenn der Begriff 
„Umgangskontakte“ für Regelungen verwendet wird, die das Verhältnis von Kindern zu ge-
schiedenen oder getrennt lebenden Eltern betreffen, so zeigt sich in der Praxis der Pflegekin-
derhilfe gleichwohl, dass er auch hier gebräuchlich ist.

Im Text werden an unterschiedlichen Stellen Abkürzungen und Symbole benutzt. Um die-
se nicht immer wieder neu zu erläutern, sind sie in Tabelle 1 zusammenfassend aufgeführt.1 

1 Parallel zur Entwicklung dieser Empfehlungen entstanden „Empfehlungen zur Weiterentwicklung von Strukturen, Verfahren und pädagogischen 
Prozessen in der Pflegekinderhilfe“ durch die Bundesarbeits-gemeinschaft der Landes jugendämter. Diese wurden 2022 veröffentlicht. Da sich diese 
Empfehlungen in weiten Teilen auch mit den hier beschriebenen Dimensionen beschäftigen, wurde auf Einzelverweise verzichtet. Die Empfehlungen 
(Nr. 158) können hier heruntergeladen werden: Empfehlungen und Arbeitshilfen (bagljae.de).



EINFÜHRUNG

0-5

Tabelle 1: Liste der im Text verwendeten Abkürzungen
Abkürzung Bedeutung
AGJÄ Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter Niedersachsen und Bremen
ASD Allgemeiner Sozialdienst
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGW Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
DIJuF Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrecht e.V.
DJI Deutsches Jugendinstitut

FamFG Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit“

FBB Familiäre Bereitschaftsbetreuung

HE Herkunftseltern (im Text wird i. d. R. für „Herkunftseltern“ der Begriff „Eltern“ verwen-
det)

HF Herkunftsfamilie 
HP Hilfeplan
HPG Hilfeplangespräch
JA Jugendamt
KJSG Kinder- und Jugendstärkungsgesetz
LK Landkreis
PE Pflegeeltern
PF Pflegefamilie
PK Pflegekind
PKD Pflegekinderdienst
SGB Sozialgesetzbuch



TEIL A

Teil A 
 
FRAGEN DER STRUKTURQUALITÄT: DIFFERENZIERUNGSFORMEN, 
ORGANISATION UND KOOPERATION, FACHKRÄFTE, KOSTEN UND 
PERSONALBEMESSUNG

In diesem ersten Teil werden die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche und bedarfsge-
rechte Pflegekinderarbeit definiert. Hier stehen die Aufgabenstellungen, die Organisations-
strukturen, die Vernetzungen und Kooperationen und natürlich die Kosten im Zentrum der 
Betrachtung. Je klarer diese Basis geregelt ist, desto reibungsloser und verlässlicher kann die 
fachliche Arbeit im Pflegekinderdienst geleistet werden. 

Das erste Kapitel wendet sich den unterschiedlichen Pflegeformen zu. Neben den Formen 
zeitlich befristeter Pflege werden Pflegen definiert, die auf Dauer angelegt sind. Darunter fal-
len auch Pflegearten, die der Maßgabe des Satzes 2 des § 33 SGB VIII entsprechen („Für 
besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche sind geeignete Formen der 
Familienpflege zu schaffen und auszubauen.“). Für alle Pflegearten werden die Zielsetzung, 
der Inhalt der mit der Art verbundenen Leistung und die Qualifikationsanforderungen an die 
Pflegeeltern näher beschrieben. Das geschieht unter der Überlegung, dass eine begriffliche 
und inhaltliche Einheitlichkeit die unabdingbare Voraussetzung für eine landesweit funktionie-
rende Pflegekinderhilfe ist.

Im zweiten Kapitel steht die Organisation der Pflegekinderhilfe im Mittelpunkt. Dabei wird der 
Blick ebenso auf die interne Organisation geworfen (Aufgaben von ASD und PKD, Koopera-
tionen dieser Sachgebiete) wie auf die übergreifenden Kooperationsbeziehungen zu freien 
Trägern und Pflegeelternvereinigungen.

Supervision, Fortbildung und die Ausstattung der Pflegekinderdienste bilden den Schwerpunkt 
des dritten Kapitels. Es wird hier für unerlässlich gehalten, dass den qualifikatorischen Kompe-
tenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Pflegekinderdiensten große Aufmerksam-
keit gewidmet werden muss. Letztendlich hängen eine gelungene Vermittlung und eine sich 
daran anschließende zielorientierte Vollzeitpflege entscheidend von den fachlichen Kompe-
tenzen der Fachkräfte ab.

Die Höhe der finanziellen Leistungen und die Berechnung von Mitarbeiterkapazitäten ist Ge-
genstand des letzten Kapitels dieses Abschnittes. Hier werden einheitliche Kostenstrukturen 
und Pauschalen für die unterschiedlichen Pflegearten definiert. Die Beachtung dieses Kapitels 
ist von besonderer Bedeutung, da gerade unterschiedliche finanzielle Leistungen – speziell in 
den Bereichen der Sozialpädagogischen Vollzeitpflege und der Sonderpädagogischen Voll-
zeitpflege – bei Übernahmen im Bereich des § 86 Abs. 6 SGB VIII immer wieder zu Auseinan-
dersetzungen zwischen Jugendämtern führen.
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1.     FORMEN DER VOLLZEITPFLEGE

Nachfolgend wird in Anlehnung an einen Vorschlag des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge in seinen „Weiterentwickelten Empfehlungen zur Vollzeitpflege/Verwandten-
pflege“ aus dem Jahr 2004 ein Differenzierungsmodell für den Pflegekinderbereich vorgestellt 
(Deutscher Verein 2004).2

Nachstehend werden drei Formen zeitlich terminierter Vollzeitpflege (Kap. 1.1) und drei für auf 
Dauer angelegte Pflegeformen (Kap. 1.2) in Form von strukturierten Leistungsbeschreibungen 
definiert.3 Ergänzend wird auf Besonderheiten der Verwandtenpflege, der Netzwerkpflege, der 
Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen und auf Pflegekinder mit 
Migrationshintergrund (Kap. 1.3) eingegangen. Neben einer konzeptionellen Differenzierung 
von Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII und Heimerziehung und sonstigen betreuten Wohnfor-
men nach § 34 SGB VIII (Kap. 1.4) wird insbesondere der Unterschied zur Erziehungsstelle 
nach § 34 SGB VIII (zum Teil auch nach § 33 SGB VIII) und deren Bedeutung im Rahmen 
des § 86 Abs. 6 SGB VIII beleuchtet (Kap. 1.5). Das Kapitel wird vervollständigt durch Aus-
führungen zur Vollzeitpflege in der Familie der Vormundin / des Vormundes (Kap. 1.6) und zur 
Inanspruchnahme von weiteren ambulanten Hilfen durch Pflegefamilien (Kap 1.7).

Die Ausdifferenzierung der Vollzeitpflege nach verschiedenen, auf die unterschiedlichen Be-
darfe von Pflegekindern zugeschnittenen Pflegeformen mit unterschiedlichen Erwartungen an 
die Pflegefamilien, unterschiedlichen Betreuungsarrangements und einer den unterschiedli-
chen Aufgaben angemessenen Finanzierung soll Transparenz für alle Beteiligten herstellen 
und Übergänge von Pflegeverhältnissen zwischen Jugendamtsbezirken erleichtern. 

Insgesamt gehen die Empfehlungen in diesem Kapitel davon aus, dass sich über den Ausbau 
der Pflegekinderhilfe zwei sonst oft als „unversöhnlich“ betrachtete jugendhilfepolitische Ziele, 
nämlich die Verbindung von Effektivität und Effizienz, besonders gut vereinbaren lassen. Mit 
den für die Familienerziehung konstitutiven Strukturmerkmalen „Einmaligkeit“, „Dauerhaftig-
keit“, „Alltagsbezug“, „Körperlichkeit“ und „Normalität als Modell“ stellt die Vollzeitpflege ein 
Setting zur Verfügung, das sich für viele – vor allen Dingen jüngere – Kinder seit Langem als 
ein der institutionellen Erziehung gegenüber adäquateres und eben gleichzeitig kostengünsti-
ges Modell erwiesen hat.4

1.1 Formen zeitlich befristeter Vollzeitpflege
Zeitlich befristete Formen der Vollzeitpflegte erfüllen spezielle Aufgaben, die auf jeden Fall 
terminiert sind (sein sollten). In Übereinstimmung mit dem Deutschen Verein für öffentliche 
und private Fürsorge werden für diesen Bereich die Kurzzeitpflege in ihrer Ausgestaltung als 
eine besondere erzieherische Hilfe, die Bereitschaftspflege und die befristete Vollzeitpflege 
inhaltlich qualifiziert. Nicht berührt ist die Kurzzeitpflege aus anderen Gründen wie z. B. eine 
Krankheit der Mutter/Eltern, wenn kein erzieherischer Bedarf besteht – zumeist werden die-
se Fälle über Krankenkassen abgerechnet. Die Zugehörigkeit der Bereitschaftspflege zum 
Bereich der Vollzeitpflege ist rechtlich in der Regel dort gegeben, wo sie nach § 33 SGB VIII 
gewährt wird, nicht bei Anwendung des § 42 SGB VIII (dies wird jedoch je nach Jugendamt 
durchaus unterschiedlich gehandhabt). Die Bereitschaftspflege wird zudem in vielen Fällen 
über eigene organisatorische Strukturen abgewickelt. Sie wird hier deshalb lediglich aufgrund 
ihrer besonderen Nähe zur Vollzeitpflege in konzeptioneller Hinsicht aufgenommen. 

2 In Kapitel 4 wird dazu eine entsprechende Kostenstruktur vorgeschlagen.
3 In der Darstellung folgen die Leistungsbeschreibungen der in Bremen – vom Träger Pflegekinder in Bremen (PiB) – entwickelten Systematik, aus den 

dortigen Beschreibungen wurden zum Teil auch, nach Diskussion in der Projekt gruppe, einzelne Formulierungen übernommen.
4 Hiermit wird die für insbesondere ältere Kinder und Jugendliche unentbehrliche Heimerziehung nicht abgewertet; plädiert wird lediglich dafür, Poten-

ziale familiärer Erziehung offensiver zu nutzen.
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1.1.1 Kurzzeitpflege

Leistungsangebotstyp Kurzzeitpflege als erzieherische Hilfe
1. Art des Angebots Die Kurzzeitpflege als erzieherische Hilfe unterstützt Kinder mit einem 

über einen einfachen Betreuungsbedarf hinausgehenden erzieheri-
schen Bedarf während des kurzfristigen Ausfalls seiner gewöhnlichen 
Bezugsperson(en). Sie wird von geeigneten Einzelpersonen, Paaren 
oder Lebensgemeinschaften durchgeführt. Die Kurzzeitpflege erstreckt 
sich auf die Versorgung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen, 
die grundsätzlich noch bei ihren gewöhnlichen Bezugspersonen hinrei-
chend versorgt werden können, aber aufgrund besonderer Umstände 
der kurzzeitigen Trennung oder aufgrund von Entwicklungs- bzw. Verhal-
tensstörungen in der Trennungsphase einer besonderen pädagogischen 
Zuwendung und einer speziellen psychosozialen Unterstützung und För-
derung bedürfen. 
Der Aufenthalt in dieser Pflegeform ist zeitlich klar begrenzt. Es wird von 
einer maximalen Dauer von drei Monaten ausgegangen. Eine formelle 
Hilfeplanung ist nicht notwendig. Zu dokumentieren sind jedoch der be-
sondere erzieherische Bedarf sowie die Anforderungen an die Pflegeper-
sonen. 

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33 Satz 1 SGB VIII. Es gilt ein Nachrangigkeitsgebot gegenüber 
Sozialleistungen anderer Träger.

3. Allgemeine Zielset-
zung 
(Beispiele)

Die Kurzzeitpflege verfolgt folgende Zielsetzungen:
	 Übernahme der Betreuungs- und Erziehungsfunktion der Eltern für 

die Zeit ihrer Abwesenheit
	 Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen bei der Verarbei-

tung der kurzfristigen Trennung
	 Aufrechterhaltung und Unterstützung des Kontaktes zwischen den 

abwesenden Bezugspersonen und dem Kind / der/dem Jugendlichen 
	 Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen bei Wahrnehmung 

von alltäglichen Verpflichtungen (z. B. Schulbesuch, Schularbeiten) 
und bei Aufrechterhaltung von Kontakten im gewohnten sozialen 
Umfeld

	 Vorbereitung des Kindes / der/des Jugendlichen auf die Rückkehr in 
die eigene Familie

4. Typische Fall- 
konstellationen 
(Beispiele)

Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren
Kurzzeitige Unterbringung bei erzieherischem Bedarf, 
… wenn ein Elternteil, der für die Betreuung des Kindes überwiegend 

verantwortlich ist, aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden 
Gründen ausfällt,

… wenn das Wohl des Kindes nicht anderweitig – insbesondere durch 
Übernahme der Betreuung durch den anderen Elternteil – gewährlei-
stet werden kann,

… wenn das familiäre Setting für das Kind erhalten werden soll,
… wenn die Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen 

oder in Kindertagespflege nicht ausreichen.
5. Inhalte der Leistung
Qualifizierungs- und Ko-
operationsverpflichtungen 
der Pflegefamilie 

	 ggf. Teilnahme an Grundqualifizierungsmaßnahmen für Pflegeeltern
	 Verpflichtende Kooperation mit dem öffentlichen Träger (Jugendamt, 

PKD)
	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 

durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit des-
sen Fachberatung
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Leistungsangebotstyp Kurzzeitpflege als erzieherische Hilfe
Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Versorgung und Erziehung, ggf. gesundheitliche Versorgung und Un-
terstützung ärztlicher/therapeutischer Aufgaben

	 Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen bei der Aufrechter-
haltung und Pflege persönlicher Kontakte im sozialen und familiären 
Umfeld, Aufrechterhaltung des Kontaktes zur Herkunftsfamilie 

	 Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen bei der Verarbei-
tung der kurzzeitigen Trennung

Unterkunft und Raum- 
konzept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der Pflegeper-
sonen; die Unterbringung erfolgt nach dem Bedarf des Kindes.

Versorgung Über Tag und Nacht

Dauer des Aufenthaltes In der Regel bis zu drei Monaten

6. Persönliche und  
familiäre Vorausset-
zungen

	Grundverständnis von der Entwicklung eines Kindes und von der 
Entwicklung und Bedeutung familiärer Beziehungen

	 Zeit für eine bedarfsgerechte Betreuung des Kindes
	 In dieser Pflegeform sollten in der Regel nicht mehr als zwei Pflege-

kinder betreut werden.

1.1.2 Bereitschaftspflege

Leistungsangebotstyp Bereitschaftspflege
1. Art des Angebots Die Bereitschaftspflege ist eine Form der Krisenintervention. Die Betreu-

ung findet in einem familiären Rahmen statt. Die Bereitschaftspflegefa-
milie bietet einen sicheren Ort für das Kind und unterstützt die beteilig-
ten Fachpersonen bei der Perspektivklärung, die sich am Kindeswohl 
orientiert. Es handelt sich um einen systematischen Prozess, in dem in 
einem relativ kurzen Zeitraum zielgerichtete Aktivitäten hinsichtlich des 
Verbleibs des Kindes entwickelt werden. Dieser Prozess wird über den 
Hilfeplan gesteuert. Grundsätzlich ist die Rückkehr des Kindes zu seiner 
Herkunftsfamilie vorrangig zu prüfen und ggf. mit ambulanten Hilfsmaß-
nahmen zu unterstützen. Zentrales Merkmal der Bereitschaftspflege sind 
der nicht vorhersehbare Beginn und die nicht vorhersehbare Aufent-
haltsdauer des Kindes. Gleichwohl ist die Unterbringung im Rahmen der 
Bereitschaftspflege zeitlich befristet. Entsprechend ist eine Entscheidung 
über die weitere Perspektive in einem der Entwicklung des Kindes ver-
tretbaren Zeitraum zu treffen. Eine Aufrechterhaltung des Kontaktes zur 
Herkunftsfamilie soll – je nach Problemlage – ein Teil der Arbeit der Be-
reitschaftspflege sein.

2. Rechtsgrundlage §§ 42, 27, 33 SGB VIII

3. Allgemeine Zielset-
zung

 (Beispiele)

	 Dem Kind / der/dem Jugendlichen in dem zur Klärung der Situation 
notwendigen zeitlichen Rahmen „Obhut“ zu geben

	 Sammlung von Informationen (Beobachtung und Dokumentation) 
über das Verhalten und den speziellen Bedarf des Kindes / der/des 
Jugendlichen, die der weiteren Klärung dienlich sein können

	 Beteiligung am Klärungsprozess hinsichtlich der weiteren Perspek-
tive für das Kind / die/den Jugendliche(n) (erzieherischer Bedarf, 
anderweitige Hilfen)

	 Versorgung und Betreuung des Kindes / der/des Jugendlichen 
	Gestaltung der Rückkehr in die Herkunftsfamilie oder des Übergangs 

in andere Betreuungsformen
	 Stabilisierung des Kindes /der/des Jugendlichen
	 Kooperation mit allen Beteiligten und Beteiligung am Hilfeplan
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Leistungsangebotstyp Bereitschaftspflege
4. Typische Fall-

konstellationen 
(Beispiele)

	 Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 10 Jahren  
(wünschenswert auch ältere Kinder/Jugendliche bis 17 Jahre)

	 Inobhutnahme eines/einer in der Herkunftsfamilie oder an anderem 
Lebensort nicht adäquat versorgten, aktuell gefährdeten Kindes /
Jugendlichen

	 „Flucht“ eines Kindes / einer/eines Jugendlichen von seinem/ihrem 
bisherigen Aufenthaltsort und verweigerte Rückkehr

	 Sonstige Krisensituationen, die eine vorübergehende Unterbringung 
eines Kindes / einer/eines Jugendlichen notwendig machen

	 Vorübergehende Unterbringung eines Kindes / einer/eines  
Jugendlichen in einer Familie bis zum Zeitpunkt der Klärung des 
endgültigen Aufenthalts 

5. Inhalte der Leistung

Qualifizierungs- und Ko-
operationsverpflichtungen 
der Bereitschaftspflege-
familie 

	 Verpflichtende und erfolgreiche Teilnahme an Grundqualifizierungs-
maßnahmen für (Bereitschafts-)Pflegeeltern

	 Verpflichtende Teilnahme an speziellen Supervisions- und/oder  
Fortbildungsveranstaltungen

	 Verpflichtende Kooperation mit dem öffentlichen Träger  
(Jugendamt, PKD) und Mitwirkung am Hilfeplan

	 Verpflichtende Kooperation mit anderen Beteiligten des Klärungs-
prozesses (Ärzten, Psychologen, Herkunftsfamilie usw.)

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung

Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Bei der Bereitschaftsbetreuung steht nicht ein expliziter Erziehungs-
auftrag, sondern ein Schutz- und Klärungsauftrag im Vordergrund

	 Aufgabenspezifisches Bindungs- und Erziehungsangebot,  
Förderung der Entwicklung

	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	 Vorbereitung des Kindes / der/des Jugendlichen auf die weitere  

Perspektive und Mitgestaltung des Anbahnungsprozesses
Unterkunft und Raumkon-
zept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der  
Pflegepersonen. Ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/Jugendlichen  
entwicklungsbedingt vorzuhalten.

Versorgung Über Tag und Nacht

Dauer des Aufenthaltes Bis zu sechs Monate (je nach Entwicklungsstand des Kindes / der/des 
Ju gendlichen); nach einer Inobhutnahme (§ 42 SGB VIII) ist die Hilfe-
planung nach § 36 SGB VIII unverzüglich einzuleiten. 
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Leistungsangebotstyp Bereitschaftspflege
6. Persönliche und  

familiäre Vorausset-
zungen

	 Zeit für eine bedarfsgerechte Betreuung des Kindes
	 Professionalität/Semi-Professionalität: eine pädagogische  

Qualifikation der Betreuungsperson sollte vorhanden sein, sie stellt 
aber keine unabdingbare Voraussetzung dar; notwendig ist auf jeden 
Fall positive Erziehungserfahrung und pädagogisches Geschick

	 Bereitschaft in Absprache mit dem PKD zur Aufnahme eines Kindes
	 Adäquater Altersabstand zu eigenen Kindern
	 Eingebundenheit in ein unterstützendes Netzwerk  

(Partnerschaft, Nachbarschaft, Verwandtschaft usw.)
	 Akzeptanz der eigenen Familie für die Arbeit als Bereitschafts-

Betreu ungsfamilie
	Offenheit gegenüber fremden Lebenswelten: Toleranz zu den  

Lebensweisen und Erziehungsformen in den Herkunftsfamilien
	 Flexibilität und Mobilität: selbstständiges Wahrnehmen von  

Außenkontakten (z. B. Fahrten zum Kinderarzt)
	 In dieser Pflegeform sollten in der Regel höchstens zwei Kinder/ 

Ju gendliche gleichzeitig betreut werden
	 Bereitschaftsfamilien sollten nicht gleichzeitig Adoptiv- und  

Pflegeelternbewerberinnen und -bewerber sein und keine  
Pflegekinder in einer anderen Pflegeform betreuen

1.1.3 Bereitschaftspflege für Kinder mit Behinderungen
Kinder und Jugendliche mit geistigen, körperlichen und seelischen Behinderungen haben  
einen eigenen Bedarf, gerade auch an pflegerischer Unterstützung. Werden Inobhutnah-
men oder Inpflegegaben über Bereitschaftspflegen durchgeführt, so braucht es Familien, 
die über entsprechende Kompetenzen verfügen. Allerdings ist dabei zu beachten, dass sich  
Betreuungslagen sehr unterschiedlich darstellen können und eine große Streubreite besitzen  
(z. B. Palliativdiagnose, Sondierung). Dies bedeutet, dass ggf. Pflegepersonen mit unter-
schiedlichen Qualifikationen benötigt werden. Da jedoch davon auszugehen ist, dass die 
Fallzahl hier eher gering sein wird und dass gleichzeitig die Varianz der Beeinträchtigungen 
über spezielle Bereitschaftspflegen regional nicht abzudecken ist, kann davon ausgegangen 
werden, dass entsprechende Familien nicht zur Verfügung stehen werden. Sollten dennoch 
Pflegepersonen vorhanden sein, so ist es einerseits schwer, sie für die Kinder mit Behinderun-
gen in Bereitschaft zu halten, da sie dann für die „normale“ Bereitschaftspflege ausfallen, und 
andererseits stehen sie für die Kinder mit Behinderungen nicht zur Verfügung, wenn sie mit 
anderen Kindern belegt werden.5

Aufgrund dieser Überlegungen können aktuell zwei Varianten vorgeschlagen werden, um hier 
eine fachgerechte Bereitschaftsbetreuung zu organisieren:

	Abschluss von Vereinbarungen mit Institutionen, die fachlich in der Lage sind, diese Kinder 
befristet aufzunehmen,

	überregionale Organisation von entsprechenden Bereitschaftsangeboten (Zusammen-
schluss von Jugendämtern).

5 Die auf Dauer angelegte Vollzeitpflege für Kinder mit Behinderungen wird in Kapitel 1.2.3 näher erläutert.
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1.1.4 Befristete Vollzeitpflege
Die befristete Vollzeitpflege ist eine Pflegeform mit dem Ziel der Rückführung von Kindern/
Jugendlichen in ihre Herkunftsfamilie in einem voraussichtlich befristeten, aber nicht kurzen 
Zeitraum (vgl. dazu Kapitel 8.1.1). Durchgeführt werden kann diese Hilfeform auch im Be-
reich der Verwandtenpflegen. Darüber hinaus kann sie – in Abhängigkeit von den individuellen 
Bedin gungen – auch im Rahmen von Sozialpädagogischer Vollzeitpflege oder Sonderpädago-
gischer Vollzeitpflege erfolgen.

Leistungsangebotstyp Befristete Vollzeitpflege
1. Art des Angebots Voraussetzung der Hilfegewährung für diese Pflegeform ist die fachli-

che Einschätzung, dass die Rückführung mit Blick auf die Herkunfts-
familie und das Kind in einem befristeten Zeitraum möglich ist und die 
Herkunftsfamilie zur Mitarbeit und zur Annahme der in der Hilfeplanung 
festgestellten Unterstützung bereit ist. Dies ist in der Hilfeplanung unter 
Mitwirkung aller Beteiligten festzuhalten. 
Der erzieherische Bedarf in dieser Pflegeform ergibt sich aus der  
Überforderung der Eltern bei der Erziehung des Kindes. Entsprechend 
seinem individuellen Bedarf ist das Kind in der Pflegefamilie zu betreuen, 
daneben ist das Augenmerk auf die Eltern zu legen, die in ihrer  
erzieherischen Kompetenz gestärkt werden müssen, um jene Faktoren 
zu überwinden, die zu der erzieherischen Überforderung führten. 
Da ein Fokus auf der Wiedererlangung der erzieherischen Kompetenz 
der Eltern liegt, sollte ein Bestandteil dieser Hilfeform in einem  
gesonderten, die Eltern unterstützenden Angebot bestehen. 
Die Anzahl der hier betreuten Pflegekinder richtet sich nach den vorhan-
denen pädagogischen, räumlichen und zeitlichen Kapazitäten. In der  
Regel sollten jedoch nicht mehr als zwei Pflegekinder betreut werden 
(bei Geschwisterkonstellationen ggf. auch mehrere Kinder).

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 36, 37, 37a-c, 39, 41 SGB VIII

3. Allgemeine Zielset-
zung 
(Beispiele)

	 Erhaltung des sozialen Umfeldes, der sozialen Netzwerke
	 Beibehaltung/Stabilisierung bzw. Wiederherstellung einer tragfähigen 

Eltern-Kind-Beziehung
	 Ausübung der doppelten Elternschaft
	 Unterstützung der Reintegration des Kindes in die leibliche Familie
	 Förderung einer altersentsprechenden Entwicklung in den Bereichen 

„Sprache“, „Motorik“, „Kognition“, „Sozialverhalten“
	 Entwicklung eines altersentsprechenden Umgangs mit emotionaler 

Bindung und Ablösung
	 Aufarbeitung von Entwicklungsdefiziten
	 Vermittlung sozialer Kompetenzen
	 Integration in Schule und Ausbildung
	 Erlangung von Schul- und Ausbildungsabschlüssen
	 Entwicklung eines positiven Selbstbildes
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Leistungsangebotstyp Befristete Vollzeitpflege
4. Typische Fall-

konstellationen 
(Beispiele)

Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren, …
… die in der Familie wegen struktureller erzieherischer Überforderung 

der Eltern schlecht versorgt und unzurei chend betreut sind
… bei denen sich Partnerwechsel oder Partnerkonflikte nicht förderlich 

auf das Erziehungsverhalten ausgewirkt haben 
… die unangemessen in die Versorgung durch die Bezugspersonen ein-

gebunden sind
Mit der Erziehung eines Kindes noch überforderte, aber mit Unterstüt-
zung stabilisierbare (junge) Mütter oder/und Väter
Kinder und Jugendliche, deren Eltern chronifiziert suchterkrankt oder 
psychisch erkrankt sind, kommen in der Regel für die befristete Pflege 
mit Rückkehroption nicht infrage.

5. Inhalte der Leistung
Qualifizierungs- und Ko-
operationsverpflichtungen 
der Pflegefamilie 
(Beispiele) 

	 Verpflichtende Teilnahme an Grund- und aufbauenden  
Qualifizierungsmaßnahmen, Fortbildung und prozessbegleitenden 
Maßnahmen (Gruppenarbeit)

	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (Bezirkssozialarbeit, 
PKD) und weiteren Kooperationspartnerinnen und -partnern 
(Ärztinnen/Ärzten, Psychologinnen/Psychologen, Schulen usw.)  
sowie Mitwirkung am Hilfeplan

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung 

Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Unterstützung und Förderung der Bindungen des Kindes zur  
Herkunftsfamilie und zu den tragenden sozialen Netzen

	 Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie, Einbeziehen der  
Herkunftsfamilie in den Erziehungsprozess

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten
	 Umfassende Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver 

und sprachlicher Kompetenzen
	 Förderung der schulischen Entwicklung des Kindes
	 Aufarbeitung/Bearbeitung von Entwicklungsstörungen und sozialen 

Defiziten
	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	Organisation und Unterstützung notwendiger therapeutischer Hilfen

Unterkunft und Raumkon-
zept

Die Kinder leben im familiären Bereich der Pflegepersonen; ein eigenes 
Zimmer ist für die Kinder vorzuhalten

Versorgung Über Tag und Nacht (Verpflegung, Bekleidung, Freizeitaktivitäten)

Dauer des Aufenthaltes Bis zu zwei Jahre; bei Säuglingen und Kleinkindern ist das  
Bindungsverhalten maßgeblich für die Befristung.

6. Persönliche und  
familiäre Vorausset-
zungen

	 Sozialpädagogische/psychologische Qualifikation oder nachgewie-
sene vergleichbare Qualifikation oder erzieherische Erfahrung mög-
lichst des für die Erziehung im Alltag zuständigen Pflegeelternteils

	 Besondere Eignung und Bereitschaft zur Kooperation auch in kom-
plexen Fallkonstellationen

	 Häusliche Anwesenheit eines Pflegeelternteils in Abhängigkeit von 
den Bedürfnissen / des Alters des Kindes und/oder der Notwendig-
keit von höheren zeitlichen Ressourcen aufgrund der besonderen 
Bedingungen dieser Pflegeform

7. Familienunterstüt-
zendes Angebot

Eine Rückkehr in die Herkunftsfamilie muss in der Regel durch Unter-
stützungsformen begleitet werden. Hier ist entweder ein eigenes Angebot 
für die Eltern zu etablieren oder es kann auf andere bereits vorhandene 
ambulante Maßnahmen zurückgegriffen werden.
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1.2 Auf Dauer angelegte Pflegeformen
Den § 33 Satz 1 und Satz 2 SGB VIII ernst nehmen heißt, ein entsprechend differenzier-
tes Vollzeitpflegeangebot zu entwickeln und vorzuhalten. Nur dadurch kann man den unter-
schiedlichen Bedarfen der Kinder und Jugendlichen gerecht werden. Darüber hinaus ist es 
aber auch notwendig, diese Pflegeformen inhaltlich einheitlich auszuformen, da sonst im Falle 
von Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII erhebliche Schwierigkeiten entstehen, die zu  
großen Reibungsverlusten bei den beteiligten Jugendämtern führen können. Im Folgenden 
werden Differenzierungsformen für die auf Dauer angelegte Vollzeitpflege vorgeschlagen.6  
Dabei sorgt eine einheitliche Definition dafür, den „Wildwuchs“ von Bezeichnungen, insbesonde-
re für nicht der Allgemeinen Vollzeitpflege zugerechnete Pflegeformen, zu beschneiden. Darüber 
hinaus sollte für einen bedarfsgerechten, den tatsächlichen Problemlagen der Kinder und den  
Anforderungen an Pflegepersonen gerecht werdenden Ausbau der „besonderen Formen“  
Sorge getragen werden.7 

Bei den nachstehend beschriebenen Pflegeformen wird als sehr wahrscheinlich ange-
nommen, dass die leiblichen Familien nicht in der Lage sein werden, im Hinblick auf die  
Entwicklung des Kindes oder der/des Jugendlichen – in einem für die Minderjährigen vertret-
baren Zeitraum – eine Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- und Erziehungsbedingun-
gen zu erreichen. Durch diese Vollzeitpflegen soll daher mit den beteiligten Personen eine 
dem Wohl des Kindes oder der/des Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte Lebens-
perspektive angeboten werden. Voraussetzung für eine solche auf Dauer angelegte Perspek- 
tive und einer Herstellung von Lebenskontinuität für das Kind ist eine gründliche Klärung seiner  
sozialen, psychischen und physischen Situation während der Dauer der Bereitschaftspflege 
(siehe dazu Kap. 5.1 Perspektivklärung).8

Bei auf Dauer angelegten Pflegeverhältnissen wird von der Pflegeperson, die vordringlich das 
Kind betreut, erwartet, dass sie im ersten Jahr der Pflege in der Häuslichkeit verbleibt (siehe 
dazu Kap. 4.1.4, Elterngeldähnliche Leistungen).

In diesem Kapitel findet sich auch eine differenzierte Darstellung der Vollzeitpflege nach 
§ 33 SGB VIII, einer stationären Unterbringung nach § 34 SGB VIII und Erziehungsstellen 
nach §§ 33, 34 SGB VIII. Bei Letzteren wird ausführlicher auf Probleme eingegangen, die im  
Rahmen von Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII auftreten können. 

6 Zur Einstufung der Kinder in die unterschiedlichen Pflegeformen existiert eine Arbeitshilfe in der Anlage zu diesem Kapitel.
7 Die Einführung der drei Pflegeformen „Allgemeine Vollzeitpflege“, „Sozialpädagogische Vollzeitpflege“ und „Sonderpädagogische Vollzeitpfle-

ge“ kommt in Niedersachsen sehr gut voran. Einer Befragung der Universität Hildesheim im Jahr 2018 zufolge verfügen von den 52 Jugend-
ätern mit einem kommunalen Pflegekinderdienst, von denen Angaben vor liegen, 100 % über eine Allgemeine Vollzeitpflege, 96,2 % über eine  
Sozialpädagogische Vollzeitpflege und 86,5 % über eine Sonderpädagogische Vollzeitpflege (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung 2018, S. 34).

8 Die Bereitschaftspflege und die befristete Vollzeitpflege mit Rückkehroption richten sich ebenso nach den Bedarfen der Kinder und können daher 
auch  die hier dargestellten Formen annehmen.
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1.2.1 Allgemeine Vollzeitpflege

Leistungsangebotstyp Allgemeine Vollzeitpflege
1. Art des Angebots Die allgemeine Vollzeitpflege wird von persönlich qualifizierten Einzel-

personen, Paaren oder Lebensgemeinschaften durchgeführt, bei denen 
keine pädagogische Ausbildung vorausgesetzt wird. Sie erstreckt sich 
auf die Versorgung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen, die 
die Belastung eines Beziehungsabbruchs und eines Lebensweltwech-
sels erfahren haben. 

Insbesondere geeignet ist die Pflegeform, wenn ein Kind oder eine 
Jugendliche / ein Jugendlicher von den Eltern in der leiblichen Familie 
trotz fachlicher Unterstützung nicht mehr kindeswohladäquat betreut, 
erzogen und versorgt werden kann. Sie bietet dem Kind bzw. der/dem 
Jugendlichen einen längerfristigen Aufenthalt im familiären Rahmen. 

In dieser Pflegeform entspricht die zu leistende Aufgabe der Erziehung 
und Betreuung den Kompetenzen, die in allgemeinen Familienkonstella-
tionen vorhanden sind.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 36, 37, 37a-c, 39, 41 SGB VIII

3. Allgemeine Zielset-
zung  
(Beispiele)

	 Förderung einer altersentsprechenden Entwicklung in den Berei-
chen „Sprache“, „Motorik“, „Kognition“, „Sozialverhalten“

	 Entwicklung eines altersentsprechenden Umgangs mit emotionaler 
Bindung und Ablösung

	 Aufarbeitung von Entwicklungsdefiziten
	 Vermittlung sozialer Kompetenzen
	 Integration in ein neues soziales Umfeld
	 Integration in Schule und Ausbildung
	 Erlangung von Schul- und Ausbildungsabschlüssen
	 Förderung der doppelten Elternschaft
	 Unterstützung der Verselbstständigung, ggf. der Reintegration in die 

leibliche Familie
	 Entwicklung eines positiven Selbstbildes
	 Ein Jahr vor Beendigung der Jugendhilfe ist zu erkunden, wie ein 

Übergang gestaltet werden kann und dieser dann vorzubereiten ist.
4. Typische Fall-

konstellationen 
(Beispiele) 

	 Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren
	 Ungünstige Prognoseentscheidung im Hinblick auf eine erreichbare 

Befähigung der Eltern, eine kindgerechte Erziehung trotz Unterstüt-
zung zu gewährleisten

	 Langfristiger Ausfall der Eltern oder des alleinerziehenden Eltern-
teils z. B. wegen körperlicher Beeinträchtigung / psychischer Krank-
heit, psychiatrischer Versorgung oder Inhaftierung

	 Tod der Hauptbezugspersonen
	 Rückzug der Personen der Herkunftsfamilie vom Kind / der/dem 

Jugendlichen oder aktive Ablehnung des Kindes / der/des Jugendli-
chen

5. Inhalte der Leistung

Qualifizierung und Ko-
operation der Pflegefa-
milie

	 Verpflichtende Teilnahme an Grundqualifizierungsmaßnahmen für 
Pflegeeltern

	Möglichkeit der Teilnahme an Supervisionsangeboten 
	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, PKD) und 

Mitwirkung am Hilfeplan
	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 

durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit des-
sen Fachberatung
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Leistungsangebotstyp Allgemeine Vollzeitpflege
Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten
	 Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver und  

sprachlicher Kompetenzen
	 Förderung der schulischen bzw. beruflichen Entwicklung des  

Kindes / der/des Jugendlichen
	 Integration des Kindes / der/des Jugendlichen in das Netzwerk im 

Umfeld der Pflegefamilie 
	 Unterstützung des Kindes bei der Aufarbeitung der eigenen  

Biografie und Entwicklung eines positiven Elternbildes
	 Aufarbeitung von erzieherischen und sozialen Defiziten
	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	Organisation und Unterstützung notwendiger pädagogischer und 

therapeutischer Hilfen
	 Aktive Auseinandersetzung mit der Rolle der doppelten Elternschaft
	 Zusammenarbeit mit den Eltern; soweit dies dem kindlichen Bedarf 

entspricht, ggf. kindgemäße Information über die Situation der  
leiblichen Familie

	 Regelmäßiger Austausch mit Blick auf die Ressourcen und  
Beeinträchtigungen der Kinder/Jugendlichen und deren allgemeiner 
Entwicklung

Unterkunft und Raum-
konzept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der  
Pflegepersonen. Ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/Jugendlichen 
entwicklungsgerecht vorzuhalten.

Versorgung Über Tag und Nacht (Verpflegung, Bekleidung, Freizeitaktivitäten)

6. Persönliche und  
familiäre Vorausset-
zungen

	Grundverständnis von der Entwicklung eines Kindes und von der 
Entwicklung und Bedeutung familiärer Beziehungen (insbesondere 
von Kind-Eltern-Beziehungen)

	 Zeit für eine bedarfsgerechte Betreuung des Kindes
	 Die Anzahl der hier betreuten Pflegekinder richtet sich nach den  

vorhandenen pädagogischen, räumlichen und zeitlichen Kapazi-
täten. In der Regel sollten jedoch nicht mehr als drei Pflegekinder 
betreut werden.

1.2.2 Sozialpädagogische Vollzeitpflege

Leistungsangebotstyp Sozialpädagogische Vollzeitpflege
1. Art des Angebots Die sozialpädagogische Vollzeitpflege wird von persönlich qualifizierten 

und/oder fachlich ausgewiesenen Einzelpersonen, Paaren oder Lebens-
gemeinschaften durchgeführt. Sie erstreckt sich auf die Versorgung, 
Erziehung und Förderung von entwicklungsbeeinträchtigten/verhal-
tensauffälligen Kindern und Jugendlichen. Der erzieherische Bedarf 
resultiert – vor dem Hintergrund unterschiedlicher Konstellationen in der 
Herkunftsfamilie – aus Entwicklungsbeeinträchtigungen des Kindes oder 
der/des Jugendlichen, deren Bearbeitung den Anspruch einer  
allgemeinen Vollzeitpflege übersteigt. Darüber hinaus können mit die-
sem Leistungstyp auch Kinder und Jugendliche mit angeborenen oder 
chronischen Erkrankungen oder Beeinträchtigungen versorgt werden.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 35a, 36, 37, 37a-c, 39, 41 SGB VIII
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Leistungsangebotstyp Sozialpädagogische Vollzeitpflege
3. Allgemeine Zielset-

zung 
(Beispiele)

	 Förderung einer der Entwicklung in den Bereichen „Sprache“,  
„Motorik“, „Kognition“, „Sozialverhalten“

	 Entwicklung eines Umgangs mit emotionaler Bindung und Ablösung
	 Aufarbeitung von Entwicklungsdefiziten
	 Vermittlung sozialer Kompetenzen
	 Integration in ein neues soziales Umfeld
	 Integration in Schule und Ausbildung
	 Erlangung von Schul- und Ausbildungsabschlüssen
	 Förderung der doppelten Elternschaft
	 Unterstützung der Verselbstständigung, ggf. der Reintegration in die 

leibliche Familie
	 Entwicklung eines positiven Selbstbildes
	 Ein Jahr vor Beendigung der Jugendhilfe ist zu erkunden, wie ein
      Übergang gestaltet werden kann und dieser dann vorzubereiten ist.

4. Typische Fall- 
 konstellationen 
(Beispiele)

Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren (ggf. über das 
18 Lebensjahr hinaus nach Maßgabe der §§ 41, 41a SGB VIII) …
… mit (ggf. diagnostizierten) Entwicklungsverzögerungen/Verhalten-

sauffälligkeiten
… mit gestörten Eltern-Kind-Beziehungen auch aufgrund von komple-

xen Familienkonstellationen
… mit dem Bedarf an einer deutlich höheren erzieherischen Zuwendung
… mit einem pflegerischen Bedarf aufgrund einer angeborenen und/ 

oder chronischen Erkrankung oder Behinderung 
… Risikofaktoren in der Vorgeschichte wie Vernachlässigung,  

belastende Bezugspersonenwechsel
… Traumatisierungen und Bindungsstörungen

5. Inhalte der Leistung

Qualifizierung und  
Kooperation der Pflege-
familie

	 Verpflichtende Teilnahme an Grund- und aufbauenden  
Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für Pflegeeltern

	 Teilnahme an prozessbegleitenden Maßnahmen (Gruppenarbeit) 
	Möglichkeit zur Supervision
	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, PKD) und 

Mitwirkung am Hilfeplan
	 Teilnahme an Aufbauqualifizierungen und/oder an Fortbildungen,  

die sich an den spezifischen Beeinträchtigungen des eigenen  
Pflegekindes orientieren

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung

	 Regelmäßiger berichtsmäßiger Austausch (ggf. auch schriftlich)  
mit Blick auf die Ressourcen und Beeinträchtigungen der Kinder/ 
Jugendlichen und deren allgemeine Entwicklung
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Leistungsangebotstyp Sozialpädagogische Vollzeitpflege
Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten
	 Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver und  

sprachlicher Kompetenzen
	 Förderung der schulischen bzw. beruflichen Entwicklung des  

Kindes / der/des Jugendlichen
	 Integration des Kindes / der/des Jugendlichen in das Netzwerk im 

Umfeld der Pflegefamilie
	 Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen bei der  

Aufarbeitung der eigenen Biografie
	 Aufarbeitung von erzieherischen und sozialen Defiziten
	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	Organisation und Sicherstellung notwendiger therapeutischer und 

medizinischer Hilfen nach Maßgabe des Hilfeplans
	 Aktive Auseinandersetzung mit der Rolle der doppelten Elternschaft
	 Zusammenarbeit mit den Eltern; soweit dies dem kindlichen Bedarf 

entspricht, ggf. kindgemäße Information über die Situation der  
leiblichen Familie

Unterkunft und Raum-
konzept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der  
Pflegepersonen. Ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/Jugendlichen 
entwicklungsgerecht vorzuhalten.

Materielle Versorgung Über Tag und Nacht (Verpflegung, Bekleidung, Freizeitaktivitäten)

6. Persönliche und  
familiäre Vorausset-
zungen

	 Sozialpädagogische/psychologische/pflegerische Qualifikation oder 
nachgewiesene vergleichbare Qualifikation / erzieherische bzw. 
pflegerische Erfahrung möglichst des für die Erziehung im Alltag  
zuständigen Elternteils

	 Besondere Eignung und Bereitschaft zur Kooperation auch in  
komplexen Fallkonstellationen

	 Bedarfsgerechte häusliche Anwesenheit eines Pflegeelternteils in 
Abhängigkeit vom Alter und sonstiger Unterstützungssysteme  
(Kindergarten/Schule) der zu betreuenden Kinder

	 Die Anzahl der hier betreuten Pflegekinder richtet sich nach den  
vorhandenen pädagogischen, räumlichen und zeitlichen  
Kapazitäten. In der Regel sollten jedoch nicht mehr als zwei  
Pflegekinder betreut werden.

1.2.3 Pflegekinder mit Behinderungen in Sonderpädagogischer Vollzeitpflege
Mit der Notwendigkeit inklusiver Lösungen gerät der Bereich der Pflegekinderhilfe verstärkt in 
den Blick. Zwar werden aktuell in Niedersachsen bereits Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen in Pflegefamilien betreut, gleichwohl kommen auf die Pflegekinderdienste zukünftig 
womöglich mit der Gesamtzuständigkeit auch für die Eingliederungshilfe für junge Menschen 
mit körperlicher und geistiger Behinderung weitergehende Aufgaben zu – Aufgaben, die bisher 
rechtlich und fachlich nicht in der Pflegekinderhilfe und der Jugendhilfe insgesamt verankert 
sind.9

Grundsätzlich sollte im Vorfeld der Vollzeitpflege von Kindern mit Behinderungen geregelt 
werden, wie Eingliederungshilfe und Pflegekinderhilfe miteinander kooperieren und wie die 
Aufgabenverteilung vorzunehmen ist. Hierbei muss es sich um eine strukturelle Regelung 
handeln und nicht um individuelle Regelungen in Einzelfällen – dies sollte im Rahmen von 

9 Auch wenn hier andere Leistungsbereiche involviert sind und an einigen Stellen auch erwähnt werden, so verbleibt die Beschreibung im Bereich der 
Pflegekinderhilfe. Die dezidierte Aufnahme anderer Bereiche würde den Rahmen der Empfehlungen sprengen. Die Ausführungen beziehen sich auf 
den Zeitpunkt der Erstellung dieses Handbuchs, da nicht klar ist, wie die rechtliche Situation 2027/2028 ausgestaltet wird. Da auch jetzt schon Kinder 
und Jugendliche mit Behinderungen in Pflegefamilien betreut und begleitet werden sollen, stellt die Beschreibung eine Empfehlung dar, was zu  
beachten ist und wie in diesen Fällen vorgegangen werden sollte.
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schriftlichen Kooperationsvereinbarungen geschehen.10 Unabhängig von Ausführungen ande-
rer Rechtskreise und einer möglichen Zuständigkeit und Hilfegewährung durch die Eingliede-
rungshilfe für Pflegekinder mit geistiger oder körperlicher Behinderung, ist es – mit Blick auf 
die Pflegekin derhilfe – auf jeden Fall sinnvoll und fachlich geboten, dem Beratungsanspruch 
der Pflegefamilien nach § 37a SGB VIII auch weiterhin (falls ein Eingliederungshilfeträger 
wegen geistiger oder körperlicher Behinderung zuständig ist und die Hilfe gewährt) gerecht zu 
werden. Auf jeden Fall dürfen die Kinder und Jugendlichen bei einer Aufteilung der Zuständig-
keiten und Aufgaben nicht aus dem Blick der Pflegekinderhilfe geraten.

Besondere Anforderungen an diesen Bereich
Geht es um die Gewährung von Eingliederungshilfe für einen jungen Menschen mit (drohen-
der) seelischer Behinderung (§ 35a SGB VIII), ergeben sich zusätzliche Anforderungen. Die 
Jugendhilfe – und damit auch die Pflegekinderhilfe – erfährt daher schon aktuell eine Erwei-
terung, da nun diese besonderen Aspekte der Ermöglichung der Teilhabe auch von Kindern 
und Jugendlichen mit geistigen und körperlichen Behinderungen am gesellschaftlichen Leben 
eine zentrale Rolle einnehmen werden. Davon betroffen sind alle Teile der Pflegekinderhilfe, 
wie sie in den anderen Kapiteln der Empfehlungen beschrieben sind, deren Besonderheiten 
für dieses Feld hier aber kurz aufgeführt werden.11

•	 Erziehung und Teilhabe 
Die Unterscheidung zwischen den Leistungen zur Erziehung und den Leistungen zur Teil-
habe sind von fundamentaler Bedeutung – diese Differenz gilt es in den Pflegekinderdien-
sten zu etablieren. Am Beispiel einer Leistung aus der Eingliederungshilfe nach SGB IX, 
auf die § 35a Abs. 3 SGB VIII für die Ausgestaltung der Leistung verweist, lässt sich dies 
prägnant verdeutlichen. Diese Leistung kann z. B. auch eine Assistenz zur Freizeitgestal-
tung beinhalten, die dem Pflegekind mit Behinderung eine möglichst gleichberechtigte Teil-
habe ermöglichen soll und durch die eine Entlastung der Pflegefamilie geschaffen werden 
kann. Diese Entlastung ersetzt jedoch keine erzieherischen Leistungen, die wiederum die 
Unterstützung der Pflegepersonen zum Ziel haben. Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass 
gerade im Kontext der notwendigen Entlastung von Pflegefamilien mit Kindern mit Behin-
derungen weitere Leistungsträger einzubeziehen sind. Insofern ist ein ganzheitlicher Hilf-
eansatz notwendig, der sowohl Leistungen zur Erziehung als auch Leistungen zur Teilhabe 
beinhaltet (vgl. § 35a Abs. 4 SGB VIII).

•	 Partizipation 
Unter Partizipation wird gemeinhin verstanden, die Kinder und Jugendlichen über ihre 
Rechte zu informieren und sie an allen Fragen zu beteiligen, die in irgendeiner Weise mit 
ihrem Leben verknüpft sind. In den fachlichen Positionen des Dialogforums Pflegekinder-
hilfe heißt es unter der Überschrift „Beteiligung und Beratung von jungen Menschen in der 
Pflegekinderhilfe“: 

Eine Schlüsselaufgabe für die Beteiligung und Berücksichtigung von Kindeswille 
und Kindeswohl ist dabei die Wahrnehmung der Signale der Kinder und Jugend-
lichen, die im Rahmen der Pflegekinderhilfe mit zwei Familien leben. Diese (auch 
non-verbalen) Äußerungen müssen entsprechend wahrgenommen und in die Aus-
gestaltung des Hilfeprozesses einfließen. […] Der geäußerte Kindeswille stimmt 
dabei nicht immer per se mit dem Kindeswohl überein. Umso wichtiger ist es, dass 
Entscheidungen in einem partizipativen Verfahren entstehen, nachvollziehbar und 
transparent begründet sind und dem Kind oder Jugendlichen gut erklärt werden.12

10 Ein Beispiel einer Kooperationsvereinbarung ist in der Anlage zu Kapitel 2 einzusehen.
11 Dieses Kapitel entstand mit Unterstützung des Bundesverbandes behinderter Pflegekinder (BbP).
12 Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGFH) (2018), S. 4.
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So richtig diese Beschreibung von Partizipation und Partizipationsprozessen ist, sie kann in 
weiten Teilen auf Kinder mit Behinderung nicht angewendet werden. Dies gilt vor allen Dingen 
für geistig und mehrfachbehinderte Kinder, da diese vielfach über andere Arten der Kommuni-
kation und Partizipation in für sie verständlicher, nachvollziehbarer und wahrnehmbarer Form 
eingebunden werden müssen. Ihre Äußerungen stehen dann häufig unter einem Interpreta-
tionsvorbehalt. Um dem fachgerecht begegnen zu können, muss ein erweitertes Verständ-
nis von Partizipation eingeführt werden. Eine besondere Bedeutung kommt hier den engen 
Bezugspersonen zu, die ergänzend für das Kind den Willen äußern. In diesem Kontext wird 
von allen Beteiligten ein hohes Maß an Vertrauen, gleichzeitig aber auch eine professionelle 
Distanz gefordert. Dies kann dadurch erreicht werden, in dem an erster Stelle nicht die Pflege-
eltern selbst diese Rolle des „Übersetzers“ einnehmen, sondern andere Bezugsperso nen, die 
in dem Netzwerk um das Kind herum angesiedelt sind und in regelmäßigem engem Austausch 
mit dem Kind stehen.

•	 Eignungseinschätzung
Durch den starken Anteil rehabilitativer Unterstützung im Bereich Kinder mit Behinderungen 
müssen für die Eignungsprüfung der Pflegepersonen besondere Aspekte beachtet werden. 
Dies beginnt bei der Wohnungssituation der Pflegepersonen (z. B.: Ist die Wohnung barrie-
refrei zu erreichen, ist genügend Raum für spezielle medizinische/pflegerische Instrumen-
te vorhanden?) und setzt sich bei der pflegerischen Qualifikation fort (z. B.: Über welche 
grundsätzlichen Kenntnisse verfügen die Pflegepersonen, wie gut ist deren Einbindung in 
die Hilfestruktur des Sozialraumes?). 

Ebenso ist die generelle persönliche/fachliche Eignung unter dem Blickwinkel der Behinde-
rungen zu betrachten. Hier ist das Augenmerk insbesondere auf die persönliche Eignung 
zu legen, da nicht jede Fachkompetenz aus dem medizinischen, pflegerischen, therapeuti-
schen oder erzieherischen Bereich mit einer Eignung gleichzusetzen ist. Darüber hinaus ist 
die generelle Bereitschaft zu ermitteln, sich mit dem interdisziplinären Versorgungssystem 
zwischen Krankenkasse, Pflegekasse, Sozialhilfe, Eingliederungshilfe, Jugendhilfe und 
dem Versorgungsamt auseinanderzusetzen.13

•	 Dokumentationsempfehlung für Pflegeeltern
Bei Pflegeverhältnissen mit rehabilitativem, therapeutischem und medizinischem Bedarf 
wird empfohlen, den Alltag in den Pflegefamilien zu dokumentieren. Das dient der Unter-
stützung und Strukturierung der unterschiedlichen Maßnahmen und Aktivitäten rund um 
das Pflegekind (z. B. in Bezug auf Medikamentenvergabe, Verhaltensweisen, autoaggres-
sives Verhalten). Diese Dokumentation kann genutzt werden zur Vorbereitung von Beratun-
gen durch den Pflegekinderdienst und von Teilhabe-/Hilfeplangesprächen.14

•	 Arbeit mit den Eltern
Bei der Elternarbeit im Kontext von Kindern mit Behinderung ist die Nicht-Akzeptanz der 
Behinderung einer der Gründe, die in einer Annahmeverweigerung der Kinder durch ihre El-
tern resultieren können. Der Grund der Herausnahme ist oft nicht eine von den Eltern aus-
gehende Gefährdung, sondern die Notwendigkeit der Organisation einer medizinischen, 
therapeutischen und oder pflegerischen Betreuung. Dieser Kontext ist geeignet, dass die 
freiwillige Inpflegegabe aufgrund der eigenen Überforderung andere Voraussetzungen für 
die Zusammenarbeit schafft als eine von den Eltern ausgehende Gefahr für das Kind.15 

13 Das grundsätzliche Vorgehen bei Eignungsprüfungen wird in Kapitel 9.2.3 beschrieben.
14 Die Dokumentation ist Teil der Pflegekinderhilfe – sie ersetzt nicht mögliche Dokumentationsverpflichtungen im Bereich anderer Leistungsträger. 

Eine  speziell auf Pflegekinder mit Behinderungen ausgerichtete Dokumentationsmappe kann beim Bundesverband behinderter Pflegekinder be-
stellt werden: Dokumentationsmappe: Bundesverband behinderter Pflegekinder e.V. (bbpflegekinder.de).

15 Das grundsätzliche Vorgehen bei der Arbeit mit Eltern wird in Kapitel 7.3 beschrieben.
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•	 Aufgabe der Fachkräfte im Pflegekinderdienst
Die Aufgabe der Fachkräfte besteht hier in einer koordinierenden Funktion, die sich aus der 
Tatsache ableitet, dass die Diagnostik für diese Kinder/Jugendlichen in einem Bereich statt-
findet, der nicht der Jugendhilfe zuzurechnen ist. Hier sind andere Rechtssysteme vorran-
gig, die die Bedarfe auf Basis anderer Professionen ermitteln. Soweit nicht pädagogische 
Fragen angesprochen sind, besteht die Aufgabe der Fachkräfte in der Pflegekinderhilfe 
auch in Verwei sung auf andere Leistungen oder Leistungsträger und der Koordinierung der 
unterschiedlichen Hilfen in den konkreten Fällen.

Sonderpädagogische Vollzeitpflege

Leistungsangebotstyp Sonderpädagogische Vollzeitpflege
1. Art des Angebots Die Sonderpädagogische Vollzeitpflege ermöglicht Kindern mit  

Behinderungen, die sowohl einen erzieherischen Bedarf aufweisen,  
als auch Kindern, bei denen ein pflegerischer Bedarf besteht, ein Auf-
wachsen in einer Familie. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass  
häufig eine klare Trennung zwischen pflegerischem und erzieherischem  
Bedarf bei Kindern nicht gegeben ist – es handelt sich dann – mit Blick 
auf den Bedarf – um eine individuelle Schwerpunktsetzung. 
Behinderungsformen sind vielfältig und lassen keine allgemeinen 
Rückschlüsse auf den jeweils angebrachten Umgang mit dem Kind zu. 
Dennoch kann allgemein festgehalten werden, dass mit fortschreitender 
körperlicher Einschränkung im Zusammenhang mit eingeschränkter 
Kommunikationsfähigkeit die sozialpädagogischen Erziehungsaufträge 
in den Hintergrund rücken und ein pflegerischer Schwerpunkt unter  
Berücksichtigung besonderer emotionaler Zuwendung in den Mittel-
punkt rückt. Bei Kindern mit geistiger und seelischer Behinderung, bei 
denen die körperliche Funktion und Kommunikationsfähigkeit im vollen 
Maß vorhanden ist, rücken wiederum sozialpädagogische Schwerpunk-
te in den Mittelpunkt. Ebenso können hier Kinder betreut werden, die 
erhöhte pädagogische Bedarfe auch außerhalb einer seelischen  
Behinderung aufweisen.
Das Angebot wird von Einzelpersonen, Paaren oder Lebensgemein-
schaften durchgeführt, die entweder aufgrund ihrer beruflichen Qualifi-
kation und Erfahrung im erzieherischen, pflegerischen, medizinischen, 
psychologischen und therapeutischen Bereich oder aufgrund besonde-
rer persönlicher Eignung infrage kommen, einem Kind mit Behinderung 
oder Beeinträchtigungen ein langfristiges Zuhause zu geben.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33 Satz 2, 35a, 39, (41) SGB VIII; §§ 80, 113 SGB IX

3. Allgemeine Zielset-
zung 
(Beispiele)

Einem Kind mit Behinderung das Aufwachsen in einer Familie zu  
ermöglichen, in der seine erzieherischen, medizinischen und pflege-
rischen Bedürfnisse durch enge Bezugspersonen erfüllt werden.
Bei seelisch behinderten, traumatisierten, vernachlässigten Kindern 
oder Jugendlichen steht eine nachholende, an den biografischen  
Erfahrungen und den Umweltbeziehungen orientierte Sozialisation unter 
Einschluss von Betreuungs- und Erziehungsaufgaben im Mittelpunkt.
Für schwerbehinderte Kinder oder Jugendliche stehen die angemesse-
ne pflegerische Betreuung und Förderungsaufgaben im Mittelpunkt.
In Abgrenzung zur sozialpädagogischen Vollzeitpflege geht es hier in 
der Regel nicht um das Wiederherstellen eines „Zustandes“, der sich in 
einer Anbindung an das Schulsystem oder, bei Volljährigkeit, den ersten 
Arbeitsmarkt ausdrückt. Im Vordergrund stehen hier die Bindung und 
Beziehung sowie die Förderung – im Rahmen des Möglichen – einer 
selbstbestimmten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. 
Ein Jahr vor Beendigung der Jugendhilfe ist zu erkunden, wie ein 
Übergang gestaltet werden kann und dieser dann vorzubereiten ist.
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Leistungsangebotstyp Sonderpädagogische Vollzeitpflege
4. Typische Fall - 

konstellationen 
(Beispiele)

Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren (ggf. über 
das 18. Lebensjahr hinaus nach Maßgabe der §§ 41, 41a SGB VIII) …
… mit wesentlicher seelischer Behinderung wie z. B. 
› diagnostizierte Entwicklungsverzögerungen und grundlegende Per-

sönlichkeitsstörungen 
› erhebliche Verhaltensauffälligkeiten (Aggression/Regression) 
› schwere Traumata 

… mit erheblichen biografischen Risikofaktoren wie Deprivation, Bezie-
hungsabbrüche, Gewalterfahrungen u. Ä.

… mit schwersten Traumatisierungen und Bindungsstörungen
… mit wesentlicher körperlicher und/oder geistiger Behinderung
… mit einer lebensbedrohlichen und lebensverkürzenden Krankheit 

oder Behinderung

5. Inhalte der Leistung
Qualifizierungs- und  
Kooperationsverpflich-
tungen der Pflegefamilie

	 Verpflichtende Teilnahme an Grund- und aufbauen den Qualifizie-
rungs- und Fortbildungsmaßnahmen sowie Fachberatungen für 
Pflegeeltern, prozessbegleitenden Maßnahmen und Supervision

	 Verpflichtende Teilnahme an Fortbildungen, die den Problemberei-
chen des von ihnen betreuten Kindes entsprechen 

	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, PKD) und 
weiteren beteiligten Institutionen (z. B. Gesundheits- und  
Therapieeinrichtungen)

	Mitwirkung am Hilfeplan / ggf. Teilhabeplan
	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 

durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung 

	 Regelmäßige Berichte mit Blick auf die Ressourcen und Beein-
trächtigungen der Kinder/Jugendlichen und deren allgemeiner  
Entwicklung16 und/oder Dokumentation (s. o.)

Erziehung / pädagogi-
sche Betreuung

	 Emotionale Zuwendung bei nicht vorhandener oder nur  
eingeschränkt vorhandener Äußerungsfähigkeit des Kindes

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten 
	 Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver und 

sprachlicher Kompetenzen
	 Förderung der schulischen bzw. beruflichen Entwicklung des  

Kindes / der/des Jugendlichen in einem der Situation des Kindes 
oder der/des Jugendlichen angemessenen Rahmen

	 Integration des Kindes / der/des Jugendlichen in das Netzwerk im 
Umfeld der Pflegefamilie

	 Unterstützung des Kindes bei der Aufarbeitung der eigenen  
Biografie

	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische (medizinische/pflegerische) Versorgung und 

Erziehung
	Organisation und Unterstützung und evtl. Durchführung  

notwendiger therapeutischer Hilfen
	 Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie; Einbeziehen der  

Herkunftsfamilie in den Erziehungsprozess, soweit dies dem  
kindlichen Bedarf entspricht

	Gestalten von Bindungs- und Trennungsprozessen

16 Im Anhang zu diesem Kapitel findet sich ein Beispiel eines entsprechenden Berichtsformulars.
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Leistungsangebotstyp Sonderpädagogische Vollzeitpflege
Unterkunft und Raum-
konzept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der Pflege-
personen. Ein eigenes Zimmer ist vorzuhalten, es sei denn, die  
Behinderung legt eine andere Form der Unterbringung nahe. 

Versorgung Über Tag und Nacht, besondere medizinische und pflegerische  
Zuwendung (z. B. Sondierung)

6. Persönliche und  
familiäre  
Voraussetzungen

Pädagogische/psychologische/pflegerische/medizinische Qualifikation 
oder nachgewiesene vergleichbare Qualifikation bzw. Erfahrung in  
diesen Bereichen des für die Erziehung im Alltag zuständigen Eltern-
teils. Die Spannbreite der Einschränkungen und Behinderungen sorgt 
dafür, dass Pflegepersonen sehr unterschiedliche Erfahrungen bzw. 
Qualifikationen aufweisen müssen. 
Die Besonderheit der zu betreuenden Kinder/Jugendlichen setzt die 
überwiegende Betreuung durch die pädagogische bzw. besonders  
erfahrene Pflegeperson der Familie voraus.
In dieser Pflegeform sollen in der Regel nicht mehr als zwei  
Pflegekinder betreut werden.

1.2.4 Das Verhältnis der Pflegeformen zueinander
In vielen Fällen wird es möglich sein, ein Pflegeverhältnis von Beginn an in eine der drei 
Formen sicher einzusortieren (siehe auch Arbeitshilfe im Anhang zu diesem Kapitel). Es ist 
aber auch möglich, dass eine klare Entscheidung zu einem frühen Zeitpunkt nicht getroffen 
werden kann und das Pflegeverhältnis zunächst in eine Form sortiert wird, die ggf. nicht den 
kindlichen Bedarfen entspricht. Auch ist es möglich, dass spezifische Beeinträchtigungen des 
Kindes, die zu Beginn des Pflegeverhältnisses nicht zu erkennen waren, sich erst nach ge-
raumer Zeit herauskristallisieren. In allen Fällen kann eine Prüfung bzw. Neuprüfung dazu 
führen, dass die Pflegeform entsprechend den Bedarfen des Kindes gewählt bzw. gewechselt 
werden muss. Es findet dann eine entsprechende Ein- bzw. Höherstufung des Pflegeverhält-
nisses statt (z. B. von Allgemeiner zu Sozialpädagogischer Vollzeitpflege), auch wenn keine 
spezifische berufliche Qualifikation vorliegt, soweit die Pflegeeltern weiterhin für das Kind / die/
den Jugendliche(n) geeignet sind. Umgekehrt ist bei einer Verbesserung der Gesamtsituation 
keine Herabstufung in eine andere Pflegeform vorgesehen, zum Ersten, weil grundsätzlich ein 
langfristiger hoher Bedarf für das Kind vorhanden ist, der auch langfristig bearbeitet werden 
muss, und zum Zweiten, weil damit eine qualifizierte und nachhaltige Arbeit der Pflegeeltern 
honoriert wird, die zur dauerhaften Stabilität der positiven Entwicklung beiträgt.17 Die Gewäh-
rung zusätzlicher flankierender Maßnahmen für die Pflegefamilie (z. B. SPFH, EB) schließt 
eine erhöhte Pflegestufe nicht aus. Die Möglichkeit der Unterstützung durch Leistungen ande-
rer Sozialleistungsträger (z. B. Pflegestufe) soll beachtet werden. 

1.3 Weitere Pflegeformen
Eine besondere Rolle für den Pflegekinderbereich spielen die Verwandtenpflegestellen. Sie 
und ihnen in der Struktur ähnliche Pflegeformen im „sozialen Nahraum“ eines Kindes sind aus 
dem Pflegekinderbereich nicht wegzudenken, bedürfen aber wegen der inneren Nähe zwi-
schen Pflegepersonen und Kind und seinen leiblichen Eltern sowie ihrer „Milieuverankerung“ 
einer besonderen Aufmerksamkeit.

Die Pflegeform „Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen“ wurde in 
jüngerer Zeit im Kontext von Wissenschafts- und Praxisdebatten zum Schicksal von Kindern 
von Eltern mit psychischen Erkrankungen entwickelt und deshalb auf diesen Personenkreis 
hin konzentriert. Diskutiert werden gelegentlich aber auch Patenschaften für andere belastete 
Zielgruppen, so z. B. zur Unterstützung und phasenhaften Entlastung von jungen Müttern oder 
17 Zu den finanziellen Leistungen für die unterschiedlichen Pflegeformen siehe Kapitel 4.1.
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für Kinder aus Familien mit anderen Krankheitsbildern. Diese Pflegeform hat sich in den letz-
ten Jahren mehr und mehr als Regelangebot zahlreicher Jugendämter etabliert. 

1.3.1 Verwandtenpflege
Verwandtenpflege ist nach dem hier zugrunde liegenden Verständnis immer dann gegeben, 
wenn Kinder oder Jugendliche bei Verwandten oder Verschwägerten18 bis zum dritten Grad für 
einen mehr als kurzfristigen Zeitraum über Tag und Nacht leben und von den Verwandten pri-
mär versorgt werden. Personen, die ein Enkelkind / ein anderes Verwandtenkind im Rahmen 
einer privaten Vereinbarung mit den Sorgeberechtigten betreuen, benötigen keine Erlaubnis 
zur Vollzeitpflege (§ 44 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII), haben jedoch Anspruch auf Beratung 
durch das Jugendamt (§ 37a SGB VIII).

Die Gewährung der Hilfe nach § 33 SGB VIII für Verwandtenpflegen ergibt sich daraus, dass 
der erzieherische Bedarf durch die Eltern des Kindes nicht erfüllt werden kann – dies in der 
anderen Familie aber sichergestellt ist.19

In der sozialen Realität steht einer großen Zahl von Verwandten, die ein Kind aus dem großfa-
milialen Umfeld informell betreuen und die weder Beratung noch finanzielle Unterstützung be-
antragen, eine kleinere Zahl von Pflegepersonen gegenüber, die die Sorge für das Kind nicht 
aus eigenen Mitteln übernehmen können und deshalb um Grundsicherung bzw. Sozialgeld 
nach SGB II und SGB XII für das Kind nachsuchen. Zudem gibt es eine Anzahl von Verwand-
ten, die entweder vom Jugendamt aktiv für die Übernahme einer erzieherischen Hilfe gem. 
§§ 27, 33 SGB VIII angeworben wurden oder die von sich aus um die Anerkennung als Voll-
zeitpflegestelle nachsuchen. Der Gesetzgeber hat hierzu bereits im Jahr 2005 in § 27 Abs. 2a 
SGB VIII eindeutig geklärt, dass „ein Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch entfällt, 
dass eine andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen.“ Die 
Gewährung von Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Falle aber voraus, dass „diese Person 
bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach Maßgabe der §§ 36 und 37 SGB VIII zu decken.“ Des Weiteren stellt § 39 
Abs. 4 Satz 4 SGB VIII klar, dass gegenüber einer unterhaltsverpflichteten Person, die in gera-
der Linie mit dem Kind oder der/dem Jugendlichen verwandt ist (eine solche kann Großvater/
Großmutter oder Urgroßmutter/Urgroßvater, nicht jedoch eine andere verwandte Person sein), 
der monatliche Pauschalbetrag „angemessen gekürzt werden kann.“20

Mit diesen Regelungen wurde nach jahrelangen kontroversen Diskussionen geklärt, dass bei 
sonst vorliegenden Voraussetzungen für die Gewährung einer erzieherischen Hilfe Großel-
tern nicht deshalb die Anerkennung als Vollzeitpflegestelle gemäß § 33 versagt werden kann, 
weil sie ggf. unterhaltsverpflichtet sind. Sie haben dann allerdings auch den Verpflichtungen 
nachzukommen, die auch nicht mit dem Kind verwandte Pflegeeltern zu erfüllen haben, wo-
bei hier jedoch eine Kürzung der materiellen Aufwendungen für das Kind (nicht jedoch des 
monatlichen Erziehungsbeitrags) ggf. infrage kommen kann (§ 39 Abs. 4 S. 4 SGB VIII). Das 
Jugendamt muss hier ein pflichtgemäßes Ermessen ausüben.

Trotz der Klarstellungen bestehen in der Praxis teilweise weiterhin Unsicherheiten im Umgang 
mit Verwandten, insbesondere mit Großeltern. Hintergrund hierfür ist zum einen, dass es sich 
bei Verwandtenpflegestellen häufig um „nachvollzogene“ Inpflegegaben handelt, da die Groß-
eltern/Verwandten – auch aus Unkenntnis – das Verwandtenpflegekind zunächst informell auf-
genommen haben. 

18 Großeltern, Onkel, Tanten, Geschwister, Neffen, Nichten und Verschwägerte. 
19 Vgl. Wiesner/Wappler (2022): SGB VIII Kinder- und Jugendhilfe, Kommentar. In der Kommentierung zu § 33 SGB VIII heißt es in Rn. 34 zur Ver-

wandtenpflege: „Nicht jede Unterbringung löst einen Anspruch auf HzE und die damit verbundenen Unterhaltsansprüche aus, weil es bei der 
HzE in der Form der Vollzeitpflege nicht um reine Betreuungsleistungen geht. Nach den allgemeinen Voraussetzungen des § 27 Abs. 1 muss ein  
erzieherischer Bedarf bestehen, und die unterhaltspflichtigen Verwandten müssen geeignet sein, diesen Bedarf zu decken. Entsteht durch die  
Unterbringung lediglich ein finanzieller Bedarf, kommen Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB II oder SGB XII in Betracht, nicht aber HzE.“

20 Siehe Grafik der Aufstellung der Verwandtschaftsgrade im Anhang zu diesem Kapitel.
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Zum anderen gibt es in der Praxis häufig Zweifel an der Eignung der Großeltern/Verwandten, 
z. B. weil intergenerative Verwicklungen vermutet werden und/oder die wirtschaftliche, sozi-
ale und gesundheitliche Situation sowie der Bildungsstand unter den aus dem Bereich der 
„Fremdpflege“ gewohnten Standards liegt.

Vorbehalte der ersten Art können mit § 27 Abs. 2a SGB VIII insoweit überwunden werden, als 
sich aus der Regelung erschließen lässt, dass auch im Falle eines Nachvollzugs zu überprü-
fen ist, ob die Bewerberinnen und Bewerber zur Mitwirkung und Zusammenarbeit bereit und 
in der Lage sind (und die rechtlichen Voraussetzungen zur Gewährung einer erzieherischen 
Hilfe gegeben sind). Soweit dies in einem Verfahren der Eignungsfeststellung bejaht werden 
kann und die Verwandtenpflegestelle die geeignete Hilfeform darstellt, darf der „Nachvollzug“ 
künftig kein Hinderungsgrund für die Anerkennung sein. Andererseits ist eine Anerkennung 
zu versagen, wenn diese Voraussetzungen nicht vorliegen. Dies wiederum muss nicht not-
wendigerweise bedeuten, dass das Kind nicht in der Verwandtenfamilie verbleibt. Sofern der 
Schutz des Kindes in der Familie mindestens einfachen Standards entspricht und eine den 
Bedürfnissen des Kindes entsprechende Erziehung gewährleistet ist, kann den Verwandten 
auch außerhalb einer erzieherischen Hilfe Beratung gewährt und ggf. durch entsprechende 
familienunterstützende Leistungen nach dem SGB VIII abgesichert werden (vgl. Deutscher 
Verein für öffentliche und private Fürsorge 2004, S. 38).

Die zweite Gruppe von Bedenken sollte – soweit sie nicht ernsthaft die grundsätzliche Eignung 
der Verwandten als Pflegepersonen infrage stellen – unter dem Gesichtspunkt der „Andersar-
tigkeit“ von Verwandtenpflegearrangements gegenüber Fremdpflegearrangements bewertet 
werden. Die Versorgung eines Kindes aus dem eigenen familiären Umfeld – so die Quint-
essenz – folgt einer eigenen Dynamik, beinhaltet besondere Risiken, aber auch besondere 
Chancen für das Kind. Verwandtenpflegestellen sind Pflegefamilien besonderer Art. Sie bedür-
fen deshalb einerseits einer besonderen, auf die Risiken großfamiliärer Arrangements abge-
stellten Form der Beratung und Unterstützung, haben zum anderen aber auch die besondere 
Nähe zwischen Verwandten und Kind als einen bedeutsamen Schutzfaktor für die kindliche 
Entwicklung zu würdigen und bei Eignungsentscheidungen zu gewichten. 

Der letzte Gesichtspunkt hat in jüngerer Zeit – auch in Verbindung mit fiskalischen Überlegun-
gen – vermehrt dazu geführt, die Verwandtenpflege nicht nur „passiv“ hinzunehmen, sondern 
sie bewusst in die Suche nach einem Lebensort für ein von den Eltern nicht ausreichend ver-
sorgtes Kind einzubeziehen. Sofern die Suche nicht allein auf Verwandte, sondern auch auf 
andere einem Kind oder einer/einem Jugendlichen primär verbundene Personen (z. B. Eltern 
von Schulfreundinnen und -freunden, Bekannte und Freundinnen und Freunde der Eltern, 
Patinnen und Paten, Jugendgruppenleiterinnen und -leiter) erweitert wird, wird von Social Net-
work Care gesprochen (vgl. 1.3.2 Netzwerkpflege).

Diese kurzen Ausführungen machen deutlich, dass die Verwandtenpflege eine besondere 
Stellung im Kanon der Pflegeformen einnimmt und insofern nicht nur als eine eigene Lei-
stungsform auszugestalten ist, sondern dass auch für sie eine Spezialisierung innerhalb des 
Pflegekinderdienstes anzustreben ist. Hier muss der Intensität der Unterstützungsleistungen, 
den Spezifika der Themen und der Haltung zu den „besonderen“ Pflegeeltern Rechnung ge-
tragen werden.21

Da es sich in der Praxis vielfach herausgestellt hat, dass eine gute Kommunikation mit Per-
sonen aus Verwandtenpflegen häufig in einem eher informellen Rahmen gelingt, sind hier 
spezielle Stammtische oder Cafés als Plattform zum Austausch von Informationen besonders 
geeignet. 

21 Die Verwandtenpflege kann ebenso für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge eine geeignete Pflegeform sein. Es sind dann entsprechen de Prüfun-
gen vorzunehmen (vgl. Kap. 1.3.5 und 9.2.3).
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Leistungsangebotstyp Verwandtenpflege
1. Art des Angebots Die Verwandtenpflege wird von persönlich qualifizierten Einzelperso-

nen, Paaren oder Lebensgemeinschaften durchgeführt, bei denen keine 
pädagogische Ausbildung vorausgesetzt wird. Sie erstreckt sich auf die 
Versorgung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen, die in ihrer 
Entwicklung bzw. aufgrund ihrer Behinderung oder aufgrund von Proble-
men in der Geburtsfamilie in einem Umfang beeinträchtigt sind, der unter 
dem Blickwinkel der Eignung der Pflegeeltern zu bewältigen ist. Sie bie-
tet dem Kind bzw. der/dem Jugendlichen einen längerfristigen Aufenthalt 
im familiären (und z. T. geburtsfamiliennahen) Rahmen. Es handelt sich 
in der Regel um eine auf längere Dauer oder auf dauerhaften Verbleib 
angelegte Lebensform für das Kind, soweit sich im Rahmen der Kindes-
wohlsicherung bzw. durch familiengerichtliche Entscheidungen keine 
grundlegenden Änderungen der Situation ergeben. In dieser Pflegeform 
ist die zu leistende Aufgabe der Erziehung und Betreuung in einem die 
Dynamik einer „Normalfamilie“ nicht sprengenden Setting möglich.  
Die Unterbringung im Rahmen von Inobhutnahmen ist bei Verwandten 
möglich.
Befindet sich das Kind / die/der Jugendliche bereits seit längerer Zeit in 
einer Verwandtenpflege – bevor das Jugendamt davon Kenntnis bekam 
–, so ist deren Eignung, wie in den anderen Pflegeformen auch, nach 
den definierten Kriterien zu prüfen. Die positive Entscheidung zur  
Betreuung des Kindes innerhalb einer Verwandtenpflege kann nicht  
rückwirkend gewährt werden, sie gilt ab dem HzE-Antragsdatum der  
Sorgeberechtigten.22

Liegen bei den Kindern und den Verwandtenpflegepersonen die  
Voraussetzungen für Sozialpädagogische Vollzeitpflege oder Sonder-
pädagogische Vollzeitpflege vor, so ist in jedem Fall zu prüfen, ob sie 
auch in diese Formen – mit entsprechender Finanzierung –  
einzugruppieren sind. Die Zielsetzung, die Inhalte der Leistungen und  
die Fallzahlschlüssel ändern sich dann entsprechend.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 41, 42 SGB VIII 
3. Allgemeine Zielset-

zung 
(Beispiele)

	 Förderung einer altersentsprechenden Entwicklung in den Bereichen 
„Sprache“, „Motorik“, „Kognition“, „Sozialverhalten“

	 Entwicklung eines altersentsprechenden Umgangs mit emotionaler 
Bindung und Ablösung

	 Aufarbeitung von Entwicklungsdefiziten
	 Vermittlung sozialer Kompetenzen
	 (Möglicherweise) Integration in ein neues soziales Umfeld
	Gestaltung von Übergängen (z. B. in Kindergarten, Schule und Aus-

bildung
	 Erlangung von Schul- und Ausbildungsabschlüssen
	 (Wieder-)Herstellung/Beibehaltung einer tragfähigen Eltern-Kind-

Beziehung
	 Verselbstständigung

22 Für den Zeitraum ab Antragstellung bis zur Gewährung können die Aufwendungen in Höhe des Pflegegeldes und ggf. einmaliger Beihilfen im 
Rahmen der Selbstbeschaffung nach § 36a SGB VIII erstattet werden. Zu beachten ist die Beratungspflicht des Jugendamts, die bei einer Pflichtver-
letzung zu einem weiter zurückliegenden Anspruch führen kann vgl. VG Aachen 20.12.2018 - 1 K 909/16).
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Leistungsangebotstyp Verwandtenpflege
4. Typische Fallkonstel-

lationen
Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren (ggf. über das 
18. Lebensjahr hinaus nach Maßgabe der §§ 41, 41a SGB VIII)
Eine Jugendliche wird schwanger, wird vom Vater des Kindes aber v 
erlassen und ist noch nicht in der Lage, das Kind allein zu betreuen.  
Die Großeltern übernehmen die Betreuung, zunächst im Haushalt ihrer 
Tochter, dann im eigenen Haushalt. Dort verbleibt das Kind, da die Mut-
ter (zunächst) andere Prioritäten setzt.
Großeltern betrachten mit Sorge die Überforderung der Eltern mit der 
Kinderbetreuung und nehmen das Kind zu sich, um einer möglichen  
Herausnahme des Kindes durch das Jugendamt vorzubeugen.
Die Großeltern oder andere Verwandte übernehmen die Betreuung des 
Kindes, weil der/die Erziehungsberechtigte einen längeren Aufenthalt in 
einer therapeutischen Einrichtung oder einer Haftanstalt antreten muss. 
Das Kind verbleibt dann im betreuenden Haushalt, weil sich die Situation 
(z. B. Drogenkonsum) nicht bessert oder chronifiziert.
Ein Kind / eine/ein Jugendliche(r) „flüchtet“ aus der elterlichen Wohnung 
zu Großeltern oder Verwandten, „setzt“ sich hier „fest“ und kehrt nicht 
mehr zurück. Zum Beispiel findet ein Jugendlicher nach einem Heimauf-
enthalt „Unterschlupf“ bei Verwandten, da eine Wiederaufnahme durch 
die eigenen Eltern nicht infrage kommt.
Ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling, der von Verwandten betreut 
wird oder betreut werden soll (siehe Kap. 1.3.4).

5. Inhalte der Leistung

Qualifizierungs- und Ko-
operationsverpflichtungen 
der Pflegefamilie

	 Kooperation mit dem Jugendamt (PKD) als entsprechende  
Verpflichtung; hierzu gehört die Bereitschaft, unterstützende  
Leistungen anzunehmen; Mitwirkung am Hilfeplan

	 Verpflichtende Teilnahme an Fortbildungen und Pflegeelterngruppen-
veranstaltungen 

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung

Erziehung / sozialpäd-
agogische Betreuung

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten
	 Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver und  

sprachlicher Kompetenzen
	 Förderung der schulischen bzw. beruflichen Entwicklung des  

Kindes / der/des Jugendlichen
	 Integration des Kindes / der/des Jugendlichen in das Netzwerk im 

Umfeld der Pflegefamilie
	 Unterstützung des Kindes bei der Aufarbeitung der eigenen Biografie
	 Aufarbeitung von erzieherischen und sozialen Defiziten
	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	Organisation und Unterstützung notwendiger pädagogischer und 

therapeutischer Hilfen
	 Zusammenarbeit mit der Geburtsfamilie; soweit dies dem kindlichen 

Bedarf entspricht, ggf. kindgemäße Information über die Vorgänge in 
der Geburtsfamilie

Unterkunft und Raumkon-
zept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der Pflegeper-
sonen; ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/Jugendlichen entwicklungs-
gerecht vorzuhalten.

Versorgung Über Tag und Nacht
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Leistungsangebotstyp Verwandtenpflege
6. Persönliche und  

familiäre Vorausset-
zungen

Die Pflegepersonen sind bereit und in der Lage, den erzieherischen  
Bedarf des Kindes zu erkennen, und müssen eine dem Wohl des Kindes 
entsprechende Erziehung und Betreuung gewährleisten können.
Die Pflegepersonen sind bereit und in der Lage, den Eltern mit einer  
Haltung von Verständnis und Akzeptanz zu begegnen oder sich diese  
zu erarbeiten. Sie müssen Gewähr für den Schutz des Kindes oder der/
des Jugendlichen, auch vor deren/dessen Entwicklung gefährdenden 
Übergriffen durch die Eltern oder andere Verwandte bieten können.
Im Falle einer nachvollzogenen Hilfebewilligung muss zum Zeitpunkt  
der Entscheidung deutlich sein, dass das Kind oder die/der Jugend liche 
den Verbleib bei den Verwandten wünscht und keine offensichtlichen  
Entbehrungen erleidet.

1.3.2 Netzwerkpflege
Die Netzwerkpflege – auch wenn sie Nähen zur Verwandtenpflege aufweist – ist als eine ei-
gene Pflegeform anzusehen, da die Kinder von Personen betreut werden, die keine verwandt-
schaftlichen Beziehungen zu der Familie des Kindes aufweisen. Pflegepersonen können zum 
Beispiel ehemalige Lebensgefährtinnen und -gefährten von Elternteilen, Freundinnen und 
Freunde der Familie, Eltern von Klassenkameradinnen und -kameraden sowie Lehrerinnen 
und Lehrer oder Erzieherinnen und Erzieher des jeweiligen Kindes sein. Gleichzeitig bestehen 
jedoch vielfach Beziehungen und damit verbundene gemeinsame Erfahrungen zwischen dem 
Kind (und/oder den Eltern) und den Pflegepersonen. Hier können sich bereits im Vorfeld spe-
zifische Figurationen23 zwischen den Personen gebildet haben, durch die eine Netzwerkpflege 
begründet wird (vgl. Ruchholz/Vietig/Schäfer 2020, S. 17). Im Zentrum stehen dann von den 
Eltern selbst gesuchte (selbst gefundene) Pflegeverhältnisse, die mit Blick auf das Wunsch- 
und Wahlrecht der sorgeberechtigten Eltern einer entsprechenden Prüfung unterzogen werden 
müssen. Gleichzeitig können Netzwerkpflegen aber auch aus Personen bestehen, die aktiv 
vom Jugendamt im Umfeld der Familie gefunden wurden (etwa im Rahmen der so genannten 
Netzwerkerkundung). Die Frage der spezifischen Figuration stellt sich auch hier, jedoch handelt 
es sich in diesen Fällen in der Regel um keine nachzuvollziehenden Pflegeverhältnisse.

Die Besonderheit ist auch Gegenstand der Betrachtung der Netzwerkpflege im Recht, Diana 
Eschelbach schreibt in diesem Zusammenhang: 

Das Recht unterscheidet in Bezug auf die Vollzeitpflege gem. §§ 27, 33 SGB VIII 
nicht zwischen allgemeiner Vollzeitpflege oder ‚Fremdpflege‘ auf der einen und 
Verwandtenpflege und Netzwerkpflege auf der anderen Seite. Nur bei der Großel-
ternpflege kann ein Teil des Pflegegeldes gekürzt werden. Die Rechtsverhältnisse 
aber sind identisch. Und doch bestehen Unterschiede: Das Jugendamt muss bei 
der Einschätzung der geeigneten Hilfeart und Eignungseinschätzung der Pflege-
person bestehende Beziehungen und Bindungen berücksichtigen, aber auch ge-
nau hinschauen, was für das Kindeswohl förderlich ist; das Wunsch- und Wahl-
recht gewinnt hier mehr an praktischer Bedeutung. Das Hinwirken auf eine gute 
Zusammenarbeit zwischen Eltern und Pflegeeltern kann anders sein, ebenso die 
Bereitschaft zur Kooperation. Fragen des Sorgerechts und auch des Umgangs 
bzw. der Kontaktgestaltung stellen sich anders bei miteinander vertrauten Per-
sonen, die möglicherweise aber auch ein belastetes Verhältnis zueinander ha-
ben. Diese Herausforderungen brauchen besondere Angebote der Beratung und 
Unterstützung sowie Fachkompetenz und Ressourcen und konkret ange messene 
Fallzahlen im Fachdienst im Jugendamt und bei eingesetzten freien Trägern, 
damit das Gelingen der Verwandtenpflege und Netzwerkpflege im Sinne des  

23 Der Begriff „Figuration“ wird von Klaus Wolf benutzt. Er bezeichnet spezifische Beziehungsgeflechte von Menschen, die voneinander abhängig 
sind. Abhängig meint, dass es den Menschen, die hier miteinander verbunden sind, nicht völlig gleichgültig ist, was der andere denkt, fühlt und tut.  
Vgl. Wolf, Klaus (2015), S. 181 ff. 
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Kindeswohles befördert werden kann. (ebenda, S. 33)

Die vorhandene Beziehung zwischen der Netzwerkfamilie, den Eltern und dem Kind kann eine 
wichtige Ressource bedeuten, sie kann aber auch Risiken darstellen – je nachdem, welche  
Figuration vorliegt. Insofern sind Netzwerkpflegen als besondere Vollzeitpflegen zu betrachten, 
und diesen Pflegepersonen muss im Pflegekinderdienst eine entsprechende Aufmerksamkeit 
zuteilwerden. Es bedarf guter Argumente, aus welchen fachlichen Gründen es für richtig er-
achtet wird, dass für das Kind diese Familie als Pflegefamilie infrage kommt. Entsprechend 
spielen die Eignungsprüfung der Pflegepersonen und die Begleitung des Pflegeverhältnisses 
hier eine wichtige Rolle.

Wie bei Verwandtenpflege auch, kann eine gute Kommunikation durch einen informellen Rah-
men gefördert werden, z. B. durch Stammtische oder Cafés als Plattform zum Austausch von 
Informationen). 

Leistungsangebotstyp Netzwerkpflege
1. Art des Angebots Die Netzwerkpflege wird von persönlich qualifizierten Einzelpersonen, 

Paaren oder Lebensgemeinschaften durchgeführt, bei denen keine 
pädagogische Ausbildung vorausgesetzt wird. Sie erstreckt sich auf 
die Versorgung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen, die in 
ihrer Entwicklung bzw. aufgrund ihrer Behinderung oder aufgrund von 
Problemen in der Herkunftsfamilie in einem Umfang beeinträchtigt sind, 
der unter dem Blickwinkel der Eignung der Pflegeeltern zu bewältigen 
ist. Es handelt sich in der Regel um eine auf längere Dauer oder auf 
dauerhaften Verbleib angelegte Lebensform für das Kind, soweit sich 
im Rahmen der Kindeswohlsicherung bzw. durch familiengerichtliche 
Entscheidungen keine grundlegenden Änderungen der Situation der 
Familie ergeben. 
Befindet sich das Kind / die/der Jugendliche bereits seit längerer Zeit in 
einer Netzwerkfamilie – bevor das Jugendamt davon Kenntnis bekam –, 
so ist deren Eignung, wie in den anderen Pflegeformen auch, nach den 
definierten Kriterien zu prüfen. Die positive Entscheidung zur Betreuung 
des Kindes innerhalb einer Netzwerkpflege kann nicht rückwirkend  
gewährt werden, sie gilt ab dem HzE-Antragsdatum der Sorgeberech-
tigten.24 
Liegen bei den Kindern und den Netzwerkpflegepersonen die Voraus-
setzungen für Sozialpädagogische Vollzeitpflege oder Sonderpädago-
gische Vollzeitpflege vor, so ist auf jeden Fall zu prüfen, ob sie auch in 
diese Formen – mit entsprechender Finanzierung – einzugruppieren 
sind. Die Zielsetzung, die Inhalte der Leistungen und der Fallzahl-
schlüssel änderten sich dann entsprechend.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 41, 44 SGB VIII

24 Siehe Fußnote 22.
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Leistungsangebotstyp Netzwerkpflege
3. Allgemeine Ziel- 

setzung 
(Beispiele)

	 Förderung einer altersentsprechenden Entwicklung in den  
Bereichen „Sprache“, „Motorik“, „Kognition“, „Sozialverhalten“

	 Entwicklung eines altersentsprechenden Umgangs mit emotionaler 
Bindung und Ablösung

	 Aufarbeitung von Entwicklungsdefiziten
	 Vermittlung sozialer Kompetenzen
	 (Möglicherweise) Integration in ein neues soziales Umfeld
	Gestaltung von Übergängen (z. B. in Kindergarten, Schule und  

Ausbildung)
	 Erlangung von Schul- und Ausbildungsabschlüssen
	 (Wieder-)Herstellung/Beibehaltung einer tragfähigen Eltern-Kind-

Beziehung
	 Verselbstständigung

4. Typische  
Fall konstellationen 
(Beispiele)

Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren (ggf. über 
das 18. Lebensjahr hinaus nach Maßgabe der §§ 41, 41a SGB VIII)
	 Entwicklungsverzögerungen und leichte Verhaltensauffälligkeiten, 

die in einer Familie aufgefangen werden können
	 Langfristiger Ausfall der Eltern oder des alleinerziehenden  

Elternteils wegen körperlicher Beeinträchtigung / psychischer 
Krankheit, psychiatrischer Versorgung oder Inhaftierung

	 Ungünstige Prognoseentscheidung im Hinblick auf eine  
erreichbare Stabilisierung der Eltern trotz Unterstützung

	 Tod der Hauptbezugspersonen
	 Rückzug der Eltern vom Kind / der/dem Jugendlichen 

5. Inhalte der Leistung

Qualifizierungs- und  
Kooperationsverpflichtun-
gen der Pflegefamilie

	 Erfolgreiche Teilnahme an Grundqualifizierungsmaßnahmen
	 Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen
	Möglichkeit der Teilnahme an Supervision/Gruppenarbeit
	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, PKD)  

und Mitwirkung am Hilfeplan, Bereitschaft zur Annahme von  
unterstützenden Leistungen

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung 

Erziehung / sozialpädago-
gische Betreuung

	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten
	 Förderung sozialer, emotionaler, motorischer, kognitiver und 

sprachlicher Kompetenzen
	Gestaltung von Übergängen (z. B. in Kindergarten, Schule und  

Ausbildung, in das soziale Netzwerk im Umfeld)
	 Unterstützung des Kindes bei der Aufarbeitung der eigenen  

Biografie
	 Ressourcenunterstützende Erziehungsarbeit 
	Gesundheitliche Prophylaxe und Versorgung
	 Problemspezifische Versorgung und Erziehung
	Organisation und Unterstützung notwendiger pädagogischer  

und therapeutischer Hilfen nach Maßgabe des Hilfeplans
	 Kontaktpflege bzw. Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie  

gemäß Hilfeplan
Unterkunft und Raumkon-
zept

	 Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der  
Pflegepersonen. Ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/ 
Jugendlichen entwicklungsgerecht vorzuhalten.

	 Versorgung über Tag und Nacht
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Leistungsangebotstyp Netzwerkpflege
6. Persönliche und  

familiäre Vorausset-
zungen

	Grundverständnis von der Entwicklung eines Kindes und von der 
Entwicklung und Bedeutung familiärer Beziehungen (insbesondere 
Kind-Eltern-Beziehungen)

	 Erkennen und Gewährleistung des erzieherischen Bedarfs 
(ggf. Annahme von Zusatzleistungen)

	Gewährleistung des Kinderschutzes vor entwicklungsgefährdenden 
Eingriffen Dritter

	 Kommunikations- und Kontaktfähigkeit
	 Beziehungs- und Bindungsfähigkeit
	 Emotionale Wärme und Empathie
	 Kritikfähigkeit
	 Zuverlässigkeit
	 Verantwortungsbereitschaft
	 Zeit für eine bedarfsgerechte Betreuung des Kindes
	 Die Anzahl der hier betreuten Pflegekinder richtet sich nach den 

vorhandenen pädagogischen, räumlichen und zeitlichen Kapazi-
täten. In der Regel sollten jedoch nicht mehr als drei Pflegekinder 
betreut werden.

1.3.3 Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen 
Die Idee hinter dem Patenschaftsmodell ist die, dass eine Bezugsperson außerhalb der  
Familie für die Kinder ausgleichend und stabilisierend wirken kann. Eine Patenfamilie  
unterstützt lediglich die vorhandene Eltern-Kind-Beziehung und ermöglicht dem Kind  
möglichst unbeschwerte Alltagserfahrungen. Patinnen und Paten können die Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen begleiten und Entlastung in schwierigen Lebenssituationen  
anbieten, wenn es Eltern nicht mehr gelingt, sie ausreichend zu stützen und zu fördern.  
Es besteht kein Auftrag, auf die Qualität der familiären Erziehung Einfluss zu nehmen.  
Patenschaften sind kein Ersatz zur familiären Erziehung und kein Konkurrenzmodell.  
Eltern-Kind-Beziehungen sollen möglichst erhalten bleiben. Der Anspruch der Mütter oder  
Väter, trotz psychischer Erkrankung gute, sorgende Eltern zu sein, kann durch Patenschaften 
positiv unterstützt werden.
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Leistungsangebotstyp Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen
1. Art des Angebots Bei der Patenschaft für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen 

handelt es sich um ein begleitetes, niedrigschwelliges Angebot für Kin-
der, die bei psychisch erkranken Müttern/Vätern/Eltern aufwachsen und 
zum Erhalt ihres Lebensortes und zur Vermeidung einer längerfristigen 
Fremdplatzierung einer besonderen Unterstützung bedürfen.

Patenschaften sind verwandtschaftlichen Unterstützungsnetzen für Kin-
der und ihre Angehörigen in Not- und Krisenzeiten nachgebildet und be-
ruhen somit auf der Idee einer solidarischen Unterstützung im Rahmen 
eines bürgerschaftlichen Engagements.

Die Hilfe ist darauf konzentriert, Kinder und ihre Eltern/Mütter/Väter zu 
entlasten, den Angehörigen in Krisen beizustehen und den Kindern in 
Zeiten stationärer Aufenthalte des/der betroffenen Angehörigen eine  
verlässliche, vertraute Versorgung zu bieten. 

Diese Aufgabe übernehmen Patenfamilien im Rahmen eines auf den 
Bedarf im Einzelfall zugeschnittenen und in einem Kontrakt festgelegten 
Settings. Das Vertragssystem zwischen den Familien und den institutio-
nell Beteiligten – einschließlich der therapeutischen Bezugsperson der 
erkrankten Eltern – stellt Transparenz, Verbindlichkeit und Verlässlichkeit 
der Absprachen sicher und bildet so eine wesentliche Grundlage für das 
Gelingen einer Kooperation in einem differenzierten Beziehungsgeflecht.

Die Patenschaft ist je nach Einzelfall eine befristete oder auf einen  
unbestimmten Zeitraum hin angelegte Maßnahme. Einleitung, Steuerung 
und regelmäßige Überprüfung der Leistungsgewährung erfolgt über 
Fachkräfte im PKD (ein Hilfeplan ist für diese Hilfe nicht notwendig). 
Therapeutische Leistungen für die Angehörigen (Mütter/Väter/Eltern) 
zur Bearbeitung ihrer psychischen Erkrankung sind nicht Inhalt des 
Leistungstyps. Allerdings ist Zugangsvoraussetzung für die Einrichtung 
einer Patenschaft, dass der betroffene Elternteil (Mutter/Vater) über eine 
therapeutische Anbindung und eine Krankheitseinsicht verfügt. Eine 
verbindliche Kooperation zwischen den Institutionen/Einrichtungen ist 
sicherzustellen.

2. Rechtsgrundlage §§ 16, 20 Abs. 2, 27 Abs. 2 SGB VIII25

3. Allgemeine Zielset-
zung 
(Beispiele)

Erhalt des familiären und sozialen Umfeldes durch Unterstützung des 
Kindes in Alltagssituationen und in Phasen krisenhafter Zuspitzung

Bereitstellung einer Ansprechpartnerin / eines Ansprechpartners für das 
Kind zur Verarbeitung seiner besonderen Situation

4. Typische Fall-
konstellationen 
(Beispiele)

	 Kinder/Jugendliche im Aufnahmealter von 0 bis 17 Jahren
	Mutter/Vater/Eltern leiden an einer psychischen Erkrankung und sind 

im Rahmen der therapeutischen Begleitung bereits stationär oder 
ambulant an einen Dienst / eine Einrichtung gebunden

	 Die betroffenen Eltern(-teile) sind in Phasen nicht akuter Erkrankung 
zur Versorgung, Betreuung und Erziehung des Kindes in der Lage

	 Die betroffenen Eltern(-teile) nehmen die Eltern-/Mutter-/Vaterrolle 
an, und es besteht eine tragfähige Bindung/Beziehung zum Kind

	 Die betroffenen Eltern(-teile) sind bereit, die Unterstützung durch 
eine Patenfamilie im Interesse des Kindes anzunehmen

5. Inhalte der Leistung

25 Bundesverband für Erziehungshilfe e.V. (AFET) (2020): „Patenschaften, die den Kindern verlässliche Bezugspersonen bieten und die Intensität der 
Betreuung und Begleitung flexibel an sich verändernde Bedarfe anpassen können, könnten als eine Form der allgemeinen Förderung der Erziehung 
in der Familie (§ 16 SGB VIII), als eine Form der Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen (§ 20 SGB VIII) oder aber als eine Form der 
Hilfe zur Erziehung (§ 27 SGB VIII) eingesetzt werden.“ S. 22.
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Leistungsangebotstyp Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen
Qualifizierungs- und  
Kooperationsverpflichtun-
gen der Patinnen und  
Paten

	 Verpflichtende Teilnahme an einer Grundschulung sowie ggf. an  
aufbauenden Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für  
Patinnen und Paten

	 Bereitschaft zur Teilnahme an Treffen, die der Reflexion der Tätigkeit 
dienen (z. B. Gruppentreffen für Patinnen und Paten) sowie bei  
Bedarf an Supervision

	 Teilnahme an Treffen des Helfersystems (Fachkraft Jugendamt / 
PKD, freier Träger usw.)

Begleitung in Phasen, 
in denen das Kind bei 
seinen Angehörigen lebt 
(Grundleistung) 

	 Die Patinnen und Paten sind Ansprechpartnerinnen/Ansprechpartner 
für das Kind.

	 Die Patinnen und Paten verpflichten sich in einem im Kontrakt  
festgelegten Umfang zur Begleitung des Kindes  
(ggf. auch über Tag und Nacht an Wochenenden).

Betreuung in Phasen, in 
denen die betroffe nen An-
gehörigen die alltägliche 
Versorgung des Kindes 
nicht selbst übernehmen 
können (erweitertes Mo-
dell)

Die Patenfamilien versorgen und betreuen das Kind über Tag und Nacht.
Die Patenfamilien sichern den Kontakt zur Familie des Kindes / zum  
betroffenen Elternteil während der akuten Krankheitsphase und stellen 
die Verbindung zu den sozialen Netzwerken sicher.

Unterkunft und Raumkon-
zept

Die Anzahl der wöchentlichen Kontakte bzw. der Versorgung über Tag 
und Nacht in den unterschiedlichen Phasen ist im Rahmen eines Kon-
traktes festzulegen und im Rahmen einer halbjährlichen Prüfung dem 
jeweiligen Bedarf anzupassen.

Versorgung Über Tag und Nacht (in dem Fall, in dem die betroffenen Angehörigen 
das Kind nicht selbst betreuen können)

6. Persönliche und  
familiäre Vorausset-
zungen

(Ehe-)Paare und/oder Lebensgemeinschaften oder Alleinerziehende/ 
Einzelpersonen in stabilen Lebenssituationen und mit Erfahrungen in  
der Betreuung eigener und/oder fremder Kinder, die Interesse an der 
spezifischen Aufgabenstellung zeigen
Kooperationsbereitschaft und -fähigkeit sind unter Berücksichtigung  
des Vernetzungsgedankens mit Trägern, Fachkräften und anderen  
Disziplinen eine Grundvoraussetzung für Patinnen und Paten. 
	 Patinnen und Paten wissen um die besondere Lebenssituation der 

Eltern und respektieren sie.
	 Sie streben nicht an, ein Ersatz der familiären Erziehung und oder 

ein Konkurrenzmodell zu sein, sondern verstehen sich als eine  
Ergänzung zu der familiären Leistung.

	 Sie bewerten die psychisch erkrankten Eltern und deren Umgang mit 
dem Kind grundsätzlich nicht.

	 Sie bieten Kindern und Jugendlichen verlässlich Entlastung in 
schwierigen Situationen, wenn Eltern nicht in der Lage sind, sie  
ausreichend zu stützen und zu fördern.

	 Sie begleiten die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen.  
Unabhängig von akuten Krisensituationen halten sie Kontakt zum 
Kind / zur/zum Jugendlichen.

Eltern-Kind-Beziehungen sollen erhalten bleiben; eine Überführung des 
Betreuungsverhältnisses in eine langfristige Vollzeitpflege ist in der Regel 
nicht vorgesehen.
Patinnen und Paten dürfen nicht in Haushaltsgemeinschaft mit den  
Eltern/Elterntei len leben. Dies gilt auch für vorübergehende Haushalts-
gemeinschaften.
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Patenmodell und Pflegeeltern
Das Patenmodell kann auch auf Pflegefamilien übertragen werden. So heißt es im Kommentar 
von Wiesen/Wapler zu § 20 SGB VIII: 

Dem Wortlaut nach erfasst die Leistung nur ausfallende Elternteile. Dem Zweck 
der Regelung entsprechend, dem Kind in familiären Notsituationen sein Umfeld zu 
erhalten, ist die Vorschrift auch dann anzuwenden, wenn das Kind in Vollzeitpflege 
lebt und ein Pflegeelternteil ausfällt. (Wiesner/Wapler 2022: S. 398, Rn 14)

Auch sollte es möglich sein, über diesen Weg grundsätzliche Entlastungen für Pflegeeltern zu 
organisieren, wenn deren Alltag mit den Kindern und Jugendlichen immer wieder zu Überfor-
derungen führt. Es geht dabei darum, dem Ausfall einer Pflegeperson vorzubeugen und den 
Pflegefamilien rechtzeitig eine ggf. langfristige Unterstützung und Begleitung an die Seite zu 
stellen. 

1.3.4 Pflegekinder mit Migrationshintergrund
Die Bundesrepublik Deutschland ist seit Langem ein Einwanderungsland. Menschen mit  
Migrationsgeschichte prägen die Gesellschaft und machen sie vielfältiger.26 So gehören  
Familien mit einem Migrationshintergrund zum Alltag der Fachkräfte in vielen Pflegekinder-
diensten.27 Aber auch dort, wo nur wenige Familien mit Migrationshintergrund leben, kann 
die Herausnahme eines Kindes aus diesen Familien zu besonderen Herausforderungen füh-
ren. Häufig sind aufgrund von kulturellen Unterschieden Missverständnisse und gegenseitige 
Vorbehalte an der Tagesordnung, die sich im gesamten Prozess der Inpflegegabe wie auch 
während der Durchführung der Fremdplatzierung zeigen können. Der Pflegekinderdienst ist in 
diesen Fällen besonders gefordert. 

Ein insgesamt migrationssensibler Umgang ist nicht nur praktisch geboten und pädagogisch 
notwendig, er ist auch im SGB VIII verankert. So gilt im § 9 Abs. 1 SGB VIII, dass bei der 
Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben die von den Personensorge-
berechtigten bestimmte Grundrichtung der Erziehung sowie die Rechte der Personensorge-
berechtigten und des Kindes oder der/des Jugendlichen bei der Bestimmung der religiösen 
Erziehung zu beachten sind. In Absatz 2 wird bei der Ausgestaltung der Leistung ergänzt: 

[…] sind […] die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes 
oder des Jugendlichen zu selbständigem, verantwortungsbewusstem Handeln so-
wie die jeweiligen besonderen sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenar-
ten junger Menschen und ihrer Familien zu berücksichtigen, […].

Auch wenn die Unterbringung eines Kindes aus einer Familie mit Migrationshintergrund unter-
schiedlichen Bedingungen unterliegt, so kommt der Erstkontakt in der Regel über den ASD zu-
stande. In der Hilfeplanung sollte daher das deutsche System der Jugendhilfe erläutert werden, 
um dem Vorbehalt einer Einmischung deutscher Behörden in die Familie entgegenzuwirken. 
Schon hier gilt es, Ängste hinsichtlich einer möglichen Entfremdung des Kindes anzusprechen 
und die Möglichkeit unterschiedlicher Unterbringungsformen zu erläutern. Wichtig ist dabei 
ein tolerantes und offenes Auftreten der Fachkräfte. Ziel der Planung muss sein, prinzipiell 
Zugang zu den Familien zu finden. Es empfiehlt sich hier, wenn möglich, auf Fachkräfte des 
entsprechenden Kulturkreises zurückzugreifen oder zumindest Dolmetscher einzusetzen.28  
 
 

26 Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes verfügten 2016 etwa 30 Prozent aller jungen Menschen in Deutschland über einen Migrations-
hintergrund (vgl. Müller/de Paz Martínez 2018, S. 1).

27 Am 31.12.2018 besaßen in Niedersachsen 11,1 % der Kinder, denen HzE zur Vollzeitpflege gewährt wurde, einen Migrationshintergrund (Nieder-
sächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, 2022, S. 41). 

28 Ebenda: Die Unterstützung durch Fachkräfte eines entsprechenden Kulturkreises kann nur ein erster Schritt bei der Unterbringung von Kindern mit 
Migrationshintergrund sein.
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Für den Pflegekinderdienst gelten die Ausführungen zur Arbeit des ASD in umfassenderer 
Weise. Das entsprechende kultursensible Vorgehen beschränkt sich nicht nur auf die Fach-
kräfte des Pflegekinderdienstes, sondern auch auf die Pflegeeltern und die Pflegekinder. Nicht 
zuletzt kann daher auch die Forderung erhoben werden, Pflegeeltern mit entsprechendem 
kulturellen Hintergrund für diese Pflegekinder zu suchen.29

Im „Handbuch Pflegekinderhilfe“ des DJI, in dem diese Thematik ausführlich erörtert wird, wird 
gleichwohl die Schlussfolgerung gezogen, dass es nicht erforderlich erscheint, vollkommen 
neue Konzepte „interkultureller Pflegekinderarbeit“ zu entwickeln. Vielmehr ergeben sich aus 
einer konsequenten Realisierung der Lebenswelt- und Adressatenorientierung zwangsläufig 
spezifische Anforderungen an die fachliche Arbeit in der Pflegekinderhilfe. Mit anderen Wor-
ten: Die Pflegeformen müssen nicht verändert werden, sie haben – entsprechend der Einstu-
fung der kindlichen Problemlagen – weiterhin ihre Gültigkeit auch für Pflegekinder bzw. Pfle-
geltern mit Migrationshintergrund.30

Entsprechend werden hier zusammenfassend einige Anhaltspunkte zu dieser Problematik  
gegeben, ohne dass damit eine neue Pflegeform konzipiert werden soll. Es werden hier  
Themen aufgezeigt, die bezüglich des Migrationshintergrundes zu Ergänzungen in der  
gewählten Pflegeform führen können.31

Themen mit Blick auf die Pflegekinder:

	Traumata, die möglicherweise schon im Heimatland erworben wurden
	Entwicklungsverzögerungen im Hinblick auf den Spracherwerb in zwei Kulturen
	Bedeutung von erlebtem Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
	Rollendiffusion aufgrund des Lebens in unterschiedlichen religiösen und kulturellen  

Zusammenhängen 

Themen mit Blick auf die leiblichen Eltern:

	Tabus, über Schwierigkeiten in der Familie mit Außenstehenden zu sprechen
	Ängste vor „Kolonialisierungsbestrebungen“ der deutschen Sozialdienste
	Skepsis gegenüber psychologisch orientierter Beratung und Gesprächsführung
	Schwere Durchschaubarkeit des komplexen sozialstaatlichen Beratungs- und Hilfesystems
	Differente Erziehungsvorstellungen und Skepsis gegenüber den ggf. kulturell anderen 

Pflegepersonen
	Negative Behördenerfahrungen im Herkunftsland und in Deutschland
	Rollenunverträglichkeit aufgrund des Lebens in unterschiedlichen religiösen und kulturel-

len Zusammenhängen

Themen mit Blick auf die Pflegeeltern:

	Akquisition von Pflegeeltern mit Migrationshintergrund
	Bei interkulturellen Pflegeverhältnissen:

› Sprachbarrieren/Sprachentfremdung
› Essensvorschriften
› Risiko der Entfremdung von der Kultur / Erhalt der Herkunftskultur
› Rollenverständnis aufgrund kultureller und religiöser Unterschiede

 
 
 

29 Eine Forderung, die gerade auch vom Türkischen Elternverband in Niedersachsen erhoben wird.
30 Die Untersuchung der Universität Hildesheim für den Bereich der Pflegekinder und Pflegefamilien mit Migrationshintergrund zeigt, dass in über 

80 %  der Pflegekinderdienste die unbefristete Vollzeitpflege und in 73 % die Verwandtenpflege für Kinder mit Migrationshintergrund angeboten 
werden.

31 Im Wesentlichen entnommen aus dem „Handbuch Pflegekinderhilfe“ des DJI (Kindler et al. 2011, S. 783 ff.).
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Themen mit Blick auf die Fachkräfte:

	(Unbewusste) Vorurteile
	Fremdenfeindliche Einstellungen/Rassismus
	Klischeehaft-stereotype Wahrnehmungen und Deutungen
	Defizitperspektive
	Unbewusste Projektionen sowie Vermeidung der Auseinandersetzung mit der eigenen Un-

sicherheit angesichts komplexer, von vielen Faktoren beeinflusster Problemlagen
	Sensibilität hinsichtlich der Forderung nach Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen 

und den möglicherweise sich widersprechenden Anforderungen der Religion
	Grenzsetzungen bezüglich der religiösen und sozialen Toleranz
	Achtung der religiösen und kulturellen Formen

Es empfiehlt sich, bei interkulturellen Pflegeverhältnissen auf Dolmetscherinnen/Dolmet-
scher oder Kulturmittlerinnen/Kulturmittler zurückzugreifen. Auch müssen möglicherweise ge-
schlechtsspezifische Kontaktzugänge zur Mutter und zum Vater gewählt werden. Für die Fach-
kräfte werden Fortbildungen zu organisieren sein, damit sie die Pflegefamilien entsprechend 
unterstützen können, aber auch Angebote für die Pflegeeltern mit Blick auf die spezifischen 
Problematiken. Betroffen von dieser Problematik sind ebenfalls die Auswahl der Pflegeeltern 
und die Werbung, in die entsprechende Aspekte aufgenommen werden müssen.

1.3.5 Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche 
(Gastfamilien32)

Dieses Angebot richtet sich an ausländische Kinder und Jugendliche, die ohne Begleitung in 
Deutschland eingereist sind. In der Regel handelt es sich dabei um junge Menschen, die vor 
Krieg oder persönlicher Bedrohung Schutz suchen. Sie stehen unter besonderem Schutz, 
wie er in der UN-Kinderrechtskonvention mit den Vertragsstaaten vereinbart worden ist. In  
Artikel 22 heißt es dazu: 

Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ein 
Kind, das die Rechtsstellung eines Flüchtlings begehrt oder nach Maßgabe der 
anzuwendenden Regeln und Verfahren des Völkerrechts oder des innerstaatli-
chen Rechts als Flüchtling angesehen wird, angemessenen Schutz und humanitä-
re Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte erhält (…).

Ergänzend dazu wird in Artikel 20 ausgeführt, dass bei der Wahl der Betreuungsformen „die 
erwünschte Kontinuität der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kulturelle und 
sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu berücksichtigen“ sind. Zusammenfassend wird 
durch den Kinderrechtsausschuss zur geeigneten Unterbringung für unbegleitete minderjähri-
ge Flüchtlinge (Comment Nr. 6, 2005) ausgeführt: 

Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umgebung her-
ausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse 
nicht gestattet werden kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und Bei-
stand des Staates.

Für diese Kinder und Jugendlichen wurde in Übereinstimmung mit den Vorgaben der UN-
Kinderrechtskonvention eine eigene Pflegeform entwickelt, die auf die besondere Situation 
dieser jungen Menschen ausgerichtet ist. 

Die Eltern, die für diese Kinder und Jugendlichen die Betreuung und Unterstützung  
übernehmen, befinden sich dabei in einer ähnlichen Situation wie die jungen Menschen.  
Beide Seiten treffen auf eine ihnen fremde Kultur, beiden Seiten stellen sich die gleichen 

32 Der Begriff wird in der Fachwelt kontrovers diskutiert, da er unterschiedliche Assoziationen hervorrufen kann, deren inhaltliche Konkretisierungen 
mit den Standards der Vollzeitpflege nicht kompatibel sind (z. B. Familien für einen Schüleraustausch). Da der Begriff „Gastfamilien“ aber bereits 
eingeführt ist, wird er hier auch verwendet – allerdings in Klammern gesetzt.
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– quasi ethnologischen – Fragen: Wie funktioniert diese Kultur? Warum verhalten sich die  
Personen in entsprechender Weise? Wie können wir einander verstehen?33

Mit der Vermittlung ggf. traumatisierter Jugendlicher verschiedener Alters- und Entwick-
lungsstufen in das privat-familiäre Arrangement einer Pflegefamilie sind Erwartungen nach  
„nachholenden“, den spezifischen Bedürfnissen der Jugendlichen gerecht werdenden  
Sozialisations- und Umweltbedingungen verbunden. Mit ihr wird nicht nur über das Wohl von 
fluchtgeschädigten Jugendlichen, ihre Chancen auf Bildung, eine Zukunft und ihre psychoso-
ziale Gesundheit bzw. Gesundung während ihres Aufenthalts in der Gastfamilie entschieden,  
sondern werden auch Weichen für das biografische Schicksal dieser Jugendlichen im gesam-
ten Lebenslauf sowie für den Erfolg der Integration gestellt.34

Daneben ist es auch möglich und wünschenswert, wenn die Bedingungen es erlauben,  
unbegleitete minderjährige Kinder und Jugendliche über die Verwandtenpflege zu betreu en 
oder im Rahmen von Netzwerksuche geeignete Pflegepersonen für sie ausfindig zu machen. 
Hier greifen dann die Standards der Verwandtenpflege bzw. die Standards der Überprüfung 
der Eignung der Pflegepersonen (siehe Kap. 1.3.1 und 9.2.3). Es sollte aber auf jeden Fall 
versucht werden, die Sorgeberechtigten zu erreichen und um Zustimmung zur Unterbringung 
bei den Verwandten nachzusuchen. Dabei kann auch geklärt werden, ob es sich bei den  
Personen um Verwandte handelt. Je nach Aufenthaltsstatus und in Abhängigkeit von den 
Sprachkenntnissen der verwandten Personen sollte in jedem Fall die Einrichtung einer  
ergänzenden Erziehungsbeistandschaft insbesondere für die Kontakte zu Behörden, Schulen, 
Ausbildungsstellen etc. geprüft werden.35

Leistungsangebotstyp Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche
1. Art des Angebots Die Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche 

wird von persönlich qualifizierten und/oder fachlich ausgewiesenen Ein-
zelpersonen, Paaren oder Lebensgemeinschaften durchgeführt.  
Sie erstreckt sich auf die Versorgung und Begleitung, Erziehung und  
Förderung der jungen Menschen. Der Hilfebedarf resultiert aus der 
Schutzlosigkeit und aus der Abwesenheit der Eltern bzw. der Herkunfts-
familie. Da über diese Pflegeform in der Regel ältere Kinder und Jugend-
liche betreut werden, ist die Hilfe zwar auf Dauer angelegt, jedoch mit 
Blick auf das Alter der jungen Menschen oder anderer, die Vollzeitpflege 
begrenzender Ereignisse (z. B. Familiennachzug) zeitlich befristet.  
Die Familien werden, je nach Bedarf des Einzelfalls und der Maßgabe 
des Hilfeplans, durch Sprach- und/oder Kulturmittlerinnen und Kulturmitt-
ler sowie durch ergänzende Maßnahmen unterstützt.

2. Rechtsgrundlage §§ 27, 33, 37, 39, 41 SGB VIII
In Ausnahmen § 42 SGB VIII (bis zur Bestellung eines Vormundes)

3. Allgemeine Zielset-
zung 
(Beispiele)

	 Versorgung und Unterstützung im Alltag
	Orientierung und Hilfe in dem für sie fremden Land
	 Angebot verlässlicher Begleitung und Aufbau neuer Beziehungen
	 Unterstützung bei der physischen und psychischen Erholung und 

Genesung (z. B. ärztliche Abklärungen)
	 Unterstützung bei der Integration in Schule bzw. Ausbildung
	 Psychosoziale Begleitung im Asylverfahren
	 Hilfe bei der Entwicklung einer neuen Lebensperspektive
	 Alltagsbegleitende Sprachförderung
	 Unterstützung des Wechsels zu Verwandten oder bei einem 

Familien nachzug
	 Hilfe bei der Verselbstständigung

33 Die Inhalte dieser Pflegeform wie auch die Überlegungen zur Eignungsprüfung von Familien, die bereit sind, diese jungen Menschen bei sich aufzu-
nehmen, basieren auf Diskussionen eines Fachgesprächs am 29.02.2016, an dem Vertreterinnen Südniedersachsen, des Trägers Pflegekinder in 
Bremen und der Pflegekinderdienste der Stadt Brauschweig, der Stadt Oldenburg und der Region Hannover teilnahmen.

34 Kompetenzzentrum Pflegekinder (2016): S. 5. 
35 Es ist hier darauf hinzuweisen, dass bei allein reisenden Kindern eine Vormundschaft oder Beistandschaft einzurichten ist.Eine Erlaubnis der Eltern 

ist in der Regel nicht ausreichend (zu den unterschiedlichen Aspekten der Vormundschaft siehe  Kap 1.6).
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Leistungsangebotstyp Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche
4. Typische Fall-

konstellationen 
(Beispiele)

Unbegleitete ausländische Jugendliche im Aufnahmealter bis 17 Jahre 
(ggf. über das 18. Lebensjahr hinaus nach Maßgabe der §§ 41, 41a 
SGB VIII), … 
… die nach Flucht aus ihrem Heimatland, unbegleiteter Einreise nach 

Deutschland und Inobhutnahme im Jugendamtsbezirk verbleiben 
oder ihm zugewiesen werden

… die bereit und in der Lage sind, sich auf den Rahmen und die Indivi-
dualität einer familienanalogen Betreuung einzulassen

… die im Rahmen von Verwandten- oder Netzwerkpflege bei einer  
geeigneten Familie leben oder künftig leben sollten (hier greifen dann 
die Standards des Kap. 1.3.1 „Verwandtenpflege“)

5. Inhalte der Leistung
Qualifizierung und  
Kooperation der Pflege-
familie

	 Verpflichtende und erfolgreiche Teilnahme an Grund- und aufbauen-
den Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für Pflegeeltern, 
prozessbegleitenden Maßnahmen (Gruppenarbeit) und Supervision

	 Verpflichtende Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, PKD), dem 
Vormund sowie die Mitwirkung am Hilfeplan

	 In Fällen einer Übernahme von Aufgaben des öffentlichen Trägers 
durch einen freien Träger: verpflichtende Zusammenarbeit mit  
dessen Fachberatung

	 Regelmäßige Berichtspflicht
Erziehung / sozialpäd-
agogische Betreuung

	 Förderung sprachlicher, kultureller und sozialer Kompetenzen 
	 Förderung lebenspraktischer Fertigkeiten und Fähigkeiten mit Blick 

auf die dem jungen Menschen unbekannte Kultur 
	 Förderung der schulischen bzw. beruflichen Entwicklung des jungen 

Menschen
	 Unterstützung in der Freizeitgestaltung: Anregung und Erschließen 

geeigneter Angebote und Förderung von sozialen Kontakten
	 Bereitstellung einer Sicherheit gebenden Struktur
	 Achtsame Unterstützung des Kontaktes zur Herkunftsfamilie über 

Kommunikationsmedien
	 Begleitung der gesundheitlichen Prophylaxe und Versorgung
	Organisation und Sicherstellung notwendiger therapeutischer und 

medizinischer Hilfen nach Maßgabe des Hilfeplans
Unterkunft und Raumkon-
zept

Die Kinder und Jugendlichen leben im familiären Bereich der Pflegeper-
sonen. Ein eigenes Zimmer ist für die Kinder/Jugendlichen vorzuhalten. 
Die Unterbringung im Doppelzimmer ist möglich, bedarf aber im Einzel-
fall der Abstimmung mit dem Pflegekinderdienst.

Verpflegung Versorgung über Tag und Nacht
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Leistungsangebotstyp Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche
6. Persönliche und  

familiäre Vorausset-
zungen

	 Erzieherische Erfahrung mit Jugendlichen (durch eigene Kinder oder 
berufliche Erfahrung)

	Offenheit gegenüber anderen Lebensweisen, Kulturen und Religionen
	 Verständnis für die besonderen Erfahrungen von jungen Flüchtlingen 

und Verhaltensweisen, die aus der starken Belastung durch deren  
Erlebnisse entstehen können

	 Bereitschaft, Sprachbarrieren im Alltag mit nonverbalen und kreativen 
Mitteln zu überwinden

	 Interesse, Kenntnisse über den kulturellen, gesellschaftlichen, poli-
tischen und religiösen Hintergrund des Herkunftslandes des jungen 
Menschen und über Flucht- und Migrationsprozesse zu erwerben

	 Bereitschaft, Kontakte zu ethnischen Gemeinschaften, denen sich der 
junge Mensch zugehörig fühlt, zu akzeptieren und ggf. zu unterstützen 

	 Bereitschaft, mit dem Spannungsfeld offener Perspektive umzugehen
	 Bereitschaft, den Austausch zwischen Kindern/Jugendlichen unter-

schiedlicher kultureller Herkunft zu fördern
	 Bereitschaft, überraschende Begebenheiten und Verhaltensweisen zu 

erleben
	 Betreuung von in der Regel nicht mehr als zwei Pflegekindern
	Offenheit gegenüber den Kontakten des jungen Menschen zu seinen 

leiblichen Eltern und weiteren Verwandten
	 Ausreichende Deutschkenntnisse
	Gesicherter Aufenthaltsstatus
	 Religiöse und weltanschauliche Toleranz und Offenheit gegenüber 

Neuem

1.4 Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII und Heimerziehung / sonstige betreute 
Wohnformen nach § 34 SGB VIII36

Das pädagogische Setting der Hilfen gemäß § 34 SGB VIII wird einerseits auch familien-
ähnlich gestaltet, andererseits nehmen sich Pflegefamilien auch besonders entwicklungs- 
beeinträchtigter Kinder an. Die Unterscheidung zwischen Hilfe zur Erziehung in einer Familie 
und Hilfe zur Erziehung in einer Institution gestaltet sich daher aktuell unübersichtlich.

Zur Abgrenzung zwischen einer Einrichtung i. S. v. § 45a37 SGB VIII und einer Pflegestel-
le i. S. v. § 44 SGB VIII können folgende konstitutive Wesensmerkmale der betreffenden  
hilfeerbringenden Stellen herangezogen werden:

	Pflegestelle (§ 33 i. V. m. § 44 SGB VIII):
› Pflegeeltern sind die Betreuungs- und Bezugspersonen des Kindes und teilen mit ihm  

den familiären Alltag (über Tag und Nacht).
› Das Betreuungsverhältnis ist an ein bestimmtes Kind gebunden.
› Es besteht kein Anstellungsverhältnis oder ein sonstiges weisungsgebundenes  

Verhältnis zu einem Leistungsträger.
› Die Zahl der Pflegekinder ist nach oben begrenzt.

	Heim und sonstige betreute Wohnform (§ 34 i. V. m. § 45 SGB VIII):
› Die Betreuung hat eine Orts- und Gebäudebezogenheit
› Die institutionelle Betreuung ist vom Wechsel der Betreuungspersonen unabhängig.
› Die institutionelle Betreuung ist vom Wechsel der zu betreuenden jungen Menschen  

unabhängig.
› Die Betreuungskräfte stehen in einem Arbeitsverhältnis oder sonstigen weisungsgebun-

denen Verhältnis zum Träger.
36 Vgl. hierzu die Weiterentwickelten Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Vollzeitpflege/Verwandten pflege. Frankfurt a. M. 2004.
37 Zur Definition des Einrichtungsbegriffs siehe Fußnote 38.



TEIL A -  1  F O R M E N D E R V O L L Z E I T P F L E G E

1-34

1.5 Sonderstellung des Verhältnisses von Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
und Erziehungsstellen nach § 34 SGB VIII

Schon die Frage, was eine Erziehungsstelle ist, ist nicht eindeutig zu beantworten. So wird im 
Handbuch zur Pflegekinderhilfe ausgeführt: 

Unter den Begriff Erziehungsstelle können verschiedene Konstellationen von Hil-
fen gefasst werden, die Elemente von Pflegekinderwesen und Heimunterbringung 
vereinen. […] Teilweise wird von einer Erziehungsstelle nur dann gesprochen, 
wenn es sich bei den dort untergebrachten Kindern und Jugendlichen um solche 
mit besonderem Entwicklungsbedarf im Sinne von § 33 S. 2 SGB VIII handelt. 
Andere gehen nur dann von einer Erziehungsstelle aus, wenn die Pflegeeltern 
einen professionellen Hintergrund haben, also ausgebildete Erzieher/innen, So-
zialpädagog/inn/en, Heilpädagog/inn/en oder Ähnliches sind. Ein weiteres Merk-
mal, das als Unterscheidungskriterium zur Pflegefamilie herangezogen wird, ist 
die Einbindung in eine Trägerstruktur, z. B. in Form einer Anstellung bei einem 
Einrichtungsträger, oder der räumliche Bezug zu einem Heim bzw. die Tatsache, 
dass die Mitglieder der Erziehungsstelle in vom Träger gestellten Räumlichkeiten 
und nicht in einer Privatwohnung oder einem eigenen Haus leben. Bei Kinder-
dorffamilien wird teilweise ebenfalls von Erziehungsstellen gesprochen, weil sie 
durch die feste Einbindung der professionellen Pflegefamilien in die Leitungs-, 
Beratungs- und Verwaltungsstruktur des Rechtsträgers und die typischerweise 
höhere Anzahl an Kindern (in der Regel sechs Kinder bzw. Jugendliche, abhängig 
von den pädagogischen Anforderungen und der Situation der Kinder) in die Nähe 
der Einrichtung rücken. (Eschelbach 2011, S. 772) 

Im Kommentar von Wiesner/Wapler zum SGB VIII wird auf diese Definition Bezug genommen, 
wenn dort ausgeführt wird: 

Die KJHilfe soll für sie [Pflegekinder mit erhöhtem Anforderungsbedarf an die 
Pflegepersonen] spezialisierte Pflegestellen vorhalten, in denen neben dem fami-
liären Setting auch die fachliche Kompetenz (z. B. Sozialpädagogik, Psychologie, 
Heilpädagogik) vorhanden ist […]. Als Oberbegriff für diese Angebote hat sich der 
Begriff Erziehungsstelle durchgesetzt. (Wiesner/Wapler. Kommentar SGB VIII 
2022, 6. Auflage, § 33 Rn. 74)

Es ist offensichtlich, dass die Erziehungsstellen begrifflich und rechtlich schwer zu fassen sind. 
Mit Blick auf die rechtliche Verortung legt Diana Eschelbach dar: 

In aller Regel wird die Hilfe durch Unterbringung in einer Erziehungsstelle entwe-
der als Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII oder als Heimerziehung bzw. in einer 
sonstigen Wohnform nach § 34 SGB VIII deklariert. Das Gesetz eröffnet daneben 
aber auch die Möglichkeit, andere Hilfeformen in atypischen Hilfearrangements 
zu schaffen, da die in §§ 28 bis 35 SGB VIII ausdifferenzierten Hilfen nicht ab-
schließend sind. Auf der Grundlage von § 27 Abs. 2 SGB VIII können solche 
flexiblen Hilfen gewährt werden, wenn eine Zuordnung zu den normierten Hil-
feformen nicht passend wäre. § 33 S. 2 SGB VIII sieht ausdrücklich vor, dass 
für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche geeignete 
Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen sind. Betrachtet man 
die praktische Ausgestaltung der Hilfe in Erziehungsstellen in den verschiedenen 
Ländern und Jugendamtsbereichen, ist festzustellen, dass die rechtliche Zuord-
nung keineswegs einheitlich ist, selbst wenn inhaltlich kaum Unterschiede bei der 
Ausgestaltung bestehen. (Eschelbach 2011, S. 773)

Diese Einschätzung findet sich ebenso im Kommentar von Wiesner/Wapler zum SGB VIII. 
Es wird dort ausgeführt, dass die Ausgestaltung der sogenannten Erziehungsstellen 
höchst unterschiedlich ist und häufig an einer schwer bestimmbaren Schnittstelle zwischen  
Familienpflege und institutionalisierten Formen sogenannter Kleinstheime liegt.  
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Als „Kleinstheim“ ist eine Erziehungsstelle z. B. gem. § 45 erlaubnispflichtig, während die durch 
das Amt vermittelte Vollzeitpflege keiner Erlaubnis bedarf. Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
liegt dann vor, wenn die betreuende Person das Kind bzw. die Jugendliche / den Jugendlichen 
in ihren Haushalt aufnimmt und für ihre/seine Versorgung und Erziehung persönlich verant-
wortlich ist. Um eine Unterbringung nach § 34 SGB VIII handelt es sich, wenn das Kind bzw. 
die/der Jugendliche an einem bestimmten Ort untergebracht wird, an dem die Betreuungsper-
sonen wechseln können. Aller dings zeigten unterschiedliche Gerichtsentscheidungen, dass 
Erziehungsstellen ebenso als Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII angesehen werden können 
(OVG Münster 2006). 

Entsprechend kommen die Kommentatorinnen und Kommentatoren des SGB VIII zu dem  
Ergebnis, dass auch mit der Einführung des Einrichtungsbegriffs in § 45a SGB VIII38 die 
Abgren zung nicht einfacher geworden ist, weil demnach auch familienähnliche Betreuungs-
formen unter den näher geregelten Voraussetzungen Teil einer Einrichtung sein können (vgl. 
(Wiesner/ Wapler. Kommentar SGB VIII 2022, 6. Auflage, § 33 Rn. 75).

Die Ausführungen verdeutlichen, dass eine Abgrenzung zwischen Vollzeitpflege nach § 33 
SGB VIII und Erziehungsstelle nach § 34 SGB VIII nur schwer zu treffen ist, zumal Entschei-
dungen für das eine oder das andere in der Praxis oft eher nach Verfügbarkeit als aufgrund 
fachlicher Erwägungen getroffen werden. Kriterien zur Bestimmung von Erziehungsstellen 
nach § 34 SGB VIII können daher sein: 

	Es werden Betreuungspersonen mit Qualifikationen benötigt, die in der Lage sind, Kinder 
mit besonderen Anforderungen zu betreuen.

	Die Qualifikation der Betreuungspersonen, die ihre Arbeit innerhalb einer Institution  
ausüben, führt dazu, dass diese Arbeit als erwerbsmäßig angesehen wird und damit  
steuerpflichtig ist (vgl. Bundesministerium für Finanzen 2021, S. 4).

	Die Pflegestelle – in ihrer institutionellen Anbindung als Erziehungsstelle – ist erlaubnis-
pflichtig.

 
Es ist ersichtlich, dass pädagogische Unterschiede zwischen der Vollzeitpflege und den Erzie-
hungsstellen nicht per se erkennbar sind – es sind daher eher rechtliche Differenzen, zumin-
dest, wenn es sich um Erziehungsstellen nach § 34 SGB VIII handelt. Hier ist eine Prüfung 
im Rahmen der Betriebserlaubniserteilung durch das Landejugendamt rechtlich geboten, d. h. 
der aufnehmende Pflegekinderdienst bzw. das Jugendamt kann sich darauf verlassen, dass 
eine Prüfung stattgefunden hat. 

Anders bei Erziehungsstellen nach § 33 SGB VIII, hier ist keine standardmäßig vorgelagerte 
Überprüfung mit Erlaubniserteilung erfolgt, da sie erst im Zuge der Vermittlung des Kindes 
stattfindet bzw. stattfinden sollte. Das Problem entsteht vor allen Dingen dann, wenn über 
Landesgrenzen hinweg – im Zuge des § 86 Abs. 6 SGB VIII – die Zuständigkeit für Kinder 
von anderen Jugendämtern und Trägern übernommen wird und die Geeignetheit der Pflege-
personen mit Blick auf die Beeinträchtigungen der Kinder nach Einschätzung des dann ört-
lich zuständigen Jugendamtes nicht immer gegeben ist.39 Dieses Problem kann sich auch für 
Erziehungsstellen nach § 34 SGB VIII stellen, da auch auf diese Pflegeverhältnisse der § 86 
Abs. 6 SGB VIII angewendet werden soll (BVerwG 01.09.2011 – 5 C 20.10). Die rechtliche Ant-
wort auf dieses Problem kann in § 37c, Abs. 3 Satz 4 SGB VIII gesehen werden. Hier heißt es: 

38 § 45aSGB III Einrichtung: Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer und unter der Verantwortung eines Trägers anglegte förmliche Verbindung  
ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder über einen Teil des Tages erfolgenden Betreu-
ung oder Unterkunftsgewährung sowie Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, Ausbildung von Kindern und Jugendlichen außerhalb ihrer Familie.  
Familienähnliche Betreuungsformen der Unterbringung, bei denen der Bestand der Verbindung nicht unabhängig von bestimmten Kindern und  
Jugendlichen, den dort tätigen Personen und der Zuordnung bestimmter Kinder und Jugendlicher zu bestimmten dort tätigen Personen ist, sind nur

 dann Einrichtungen, wenn sie fachlich und organisatorisch in eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung eingebunden sind. Eine fachliche und  
organisatorische Einbindung der familienähnlichen Betreuungsform liegt insbesondere vor, wenn die betriebserlaubnispflichtige Einrichtung das  
Konzept, die fachliche Steuerung der Hilfen, die Qualitätssicherung, die Auswahl, Überwachung, Weiterbildung und Vertretung des Personals sowie 
die Außenvertretung gewährleistet. Landesrecht kann regeln, unter welchen Voraussetzungen auch familienähnliche Betreuungsformen Einrichtun-
gen sind, die nicht fachlich und organisatorisch in eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung eingebunden sind.

39 Nicht selten handelt es sich dabei um Pflegepersonen, die vom örtlichen Jugendamt bereits abgelehnt wurden.
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Bei der Auswahl einer Pflegeperson, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
des Bereichs des örtlichen Trägers hat, soll der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe beteiligt werden, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.40 

Um diese örtliche Überprüfung zu gewährleisten, sollte vor der Vermittlung eines Kindes 
im örtlichen Jugendamtsbezirk durch ein anderes Jugendamt bzw. durch einen Träger eine 
schriftliche Genehmigung der potenziellen Pflegeeltern zur Überprüfung durch den kommuna-
len örtlichen Träger vorliegen. Um die Situation zu umgehen, dass Pflegeverhältnisse über-
nommen werden müssen, die nicht den Mindeststandards der Vollzeitpflege entsprechen, sind 
daher zwei Gesichtspunkte zu beachten:

	Überprüfung der Pflegepersonen durch das örtliche Jugendamt bzw. in Kooperation mit 
dem abgebenden Jugendamt oder Träger vor der Inpflegegabe,

	Einverständniserklärung der Pflegepersonen, dass eine solche Überprüfung stattfinden 
kann. 

1.6 Vollzeitpflege in der Familie der Vormundin / des Vormunds
Dem Anspruch auf Hilfe zur Erziehung steht nicht entgegen, dass Pflegeeltern zugleich Vor-
mundinnen/Vormünder oder (Ergänzungs-)Pflegerin/-pfleger41 für das Kind oder die/den 
Jugendliche(n) sind – das heißt auch, dass an die Bereitschaft der Pflegeeltern, eine Vormund-
schaft oder Pflegschaft zu übernehmen, „weder Konsequenzen im Hinblick auf den Wegfall 
eines bis dahin erzieherischen Bedarfs noch im Hinblick auf Leistungen zum Unterhalt des 
Kindes oder Jugendlichen geknüpft werden“ können (Deutscher Verein für öffentliche und pri-
vate Fürsorge 2004, S. 39 f.). Daher gelten hinsichtlich der Ausgestaltung der Pflege und der 
Qualifikation der Pflegepersonen die definierten Kriterien für die jeweilige Pflegeform. Entspre-
chend sind die Kosten für die Pflege zu berechnen.

Pflegeeltern, die eine Vormundschaft oder Pflegschaft übernehmen, haben zudem nach § 53a 
SGB VIII als Vormundin/Vormund oder Pflegerin/Pfleger Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung durch das Jugendamt.

Mit der Vormundschaftsrechtsreform, die am 01.01.2023 in Kraft trat, hat der Gesetzgeber die 
Stärkung der Rechte Minderjähriger sowie die Betonung der Subjektstellung von Mündeln noch 
einmal mehr in den Mittelpunkt gerückt. Er betont ausdrücklich, dass im Rahmen der Vormund-
schaft persönliche Begleitung und Förderung der jungen Menschen oberste Priorität hat.42

Bei gleicher Eignung hat die ehrenamtliche Einzelvormundschaft Vorrang vor den anderen 
Vormundschaftsformen (Vereinsvormundschaft, Berufsvormundschaft, Amtsvormund schaft).43 
Auf jeden Fall ist eine gute Kooperation zwischen Vormundschaft, ASD und PKD im Falle der 
Übertragung der Vormundschaft auf Personen in der Familie der Vormundin / des Vormunds 
unerlässlich (siehe auch Kap. 2.3). So sollten die Pflegeeltern auf diesem Weg gut beraten und 
begleitet werden. Keinesfalls sollten Pflegeeltern unter Hinweis auf die Stärkung der ehrenamt-
lichen Vormundschaft im neuen Recht pauschal dazu gedrängt werden, die Vormundschaft zu 
übernehmen, sondern stets die Möglichkeit haben, damit verbundene Vor- und Nachteile für 
das Kind und sich selbst gemeinsam mit den Fachkräften und mit ausreichend Zeit abzuwägen.

40 Siehe dazu auch: Geschäftsstelle der Lügde-Kommission, Niedersächsisches Justizministerium, Landespräventionsrat Niedersachsen (LPN)  
(2020), S. 18.

41 Die Begriffe „Pflegschaft“ und „Ergänzungspflegschaft“ werden synonym für den Fall gebraucht, dass die elterliche Sorge nur in Teilen entzogen 
und auf eine andere Person oder das Jugendamt übertragen wurde. In diesem Text ist in der Folge meist vereinfachend von „Vormundschaft“ oder 
„Vormundin“ bzw. „Vormund“ die Rede, angesprochen ist jedoch sowohl die Vormundschaft als auch die (Ergänzungs-) Pflegschaft.

42 „Eine Person, die die Vormundschaft aus bürgerschaftlichem Engagement und nicht im Rahmen einer auf Einkommenserwerb gerichteten beruf-
lichen Tätigkeit übernimmt, ist am ehesten in der Lage, Zeit und persönliche Zuwendung für den Mündel aufzubringen, und ist daher von besonderem 
Wert für ihn. Sie ist einem beruflichen Vormund vorzuziehen.“ (Bundestags-Drucksache 19/24445 vom 18.11.2020: Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, S. 131). 

43 „Bei vorhandener gleicher Eignung (…) hat die Person, die die Vormundschaft ehrenamtlich führt, Vorrang.“ (Bundestags-Drucksache 19/24445  
 vom 18.11.2020: Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, S. 131).
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Zur Erleichterung der Entscheidung, eine Vormundschaft zu übernehmen, ermöglicht das neue 
Vormundschaftsrecht nun verschiedene Konstellationen, sorgerechtliche Verantwortung zu 
übernehmen. Neben der vollständigen Übernahme der Vormundschaft ermöglicht das Recht 
nun zwei weitere Varianten.

Ehrenamtliche Vormundschaft und zusätzlicher Pfleger (§ 1776 BGB)
Wenn Pflegeeltern eine ehrenamtliche Vormundschaft übernehmen wollen, bestimmte Ange-
legenheiten aber nicht regeln können oder wollen, kann das Familiengericht mit deren Ein-
verständnis zugleich eine zusätzliche Pflegschaft einrichten (§ 1776 BGB). Eine zusätzliche 
Pflegschaft kann z. B. für die Vermögenssorge bestellt werden, aber auch für die Regelung 
der Umgangskontakte mit den Eltern. Der „zusätzliche Pfleger“ kann das Jugendamt sein, 
eine Mitarbeiterin eines Vormundschaftsvereins, aber auch eine beruflich selbstständig tätige 
Person, etwa eine Anwältin / ein Anwalt oder eine zweite ehrenamtlich tätige Person.

Pflegeperson als Pfleger (§ 1777 BGB)
Daneben gibt es auch die Möglichkeit für Pflegeeltern, neben der Vormundin / dem Vormund, 
etwa dem Jugendamt, eine Pflegschaft nur für bestimmte Angelegenheiten zu übernehmen, 
beispielsweise für die Gesundheitssorge (§ 1777 BGB). In diesem Fall entscheiden allerdings 
Vormundin/Vormund und Pflegeeltern über Angelegenheiten erheblicher Bedeutung gemein-
sam. Im Fall, dass das Jugendamt die Vormundschaft innehat und den Pflegeeltern die Pfleg-
schaft für die Gesundheitssorge übertragen wurde, bedeutet das, dass weder das Jugendamt 
noch die Pflegeeltern über Impfungen oder Operationen alleine entscheiden – sie müssen sich 
einigen. Die Vorschrift ist also nicht wirklich dafür geeignet, den Alltag zu vereinfachen. Aller-
dings kann das hier angelegte Vier-Augen-Prinzip möglicherweise in manchen Fällen sinnvoll 
sein und von der alleinigen Verantwortung entlasten, wenn es um sehr schwierige Entschei-
dungen, beispielsweise am Lebensende, geht. Ob und wie die Vorschrift Anwendung finden 
wird, muss die Zukunft erweisen.

Beide Varianten sind allerdings nur möglich, wenn eine Vormundschaft eingerichtet wurde. Ne-
ben Ergänzungspflegschaften, bei denen den Eltern Teile der Sorgeverantwortung verbleiben, 
sind die Vorschriften §§ 1776, 1777 BGB nicht anwendbar.

Entscheidungsprozesse und Kriterien im Einzelfall
In jedem Einzelfall ist eine gemeinsame und fallspezifische Abwägung der Fachdienste unter 
Beteiligung der Pflegeeltern und des Kindes / jungen Menschen notwendig. Die Entscheidung 
trifft das Familiengericht. Dabei ist das Jugendamt anzuhören (§ 162 Abs. 1 FamFG).44

Neben der Information über die formalrechtlichen Möglichkeiten der Ausgestaltung einer Vor-
mundschaft sollte ganz grundsätzlich im Blick sein, was das Zusammenfallen von Erziehungs-
funktion und Sorgerecht für ein Pflegekind bedeutet und mit sich bringen kann. Die in der 
Rechtsprechung häufig zu findende Argumentationsfigur, dass es dem Kindeswohl am besten 
entspräche, wenn Alltags- und Personensorge zusammenfielen, ist empirisch nicht unterlegt. 
Aus Erfahrungsberichten von Pflegeeltern und -kindern ist bekannt, dass die Außenperspekti-
ve einer Vormundin / eines Vormunds in manchen Situationen und Konstellationen Vorteile mit 
sich bringen kann. Manche Pflegeeltern schätzen es sehr – besonders in der Zeit der Pubertät 
–, dass eine andere Person sich (auch) mit dem jungen Menschen auseinandersetzt, wenn es 
beispielsweise um eine Krise in der Schule oder den Wunsch nach einem Tattoo geht.

44 Auch das Kind (§ 159 FamFG), die Eltern (§ 160 FamFG) sowie nahestehende Familienangehörige (§ 168c FamFG) sollen – mit gewissen Ausnah-
men – angehört werden.
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Auch wenn bisher nur wenig Literatur und Forschungsarbeiten zu den Voraussetzungen und 
dem Verlauf von Vormundschaften durch Pflegeeltern vorliegen, so können gleichwohl einige 
Aspekte aus den vorliegenden Arbeiten herausgearbeitet werden, die zu beachten sind, wenn 
überlegt wird, die Vormundschaft auf Pflegeeltern zu übertragen. Es lassen sich dabei drei 
Gruppen von Aspekten unterscheiden.45 Diesen Gruppen lassen sich auch weitere Fragen 
zuordnen, die aus Erfahrungsberichten von Pflegeeltern bekannt sind. So sollten bei der Ent-
scheidung über die Übernahme einer Vormundschaft durch Pflegeeltern folgende Gesichts-
punkte bedacht werden.

Aspekte, die die Interessen des Kindes betreffen: 

	Wünscht das Pflegekind sich ausdrücklich, dass seine Pflegeltern seine Vormundin / sein 
Vormund werden, etwa weil es sich nach „Normalität“ sehnt? Zu beachten ist dabei, dass 
es für das Pflegekind kompliziert sein kann, sich zu dieser Frage frei zu äußern.46

	Hat das Kind außerhalb der Pflegefamilie eine verlässliche Ansprechperson (die nicht der 
Vormund ist)?

	Lebt das Kind schon seit längerer Zeit bei der Pflegefamilie und/oder bestand schon vorher 
eine verlässliche Beziehung zwischen Kind und Pflegeeltern (vgl. dazu auch § 1777 Abs. 1 
Nr. 1 BGB)?

	Ist die Beziehung zwischen Pflegeeltern und Kind stabil und auf Dauer angelegt?

	Sehen die Pflegeeltern sich bereit und in der Lage, zu reflektieren und die Interessen des 
Kindes von den eigenen Anliegen zu trennen? Teilen die Fachkräfte die Sichtweise der 
Pflegeeltern?

	Stimmen die Eltern einer Vormundschaft der Pflegeeltern zu? Wenn nicht, inwiefern würde 
das Kind dadurch in Loyalitätskonflikte geraten?

	Fühlen die Pflegeeltern sich bereit und in der Lage, den Eltern des Kindes Respekt entge-
genzubringen, sie in angemessener Weise einzubeziehen und auch die Umgangskontakte 
mit den Eltern zu besprechen und ggf. Konflikte konstruktiv zu lösen? (Andernfalls könnte 
auch über eine zusätzliche Pflegschaft nachgedacht werden, s. o.).

Aspekte, die die Anforderungen und Arbeitsbelastung betreffen:

Es sollte mitbedacht werden, dass die Übernahme einer Vormundschaft oder Pflegschaft durch 
die Pflegeeltern auch Verschiebungen in der Aufgabenbelastung mit sich bringt. Es kommen 
häufig auch zusätzliche Verwaltungsaufgaben auf die Pflegeeltern zu. Gesetzlich ist verlangt, 
dass die Person ihren Kenntnissen und Erfahrungen nach geeignet ist, die Vormundschaft zu 
führen (§ 1779 Abs. 1 Nr. 1 BGB).

	Ist genau geklärt, welche Anforderungen die Übernahme der Vormundschaft oder Pfleg- 
schaft mit sich bringt? Aktuelle Fragen wie die Beantragung von Ausweisen oder die Ent-
scheidung über ärztliche Behandlung sind oft im Blick. Es kann aber auch beispielsweise 
um die Klärung von Vaterschaft, um die Regelung von Erbschaften, um die Geltendma-
chung von Unterhalt oder Opferentschädigung u. v. m. gehen.

	Fühlen die Pflegeeltern sich den festgestellten (möglichen) Anforderungen gewachsen und 
teilen die Fachkräfte diese Einschätzung? (Andernfalls könnte auch über eine zusätzliche 
Pflegschaft nachgedacht werden, s. o.)

	Ist – über den formalen Anspruch nach § 53a SGB VIII hinaus – geklärt, welche Beratungs- 

45 Vgl. Seybold/Katzenstein (2021). In dieser Studie zeigten Fachkräfte der Pflegekinderdienste sowie der Vormundschaften/Pflegschaften aus Bran-
denburg und Baden-Württemberg grundsätzlich eine positive Einstellung zu Pflegeelternvormundschaften, nannten in Bezug auf die Abwägung, ob 
eine Übertragung der Vormundschaft an Pflegeeltern sinnvoll sei, jedoch eine Fülle von differenzierten Überlegungen, die sich  den drei im Text ge-
nannten Gruppen zuordnen lassen.

46 Siehe: PFAD Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien e. V. / Bundesforum Vormundschaft und Pflegschaft e.V. (Hrsg.) (2022): These 1.
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und Unterstützungsmöglichkeiten die Pflegeeltern als Vormundin/Vormund oder als Plege-
rin/Pfleger konkret haben, und können sie sich vorstellen, diese in Anspruch zu nehmen?

	Möchten die Pflegeeltern die Vormundschaft (nur) übernehmen, weil sie mit der bisherigen 
Führung der Vormundschaft nicht zufrieden waren? Wenn ja, gibt es eine andere unter-
stützende Lösung, die durch Gespräche oder einen Wechsel der Vormundschaft erreicht 
werden kann?

Aspekte, die die Kooperation und die Entscheidungsbefugnisse betreffen:

Die Übernahme einer Vormundschaft kann veränderte Entscheidungsbefugnisse in der Ko-
operation bewirken.47 Kooperation ist jedoch notwendig in der Erziehung von Pflegekindern. 
Daher schreibt § 1779 Abs. 1 Nr. 4 BGB nun auch vor, dass eine Person, die Vormundin bzw. 
Vormund werden möchte, die Fähigkeit und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den anderen 
an der Erziehung des Mündels beteiligten Personen besitzt.

	Welche Veränderungen in der Zusammenarbeit mit dem Jugendamt erwarten einerseits 
die Pflegeeltern, andererseits die sozialen Dienste des Jugendamts?

	Welche Wünsche haben die Pflegeeltern einerseits, die Fachkräfte des Jugendamts an-
dererseits an die (künftige) Kooperation? Sind hier Fragen zu klären und können sie kon-
struktiv gelöst werden?

	Gibt es aufseiten der Fachkräfte Befürchtungen, dass die Pflegeeltern als Vormundin bzw. 
Vormund den Zugang zum Kind erschweren oder verhindern könnten, und können diese 
Befürchtungen geklärt und ausgeräumt werden?

	Gibt es Fragen zur Zusammenarbeit mit anderen Personen, die in der Erziehung oder für 
die Entwicklung des Kindes eine Rolle spielen? Zu denken ist beispielsweise an die KiTa 
oder Schule, Therapeuten.

1.7 Vollzeitpflege und weitere Hilfen
Familien, die Kinder in Vollzeitpflege betreuen, sind als „normale“ Familien anzusehen – in der 
Folge können auch für sie ergänzende Hilfen zur Erziehung gewährt werden. Die Entschei-
dung darüber wird auf Basis des erzieherischen Bedarfs des Kindes getroffen. In § 27 Abs. 2 
Satz 3 SGB VIII heißt es: „Unterschiedliche Hilfearten können miteinander kombiniert werden, 
sofern dies dem erzieherischen Bedarf des Kindes oder Jugendlichen im Einzelfall entspricht. 
Dies gilt grundsätzlich für alle Pflegeformen.“48

47 Vgl. Seyboldt/Katzenstein (2021), S. 45 f.
48 Zusätzliche HzE richten sich immer an das Pflegekind und müssen daher von dessen Personensorgeberechtigten beantragt werden. Ein DIJUF-Gut-

achten im Auftrag des Kreisjugendamtes Hildesheim von Mai 2019 macht es deutlich.Dass dies ein Problem darstellt, wird im Gutachten angespro-
chen, wenn formuliert wird: „Letztendlich gilt es daher, einfühlsam mit den personensorgeberechtigten Eltern unter Einbeziehung der Pflegeeltern 
und ihrer eventuellen Unterstützungsbedarfe die Hilfe zu planen. Dies schließt zwangsläufig mit ein, dass die personensorgeberechtigten Eltern im 
erforderlichen Maß auch Kenntnis von den Verhältnissen der Pflegeeltern und ihrem Unterstützungsbedarf erlangen.“ (S. 7.). 
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1.8 Anlagen zu Kapitel 1

Anlage 1: Aufstellung der Verwandtschaftsgrade
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Anlage 2: Bericht zur Entwicklung des Pflegekindes mit Behinderung (Beispiel)

Landkreis Northeim
Pflegekinderdienst
Herr/ Frau  
Medenheimer Straße 6/8
37154 Northeim
05551-708-  
@landkreis-northeim.de

Pflegekind: 

Zeitraum: letztes Hilfeplangespräch bis zur aktuellen Situation

Entwicklungsverlauf in der Pflegefamilie
(Integration in die Familie, ggfs. Beziehungen zu Pflegegeschwistern, Verhalten, 
Selbständigkeit, Vorlieben, Stärken und Schwächen des Kindes u. ä.)

Emotionalität
(Grundstimmung, Zugang zu eigenen Gefühlen, Bedürfnisse und Ängste, Essverhalten, 
Schlafgewohnheiten u.ä.)

Gesundheit
(Allgemeine Angaben zur körperlichen Entwicklung, ggf. Größe/Gewicht, Vorsorgeuntersu-
chungen)

Klinikaufenthalte im letzten Jahr
Behandlungsgrund:

_____________________________________________________________
_____________________________________________________________
_____________________________________________________________

Wann:  _______________________________________________________
Wo:    ________________________________________________________
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Vorstellung in einer Sozialpädiatrischen Einrichtung

Wann: 
Wo:    

Therapeutische Maßnahmen / Frühförderung

Therapieform: 
Wann:  
Wo:    

Therapieform:  
Wann:  
Wo:     

Therapieform:  
Wann:  
Wo:     

Regelmäßige Einnahme von Medikamenten

Was:                
Welche Dosis:   
Was:                
Welche Dosis:   

Liegt ein Schwerbehindertenausweis vor?

Grad / Merkmale:  

Wurde ein Pflegegrad durch die Krankenkasse anerkannt? 
Wenn ja, welcher:  

Weitere medizinische Hilfsmittel 
(z. B. Brille, orthopädische Einlagen, Schienen, Zahnspange):

Bitte halten Sie Kopien aktueller Berichte / Gutachten bereit
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Kindergarten / Schule / Ausbildung

Form der Kindertagesbetreuung (Krippe, Kindertagesstätte, Tagesmutter): 
 
Schulform:
 
Klassenstufe:
 

• Sozialverhalten
  (Stellung in der Gruppe, Beziehung zu Gleichaltrigen, Arbeitshaltung, Lernmotivation u. ä.)

• Leistungen
  (Erledigung der Hausaufgaben, Zensuren, Selbständigkeit u. ä.)

Bitte halten Sie eine Kopie des aktuellen Zeugnisses bereit

Gelder
(Taschengeld, Sparziele, größere Anschaffungen u. ä.)

Kooperation mit der Herkunftsfamilie
(Umgangskontakte, Einhalten von Absprachen und Vereinbarungen, besondere  
Beobachtungen u. ä.)

• Sicht der Pflegeeltern
• Sicht des Pflegekindes

ggfs. Ziele des letzten Hilfeplanes

Besondere Ereignisse
(Höhepunkte und Problemlagen)

Hilfebedarf
(sind weitere Hilfen notwendig, Ziele; welche unterstützenden Angebote u. ä.)

Sonstiges
(Veränderungen in der Pflegefamilie, Pläne, anstehende Ereignisse u. ä.)

Ist eine Annahme des Kindes (Adoption) vorstellbar?: 
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Übersicht der Ansprechpartner zur Information für Ihre zuständige Fachkraft im 
Pflegekinderdienst
Schule / Kindergarten

Name der Schule / des Kindergartens:

Name der/des Erzieher/in / Klassenlehrer/in:

Behandelnde Ärzte

Kinderarzt

Name:         

Anschrift:   

Zahnarzt

Name:         

Anschrift:   

Sonstige Ärzte

Fachrichtung:    

Name:              

Anschrift:          

Weitere wichtige Beteiligte:

Name:              

Anschrift:          

Funktion:         

Datum:

Unterschrift der Pflegeeltern:

ggfs. des Pflegekindes
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Anlage 3: Hilfe zur Einstufung der Pflegeformen

Arbeitshilfe zur Einstufung der drei unterschiedlichen Pflegeform gem. den gesetz- 
lichen Forderungen im § 33 SGB VIII 

Zur Kategorisierung in eine Pflegeform wird der jeweilige Stichtag der Hilfeplanung zu Grunde 
gelegt und das zu diesem Zeitpunkt bestehende Profil der Pflegestelle sowie die Belastungs-
punkzahl seitens des Kindes bewertet. Sollten sich an einem der beiden Kriterien A.) oder B.) 
deutliche Veränderungen ergeben und als anhaltend beurteilt werden, kann eine entsprechen-
de Neuüberprüfung im Rahmen einer Hilfeplanung in die Wege geleitet und das Pflegever-
hältnis in eine entsprechende Pflegeform einsortiert werden. Eine Verbesserung der Gesamt-
situation führt nicht zu einer „Herabstufung“. Der Bogen kann mit – oder ohne Punktevergabe 
genutzt werden.

Name: 

Gesamtpunktzahl hinsichtlich der Problemlagen des Kindes: 
(siehe umseitige Tabelle)

Gesamt Ergebnis Pflegeform

bis   10 Punkte Allgemeine Vollzeitpflege

11 – 20 Punkte Sozialpädagogische Vollzeitpflege

über 20 Punkte Sonderpädagogische Vollzeitpflege

kollegial beraten am:

Begründung der Einstufung:

Unterschriften:
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A) Belastungen seitens des Kindes
Problemlage 1 Punkt 2 Punkte 3 Punkte 4 Punkte Ggf. Be-

gründungen
Familiäre Risikofaktoren
Suchtmittelmissbrauch, Jugendhil-
fen bei den KE, schlechte ärztliche 
Versorgung während der Schwan-
gerschaft, Gewaltbeziehungen KE, 
häufige Umzüge, Obdachlosigkeit, 
Verschuldung, wechselndes Be-
zugssystem, psychische Erkran-
kungen, Persönlichkeitsstörungen

bei Verdacht bei Verdacht 
und Sympto-
men  
(der KE)

bei erwiese-
nem Tatbe-
stand 
 und geringer 
Symptomatik  
(der KE)

bei erwiesenem Tat-
bestand  
und deutlicher Sym-
ptomatik  
(der KE)

Traumatische Erfahrungen
Emotionale, versorgende Vernach-
lässigung, Misshandlung, probl. 
Erziehungsverhalten, sexuelle 
Übergriffe, Monotrauma, Verlust der 
Bindungspersonen, häusliche Ge-
walt, mehrere Bindungsabbrüche 
durch z. B. häufigen Wechsel in der 
stationären Unterbringung

bei Verdacht bei Verdacht 
und Sympto-
men 

bei erwiese-
nem Tatbe-
stand und 
leichter Sym-
ptomatik 

bei erwiesenem Tat-
bestand und ausge-
prägter Symptomatik 

Retardierungen
zeitliche Differenz zwischen LA und 
EA, Selbstständigkeit im Vergleich 
zu Gleichaltrigen

leichte mittlere deutliche schwere

Verhaltensauffälligkeiten  
(> 6 Monate)
Aggressionen, Distanzlosigkeit, 
Rückzug, Eigen-/Fremdgefährdung, 
Selbstverletzungen, einfordern von 
erhöhter Aufmerksamkeit, Stehlen

gelegentlich 
zu beobach-
ten

häufig zu be-
obachten

regelmäßig 
wiederkeh-
rend u. er-
höhte Anfor-
derungen an 
päd. Haltung 
der PE

Abweichungen der  
körperlichen Entwicklung
Schwerwiegende chronische Er-
krankungen Fehlbildungen lebens-
bedrohliche oder –verkürzende 
Erkrankungen, schwerwiegende Verlet-
zungsfolgen

gelegentlich 
einschrän-
kend,  
z. B. Fehl-
sichtigkeit, or-
thopäd. Fehl-
stellungen, 
Sprachfehler 
sonderpäd. 
Förderbedarf

häufig ein-
schränkend
z. B.
Krampfanfäl-
le Asthma-
anfälle
Diabetes

regelmäßig 
einschrän-
kend und mit 
erhöhtem 
pflege rischen 
Bedarf 
4 Punkte
aber alleine 
lebensfähig 
gesichertes 
FAS

chronische Beein-
trächtigungen  
6 Punkte
z. B. Herzfehler, 
Rheuma, Tumore, 
HIV, Hepatitis C, dau-
erhaft auf praktische 
Hilfe angewiesen, 
eine selbst. Lebens-
führung ist nicht zu 
erwarten.

Abweichungen der  
seelischen Gesundheit
Autismus, Depression, Persönlich-
keitsstörungen, Psych. Störungen, 
Bindungsstörung, Ess-Störung, 
ADHS Klassifizierung gem. 
§ 35a SGB VIII

bei Verdacht

sonderpäd. 
Förderbedarf

bei deutli-
chen Sym-
ptomen

bei Diagno-
sen

bei Diagnosen und 
ausgeprägter Sympto-
matik

Abweichungen der  
geistigen Gesundheit

Lernbehin-
derungen 
(sonderpäd. 
Förderbedarf)

leichte (>70) 
geistige Be-
hinderung

mittlere (<50) 
geistige Be-
hinderung

schwere (<35) geisti-
ge Behinderung

Herkunftsfamilie
Nichtakzeptanz des PV, schwierige 
BK, gerichtliche Verfahren, fehlen-
des Interesse am Kind und Rück-
zug der HE

gelegentliche 
Probleme

häufige Pro-
bleme

permanente 
Probleme

permanente Probleme 
mit starker Dynamik

Zusätzliche Belastung
z. B. keine Fremdbetreuung mög-
lich, langanhaltende Krisen der PF

leichte Bela-
stung

mittlere Be-
lastung

deutliche Be-
lastung

enorme Belastung

Entlastende Betreuung Tagesgruppe
-2 Punkte

5-Tagegruppe
-4 Punkte

Summe der jeweiligen 
Punktekategorie:

Gesamt:

Die zusätzlichen Punkte in den Zellen bedeuten Hinzurechnungen bzw. Abzüge.
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B) Profil der Pflegepersonen (nach den Pflegeformen)

Allgemeine 
Vollzeitpflege

Sozialpädagogische
 Vollzeitpflege

Sonderpädagogische 
Vollzeitpflege

Sonderpädagogische 
Vollzeitpflege  
(Behinderung)

persönliche  
Geeignetheit und 

durchschnittliche el-
terliche  

Kompetenzen

persönliche Geeignetheit 
und erworbene  

besondere Kenntnisse/ 
Kompetenzen 

erhöhte  
Belastungsfähigkeit

persönliche Geeignetheit 
und professionelle  
Ausbildung bzw.  

zertifizierte Fortbildung, 
hohe Belastungsfähigkeit

Legende:
„bei Verdacht“ = Hypothese o.a. Hinweise / Kenntnisse des JA auf....
„bei erwiesenem Tatbestand“ = ärztlich/therapeutisch diagnostiziert/ / Gutachten/ Polizeiberichte/ o.a. belastbare schriftliche Un-
terlagen oder pers. Aussagen der HE 
familiäre Risikofaktoren = alle Problemlagen, die die Herkunftsfamilie kennzeichnen
Traumatisierungen= auf das Kind bezogene entsprechend definierte Erlebnisse
die einzelnen Aspekte unter der genannten Tabellenkategorie „Problemlagen“ sind nur beispielhaft und nicht vollständig
insofern ein zusätzlicher Aspekt eine besondere Bedeutung für das Pflegeverhältnis darstellt, kann dies ergänzend als zusätzli-
che Belastung bepunktet werden  
(z. B. Krisen/ Krankheiten in der PF / nicht innerhalb der Bepunktung erfasste besondere Belastungen des Pflegekindes)
Erläuterungen der Abkürzungen:

KE Kindeseltern
LA  Lebensalter
EA Entwicklungsalter
HE Herkunftseltern
PF	 Pflegefamilie
PV	 Pflegeverhältnisses
BK  Besuchskontakte
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2.  INTERNE ORGANISATION UND EXTERNE KOOPERATION  
 IN DER VOLLZEITPFLEGE
 
Dieses Kapitel befasst sich mit den Anforderungen an die Ausgestaltung der unterschiedlichen 
Kooperationsformen. Grob unterschieden wird dabei zwischen interner Organisation und ex-
terner Kooperation.

Unter interner Organisation wird hier vor allen Dingen die Zusammenarbeit von ASD und PKD 
verstanden. Dabei wird von der Prämisse ausgegangen, dass ASD und Pflegekinderdienst 
als gleichrangige Organisationseinheiten von Jugendämtern einan der ergänzende Aufgaben 
wahrzunehmen haben, wobei die Formen der Arbeitsteilung und der Kooperation je nach Per-
spektive eines Pflegeverhältnisses (befristete oder auf Dauer angelegte Vollzeitpflege) variie-
ren können. Die unterschiedlichen Konstellationen werden in Kapitel 2.1 beschrieben.

Unter externer Kooperation werden Formen verstanden, die sich auf die Zusammenarbeit ver-
schiedener Jugendämter untereinander, auf die Beziehungen von Jugendämtern und freien 
Trägern der Jugendhilfe, auf die Kommunikation mit Zusammenschlüssen von Pflegeltern und 
den Austausch im Rahmen von Fachgremien beziehen. In Kapitel 2.2 werden diese Koopera-
tionen thematisiert.

Darüber hinaus gerät hier auch die Vormundschaft in den Blick, dies geschieht in Kapitel 2.3. 
Einige Ausführungen zum Beschwerdemanagement erfolgen in Kapitel 2.4.

 
2.1 Interne Organisation im Jugendamt
Mit dem KJSG 2021 hat der Gesetzgeber vorgeschrieben, dass der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die im Bereich der Pflegekinderhilfe vorgesehenen Aufgaben eine abgestimmte 
Aufgabenwahrnehmung schaffen muss (§ 37 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII). Die Aufgabenfelder des 
Bereichs Pflegekinder werden häufig von unterschiedlichen Inte ressen begleitet: Herkunftsfa-
milien, Pflegefamilien und nicht zuletzt die Kinder und Ju gendlichen müssen mit ihren Vorstel-
lungen und Wünschen Berücksichtigung finden. Als grobes Modell zur Bewältigung der hete-
rogenen Aufgaben hat sich – und das nicht nur in Niedersachsen – in der Praxis häufig eine 
Zweiteilung herausgebildet, bei der der Allgemeine Sozialdienst (ASD) für die Belange der 
Herkunftsfamilie und der Pflegekinderdienst (PKD) für die Betreuung und Begleitung der Pfle-
gefamilien und der Pflegekinder zuständig ist (vgl. van Santen et al. 2019, S. 87 ff.). Unterhalb 
dieser Struktur freilich finden sich verschiedene Zuschnitte für die Bewältigung der Arbeitsauf-
gaben. Die Grenzen der beiden Organisationseinheiten greifen in unterschiedlicher Weise in 
das Feld der jeweils anderen Einheit hinein (vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung 2021, S. 82 ff.). Immer unter der Perspektive, dass das Wohl 
des Kindes auch bei der Etablierung von Arbeitsstrukturen oberste Priorität haben sollte, wird 
in die sem Kapitel das Modell der „geteilten“ Organisation der Arbeit und der Verteilung der 
Aufgaben in Form zweier Dienste mit klar definierten Aufgaben und Verantwortlichkeiten als 
genereller Standard vorgeschlagen. Jugendamtsspezifische Ausformungen dieses Standards 
aufgrund individueller Bedingungen sollen dabei nicht ausgeschlossen werden.

2.1.1 Aufgaben von PKD und ASD bei einer Fremdunterbringung
Zur Erfüllung der unterschiedlichen Aufgaben wird die Einrichtung eines Dienstes für die Be-
lange der Pflegekinderhilfe als unabdingbar angesehen, da für die Arbeit in diesem Bereich 
spezifische Anforderungen und Interessen aufeinander abgestimmt werden müssen.

In diesem Sinne ist der PKD im Organisationsgefüge des Jugendamtes zuständig für alle 
Belange der Akteurinnen und Akteure in einem Pflegeverhältnis (Pflegekind, Pflegepersonen, 
leibliche Eltern) nach §§ 33, 37, 37a, 44 SGB VIII. Dazu gehören die Werbung, Vorbereitung 
und Auswahl von Pflegeeltern, die Organisation des Vermittlungsprozesses, die fachliche Be-
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gleitung des Pflegeverhältnisses, die Bereitstellung von Fortbildungen, die Biografiearbeit, die 
Gestaltung der Umgangskontakte, die Sicherung der Kinderrechte, die Überleitung von Car-
eleaverinnen und Careleavern in die Verselbstständigung bzw. in andere Rechtskreise und 
Unterbringungsformen und die Supervision für die Pflegeeltern sowie gesonderte Angebote 
für Pflegekinder und leibliche Eltern (letztendlich alle Dimensionen, die in den vorliegenden 
Empfehlungen dargestellt werden).

Dem ASD als Ansprechpartner für Familien und ihre Kinder obliegt im Kontext der Hilfen zur 
Erziehung die Bedarfsermittlung, die Perspektivklärung (vgl. § 37c SGB VIII), ggf. die Sorge-
rechtsklärung sowie die Gewährung und Einleitung von Hilfen (zur Perspektivplanung siehe 
Kapitel 5.1). Da im Rahmen einer Inpflegegabe eines Kindes oder einer/eines Jugendlichen 
neben der Herkunftsfamilie eine Pflegefamilie auf den Plan tritt, geht es in vielen Fällen auch 
um das Verhältnis der beiden Familien zueinander wie z. B. die (Neu-)Definition der Elternrol-
len oder die Gestaltung der Kontakte zwischen Pflegekind und leiblichen Eltern – unvermeid-
lich ist damit auch das Verhältnis vom ASD zum PKD berührt. Eine geordnete und möglichst 
reibungsfreie, enge Kooperation zwischen den beiden Diensten ist daher unumgänglich, dies 
gilt auch, wenn ein gesonderter Dienst die Begleitung der leiblichen Eltern während einer auf 
Dauer angelegten Pflege übernimmt.

Von zentraler Bedeutung wird die Kooperation gerade auch dann, wenn für das Kind eine 
Rückkehroption besteht und der ASD für entsprechende Schritte und Veränderungen in der 
Herkunftsfamilie Sorge zu tragen hat. Gleiches trifft auch zu, wenn in der Herkunfts familie 
noch weitere Kinder im Rahmen von Hilfen zur Erziehung unter der Verantwortung des ASD 
betreut werden.

Ausgehend von der Aufgabenzuschreibung ist es grundsätzlich geboten, den Pflegekinder-
dienst mit ei gener Verantwortung und entsprechenden Befugnissen auszustatten. Der PKD 
sollte nicht dem ASD nach- oder untergeordnet sein, sondern auf organisatorisch gleicher 
Höhe operieren.49 Es ist dabei zu beachten, dass Arbeitsteilung, Kooperationsbeziehungen 
und Verantwortlichkeiten zwischen ASD und PKD sich nicht statisch bestimmen lassen, son-
dern sich nach Lage der Fälle unterscheiden (so kann sich eine Perspektive zur Rückkehr 
eines Kindes in seine Familie im Laufe der Zeit aufgrund neuer Erkenntnisse zu einer Perspek-
tive des Verbleibs in der Pflegefamilie verschieben). In einem solchen Mehrphasenprozess 
ver ändern sich dann auch die Anforderungen an die Kooperation von ASD und PKD. Entspre-
chend ändert sich auch die Art der Verzahnung der Arbeit der beiden jugendamtlichen Dienste. 
Entscheidend dabei ist die Perspektive, die mit dem Fall verbunden wird. Unter diesem Aspekt 
können fünf Fallkonstellationen, die nach unterschiedlichen Prozessen und Verzahnungen 
verlangen, unterschieden werden:

a) Fälle mit einer zeitlich befristeten Perspektive (Rückkehr des Kindes / der/des Jugend-
lichen in die Herkunftsfamilie),

b) Fälle mit einer zeitlich unbefristeten Perspektive (dauerhafter Verbleib des Kindes / der/ 
des Ju gendlichen in der Pflegefamilie),

c) Fälle mit einer ungeklärten Perspektive,
d) Fälle mit einer ungeplanten Beendigung der Hilfe,
e) Fälle, in denen das Kind schon in der Pflegefamilie lebt.

Die Kooperation von ASD und PKD sollte allerdings bereits im Vorfeld einer Fremdplatzie rung 
beginnen und den Prozess der Entscheidung über eine Hilfe mit einbeziehen (vgl. Kap.  5).

49 Im Zuge der Trennung von Zuständigkeit und Durchführung sind andere Modelle vorstellbar. Hier verbleibt die Steuerung (Hilfeplanung) beim ASD 
und die Arbeit an allen Aspekten des Pflegeverhältnisses beim PKD. Auch wenn die Trennung von Kontrolle und Durchführung sinnvoll erscheint,so 
zeigte sich in der Vergangenheit, dass der ASD häufig  nicht über das spezifische Wissen über die Besonderheiten der Pflegekinderhilfe – und damit 
über die Eigentümlichkeiten von privat-öffentlichen Pflegeverhältnissen – verfügt, um der Verantwortung gerecht  zu werden, insbesondere bei 
sehr lang laufenden Pflegeverhältnissen. Möglicherweise ist es von Vorteil, fallspezifisch zu entscheiden, welches Vorgehen am besten geeignet 
erscheint.
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a) Zeitlich befristete Perspektive: Rückkehr in die Herkunftsfamilie
Wenn – nach Abwägung der Fakten – die Perspektive einer Rückkehr des Kindes / der/des 
Jugendlichen in die Herkunftsfamilie besteht, so bleibt der ASD für den Fall zuständig. Ihm 
obliegt weiterhin die Fortschreibung des Hilfeplans und die Durchführung der Hilfeplangesprä-
che. Er ist auch für die möglichen Hilfen in der Herkunftsfamilie verantwortlich, die im Zuge 
der Hilfeplanerstellung beschlossen wurden. Der PKD betreut die Pflegefamilie und das Pfle-
gekind und übermittelt die Informationen über die Entwicklung des Pflegekindes, die zur Beur-
teilung einer Rückführung notwendig sind, an den ASD. Eine besondere Bedeutung kommt in 
diesem Fall der Durchführung von Umgangskontakten zwischen Pflegekind und Herkunftsfa-
milie zu, die durch den PKD begleitet und bewertet werden.50 Eine Rückführung ist erst dann 
möglich, wenn dies in einer gemeinsamen Einschätzung zwischen ASD, PKD, Pflegekind / 
der/dem Jugendlichen und den Eltern festgestellt wird. Von grundsätzlicher Be deutung für 
eine Rückführung ist die Einschätzung der Betreuungsqualität und der Erzie hungsfähigkeit der 
Eltern zum Rückführungszeitpunkt und eine Prognose hinsichtlich der weiteren Entwicklung. 
Zur Unterstützung der Rückführung und der Erstellung einer Prog nose kann ein begleitender 
Dienst – auch eines freien Trägers – eingesetzt werden (vgl. Kap. 1.1.4).

b) Zeitlich unbefristete Perspektive: Dauerpflege in der Pflegefamilie
Wenn der Verbleib des Kindes / der/des Jugendlichen in der Pflegefamilie langfristig bzw. dau-
erhaft sein soll, wird der PKD für den Fall zuständig.51 Ihm ob liegen dann die Fortschreibung 
des Hilfeplans und die Durchführung der Hilfeplangespräche. Er betreut die Pflegefamilie und 
das Pflegekind. Gleichzeitig betreut und unterstützt er die Herkunftsfamilie in ihrer begleiten-
den Elternrolle (soweit dies nicht durch einen entsprechenden Dienst geschieht). Der ASD 
(wenn dieser auf der Grundlage weiterer Hilfen für verbliebene Kin der weiterhin in der Her-
kunftsfamilie tätig ist) übermittelt die Informationen über die Entwicklung der Herkunftsfamilie, 
die zur Betreuung des Pflegekindes und zur Durchführung von Kontak ten notwendig sind.

c) Fälle mit einer ungeklärten Perspektive
Wenn die Perspektive eines Kindes / einer/eines Jugendlichen (noch) nicht geklärt werden 
konnte – typische Fallkonstellatio nen sind z. B. laufende Familiengerichtsverfahren – verbleibt 
die Fallsteuerung und -zuständigkeit im ASD, womit die Herkunftsfamilie deutlich im Fokus der 
Aufmerksamkeit bleibt. Dem ASD obliegt die Fortschreibung des Hilfeplans und die Durch-
führung der Hilfeplangespräche. Er hat darüber hinaus die Aufgabe, den PKD über alle Ver-
änderungen und Entwicklungen zu informieren, die zur Perspektivklärung beitragen können. 
Der PKD betreut die Pflegefamilie und das Pflegekind und führt in Absprache mit dem ASD in 
der Regel die Besuchskontakte durch. Er sammelt Informationen über das Pflegekind, die zur 
Klärung der Perspektive beitragen können. ASD und PKD arbeiten bei der Hilfeplanung eng 
zusammen, um eine gesicherte Perspektive für das Pflegekind / die/den Jugendliche(n) zu 
entwickeln. Abhängig vom Alter des Pflegekindes und seiner individuellen Situation ist für die 
Perspektivklärung eine zeitliche Befristung festzule gen (§ 37c Abs. 2 SGB VIII) – bei Kindern 
unter drei Jahren in der Regel nicht mehr als sechs Monate, bei älteren Kindern höchstens bis 
zu einem Jahr.52 Diese sollte eingehalten und nur durch gesonderte Begründung verlängert 
werden (Perspektivklärung siehe Kapitel 5.1).

50 Allerdings nur, wenn die Umgangsbestimmungsberechtigten damit einverstanden sind oder das Gericht dies geregelt hat.
51 Der Zeitpunkt zur Überleitung der Zuständigkeit an den PKD kann sehr unterschiedlich definiert werden (gleich nach Feststellung der Dauerhaftigkeit, 

nach zwei Jahren – analog zu § 86 Abs. 6 SGB VIII, im ersten Jahr der Pflege, nach einem individuell festzustellenden Zeitraum). Vgl. Niedersächsi-
sches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (2021), S. 43 f. 

52 Als grobe Regel: Je jünger die Kinder, desto kürzer die Befristung. 
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d) Ungeplante Beendigung der Hilfe
Im Prinzip folgt die Beendigung dem gleichen Prozess wie die perspektivische Rückfüh rung in 
die Herkunftsfamilie. Sollte der PKD zuvor zuständig gewesen sein, so geht die Zuständigkeit 
und Verantwortung nun auf den ASD über. Hier ist ein intensiver Austausch von Informationen 
unverzichtbar, da möglicherweise eine Anschlusshilfe über den ASD installiert werden muss. 
Der Hilfeplan wird vom ASD erstellt, wobei der PKD maßgebliche Informationen über das  
Pflegekind einbringt, die dann zu konkreten Zielen der Hilfe verdichtet werden müssen.

Abweichend von der Regelhaftigkeit des konsequenten Übergangs der Verantwortung an den 
ASD bei Beendigungen, hat sich in einigen Jugendämtern das Verfahren bewährt, speziell 
bei Übergängen von der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII in stationäre Unterbringung nach 
§ 34 SGB VIII und bei Verselbstständigungen die Verantwortung beim PKD zu belassen (vgl. 
Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 2021, S. 99 f.). 
Dieser bereitet die Übergänge vor und hält weiter Kontakt zu den Institutio nen bzw. der/dem 
jungen Erwachsenen.

e) Fälle, in denen das Kind schon in der Pflegefamilie lebt
Besonders in Fällen, bei denen Kinder bereits in Verwandten-/Netzwerkfamilien leben, ist die 
Kooperation zwischen ASD und dem PKD von besonderer Relevanz. Je nach Erfordernis  
erfolgt die Unterbringung der Kinder in diesen Familien gem. § 44 oder 33 SGB VIII, wenn 
sie bereits in einem familiären Netzwerk leben. Der ASD informiert den PKD umgehend und  
beauftragt den PKD, Kontakt zur Familie aufzunehmen. Die grundsätzliche Prüfung der  
Eignung und deren Feststellung obliegt dem PKD, die Fallverantwortung und Hilfesteuerung 
wird durch den ASD übernommen. Nach erfolgter Perspektivklärung treten die Fallkonstel-
lationen a) bis d) ein.

2.1.2 Arbeitsstrukturen und Kooperationsmodelle
Davon ausgehend, dass ASD und PKD eigenständige und eigenverantwortliche Einheiten  
innerhalb des Jugendamtes darstellen, stehen sie organisatorisch auf einer Ebene und  
decken unterschiedliche Bereiche ab. Da sie aber funktional aufeinander angewiesen sind, ist 
die Effektivität der Zusammenarbeit von einer genauen Beschreibung der jeweils durchzufüh-
renden Aufgaben und Absprachen abhängig. Um diese Beschreibungen leisten zu können, 
ohne dass Trennendes in den Vordergrund gerückt wird, ist es von Vorteil, die Grundlage der 
gemeinsamen Arbeit zu definieren, Aufgabenbeschreibungen für die jeweiligen Sachgebie-
te anzufertigen und eine Kooperationsvereinbarung abzuschließen. Im Folgenden wird der  
Fokus auf den Voraussetzungen und Rahmenbedingungen im Sinne von Eckpunkten für eine 
gelingende und verzahnte Arbeit der beiden Organisationseinheiten ASD und PKD liegen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



TEIL A -  2  ORGANISATION UND KOOPERATION

2-5

Schaubild 1: Arbeitsgrundlage, Aufgaben und Kooperationsvereinbarung 

organisatorisch
auf gleicher Höhe
angesiedelt

Arbeit mit der
Herkunftsfamilie/
den verbliebenen

Kindern

Arbeit mit den Pflegekindern 
und den Pflegefamilien 

Inhalte, Aufgaben 
und Arbeitsbereiche
definiert über eine

Kooperationsvereinbarung

ASD PKD

Aufstellung von Aufgabenbeschreibungen

Definition der Arbeitsgrundlage (Rahmen)

organisatorisch
auf gleicher Höhe
angesiedelt

Arbeit mit der
Herkunftsfamilie/
den verbliebenen

Kindern

Arbeit mit den Pflegekindern 
und den Pflegefamilien 

Inhalte, Aufgaben 
und Arbeitsbereiche
definiert über eine

Kooperationsvereinbarung

ASD PKD

Aufstellung von Aufgabenbeschreibungen

Definition der Arbeitsgrundlage (Rahmen)

Eckpunkte für eine Arbeitsgrundlage der Zusammenarbeit von ASD und PKD
Die Entwicklung einer Arbeitsgrundlage soll das gegenseitige Verständnis für die Arbeit und 
die Durchführung der unterschiedlichen Aufgaben fördern. Sie sollte daher gemeinsam mit 
Vertreterinnen und Vertretern des PKD und des ASD z. B. im Rahmen einer Organisationsent-
wicklung erstellt werden. Notwendig ist dabei eine offene Diskussion und Reflexion mit dem 
Ziel, das Feld der gegenseitigen Aufgaben und „Überlappungszonen“ zu sondieren und so ein 
hohes Maß an Vertrauen in die Qualität und Verlässlichkeit der Arbeit im Rahmen von Fremd-
platzierungen und Vollzeitpflege zu erreichen. Da in den Jugendämtern unterschiedliche orga-
nisatorische Bedingungen und „Traditionen“ vorherrschen, kann dazu in diesen Empfehlungen 
kein fertiges Konzept präsentiert werden. Gleichwohl können Eckpunkte für die Entwicklung 
einer Arbeitsgrundlage der Zusammenarbeit zwischen ASD und PKD identifiziert werden. Eine 
exemplarische Aufstellung findet sich in der Anlage 1 zu diesem Kapitel.

Eckpunkte für eine Aufgabenbeschreibung für die beiden Sachgebiete ASD und PKD
Die beiden Sachgebiete ASD und PKD definieren aus ihrer jeweiligen Perspektive heraus die 
Aufgaben, die sie im Hilfeprozess zur Unterstützung der gemeinsamen Arbeit übernehmen. 
Damit grenzen sie die Aufgabengebiete gegeneinander ab und schaffen Sicherheit im Hinblick 
auf die gegenseitigen Erwartungen bei der Arbeit an einem Fall (Gleiches gilt auch für den 
Bereich der Bereitschaftspflege). Eine exemplarische Aufstellung von Eckpunkten einer Auf-
gabenbeschreibung für den PKD findet sich in der Anlage 2, eine entsprechende Aufstellung 
für den ASD in Anlage 3.

Sicherung der gemeinsamen Arbeit durch Kooperationsvereinbarungen
Die Entwicklung einer Arbeitsgrundlage und die Arbeit an den Aufgabenbeschreibungen kann 
in eine Kooperationsvereinbarung zwischen ASD und PKD (und wo vorhanden, in den eige-
nen Bereich der Bereitschaftspflege) münden. Es ist dabei in der Regel nicht notwen dig, den 
gesamten Bereich der Arbeit in die Vereinbarung einzubeziehen, vielmehr sollte die Entwick-
lung auf die Themen und Felder beschränkt werden, die einer Regelung und Verständigung 
bedürfen. Die Vereinbarung sollte auf jeden Fall von den Vertreterinnen bzw. Vertretern der 
beteiligten Sachgebiete unterschrieben werden.
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Die Unterschiedlichkeit der Situationen und das Verhältnis zwischen ASD und PKD (und Be-
reitschaftspflege) in den einzelnen Jugendämtern erlauben es nicht, eine allgemein gültige 
Kooperationsvereinbarung zu präsentieren. Um dennoch zu verdeutlichen, wie eine sol che 
Vereinbarung aussehen könnte, finden sich im Anhang zu diesem Kapitel spezifische Koope-
rationsvereinbarungen, wie sie in zwei Jugendämtern erarbeitet wurden. Ein Muster für eine 
Kooperationsvereinbarung ist in Anlage 4 zu sehen, ein Beispiel für eine Kooperationsverein-
barung in Anlage 5.

 
2.1.3 PKD und bezirkliche Organisation des Jugendamtes
Bei einer bezirklichen Gliederung kann es möglich sein, dass Zuständigkeiten und Verant-
wortlichkeiten nicht mehr zentral verankert sind, sondern sich in Sozialräume bzw. regionale 
Untergliederungen verla gern. Der PKD hat auf eine solche Struktur zu reagieren und muss 
seinerseits eine ent sprechende Organisationsform bereitstellen. Grundsätzlich sollte – unab-
hängig von der jeweiligen Form – der Kontinuitätsgrundsatz gelten, um Wechsel der betreuen-
den Fachkräfte möglichst gering zu halten.

Wenn die Herkunftseltern (Sorgeberechtigten) keine weiteren Kinder haben und innerhalb des 
Jugendamtsbezirks umziehen, so bleibt die PKD-Fachkraft für die Betreuung des Pflegever-
hältnisses zuständig, in deren Zuständigkeitsbereich die Pflegeeltern ihren Wohnsitz haben.

a) Bezirksgliederung und zentraler Kernbereich des PKD
Das Charakteristikum des PKD ist seine Fokussierung auf den Hilfebedarf von Kindern und Ju-
gendlichen, die nicht mehr bei ihren Eltern (Sorgeberechtigten) wohnen und sehr unterschied-
liche Hilfebedarfe aufweisen. Um diesen gerecht zu werden und Pflegeeltern entsprechend zu 
schulen, auszuwählen und später in der Pflege zu begleiten, ist es not wendig, entsprechen-
de Qualifikationen zu entwickeln und bereitzuhalten. Diese Kompe tenzen eines speziellen 
Dienstes können aber nur dann effektiv eingesetzt werden, wenn ein Team existiert, dass in 
direkter Zusammenarbeit agieren kann – unter einer bezirklichen Gliederung des PKD dürfen 
dessen Kompetenzen nicht leiden.

Die bedarfsinduzierte Differenzierung der Pflegearten im Pflegekinderdienst (Allgemeine Voll-
zeitpflege, Sozialpädagogische Vollzeitpflege, Sonderpädagogische Vollzeitpflege) macht eine 
weitere Qualifizierung – gegebenenfalls mit entsprechender Aufgabenaufteilung – notwendig. 
Hierfür sprechen zudem die auf jeden Fall zentral zu leistenden Auf gaben der Werbung, Vor-
bereitung und Fortbildung von Pflegeeltern. Solche Arbeiten kön nen nur in einem größeren 
Rahmen erledigt werden und entziehen sich daher der Zuord nung zu bestimmten Bezirken. 
Um der bezirklichen Untergliederung dennoch gerecht werden zu können und die Vorteile die-
ser Organisationsform auszunutzen, sollte der PKD eine Struktur lokaler „Spezialisten“ schaf-
fen. Hierbei werden – bei Beibehaltung einer zentralen Organisationsform – einzelne Fach-
kräfte einem bestimmten Bezirk zugeordnet. Auf diese Weise behalten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des ASD aus den einzelnen Bezirken zum einen konkrete Ansprechpersonen 
im Falle einer anstehenden Fremdplatzierung, zum anderen können die dem Sozialraum bzw. 
Bezirk zugeordneten Mitarbeitenden bestimmte Angebote vorhalten wie z. B. Pflegeeltern-
gruppe, Patenschaftsmodelle etc. Darüber hinaus kann gewährleistet werden, dass die not-
wendigen Kenntnisse der örtlichen/lokalen/kommunalen Struktur und Angebote unmittelbar in 
die Betreuung der Pflegefamilien einfließen können.

Spezifische Aufgaben der bezirklich zugeordneten Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

Durch die organisatorische Zuordnung einer Person des PKD zu einem Bezirk können Tätig-
keiten durchgeführt werden, die über die Arbeit an einem Einzelfall hinausgehen. Hier sind vor 
allen Dingen zu nennen: Pflegeelterngruppenarbeit, netzwerknahe Unterbringung und Paten-
schaften.
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	Pflegeelterngruppenarbeit: Regionalspezifische Pflegeelterngruppenarbeit kann zu  
engeren Kontakten zwischen den Pflegeeltern führen, da deren Wohnorte in erreichba rer 
Entfernung zueinander liegen. Auch der Aufbau lokaler Netzwerke (z. B. Vereine, schu-
lische Nachhilfe, Freizeiteinrichtungen) zur Unterstützung der Betreuung kann dadurch 
nicht nur für einen Einzelfall genutzt werden, sondern kommt mehreren Kin dern und Ju-
gendlichen aus verschiedenen Familien zugute.

	Unterbringung im Netzwerk: Im Bereich der netzwerknahen Unterbringung spielt der 
Bezirk eine besondere Rolle. Hier sind vor allen Dingen die Formen der Unterbringung 
zu nennen, bei denen die Pflegepersonen dem Kind oder der/dem Jugendlichen bereits 
bekannt sind. Dies ist bei der Vermittlung in Verwandtenpflegestellen der Fall, bei denen 
die Kinder mit diesen Personen zum Teil schon von Geburt an verbunden sind. Ähnlich 
verhält es sich bei Unterbringungen, die über das Social Network Care zustande kommen 
(siehe z. B. Landschaftsverband Rheinland, LVR-Landesjugendamt, Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, LWL-Landesjugendamt 2022). Hier sind es mit dem Kind nicht verwandte 
Erwachsene, die die Kinder unter anderen Bedingungen kennen gelernt haben – sei es im 
privaten Bereich (z. B. Sportverein) oder über die berufliche Tätigkeit (z. B. Kindergarten) 
– und die nun möglicherweise für die Rolle als Pflegepersonen interessiert werden können 
bzw. sich selbst als Pflegepersonen zur Verfügung stellen (Beschreibung der Netzwerk-
pflege siehe Kapitel 1.3.2.).

	Patenschaften: Die Netzwerknähe spielt auch bei den Patenschaften für Kinder von El-
tern mit psychischen Erkrankungen eine Rolle. Auch hier bietet es sich an, dass die Ent-
fernung zwischen dem Wohnsitz der Patin / des Paten und der Wohnung der Fami lie des 
zu betreuenden Kindes möglichst gering ist. Nur dann liegen auch spontane Hil fen und 
gegenseitige Kurzbesuche im Bereich des Möglichen (Beschreibung der Patenschaften 
siehe Kapitel 1.3.3.).

2.1.4 Verantwortlichkeiten im Bereich der Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII
Die Inobhutnahme stellt ein ganz eigenes System der Fremdplatzierung dar, das zwar Be-
rührungspunkte mit dem Pflegekinderdienst aufweist, jedoch im Wesentlichen durch den ASD 
belegt und gesteuert wird.

Inobhutnahme in Bereitschaftspflegestellen
Soweit für Inobhutnahmen nicht Notaufnahmeeinrichtungen herangezogen werden, ge schieht 
die Unterbringung in speziell dafür ausgesuchten und fortgebildeten Bereitschaftspflegestel-
len. Diese sollten ausschließlich für diese spezielle Form der Fremdplat zierung zur Verfügung 
stehen (vgl. Kap. 1.1.2). Die Betreuung und Eignungsprüfung dieser Familien sollte entweder 
einem eigenen Sachgebiet übertragen oder von dafür zur Verfü gung stehenden Fachkräften 
im PKD übernommen werden (in kleineren Jugendämtern kann dies auch durch Stunden-
kontingente von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gesche hen). Eine enge Verzahnung der 
Kooperation mit dem ASD ist hier die Voraussetzung für eine möglichst „schonende“ krisen-
induzierte Fremdplatzierung (vgl. Kap.2.1.2). Der PKD wird erst dann stärker mit einbezogen, 
wenn es zu einer Überleitung aus der Inobhutnahme oder Bereitschaftspflege in eine Vollzeit-
pflege kommt.

Inobhutnahme bei geeigneter Person
Es handelt sich hierbei um Personen aus dem Nahfeld des in Obhut genommenen Kindes wie 
z. B. Verwandte, Nachbarinnen/Nachbarn, aber auch Tagespflegepersonen. Über die Geeig-
netheit dieser Person – bezogen auf die Notwendigkeit der Sicherstellung des Schutzes – ent-
scheidet der ASD. Zeichnet sich ab, dass sich das Kind dort länger als acht Wochen, ggf. auch 
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im Rahmen von anschließender Hilfe zur Erziehung nach § 33 SGB VIII, aufhalten wird, ist der 
PKD hinsichtlich einer umfassenden Eignungsprüfung einzubeziehen. Der ASD leitet bereits 
in diesem Fall erste Schritte zur Überprüfung ein wie z. B. die Anforderung eines erweiterten 
Führungszeugnisses und die Durchführung eines ersten Hausbesuchs, der idealtypisch ge-
meinsam mit Mitarbeitenden des PKD erfolgt.

2.2 Übergreifende Kooperationen
Neben der internen Kooperation spielt die übergreifende Kooperation eine wichtige Rolle bei 
der Durchführung der Vollzeitpflege. Dies bezieht sich zum Ersten auf die Kooperation mit 
anderen Jugendämtern, zum Zweiten auf die Kooperation mit freien Trägern und Pflegeeltern-
vereinigungen und zum Dritten auf den Austausch von Informationen über Fachgremien. 

2.2.1 Kooperation mit anderen Jugendämtern
Im Wesentlichen findet die Kooperation mit anderen Jugendämtern mit Blick auf die Pflege-
kinderhilfe in zwei Bereichen statt: bei Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII und bei der 
Organisation eines gemeinsamen Pflegekinderdienstes.

a) Kooperation bei Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII
Grundsätzlich wird im Sinne der Empfehlungen davon ausgegangen, dass bei Einhaltung der 
zentralen Standards (Kosten, Vorbereitung, Auswahl und Betreuung von Pflegeeltern, Bereit-
haltung der definierten Pflegearten) die Probleme und Schwierigkeiten bei den Übernahmen 
nach § 86 Abs. 6 SGB VIII – zumindest in Niedersachsen – nicht oder nur in sehr seltenen Aus-
nahmefällen auftreten. Zudem sieht § 37c Abs. 3 Satz 4 SGB VIII seit dem KJSG 2021 bei Un-
terbringung eines Kindes in einem anderen Jugendamtsbereich die Beteiligung des dortigen 
Jugendamts vor. Bei dem Nichtvorhandensein eines differenzierten Systems der Pflegearten, 
wie sie in Kapitel 1 der Empfehlungen definiert sind, tritt die Übernahmeregelung in Kraft, wie 
sie weiter unten im Kapitel 2.2.2 beschrieben wird. 

Grundsätzlich gilt (§ 86c SGB VIII): Vor einem Wechsel der Zuständigkeit hat das bisher örtlich 
zuständige Jugendamt die Eltern (ggf. den Vormund bzw. die Vormundin), die Pflegeeltern 
und das aufnehmende Jugendamt rechtzeitig zu unterrichten. Zur Vorbereitung der Übergabe 
sollten an das künftig zuständige Jugendamt alle für die Fallbearbeitung relevanten Unterla-
gen unter Berücksichtigung der Datenschutzbestimmungen übergeben werden. Es sollte eine 
Übergabesitzung mit den Pflegeeltern, den Pflegekindern (altersabhängig), den bisher für die 
Betreuung zuständigen Fachkräften und den zukünftig zuständigen Fachkräften stattfinden. 
Wenn möglich, sind auch die leiblichen Eltern, Vormundin/ Vormund und andere an der Hilfe-
planung Beteiligte mit einzubeziehen.

Übernahmen können auch im Rahmen von Amtshilfen durchgeführt werden. Dies bedeutet, 
dass das zuständige Jugendamt das nicht zuständige örtliche Jugendamt um die Übernahme 
von (Teil-)Aufgaben bittet. Entsprechend den Ausführungen des § 37 SGB VIII ist bei der In-
anspruchnahme der Amtshilfe die ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen. Der 
zuständige öffentliche Träger hat dabei die aufgewendeten Kosten einschließlich der Verwal-
tungskosten, zu erstatten.53 Die rechtlichen Zuständigkeiten bleiben davon unberührt.

53 Die Auffassung wird durch ein Rechtsgutachten des DIJuF gestützt, in dem ausgeführt wird, dass diese Regelung nur für die Dauer der Amtshilfe 
Gültigkeit besitzt. Sie wird mit dem Eintreten der Sonderzuständigkeit nach § 86 Abs. 6 SGB VIII beendet. Das Gutachten wurde von der AGJÄ in 
Auftrag gegeben (Das Jugendamt [2012]. Heft 7–8).
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b) Gemeinsame Organisation der Pflegekinderhilfe
Ein modernes Pflegekinderwesen ist auf arbeitsteilige Strukturen, Schwerpunkt-
stellen für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit und die Betreuung von Kindern und 
Pflegeeltern in verschiedenen Pflegeformen angewiesen. Es braucht Kapazitäten 
für Planungs- und Entwicklungsaufgaben, für Dokumentation und Evaluation. Das 
Personal der Dienste ist auf kompetente Anleitung angewiesen, um seinen Funk-
tionen nach einheitlichen Standards gerecht werden zu können. (Blandow 2004, 
S. 211)

Dieses ernst nehmen heißt, dass eine Unterausstattung des Pflegekinderdienstes zu nicht aus-
reichender Qualität der Arbeit führen kann. Dies gilt insbesondere für kleine Jugendämter, für 
die der Aufbau eines eigenen Pflegekinderdienstes aus Gründen der knappen Personalkapa-
zität nicht in der Weise möglich ist, dass eine entsprechende Qualität garantiert werden kann. 
Abhängig von der nach Pflegearten differenzierten Fallbelastung (vgl. Kap. 4.3) sollte ein Pfle-
gekinderdienst so ausgestattet sein, dass er die differenzierten Aufgaben verantwortungsvoll 
übernehmen kann. Es wird davon ausgegangen, dass unter diesem Gesichtspunkt ein Pflege-
kinderdienst – in Abhängigkeit von der Größe des Jugendamtsbezirks – aus mindestens zwei 
Vollzeitfachkräften zu bestehen hat, die zudem über die entsprechenden Qualifikationen für die-
se Aufgabe verfügen müssen. Kann das nicht gewährleistet werden, so ist die Kooperation mit 
anderen Jugendämtern anzustreben, um bestimmte Teile des Pflegekinderdienstes gemeinsam 
zu organisieren. Wie ein solcher „interjugendamtlicher“ Pflegekinderdienst einzubinden, zu loka-
lisieren und zu verankern ist, kann nicht hier festgelegt werden. Dies auszuhandeln und zu ent-
scheiden ist eine Angelegenheit der beteiligten Jugendämter. Lokale Besonderheiten verlangen 
nach individuellen Lösungen. Die Möglichkeiten reichen von einer eher lockeren Verbindung, 
bei der die Fachkräfte in den jeweiligen Jugendämtern verbleiben und die Kooperation durch 
regelmäßig stattfindende Sitzungen ihren Ausdruck findet, bis zu einem gemeinsamen Dienst, 
der auch einen festen Standort besitzt. 

Der Vorteil eines gemeinsamen Vorgehens im Bereich der Pflegekinderhilfe besteht in der 
Aufrechterhaltung der Qualität durch fachliche Standards, Aufgabenteilung und der Erhöhung 
der Flexibilität durch größere Personalressourcen.

Es ist dadurch möglich,

	Vertretungen (Urlaub, Krankheit) zu organisieren,
	fachlichen Austausch zu organisieren, 
	kontinuierliche Betreuung sicherzustellen,
	Spezialisierungen zu entwickeln,
	gemeinsam Fortbildungen zu besuchen,
	Missverhältnisse zwischen Overheadtätigkeiten und der Arbeit in der Familie zu vermei-

den,
	einen gemeinsamen „Pool“ von Pflegeeltern zu unterhalten, 
	einheitliche Werbung zu gestalten und gemeinsame Informations- und Schulungsmaßnah-

men durchzuführen.
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2.2.2 Empfehlungen bei Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII 
Einschlägige Paragraphen des SGB VIII für die getroffene Regelung sind: §§ 33 (insbes. Satz 
2), 37c Abs. 3, Satz 4, 39 Abs. 4, 86 Abs. 6, 89a Abs. 1.54

Regelungsbedarfe für die Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII stellen sich grundsätzlich 
für alle Formen der Vollzeitpflege, soweit diese von Dauer sind, jedoch treten besondere Pro-
bleme dann auf, wenn die Differenzierung der Pflegeformen, wie sie in den Empfehlungen 
vorgeschlagen wird, nicht in allen Jugendämtern nachvollzogen wurde. Die dadurch existie-
rende Unterschiedlichkeit der Qualitätsstandards und der finanziellen Aufwendungen macht 
Regelungen für diesen Bereich unausweichlich. 

Für die Formen „Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen“ und 
die „Befristete Vollzeitpflege mit Rückkehroption“ sind Empfehlungen für die Umsetzung von 
Zuständigkeitswechseln nach § 86 Abs. 6 SGB VIII nicht notwendig, da entweder eine andere 
Rechtszuordnung existiert oder der Tatbestand eines Wechsels nach § 86 Abs. 6 SGB VIII 
aufgrund der Befristung nicht vorliegt.

Unabhängig von den Empfehlungen zur Umsetzung von Zuständigkeitswechseln nach § 86 
Abs. 6 SGB VIII sind Zuständigkeitsveränderungen aufgrund von Umzügen der Eltern. Zustän-
digkeitswechsel treten kraft Gesetzes ein und die sich daraus ergebenden Fallüber gaben sind 
vorzunehmen. Es sollte jedoch die Möglichkeit der Amtshilfe genutzt werden, wenn unklar ist, 
ob das jetzt zuständige Jugendamt dauerhaft zuständig bleibt. Im Sinne der Beratungskon-
tinuität kann die Betreuung und Begleitung der Pflegeeltern nach § 37a SGB VIII durch das 
abgebende Jugendamt im gegenseitigen Einvernehmen weitergeführt werden.55

Informationspflicht
Wird eine Vollzeitpflege bei Pflegeeltern initiiert, die nicht im eigenen Jugendamtsbezirk woh-
nen, so ist das dort örtliche Jugendamt vorab darüber zu informieren, da es gemäß des § 86 
Abs. 6 SGB VIII nach Ablauf von zwei Jahren zu einem Zuständigkeitswechsel kommen kann. 
Das ggf. nach zwei Jahren zuständig werdende Jugendamt hat dann Zeit, sich auf die Über-
nahme einzustellen (nähere Ausführungen siehe Muster zur Kooperationsvereinbarung im 
Anhang zu diesem Kapitel). Nach § 37c Abs. 3 Satz 4 SGB VIII soll bei einer Auswahl der 
Pflegeperson außerhalb des Bereichs des örtlich zuständigen Trägers der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe beteiligt werden, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt hat (vgl. dazu auch Kap. 1.5).

„Normale“ Durchführung des § 86 Abs. 6 SGB VIII
Kommt es nach zwei Jahren oder durch Umzug der Eltern (oder im Zuge einer Amtshilfe) zu 
einer Übernahme eines Pflegeverhältnisses, so ist dies in der Regel dann nicht mit Problemen 
verbunden, wenn aufseiten des abgebenden und aufseiten des aufnehmenden Jugendamtes 
die – in den hier präsentierten Empfehlungen definierten – auf Dauer angelegten Pflegefor-
men eingeführt sind (Kap. 1.2) und eine einheitliche Regelung für die finanziellen Leistungen 
existiert (Kap. 4). Die bruchlose materielle und pädagogisch-betreuende Unterstützung und 
Begleitung sorgt dafür, dass eine Übernahme nach § 86 Abs. 6 SGB VIII ohne „Reibungsverlu-
ste“ durchgeführt werden kann. Das aufnehmende örtlich zuständige Jugendamt ist rechtzeitig 
von der Übernahme durch das abgebende Jugendamt zu informieren. Dies kann in einem 
Kooperationsvertrag geregelt werden.

54 In der Rechtsprechung wird der § 86 Abs. 6 SGB VIII nicht nur für die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII, sondern auch für Erziehungsstellen nach 
§ 34 SGB VIII angewendet (siehe dazu Kap. 1.5).

55 Eine grundsätzliche Anmerkung zur Zweijahresfrist des § 86 Abs. 6 SGB VIII: Die Frist zählt ab dem Zeitpunkt des Lebens des Kindes in der Pflege-
familie. Wenn ein Kind z. B. bereits seit vier Jahren bei einer fremden Familie (oder bei Verwandten) lebt, dort auch bleiben soll und die Familie nun 
anerkannte Pflegefamilie nach § 33 SGB VIII werden möchte, die Eltern aber in einem anderen Jugendamtsbezirk wohnen, so richtet das Jugendamt 
am Ort der Pflegefamilie die Vollzeitpflege ein (inkl. der Überprüfung der Pflegepersonen), die Zweijahresfrist ist bereits erfüllt.  Das andere Ju-
gendamt ist zur Kostenerstattung nach § 89a SGB VIII verpflichtet.
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Durchführung des § 86 Abs. 6 SGB VIII bei ungleichen Bedingungen
Mit der Umsetzung dieser Empfehlungen sollten die nachfolgenden Ausführungen auf we nige 
Ausnahmen beschränkt sein bzw. nur noch bei Pflegeverhältnissen zur Anwendung kommen, 
die Landesgrenzen überschreiten: 

Fehlt im Bereich des örtlich zuständigen Jugendamtes eine dem abgebenden Jugendamt ad-
äquate Pflegeform, so ist zur Sicherung der Qualität der Dienstleistungen für die Pflegeeltern 
ein Kooperationsvertrag zwischen den Ämtern zu schließen. Gleiches trifft auch für Fälle zu, in 
denen das die Vollzeitpflege initiierende Jugendamt nach § 39 Abs. 4 SGB VIII spezielle – über 
die in den Empfehlungen beschriebene Standardisierung hinausgehende – Pflegeformen mit 
entsprechenden Leistungen anbietet, die aber vom örtlichen Jugendamt nicht erbracht werden 
können.

Um individuellen Spielraum bei der Gestaltung der Übernahmen zu gewährleisten, sollen ab-
gebende und aufnehmende Jugendämter eine Kooperation miteinander eingehen und diese 
durch eine Vereinbarung absichern, die alle wesentlichen, einzelfallübergreifenden Bereiche 
regelt. Als Grundlage dieser Regelungen sollen die beschriebenen Pflegearten und finanziel-
len Leistungen dienen (Kap. 1 und 4). Weitergehende oder auch abweichende Regelungen 
(z. B. Finanzierung einer Fachberatung für die Pflegefamilie durch einen freien Träger) sind 
hier möglich. Grundsätzlich ist bei der Vereinbarung darauf zu achten, dass keine erhebli-
chen finanziellen Nachteile für die betroffenen Pflegeeltern entstehen und eine der Pflegeform 
angemessene Betreuung garantiert wird. Eine entsprechende Kooperationsvereinbarung mit 
den möglichen Regelungsbereichen ist diesem Kapitel als Anlage beigefügt.

Die Leistungen für den Einzelfall werden im Hilfeplan dokumentiert. Dazu zählen nach § 37c 
Abs. 4 Satz 2 SGB VIII vor allem auch der Umfang der Beratung und Unterstützung der Pfle-
gepersonen, die mit der Hilfe verbundenen Ziele und die Höhe der laufenden Leistungen zum 
Unterhalt des Kindes, also des Pflegegeldes. Der Hilfeplan behält auch nach dem Zuständig-
keitswechsel im Zuge der Durchführung des § 86 Abs. 6 SGB VIII seine Gültigkeit. Eine Ab-
weichung von den dort getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Änderung des Hilfebedarfs 
und entsprechender Änderung des Hilfeplans zulässig. 

Alternative zu bilateralen Einzelkooperationsvereinbarungen
Die grundsätzlichen Verfahren und Informationsflüsse im Vorfeld der Belegung von Familien 
in anderen Jugendamtsbezirken und bei Übernahmen von Pflegeverhältnissen im Zuge der 
Durchführung des § 86 Abs. 6 SGB VIII oder bei Amtshilfe sollten auch generell für ganz Nie-
dersachsen geregelt werden. Einzelne Jugendämter könnten dann „beitreten“ und sich damit 
zur Einhaltung der Regelungen verpflichten.56 Im Grundsatz gilt hier aktuell §37c Abs. 3 Satz 4 
SGB VIII, in dem in einer Sollvorschrift dargelegt wird, dass bei der Auswahl der Pflegeperson 
der örtliche Jugendhilfeträger zu beteiligen ist (siehe auch Kap. 1.5). 

Ausgleichszahlungen
Die Betreuung der Pflegefamilien und Pflegekinder wird im Zuge der Durchführung des § 86 
Abs. 6 SGB VIII generell durch das örtlich zuständige Jugendamt übernommen. Um die auf-
nehmenden Jugendämter hier zu entlasten, können Ausgleichszahlungen von den abgeben-
den Jugendämtern geleistet werden (dies gilt ebenso für Amtshilfen). Empfehlungen über die 
Höhe dieser Zahlungen sind in Kapitel 4.2 niedergelegt. Es ist bei den Ausgleichszahlungen 
grundsätzlich sicherzustellen, dass sie der Qualität der Betreuung zugutekommen. Die Zah-
lungen sollten ebenfalls im Kooperationsvertrag geregelt werden (vgl. Anlage 4 zu diesem 
Kapitel und die Anlage zu Kapitel 4).

56 Das Verfahren zur Erstellung und Verbreitung einer solchen Standardvereinbarung kann hier nicht näher erläutert werden – dies ist an anderer Stelle 
zu erarbeiten.
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Schaubild 2: Übersicht über die Regelung des § 86 Abs. 6 SGB VIII

Regelung im Falle des §86 Abs. 6 SGB VIII

entsprechende Pflegeformen 
sind auf beiden Seiten 
vorhanden 

entsprechende Pflegeformen sind 
aufseiten des aufnehmenden 
Jugendamtes nicht vorhanden 

Kooperationsvereinbarung

kann sollte

„normale Durchführung des §86 
Abs. 6 auf der Basis der definierten 
Pflegearten und finanziellen 
Aufwendungen

Durchführung des §86 Abs. 6 auf 
der Basis eines Kooperationsvertra-
ges, der eine individuelle Ausgestal-
tung zulässt und die Empfehlungen 
des Handbuches zur Grundlage hat

Regelung im Falle des §86 Abs. 6 SGB VIII

entsprechende Pflegeformen 
sind auf beiden Seiten 
vorhanden 

entsprechende Pflegeformen sind 
aufseiten des aufnehmenden 
Jugendamtes nicht vorhanden 

Kooperationsvereinbarung

kann sollte

„normale Durchführung des §86 
Abs. 6 auf der Basis der definierten 
Pflegearten und finanziellen 
Aufwendungen

Durchführung des §86 Abs. 6 auf 
der Basis eines Kooperationsvertra-
ges, der eine individuelle Ausgestal-
tung zulässt und die Empfehlungen 
des Handbuches zur Grundlage hat

2.2.3 Kooperation mit freien Trägern und Zusammenschlüssen von Pflegeeltern
Kooperationsbeziehungen zu freien Trägern der Jugendhilfe und zu (selbst organisierten) Zu-
sammenschlüssen von Pflegeeltern spielen in einzelnen Jugendämtern eine unterschiedliche 
Rolle und haben für die praktische Arbeit eine unterschiedliche Relevanz. Die Ausgliederung 
von Teilen der Pflegekinderarbeit an freie Träger und die Beteiligung von Pflegeelternzusam-
menschlüssen z. B. an der Schulung von Bewerberinnen und Bewerbern haben in jüngerer 
Zeit insgesamt jedoch eine höhere Bedeutung bekommen, weshalb auf die Gestaltung von 
Kooperationsbeziehungen hier gesondert eingegangen wird. 

a)  Kooperation mit freien Trägern der Jugendhilfe
Im Zusammenhang mit den hier präsentierten Empfehlungen sind freie Träger der Jugend-
hilfe gemeint, die Leistungen im Bereich der Pflegekinderhilfe anbieten. Darunter sind z. B. 
Vermittlungstätigkeiten, Werbung, Vorbereitung von Pflegeeltern, Qualifizierungsveranstal-
tungen und Supervision zu verstehen – aber auch Träger, die im Auftrag des Jugendamts 
und im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten Pflegestellen nach § 33 SGB VIII betreu-
en.57 Übernehmen freie Träger die Beratung und Unterstützung von Eltern oder Pflegeel-
tern, sieht § 77 Abs. 2 SGB VIII vor, dass Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und Qualität 
der Leistung, über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistung 
sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung geschlossen werden. Örtlich 
zuständig für den Abschluss dieser Vereinbarungen ist das Jugendamt am Sitz des Trä-
gers.

Integraler Bestandteil der Kooperation sollte ein jährliches Koordinierungstreffen sein, auf 
dem die unterschiedlichen Bedarfe an Veranstaltungen und Fortbildungen mit den Trägern 
besprochen und festgelegt werden. Die einzelnen Aktivitäten können dann verantwortlich 
von den Trägern oder dem Jugendamt – arbeitsteilig oder in gegenseitiger Kooperation – 
durchgeführt werden. Auf der Basis dieses Treffens kann ein jährliches „Kursbuch“ für die 
Pflegeeltern entstehen, das die Angebote zusammenfasst und damit ihre eigene Planung 
erleichtert. Die Koordinierungstreffen sollten neben den Arbeitsgemeinschaften nach § 78 
SGB VIII stattfinden, da die dort zu behandelnden Themen sich auf den spezifischen Be-
reich der Pflegekinderhilfe beziehen. Einzubeziehen sind auch Vertreterinnen und Vertre-
ter von Zusammenschlüssen der Pflegeeltern, damit diese den Fortbildungsbedarf ihrer 

57 Vgl. dazu auch Kap. 1.5.
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Mit glieder anmelden können und – soweit von dieser Seite Veranstaltungen angeboten 
werden – diese Veranstaltungen mit denen der freien Träger koordiniert werden können.

b)  Kooperation mit selbstorganisierten Zusammenschlüssen zur Selbstvertretung
Im § 4a SGB VIII werden diese Zusammenschlüsse wie folgt beschrieben: 

Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl innerhalb von Einrichtungen und Institutio-
nen als auch im Rahmen gesellschaftlichen Engagements zur Wahrnehmung eige-
ner Interessen sowie die verschiedenen Formen der Selbsthilfe.

Die öffentliche Jugendhilfe soll, so wird in §4a SGB VIII weiter ausgeführt, die Zusammen-
schlüsse anregen und fördern.

Im Bereich der Pflegekinderhilfe sind hier vor allen Dingen zwei Zusammenschlüsse von 
Interesse: Pflegeelternvereinigungen und Selbstorganisationen von Careleavern.

Zusammenschlüsse von Pflegeeltern

Pflegeelternzusammenschlüsse vertreten und fördern Pflege- und Adoptiveltern ideell und ge-
währen umfassende Hilfen durch Informationen in Form von Materialien, Fachliteratur und 
persönlicher Beratung. Sie ermöglichen ihren Mitgliedern, in ihrer Rolle als „soziale“ Eltern 
gegenüber den Behörden und in der Öffentlichkeit kompetent und wirksam aufzutreten. Mit 
ihrem Wirken machen sie die Öffentlichkeit auf die Arbeit der Pflegeeltern aufmerk sam und 
helfen damit, die Thematik in der Gesellschaft zu verankern. Insofern sind Pflegeelternzusam-
menschlüsse auch kommunalpolitisch relevant und können eine wesentliche Rolle bei der 
Werbung neuer Interessentinnen und Interessenten spielen. Darüber hinaus trägt die persön-
liche Unterstützungsleistung und Beratung für Pflegeeltern zur Stabilisierung einzelner Pfle-
geverhältnisse bei. 

Es ist nicht unüblich, dass Pflegeelternzusammenschlüsse eigene Angebote für Pflegeeltern 
und solche, die es werden wollen, vorhalten. Zu nennen sind hier z. B. Informationsveranstal-
tungen, Vorbereitungsseminare und Fort- und Weiterbildungen. In diesen Fällen sollte es zu 
einer Koordination mit den Aktivitäten des Jugendamtes kommen. Dabei sollte die Überlegung 
im Vordergrund stehen, die Veranstaltungen arbeitsteilig oder gemeinsam zu organisieren, um 
Kräfte zu bündeln.

Die finanzielle Förderung solcher Veranstaltungen kann – analog zu der Kooperation mit den 
freien Trägern der Jugendhilfe – gemäß § 74 SGB VIII erfolgen.

Es sollten, auch wenn Pflegeelternvereinigungen keine eigenen Veranstaltungen anbieten, 
gezielt Personen aus diesem Bereich in die Arbeit des PKD eingebunden werden, z. B. in 
Form der Teilnahme an Informationsveranstaltungen, um interessierten Personen ein reali-
stisches Bild der Pflege aus Sicht erfahrener Pflegeeltern zu vermitteln. Die Kooperation soll-
te sich auch in gemeinsam geplanten Aktivitäten (z. B. Pflegeelternfeste oder -treffen) und 
Gesprächsrunden niederschlagen. Gute Vernetzung verhindert Reibungsverluste. Schließlich 
sollten Vertreterinnen und Vertreter von Pflegeelternvereinigungen ebenfalls Teilnehmende an 
den Koordinierungstreffen mit freien Trägern sein.

Im Interesse jedes niedersächsischen Jugendamtes sollte es sein, Pflegeelternzusammen-
schlüsse zu unterstützen. Dies kann auf der Basis eines fachlichen Austausches und/oder 
über materielle Förderung der einschlägigen Aktivitäten des jeweiligen Zusammenschlusses 
geschehen. Neben dem § 4a SGB VIII ist der § 74 Abs. 4 SGB VIII relevant.58 Darüber hinaus 
gibt § 37a Satz 5 SGB VIII ausdrücklich vor, dass Zusammenschlüsse von Pflegepersonen 
beraten, unterstützt und gefördert werden sollen.

58 § 74 Abs. 4 SGB VIII: „Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die stärker an den Interessen der 
Betroffenen orientiert sind und ihre Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.“
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Zusammenschlüsse von Careleavern

In letzter Zeit haben sich gerade Careleaver zu Organisationen und Selbstvertretungen zu-
sammengeschlossen.59 Dies wurde auch gefördert von entsprechenden zielgerichteten Pro-
jekten (z. B. der Universität Hildesheim). Hier finden sich junge Erwachsene zusammen, die 
die Jugendhilfe verlassen haben und anderen Careleavern bei diesem Schritt Unterstützung 
anbieten. Neben einer politischen Funktion im Sinne der Beförderung des Themas in der Öf-
fentlichkeit und der Politik ist es für sie auch wichtig, auf die Fachdiskussion zum Leaving-Care 
einzuwirken und für Verbesserungen für diese Gruppe der jungen Erwachsenen zu sorgen.

Diese Zusammenschlüsse gezielt zu fördern und zu unterstützen kann von großem Nutzen 
auch für die regionale Pflegekinderhilfe sein. Die jungen Meschen besitzen Erfahrungen hin-
sichtlich der Hilfedurchführung und verfügen über eignes Erleben mit Blick auf den Übergang 
in andere Rechtskreise bzw. den Ausgang aus der Jugendhilfe (im Sinne der Verselbstständi-
gung). Diese Erfahrungen können die Pflegekinderdienste zur Reflexion der eigenen Abläufe 
und Verfahren anregen. Insofern ist hier eine Chance der besonderen Art – im Sinne einer 
nachträglichen Partizipation – gegeben, die die unmittelbare Partizipation von Pflegekindern 
befördern kann.

2.2.4 Inhaltlicher Austausch über Fachgremien
In Niedersachsen sind im Bereich der Pflegekinderdienste die Jugendämter über Regional-
gruppen vernetzt. Diese Gruppen sind geografisch auf der Ebene der ehemaligen Regierungs-
bezirke Weser-Ems, Lüneburg, Braunschweig und Hannover angesiedelt, wobei der Bezirk 
Weser-Ems aus Gründen der Verkürzung der Anfahrtswege in drei Gruppen unterteilt ist. Je-
des Jugendamt entsendet Vertreterinnen und Vertreter der jeweiligen PKDs in diese Regio-
nalgruppen.

Die Regionalgruppen wiederum entsenden gewählte Vertreterinnen/Vertreter in die Sprecher-
gruppe, die die Arbeit der Regionalgruppen bündelt und koordiniert. Die Sprechergruppe tagt 
zwei- bis dreimal im Jahr. Über Protokolle und mündliche Berichterstattung wird der Informati-
onsfluss zwischen Regionalgruppen und Sprechergruppe sichergestellt. Durch die Vertreterin-
nen und Vertreter der Regionalgruppen erfolgt dann die Rückkoppelung zu den Pflegekinder-
diensten der einzelnen Jugendämter.

Die Sprechergruppe bündelt Themen und gibt diese dann an die Bezirksarbeitstagungen der 
Jugendamtsleitungen. Von dort werden die Themen zur weiteren Beratung und Diskussion an 
den Vorstand der AGJÄ weitergeleitet.

Alle Ergebnisse nehmen dann den umgekehrten Weg zurück über die Sprechergruppe und die 
Regionalgruppen in die Jugendämter. Ebenso kann aber auch die AGJÄ initiativ werden und 
ihre Aufträge und Anregungen über die Austauschstruktur in die Jugendämter zur Diskussion 
weitergeben.

59 Mehr Informationen unter: Wer sind Careleaver – Careleaver e.V. Vom Verein Careleaver ist auch die Definition des Begriffs übernommen: „Care-
leaver“ stammt aus dem Englischen und heißt wortwörtlich übersetzt „Fürsorge-Verlasser“ (Care-Leaver). Careleaver sind Menschen, die einen Teil 
ihres Lebens in einer Pflegefamilie oder einer Einrichtung der Jugendhilfe verbracht haben und diese auf dem Weg in ein eigenständiges Leben 
wieder verlassen. Dieser Übergang ist mit vielfältigen Herausforderungen verbunden, die Careleaver im Gegensatz zu ihren gleichaltrigen Peers oft 
alleine bewältigen müssen.
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Schaubild 3: Vernetzung der Pflegekinderdienste
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Es wird hier darauf hingewiesen, diese Struktur ernst zu nehmen und mit „Leben“ zu füllen. 
Nur über einen intensiven Austausch – entsprechend der im Schaubild 3 dargestellten Ver-
netzung – können inhaltliche Anliegen breit diskutiert und einer Klärung bzw. Entscheidung 
zugeführt werden.

2.3 Kooperation mit Vormundinnen und Vormündern
Das Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts (in Kraft seit 01.01.2023) 
bringt einen erhöhten Kooperationsbedarf zwischen Vormundinnen/Vormündern und Pflege-
kinderdienst mit sich. Dies zum Ersten, weil – schon seit 2011 – festgelegt ist und durch die 
große Vormundschaftsrechtsreform bestätigt wurde, dass die Vormundin / der Vormund mit 
dem Mündel persönlichen Kontakt halten und es in der Regel einmal im Monat in dessen 
üblicher Umgebung aufsuchen soll (§ 1790 Abs. 3 BGB). Zum Zweiten wurden die Pflichten 
der Vormundin / des Vormunds, den jungen Menschen zu beteiligen, nun viel deutlicher her-
ausgearbeitet (§ 1790 Abs. 2 BGB). Und zum Dritten hat die Vormundin / der Vormund auch 
die Beziehung zu den Eltern zu berücksichtigen (§ 1790 Abs. 2 Satz 3 BGB) und hat das Um-
gangsbestimmungsrecht inne. Diese Neuerungen mit Blick auf das persönliche Engagement 
hinsichtlich der Förderung der Erziehung des Mündels machen Absprachen zwischen Pfle-
gekinderdienst und Vormundschaft unerlässlich, da sich sonst Irritationen und gegenläufige 
Erziehungs- und Unterstützungsbemühungen einstellen können.

Formen der Vormundschaft
Ein Gericht kann die Vormundschaft für eine minderjährige Person anordnen, wenn bei-
spielsweise ihre Eltern verstorben sind, eine minderjährige Person allein nach Deutschland 
geflohen ist oder den Eltern das Sorgerecht entzogen wurde. Als Vormundin/Vormund kön-
nen volljährige Personen, das Jugendamt, eine Mitarbeiterin / ein Mitarbeiter eines Vereins 
oder eine beruflich selbstständig tätige Person berufen werden. Ehepaare können gemein-
schaftlich zu Vormundin und Vormund bestellt werden.60 Übernimmt das Jugendamt die Vor-
mundschaft, spricht man von einer Amtsvormundschaft nach § 55 SGB VIII. Da diese Form 
der Vormundschaft im Alltagshandeln der Jugendämter immer noch die größte Bedeutung 
ein nimmt, auch wenn der Vorrang der ehrenamtlichen Einzelvormundschaft gesetzlich ver-

60 Zur Qualifizierung von ehrenamtlicher Einzelvormundschaft siehe Fritsche 2019.
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ankert ist (§ 1779 Abs. 2 BGB), sind die nachfolgenden Ausführungen etwas stärker auf die 
Beziehungen von Amtsvormundschaft und PKD hin ausgerichtet. Im Folgenden werden die 
möglichen Kooperationsbereiche grundsätzlich beschrieben. Ein konkretes Vorgehen muss 
in den einzelnen Jugendämtern zwischen den Partnern einvernehmlich für den jeweiligen Ju-
gendamtsbezirk vereinbart werden.

Rollenverständnis
Die Vormundinnen und Vormünder sind Ansprechpersonen für das Pflegekind und die Pflege-
eltern in allen Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung. Das sind z. B. die Wahl der Schule 
oder der Ausbildung, die Frage, ob zusätzliche Hilfen notwendig sind und beantragt werden 
sollen, ärztliche Behandlungen oder längere Auslandsaufenthalte. Sie haben auf Belange der 
Pflegepersonen Rücksicht zu nehmen, bei Entscheidungen der Pflegepersonen sollen sie die 
Auffassung der Pflegepersonen einbeziehen (§1796 Abs. 1 BGB). Angelegenheiten alltäg-
licher Bedeutung entscheiden die Pflegeeltern selbstständig. Dazu gehören etwa Besuche 
bei Großeltern, Reisen ins Ferienlager oder auch vorübergehende Reisen ins Ausland.61 Al-
lerdings kann die Vormundin / der Vormund diese Alltagssorgebefugnisse durch Erklärung 
gegenüber der Pflegeperson einschränken oder ausschließen, wenn dies zum Wohl des Mün-
dels erforderlich ist (§ 1797 Abs. 3 BGB).

Vormundinnen/Vormünder sollen daher eine vertrauensvolle Beziehung zum Kind aufbauen. 
Die gesetzliche Regelung sieht vor, dass sie das Mündel in der Regel einmal im Monat besu-
chen, es sei denn, andere Abstände der Besuchskontakte sind geboten (§ 1790 Abs. 3 BGB).

Der Pflegekinderdienst ist die Fachstelle, die für die Gestaltung des Pflegeverhältnisses ver-
antwortlich ist. Der PKD ist Ansprechpartner für die Pflegeeltern, aber auch für die Pflegekin-
der, in allen Beratungs- und Erziehungsfragen. Er unterstützt die Pflegestellen bei der Bean-
tragung von Fördermaßnahmen und ergänzenden Hilfen.

Im Umgang mit den Pflegeeltern und Pflegekindern stellen die Vormundinnen und Vormünder 
und die Fachkräfte der Pflegekinderdienste ihre Aufgabenbereiche und Zuständigkeiten dar 
und grenzen diese voneinander ab. Bei Aufgaben, die nicht zum eigenen Bereich gehören, 
wird auf die jeweils andere Profession verwiesen.

Die Rollenklarheit ist auch bei Gerichtsverfahren einzuhalten. Dem Gericht muss verdeutlicht 
werden, wer von den Beteiligten welche Rolle hat. Entsprechend kann es auch keine gegensei-
tige Vertretung von Vormundin/Vormund und der Fachkraft des PKD vor Gericht geben.

Informationsaustausch
Ein Informationsaustausch zwischen Vormundschaft und PKD bei gemeinsam bearbeiteten 
Fällen findet auf der Ebene der konkret mit dem Fall befassten Personen statt. Dies ist im Vor-
feld zu klären. Die Informationen werden in der Regel unmittelbar auf schriftlichem Wege und 
bei Bedarf mündlich ausgetauscht.

Einbindung in den Prozess der Inpflegegabe
Die Vormundin / Der Vormund hat das Aufenthaltsbestimmungsrecht inne. Sie bzw. er wird 
schon in der Anbahnungsphase mit eingebunden. Hier geht es um das Kennenlernen der Pfle-
geeltern. Das durch den PKD erstellte Bewerberprofil wird den Vormundinnen/Vormündern 
zugesandt.

Das Kennenlernen des Kindes durch die Vormundin / den Vormund – soweit dies nicht schon 
erfolgt ist – geschieht nach Möglichkeit entweder im Vorfeld der Anbahnungsphase (z. B. in der 
Bereitschaftspflege) oder in der späteren Dauerpflege.

61 Zu einer Übersicht mit Beispielen siehe Hoffmann 2018, § 2, Rn. 26–36.
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Während der Anbahnungsphase sollten PKD und Vormund gemeinsam überlegen, ob ein 
Kennenlernen einer weiteren Person eher zur Verunsicherung des Kindes beiträgt, ohne ihm 
zu nutzen. Wenn ein Kennenlernen notwendig erscheint, beispielsweise weil wichtige Angele-
genheiten zu regeln sind, sollte dies in einer vorbereiteten und nicht verunsichernden Situation 
behutsam geschehen.

Umgangsregelung
Das Umgangsbestimmungsrecht (§ 1632 Abs. 2 BGB) bezieht sich nicht nur auf den Umgang 
mit Eltern, sondern auch mit Großeltern, Geschwistern und anderen wichtigen Bezugsperso-
nen des Kindes. Es steht den Eltern zu, wenn es ihnen nicht entzogen ist. Ist nur ein Teil der 
Sorge entzogen, liegt das Umgangsbestimmungsrecht nur dann bei einer Ergänzungspflege-
rin bzw. einem Ergänzungspfleger, wenn es dieser/diesem explizit vom Gericht übertragen 
wurde. Ist die gesamte Sorge entzogen, hat die Vormundin / der Vormund das Umgangsbe-
stimmungsrecht inne. Sie bzw. er hat dem Umgangsrecht zwischen Eltern und Kind Rechnung 
zu tragen (§ 1684 BGB). Gerichtliche Entscheidungen sind auch für die Vormundin / den Vor-
mund bindend.

Die praktische Regelung des Umgangs orientiert sich an den Bedürfnissen des Kindes, wobei 
darauf zu achten ist, dass der zukünftige Lebensmittelpunkt des Kindes in der Pflegefamilie 
ist. Die getroffene Regelung soll den Bedürfnissen des Kindes nach Gestaltung der Beziehung 
zu seinen Eltern gerecht werden, aber zugleich die Lebensweise und Gewohnheiten in der 
Pflegefamilie berücksichtigen. Alle Regelungen sind im Hilfeplan festzuhalten.

Umgangsregelungen müssen also die Interessen des Kindes und der beteiligten Erwachsenen 
berücksichtigen und können daher nicht einseitig von der Vormundin / vom Vormund entschie-
den werden, sondern müssen ausgehandelt werden. Kann echtes Einvernehmen von Eltern 
und Pflegeeltern mit den Umgangsregelungen erreicht werden, profitiert davon das Kind.

Kommt es dennoch zwischen Vormundin/Vormund und PKD zu einem Dissens bezüglich des 
Umgangs und kann keine Einigung gefunden werden, hat die Vormundin / der Vormund die 
Entscheidungsbefugnis. Der PKD kann jedoch beim Familiengericht eine Umgangsentschei-
dung anregen, wenn er mit deren/dessen Entscheidung nicht einverstanden ist. Insgesamt 
aber ist eine einvernehmliche Haltung aller Beteiligten anzustreben.

Abgabe der Vormundschaft
Für die örtliche Zuständigkeit für die Amtsvormundschaft gilt § 87c. Danach wechselt die Vor-
mundschaft (in der Regel) mit dem gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes: § 87c Abs. 3: 

Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, die durch Bestellung des Familienge-
richts eintritt, ist das Jugendamt zuständig, in dessen Bereich das Kind oder der 
Jugendliche zum Zeitpunkt der Bestellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Hat das Kind oder der Jugendliche keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet 
sich die Zuständigkeit nach seinem tatsächlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der 
Bestellung. Sobald das Kind oder der Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nimmt oder wechselt, hat das Jugendamt beim Familiengericht einen Antrag auf 
Entlassung zu stellen.

Die Abgabe der Vormundschaft an eine natürliche Person wird bei bestehender Amtsvormund-
schaft laut § 57 Abs. 4 SGB VIII einmal im Jahr vom Jugendamt geprüft.

In geeigneten Fällen kann es sinnvoll sein, dass die Pflegeeltern selbst die Vormundschaft für 
das Pflegekind übernehmen. In diesen Fällen überprüft die Vormundin / der Vormund in Ko-
operation mit dem fallführenden Sozialen Dienst (ASD/PKD) die Geeignetheit der Pflegeeltern 
mit Blick auf ihre zukünftige Rolle (siehe Kapitel 1.6) und gibt eine entsprechende Stellungnah-
me vor dem Familiengericht ab. Die Entscheidung trifft das Gericht.
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Im Vorfeld der Abgabe der Vormundschaft an die Pflegeeltern findet eine intensive interne Ab-
sprache zwischen dem PKD, der Vormundin / dem Vormund und den Pflegeeltern statt.

2.4 Beschwerdemanagement
Beim Beschwerdemanagement (vgl. auch § 37b Abs. 2 SGB VIII) geht es vor allen Dingen um 
die Möglichkeiten, die ein Pflegekind hat, sich mit bestimmten Anliegen an eine ihm bekannte 
und möglichst neutrale Stelle zu wenden. Da solchen Beschwerden in der Regel Erlebnisse in 
den Pflegefamilien zugrunde liegen, scheiden die Pflegepersonen als Ansprechpartnerinnen 
und -partner aus.

Als Beschwerdeinstanz kann zum einen der Pflegekinderdienst angesehen werden. Allerdings 
ist eine vertrauensvolle Beziehung zwischen der Fachkraft im Pflegekinderdienst und dem 
Pflegekind dabei unabdingbar. Entstehen kann diese Beziehung, wenn das Pflegekind als 
gesonderter Ansprechpartner im Hilfeprozess angesehen und ein eigener Kontakt mit ihm 
aufgebaut und gehalten wird (vgl. Kap. 7.1).

Zum anderen sind die Vormundinnen/Vormünder als weitere Ansprechpersonen zu betrach-
ten, die ja schon gesetzlich gehalten sind, eine vertrauensvolle Beziehung zum Pflegekind 
aufzubauen (vgl. Kap. 2.3).

Es existieren damit zwei Instanzen, bei denen unabhängig voneinander die Beschwerden 
aufgenommen und weiterbearbeitet werden können. Entscheidend dabei ist, dass ein Klima 
hergestellt wird, in dem nicht nur das Vorbringen von Beschwerden möglich ist, sondern dass 
auch verantwortungsvoll mit den Informationen umgegangen wird. Klare Absprachen zwischen 
Pflegekind und Ansprechpartnerin bzw. Ansprechpartner hinsichtlich der weiteren Verfolgung 
der geäußerten Beschwerden sind dabei unabdingbar. 

Gleichzeitig können diese beiden Instanzen (Vormundschaft und Pflegekinderdienst) auch 
Gegenstand von Beschwerden sein und scheiden in diesen Fällen als Vertrauensebenen aus. 
Es ist daher unabdingbar, eine unabhängige Beschwerdestelle bzw. Ombudsstelle zu schaf-
fen, die nicht in die Struktur der Hilfe eingebunden ist und an die sich Kinder und Jugendliche 
mit ihren Anliegen wenden können. In jedem Fall sind die Kinder/Jugendlichen im Zuge der 
Vermittlung ihrer Rechte auf diese Stellen hinzuweisen und dass sie das Recht haben, diese 
zu kontaktieren. Insofern sind Ombudsstellen auch Teil von Schutzkonzepten in der Pflegekin-
derhilfe (siehe Kap. 5.4).

Unabhängige Ombudsstellen
Mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) hat der Gesetzgeber mit § 9a SGB VIII 
die Länder verpflichtet, mit sogenannten Ombudsstellen jungen Menschen und ihren Fami-
lien eine Möglichkeit zur Klärung und Vermittlung von Konflikten im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung von Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII zur Verfügung 
zu stellen.

Das Land Niedersachsen hat die Förderung von Ombudsstellen im niedersächsischen Aus-
führungsgesetz verankert (§ 16e AG SGB VIII) und fördert auf dieser gesetzlichen Grundlage 
seit Oktober 2023 vier regionale und eine überregional tätige Ombudsstelle. Die Träger der 
Ombudsstellen sind:62 

	Für den ehemaligen Regierungsbezirk Braunschweig: Kobera e.V., Wolfenbüttel

	Für den ehemaligen Regierungsbezirk Hannover: NOVA – (Netzwerk, Ombudschaft & In-
teressenVertretung für Adressat:innen der Kinder- und Jugendhilfe), Hildesheim

	Für den ehemaligen Regierungsbezirk Lüneburg: Caritasverband für Bremen-Nord, Bre-

62 Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Empfehlungen sind die Ombudsstellen noch im Aufbau. Weitere Informationen finden Sie unter:  
www.berni-ev.de.
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merhaven und die Landkreise Cuxhaven und Osterholz e.V., Bremen

	Für den ehemaligen Regierungsbezirk Weser-Ems: Verein Ombudschaft Nord-West Nie-
dersachsen e.V., Leer

	Überregionale Koordination und Begleitung: BerNie e.V., Hannover
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Anlage 1: 
Eckpunkte für die Diskussion zur Entwicklung einer Arbeitsgrundlage

Die folgenden Punkte sind in der gemeinsamen Diskussion zwischen ASD und PKD zu  
vertiefen und näher auszufüllen:

	Selbstverständnis der gemeinsamen Arbeit 
› Orientierung am Wohl des Kindes
› Schärfung des gegenseitigen Blickes (Probleme der Herkunftsfamilie versus Probleme 

der Pflegeeltern)
› grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit
› gemeinsame Fortbildungen und fachlicher Austausch
› Verständnis der Hilfeplanung und des Prozesses unter Berücksichtigung der Verant-

wortlichkeiten

	Inhaltliche Fragen
› Vorstellungen über das Konzept eines Kindes mit zwei Familien
› Rückführungen 
› Etablierung von Hilfen für Pflegefamilien
› Etablierung von Hilfen für Herkunftsfamilien
› Gewährung zusätzlicher Hilfen zur Erziehung

	Organisatorische Fragen
› Zuständigkeiten
› Fachkonferenzen
› Verfahrensabläufe
› standardisierte Materialien
› räumliche Lage zueinander (Nähe mit informellen Treffmöglichkeiten versus Ferne mit 

wenigen räumlichen Berührungspunkten)
› Verfahren beim Umgang mit Streitfällen (z. B. wenn ein Fall nicht übernommen werden 

kann)

2.5 Anlagen zu Kapitel 2
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Anlage 2: 
Eckpunkte für die Diskussion zur Erarbeitung einer Aufgabenbeschreibung für 
den PKD

Zuständigkeit des PKD für folgende Aufgaben im gemeinsamen Hilfeprozess:

	Durchführung des Vermittlungsprozesses
	Fortlaufende Beratung und Unterstützung der Pflegefamilie und der Pflegekinder zur Um-

setzung der im Hilfeplan festgelegten Ziele
› Sicherstellung der Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie
› Zusammenarbeit mit Schulen und Institutionen
› Durchführung von Gruppenangeboten
› Durchführung von Besuchsbegleitung

	Unterrichtung des ASD über notwendige zusätzliche Leistungen (z. B. päd. Leistungen)
	Kontinuierliche Kooperation mit dem ASD bei laufenden Maßnahmen sowie im Vorfeld von 

fremdplatzierenden Maßnahmen (Mitwirkung an der Hilfeplanung/Übernahme vor bereitung
	Schriftliche Benachrichtigung des ASD über Umzüge
	Akquirierung von neuen Pflegefamilien für alle angebotenen Arten der Pflege
	Sicherstellung einer verpflichtenden Vorbereitung und Qualifizierung von Pflegefamilien
	Bei Beendigung gem. Hilfeplanung:

› Überleitung zur Herkunftsfamilie
› Überleitung in eine Einrichtung
› Überleitung und Begleitung in eine eigene Wohnform

	Bei Abbrüchen: Einleitung und Durchführung das Kindeswohl sichernder Maßnahmen im 
Rahmen einer Krisenintervention und fachliche Überleitung an den ASD

	Kontinuierliche Kontaktpflege zu potenziellen Pflegefamilien
	Öffentlichkeitsarbeit, Werbung, Multiplikatorenarbeit

	Dokumentation, interne Evaluation
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Anlage 3: 
Eckpunkte für die Diskussion zur Erarbeitung einer Aufgabenbeschreibung für 
den ASD

Zuständigkeit des ASD für folgende Aufgaben im gemeinsamen Hilfeprozess:

	Anamnese zur Feststellung der Risiken und Ressourcen des Kindes / des Jugendlichen 
als Grundlage der Fremdplatzierung

	Übernahme der Hilfen nach § 27 SGB VIII für Pflegefamilien

	Vorbereitung der Eltern bei einer geplanten Fremdplatzierung

	Arbeit in der Herkunftsfamilie zur Ermöglichung einer Rückführung

	Vorbereitung der Eltern bei einer Rückführung

	Übernahme von Pflegeeltern für die Bereitschaftspflege

	Betreuung und Begleitung der Bereitschaftspflege

	Betreuung der Personen der Bereitschaftspflege, auch wenn keine Belegung stattgefun-
den hat

	Unterstützung bei der Durchführung von persönlichen Kontakten („Besuchskontakten“)

	Mitarbeit bei der Aufstellung des Hilfeplans

	§ 1666 BGB „Herausnahmen“
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Anlage 4: 
Muster für eine Kooperationsvereinbarung im Rahmen des § 86 Abs. 6 SGB VIII

Das Jugendamt XX 
und das Jugendamt YY 

schließen folgende 
 

Kooperationsvereinbarung

I Regelungsgegenstand
Im Falle der auf Dauer angelegten Vollzeitpflegen kommt es bei Zuständigkeitswechseln im Rah-
men des § 86 Abs. 6 SGB VIII immer wieder zu Abstimmungsschwierigkeiten, unklaren Verfah-
rensschritten und Unstimmigkeiten hinsichtlich der finanziellen Leistungen für die Pflegeeltern. 

II Regelungsziel
Mit der Kooperationsvereinbarung soll das Verfahren der Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII 
zwischen den beteiligten Jugendämtern geregelt werden. Ziel ist, einen transparenten, nachvoll-
ziehbaren Modus zu etablieren, der für alle Parteien Sicherheit bringt, fachlichen Ansprüchen 
gerecht wird und eine reibungsfreie Übernahme und Weiterfinanzierung ermöglicht.

III Empfehlungen der AGJÄ zur Zuständigkeitsregelung
Die Regelungen dieser Vereinbarung fußen auf den fachlichen Empfehlungen der AGJÄ vom Ja-
nuar 2007 und gehen lediglich an den Punkten über sie hinaus, an denen individuelle Lösungen 
gefunden werden müssen.

IV Regelungsbereiche
1. Vereinbarung über die Akquise von Pflegeeltern im Bezirk des benachbarten Jugendamtes
2. Informations- und Beteiligungspflicht im Vorfeld der Belegung von Pflegeeltern im jeweils an-

deren Jugendamtsbezirk
3. Vereinbarung über den Umgang mit Pflegeeltern, die vom kooperierenden Jugendamt zuvor 

abgelehnt wurden
4. Regelungen der Übernahme von Pflegeeltern (Zeitpunkt der Information, Übergabe der Be-

richte, Gemeinsame Fallkonferenz mit der Familie und beiden Jugendämtern)
5. Regelungen der Qualitätssicherung der Betreuung und deren Finanzierung (speziell im Fall 

von Pflegeverhältnissen, die vom abgebenden Jugendamt in besonderer Weise unterstützt 
wurden)

6. Verständigung über Ausgleichszahlungen 
7. Regelungen im Falle von Pflegeverhältnissen, die nicht abgegeben werden, aber im Bezirk 

des örtlich eigentlich zuständigen Jugendamtes lokalisiert sind
8. Regelungen bei Beendigungen der Pflegeverhältnisse (Verselbständigungen/Rückführun gen 

und Information des dann zuständigen Jugendamts)

V Grundsätzliche gegenseitige Verpflichtung
Über diese Regelungen hinaus werden die Jugendämter in direkte Kooperation und Kommuni-
kation in den Fällen eintreten, für die keine Regelungen getroffen wurden. Grundsätzlich ist das 
Verhältnis zueinander durch Vertrauen und gegenseitigen Respekt geprägt.

Institution: Datum: Unterschrift:

………………………………………..... ……………..........………. …………….………………………...….…

…………………………………………. ……………………...……. …………………………...………………..
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Anlage 5 
Beispiel einer Kooperationsvereinbarung (ASD/PKD)

Im Jugendamt des Landkreises Nienburg schließen  
der Allgemeine Sozialdienst (ASD) und der Pflegekinderdienst (PKD) 

folgende Vereinbarung über die gemeinsame Kooperation 
 

Kooperationsvereinbarung

Präambel

Mit dieser Vereinbarung soll die gute Zusammenarbeit zwischen ASD und PKD weiter gestärkt wer-
den. Die Vereinbarung soll Sicherheit in den Fällen schaffen, in denen bislang unklare Vorgehenswei-
sen zu immer wieder auszuhandelnden Einzellösungen zwangen. Grundsätzlich wird von allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der beiden an der Vereinbarung beteiligten Sachgebiete die fachliche 
Kompetenz des jeweils anderen Sachgebietes anerkannt. Es ist im Verständnis fest verankert, dass 
die Sachgebiete auf Grund ihrer Aufgabenzuschreibung das gemeinsame Arbeitsfeld aus unterschied-
licher Perspektive betrachten. Die daraus resultierende Vielfalt der Einschätzungen und Lösungswege 
wird als positiv bewertet, da nur durch die Austragung fachlicher Argumente, die alle Blickwinkel ein-
beziehen, eine dem Kindeswohl angemessene Hilfe erarbeitet werden kann. Die Schaffung einer ge-
meinsam herbeigeführten Lösung auf fachlicher Basis ist das Fundament für eine gelingende Hilfe.

I Regelungsgegenstand
In dieser Vereinbarung wird die Kooperation zwischen dem ASD und dem PKD im Bereich der 
Notaufnahmen über Bereitschaftspflegen nach § 42 SGB VIII und der Fremdplatzierungen nach 
§ 33 SGB VIII geregelt. In diese Regelung sind ambulante Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII einbezo-
gen, soweit sie den Bereich der Fremdplatzierung tangieren (Vorbereitung der Rückkehr, Hilfen in 
Pflegefamilien, Arbeit in der Herkunftsfamilie). Die Vereinbarung umfasst lediglich die Gegenstän-
de, die einer Regelung bedürfen. Die Vereinbarung kann ggf. ergänzt oder modifiziert werden, 
wobei die Veränderungen der Zustimmung der beiden Sachgebiete bedürfen.

II Regelungsziel
Das Ziel der Vereinbarung ist es, in Bezug auf den Regelungsgegenstand einvernehmliche, fach-
lich begründete Verfahren zu beschreiben, nach denen in den betreffenden Situationen gehandelt 
werden soll. Ziel ist es, die Zusammenarbeit von ASD und PKD zu verbessern und Reibungs-
verluste durch die ständige Suche nach singulären Lösungen zu vermeiden. Das bedeutet aber 
auf der anderen Seite, dass in ausgewiesenen Fällen auch abweichend von der Vereinbarung 
gehandelt werden kann, dieses sollte allerdings einer Begründung unterliegen. 

III Regelungen

(1) 
Bereitschaftspflege

1.1 Bedeutung der Bereitschaftspflege
Die Struktur der Bereitschaftspflege wird neu geregelt. Dieses geschieht aufgrund der Tatsache, 
dass die Inobhutnahmen für die betroffenen Kinder und Jugendlichen in der Regel mit schwerwie-
genden psychischen Belastungen verbunden sind, die einer intensiven Aufmerksamkeit bedür-
fen. Entsprechend wird die fachliche Qualität der Betreuung und Begleitung erhöht und die dafür 
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zur Verfügung stehenden zeitlichen Ressourcen werden ausgeweitet. Dazu wird innerhalb des 
PKD eine Mitarbeiterin / ein Mitarbeiter (bzw. personelle Ressourcen einer Fachperson) speziell 
für diese Aufgaben neu zur Verfügung stehen. Diese Mitarbeiterin / dieser Mitarbeiter legt beson-
deres Augenmerk auf die Informationen, die für die Unterbringung in einer Pflegefamilie benötigt 
werden, sie/er bewertet mit dem ASD zusammen den Fall hinsichtlich des weiteren Vorgehens 
und sie/er gewährleistet den reibungslosen Übergang (Zuständigkeitswechsel in den PKD) im 
Falle einer Fremdunterbringung in einer Pflegefamilie. Für die Aufnahme der Informationen steht 
dieser Fachkraft ein Vorgabeblatt des PKD zu Verfügung, in das die entsprechenden Daten ein-
zutragen sind (vgl. Anlage 1). 
Im Fachteam werden weitere Hilfen diskutiert und fachlich gegründete Entscheidungen getroffen 
(s.u. Clearing). 

1.2 Zeitpunkt des Einbezugs des PKD
In akuten Fällen von unmittelbaren Herausnahmen steht die Krisensituation im Vordergrund. Dies 
bezieht sich auch auf das Einbeziehen des PKD. Muss ein Kind / ein Jugendlicher / eine Jugend-
liche innerhalb der Dienstzeit zur Sicherung des Kindeswohls fremd untergebracht werden und 
ist der ASD dabei direkt beteiligt, so nimmt er die Mitarbeiterin / den Mitarbeiter des PKD zur 
Herausnahme mit, der/die für die Bereitschaftspflege zuständig ist (s.o.). Von dieser Regel kann 
in Ausnahmefällen abgewichen werden. 
Erfolgt eine Herausnahme ohne direkte Beteiligung des ASD (z. B. nach der Dienstzeit), so erfolgt 
die Einbeziehung des PKD (in der Regel die Fachperson, die für die Bereitschaftspflege zustän-
dig ist) am drauffolgenden Werktag. Für den Fall, dass sich die für die Bereitschaftspflege im 
PKD zuständige Fachkraft bereits in einem Kriseneinsatz befindet bzw. durch Urlaub oder Krank-
heit verhindert ist, wird das Krisenmanagement durch zwei ASD-Fachkräfte sichergestellt. Die 
PKD-Fachkraft löst die zweite ASD-Fachkraft ab, sobald sie wieder zur Verfügung steht. Für die 
gesamte Dauer der Bereitschaftspflege gilt, dass diese Termine für beide Fachdienste immer Vor-
rang haben vor vereinbarten Terminen. Notfalls müssen entsprechende Termine verlegt werden.
(Übersicht über das Verfahren der Durchführung der Bereitschaftspflege vgl. Anlage 2.)

1.3 Intention des frühen Einbezugs
Die frühe Einbeziehung des PKD leitet sich aus dem Gedanken des Treffens der „richtigen“ Ent-
scheidung zu einem für die betroffenen Kinder und Jugendlichen problematischen Zeitpunkt her 
(s.o.). Auf der Basis von unklaren, unvollständigen Informationen und in einer möglicherweise 
hoch belasteten Atmosphäre muss dennoch eine klare Entscheidung getroffen werden (eine 
Nichtentscheidung gibt es in diesen Fällen nicht). Um hier mehr Sicherheit zu schaffen und die 
Entscheidungen fachlich breiter zu gründen, soll der PKD (die Fachperson für Bereitschaftspfle-
ge) zu diesen Terminen hinzugezogen werden (s.o.). 
Ein weiterer Vorteil besteht darin, dass der PKD zu dem frühestmöglichen Zeitpunkt über vielfäl-
tige Informationen verfügt, die für den weiteren Verlauf der Herausnahme und der Fremdplatzie-
rung wichtig sein können. 

1.4 Befristetes Clearing (Anamnese)
Zur Unterstützung der Arbeit des ASD und PKD und zur Schaffung von Grundlagen der Entschei-
dung über das weitere Vorgehen können unterschiedliche Formen der Anamnese durchgeführt 
werden. Die generelle Entscheidung darüber sowie die Entscheidung über die Art der Anamnese 
werden vom ASD und der für die Bereitschaftspflege vorgesehenen Fachkraft des PKD gemein-
sam getroffen (weitere Fachpersonen können einbezogen werden). Wird dabei ein spezielles 
Clearing benötigt, so kann dieses als Auftrag an einen freien Träger gegeben werden. Dieser hat 
das Kind / die/den Jugendliche(n) ebenso einzubeziehen wie unter Federführung des ASD die 
Herkunftsfamilie und die bestehenden sozialen Netzwerke. Die Informationen aus dem Clearing 
bzw. den anderen Informationsquellen fließen in den Hilfeplan mit ein und sind Bestandteil der 
Vorbereitung des Fachteams. Die Zusammenstellung der Informationen im Hilfeplan obliegt – in 
Absprache mit dem PKD – dem ASD. 

1.5 Ende der Bereitschaftspflege
Die Bereitschaftspflege endet grundsätzlich nach vier Wochen mit der Sitzung des Fachteams 
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(wenn ein Clearing bzw. andere, die Entscheidung unterstützende anamnestische Verfahren not-
wendig wurden, findet die Sitzung nach Beendigung dieser Informationsbeschaffung statt). Im 
Fachteam wird die Entscheidung über die weitere Hilfe getroffen, und die Kinder/Jugendlichen 
werden in die Obhut des jeweiligen Dienstes (ASD bzw. PKD) übergeleitet. Mit dem Ende der 
akuten Krise endet auch die Arbeit der speziellen Fachkraft für die Bereitschaftspflege.

1.6 Aufgaben der Bereitschaftspflegefamilien
Die Bereitschaftspflegefamilien werden vom PKD angeworben, ausgewählt und auf ihre Arbeit 
vorbereitet. Auf die spezielle Problematik einer zeitlich stark begrenzten Unterbringung ist auf die 
Vorbereitung der Familien besonderes Gewicht zu legen. 
Die Aufgaben der Bereitschaftspflegefamilien sind:
	Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und anderen eingeschalteten Institutionen
	Dokumentation des beobachteten Kindesverhaltens zur Bereitstellung für die Diagnostik 
	Versorgung des Kindes/Jugendlichen
	Kontinuität der Betreuung und Erreichbarkeit
	Gewährleistung notwendiger medizinischer und therapeutischer Behandlungen
	Weiterführung von laufenden Maßnahmen
	Begleitung von persönlichen Kontakten
	Unterstützende Begleitung in eine weitere Lebensperspektive

(2) 
Vollzeitpflege

2.1 Zeitpunkt des Einbezugs des PKD
Kommt es in Fällen, in denen bereits ambulante Hilfen durchgeführt werden, zu Situationen, 
in denen eine Fremdunterbringung angedacht wird, so ist zu diesem Zeitpunkt der PKD zu in-
formieren und ggf. zur Bewertung des weiteren Vorgehens einzubeziehen. Diese Situationen 
zeichnen sich dadurch aus, dass keine akute Krise vorliegt und daher die spezielle Fachkraft für 
den Bereitschaftspflegebereich nicht zuständig ist. Einzubeziehen ist daher zunächst die PKD-
Fachkraft, in deren Sozialraum die Herkunftsfamilie ihren Wohnsitz hat. Die Zuständigkeit kann 
bei der Unterbringung des Kindes/Jugendlichen dann auf die Fachkraft des PKD übergehen, in 
dessen Bereich sich die Pflegefamilie befindet.
In jedem Fall ist die PKD-Fachkraft in den Hilfeprozess so rechtzeitig einzubeziehen, dass eine 
mögliche Fremdunterbringung fachlich gut vorbereitet werden kann. 

2.2 Kooperation bei Umgangsregelungen Kind – Herkunftsfamilie – Pflegefamilie
 Der PKD bezieht bei Notwendigkeit den ASD ein.

2.3 Arbeit in der Herkunftsfamilie während der Fremdplatzierung
Auf die Situation in der Herkunftsfamilie ist ein beständiges Augenmerk zu legen. In diesem Sin-
ne sind immer wieder – spätestens mit jeder Hilfeplanfortschreibung – Informationen über die 
Herkunftsfamilie und deren Entwicklung und aktuelle Situation einzuholen. Dabei ist der ASD mit 
einzubeziehen (soweit von hier entsprechende Angaben getätigt werden können). Es ist dabei 
prinzipiell an jedem zeitlichen Punkt der Fremdplatzierung zu entscheiden, ob eine Überprüfung 
der Familie hinsichtlich ihrer Fähigkeit, das Kind wieder zu betreuen, erfolgen soll. Dazu bedarf 
es einer Klärung des Umfangs und des Inhaltes der Möglichkeiten der Herkunftsfamilie. Sofern 
Ressourcen für eine solche Überprüfung in den Fachdiensten des Jugendamtes nicht zur Verfü-
gung stehen, kann auf ein entsprechendes Angebot eines freien Trägers zurückgegriffen werden 
(vgl. 1.4 und 2.7). Die Koordination und Beauftragung eines Trägers läuft über den PKD, wenn 
dieser im Falle der Vollzeitpflege für den Fall zuständig geworden ist. Die Entscheidung ist im 
Fachdienstprotokoll niederzulegen. 
Erbringt eine Klärung, dass entsprechende Ressourcen in der Familie vorhanden sind, so ist 
über das weitere Vorgehen im Fachteam zu beraten, und es sind möglicherweise entsprechende 
Hilfen zur Unterstützung der Familie einzuleiten. In diesen Fällen ist eine enge Kooperation zwi-
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schen PKD und ASD notwendig.

2.4 Regelung bei der Rückführung und dem Abbruch des Pflegeverhältnisses
Der PKD bezieht den ASD rechtzeitig ein. Alle weiteren Regelungen bis zum Ende des Rückfüh-
rungsprozesses geschehen in Kooperation zwischen PKD und ASD.

2.5 Familienrechtsverfahren
In Familienrechtsverfahren, in denen Pflegekinder betroffen sind, kooperieren ASD und PKD. Bei 
Notwendigkeit nehmen die zuständigen Vertreter/-innen beider Dienste an Gerichtsverhandlun-
gen teil.

2.6 Hilfeplanfortschreibung
Die Situation der Herkunftsfamilie findet in jeder Hilfeplanfortschreibung Beachtung. Hierzu ist 
der ASD dann mit einzubeziehen, wenn dort Informationen über die Familie vorliegen. Es sind 
gegebenenfalls auch ASDs anderer Jugendämter einzubeziehen, wenn deren Pflegekinder im 
Bereich des Jugendamtes Nienburg untergebracht wurden und die Verantwortung auf das örtlich 
zuständige Jugendamt in Nienburg übergegangen ist. In der Hilfeplankonferenz ist dann über 
das weitere Vorgehen zu entscheiden. Wird eine Klärung beschlossen und kann diese mit den ei-
genen Ressourcen nicht durchgeführt werden, so kann dazu ein freier Träger beauftragt werden 
(vgl. 2.3 und 2.7).

2.7 Einsatz von freien Trägern für Clearingaufgaben
Werden Angebote freier Träger für Clearingaufgaben wahrgenommen, so sollte drauf geachtet 
werden, dass diese Träger von der Vergabe einer sich möglicherweise anschließenden Hilfe aus-
geschlossen sind (vgl. 1.4 und 2.3). In Einzelfällen kann von dieser Regel abgewichen werden.

2.8 Zeitlicher Rahmen
Sobald die Personalressource mit dem speziellen Aufgabengebiet der Bereitschaftspflege im 
PKD vorhanden ist, beginnt die Erprobungsphase dieses Modells. Spätestens nach 12 Monaten 
wird entschieden, ob das Modell zur Regel wird oder ob Modifikationen notwendig sind. Die Aus-
wertung geschieht in folgendem Gremium: Fachbereichsleitung Jugend, Fachdienstleitung ASD 
und Fachdienstleitung PKD unter Beteiligung von Mitarbeiter(inne)n aus den beiden genannten 
Fachdiensten. 

Nienburg, den ……………………………………….

Sachgebiet: Unterschrift:

Allgemeiner Sozialdienst (ASD) ………………………………………………………………..

Pflegekinderdienst (PKD) ……………………..…………………………………………
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Anhang zum Kooperationsvertrag JA Nienburg

Anhang 1:  
Entscheidungsfindung in Zusammenarbeit mit dem ASD (auszufüllen durch spezielle 
Fachkraft des PKD)

Informationen, die zur Entscheidung über eine Fremdplatzierung notwendig sind
 1. Genogramm
  Eltern, Stiefeltern, Großeltern, Geschwister, wichtige Verwandte – Grunddaten
  Wer lebt unter einem Dach?
 2. Charakterisierung des Kindes / des/der Jugendlichen
 3. Äußeres Erscheinungsbild
 4. Schulische Situation
 5. Grund des Eingriffs
 6. Wichtige Ereignisse im Leben des Kindes / des/der Jugendlichen (s.u.)
 7. Wichtige Ereignisse im Leben der Eltern
 8. Bisherige Lösungsversuche der Familie
 9. Vom Jugendamt angebotene Hilfe
 10. Auftrag der Eltern
 11. Vorstellungen und Wünsche des Kindes / des/der Jugendlichen
12.  Ressourcen des Kindes / der/des Jugendlichen

Wichtige Ereignisse im Leben des Kindes / der/des Jugendlichen

Alter* Berufliche Orientierungsphase
18
17
16

Alter Sekundarstufe I
15
14
13
12
11

Alter Grundschule
10
9
8
7
6

Alter Kindergarten/Vorschule
5
4

Alter* Säugling/Kleinkind
3
2
1
0

* Die aktuellsten Eintragungen befinden sich nach dieser Systematik an oberster Stelle



TEIL A -  2  ORGANISATION UND KOOPERATION

2-29

Anhang 2:  
Kooperation im Rahmen der Bereitschaftspflege und Vollzeitpflege

Erziehung und
Betreuung in der
eigenen Familie
und stat. Unterbr.

Erziehung und
Betreuung in einer
„fremden“ Familie

Entscheidungsfindung
zwischen eigener und

„fremder“ Familie

ASD
Fremdplatzierung

nach § 33
(z.B. im Zuge

einer ambulanten
Hilfe)

in der Dienstzeit 

außerhalb der Dienstzeit 

spez. PKD
sofortiger Einbezug 
(Krise im Vordergrund)

am folgenden Werktag
(Krise im Vordergrund)

Bereitschaftspflege
(Aufgabe/Erwartungen
werden noch definiert)
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3.  DIE FACHKRÄFTE IN DER PFLEGEKINDERHILFE UND  
 DIE AUSSTATTUNG VON PFLEGEKINDERDIENSTEN 

 
Auf die Qualifikation der Fachkräfte in der öffentlichen Jugendhilfe wird in § 72 SGB VIII nä-
her eingegangen. Dabei sollen in der Jugendhilfe hauptberuflich nur Personen beschäftigt 
werden, die sich von ihrer Persönlichkeit her für die jeweilige Aufgabe eignen und eine dieser 
Aufgabe entsprechende Ausbildung erhalten haben oder aufgrund besonderer Erfahrungen in 
der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen. Weiterhin wird gefordert, dass für 
spezifische Aufgabenstellungen nur Fachkräfte mit entsprechenden Zusatzqualifikationen zu 
betrauen sind. Der Pflegekinderdienst ist in diesem Zusammenhang als eine Spezialaufgabe 
im Jugendamt anzusehen, die von den dort arbeitenden Fachkräften eine entsprechende Aus-
bildung und ein entsprechendes Kompetenzprofil verlangt. Ausgehend von einer Arbeitsplatz-
beschreibung für Fachkräfte im Pflegekinderbereich werden in Kapitel 3.1 die von Fachkräften 
erwartbaren Kompetenzen benannt und für die Personalauswahl empfohlen. Darüber hinaus 
müssen Jugendämter gemäß § 72 SGB VIII Fortbildungen und unterstützende Supervision 
und/oder kollegiale Fachberatung zur Weiterqualifizierung der Fachkräfte anbieten. In Kapitel 
3.2 werden Themenbereiche für die Fortbildung von Fachkräften benannt und Anregungen zur 
Gestaltung des Gesamtkomplexes „Qualifikation von Fachkräften“ gegeben.

Die Arbeit von Pflegekinderdiensten ist wesentlich von den in ihnen arbeitenden Fachkräften 
bestimmt, aber auch von der Ausstattung der Dienste: Raumgestaltung, technische Ausstat-
tung etc. darf nicht unterschätzt werden. Wünschenswertes zur Ausstattung ist in Kapitel 3.3 
zusammengestellt.

3.1 Arbeitsaufgaben und Kompetenzerwartungen

a) Aufgabenstellung
Die gesamten Empfehlungen beschäftigen sich im Detail mit den Aufgabenstellungen des 
PKD und führen diese näher aus bzw. es werden Vorschläge gemacht, wie damit umgegan-
gen werden kann. Nachstehend werden diese Aufgabenstellungen in kurzer Form nochmals 
zusammenfassend dargestellt. Dabei handelt es sich um die Arbeiten, die in der Regel durch 
den PKD geleistet werden und Grundlage von dessen Arbeitsplatzbeschreibung sind:

	Werbung und Öffentlichkeitsarbeit als Darstellung des Arbeitsbereichs des PKD und             
zur Gewinnung von neuen Pflegepersonen
› Feststellung der Eignung von Bewerberinnen und Bewerbern
› Vorbereitung und Qualifizierung der zukünftigen Pflegeeltern

	Beratung und Information des ASD über Angebote des PKD
›  Mitwirkung an der Entscheidung im Falle einer geplanten Fremdplatzierung in 
›  Kooperation mit dem ASD und anderen beteiligten Diensten und Institutionen und     

den Eltern und Kindern/Jugendlichen

	Auswahl der geeigneten Pflegefamilie
› Herstellung des Erstkontaktes zwischen Pflegeeltern, der Herkunftsfamilie und dem 

Kind
› Gestaltung der weiteren Kontaktanbahnung und Kontaktaufnahme
› Begleitung der Eingewöhnungsphase

	Beratung, Unterstützung und Aufsicht der Pflegefamilien
› Arbeit mit dem Pflegekind
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› Arbeit mit den Pflegeeltern (einzeln und in Gruppenveranstaltungen)
› Unterstützung bei persönlichen Kontakten zwischen Pflegekind und Herkunftsfamilie
› Ggf. Installierung weiterer ambulanter Hilfen bei laufendem Pflegeverhältnis
› Unterstützungsmanagement (Kontakte zu Ärzten, Schulen, Therapeutinnen/ 

Therapeuten usw.)
› Arbeit mit der Herkunftsfamilie im Rahmen von Kontakten
› Begleitung und Mediation von Entscheidungsprozessen mit den beteiligten Personen     

und Institutionen
› Organisation und Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für Pflegeeltern

	Verantwortliche Steuerung des Hilfeplanverfahrens bei auf Dauer angelegter,  
unbefristeter Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII
› Gestaltung der Übernahme eines Jugendhilfefalles nach § 86 Abs. 6 SGB VIII und  

Kooperation mit dem betreffenden Jugendamt

	Rechtzeitige Einleitung weiterer Hilfen bei Beendigung oder Abbruch des Pflegeverhältnis-
ses (Leaving Care, § 41 Abs. 3 SGB VIII)
› Vorbereitung und Unterstützung der Realisierung einer Rückkehroption
› Unterstützung bei der Verselbstständigung
› Überleitung in andere Rechtsbereiche

	Anrufung des Familiengerichts (Anregungen, Stellungnahmen)
› Kooperation mit Amtsvormundschaft
› Falldokumentation und Aktenführung
› Verwaltungsaufgaben (Anträge, Bescheinigungen usw.)

	Kooperationen mit anderen Jugendämtern (z. B. Werbung, Fortbildungen)
› Kooperation mit freien Trägern (z. B. bei Überleitungen in stationäre Einrichtungen)
› Mitarbeit in den übergreifenden niedersächsischen Fachgremien

	Teilnahme an Fortbildungen und Supervision
› Aufstellung von (Jahres-)berichten
› Durchführung von Evaluationen (mit Unterstützung des Jugendamtes)

Zur Bewältigung dieser Aufgaben werden zum einen eine entsprechende sächliche  
Ausstattung und zum anderen Fähigkeiten in den Bereichen der fachlichen und personalen 
Kompetenz benötigt.

b) Kompetenzen
Die notwendigen Kompetenzen in diesem Sachgebiet ergeben sich aus den allgemeinen  
Anforderungen an die Sozialarbeit und den spezifischen Anforderungen, die die Arbeit im  
Pflegekinderdienst mit sich bringt. Im Wesentlichen sind es die zwei Bereiche der fachlichen 
und personalen Kompetenz, die zur Aufgabenerfüllung notwendig sind und die auch durch 
Fort- und Weiterbildungen gesichert und ausgebaut werden müssen:

	Fachliche Kompetenz:
› Kenntnisse des Analysierens von Problemen und des organisierten Zusammenwirkens 

mehrerer Fachkräfte (Bereiche der Sozialpädagogik/Psychologie)
› Umfassende Kenntnis im Bereich der Entwicklungspsychologie und dem Erkennen der 

Folgen von Beeinträchtigungen
› Kenntnisse im Bereich der systemischen Arbeit / des systemischen Ansatzes
› Wissen über die Ermittlung von Ressourcen
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› Methodenkenntnisse
› Kenntnisse über sozialräumliches Arbeiten 
› Kenntnisse über die Funktion, die Grundzüge des Rechts und Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung
› Grundlegende betriebswirtschaftliche Kenntnisse
› Kenntnisse in der Handhabung einschlägiger Computerprogramme
› Umfassende Kenntnisse der einschlägigen Rechtsvorschriften (vgl. Anhang  

„rechtliche Regelungen“)
› Interkulturelle Kompetenz63 

	Personale Kompetenz:
› Kommunikative Fähigkeiten (konstruktive Gesprächsführung, Moderation von Sitzungen 

und Konferenzen, verständliche Darstellung von Sachverhalten usw.)
› Fähigkeit zu „bürgerfreundlichem“ Auftreten
› Fähigkeit zu Empathie
› Fähigkeit zu Kooperation und kollegialer Beratung
› Fähigkeit zum Konfliktmanagement
› Fähigkeit zu effektiver Arbeitsorganisation und langfristiger Planung
› Fähigkeit zum schriftlichen Ausdruck (Bescheide, Hilfepläne, Arbeitsergebnisse, Briefe 

usw.)

3.2 Fortbildung, Weiterbildung und Supervision der Fachkräfte
Die öffentlichen Träger der Jugendhilfe sind nach § 72 Abs. 3 SGB VIII verpflichtet, durch  
Fortbildungen und Fachberatungen die Qualität der Arbeit der Fachkräfte sicherzustellen.

a) Fort- und Weiterbildung 
Die Qualifizierung der Fachkräfte muss auf die Stärkung und Entwicklung der benötigten  
Kompetenzen gerichtet sein (vgl. Kap. 3.1). Nachstehend werden beispielhaft sinnvolle  
Themengebiete für Fort- und Weiterbildungen aufgelistet. Entsprechende Bildungsmaßnah-
men dürfen den Fachkräften nicht verwehrt werden, da nur so ein aktueller Stand des Wissens 
im Pflegekinderdienst garantiert werden kann.

	Themenbereiche für Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen im PKD („klassische“  
Beispiele):
› Kindeswohlgefährdung (Erkennen und Handeln)
› Bindungstheorie
› Resilienz
› Biografiearbeit
› Entwicklungspsychologie
› Verhaltens- und Entwicklungsstörungen
› Psychische Erkrankungen (Eltern und Kinder)
› Gesprächsführung und Moderation
› Öffentlichkeitsarbeit und Werbung
› Methoden der Gruppenarbeit
› Betreuung von Pflegefamilien und Kindern in unterschiedlichen Hilfearten
› Persönliche Kontakte zwischen Pflegekind und Herkunftsfamilie
› Betroffenenbeteiligung 
› Verwaltungshandeln, Rechtsfragen (ggf. auch Migrationsrecht, Aufenthalts-

recht, nationales Familienrecht bzw. Personenstandsrecht des Herkunftslandes 
(Volljährigkeitsregelung)64

63 Hinter diesem Begriff verbirgt sich weniger ein Wissen als eine Haltung, die zu einem sensiblen Umgang mit Migration und zu entsprechenden 
Reflexionen führt. 

64 „Insoweit kann es in einigen Fällen dazu kommen, dass auch für einen über 18-Jährigen noch eine Vormundschaft im Inland besteht bzw. bestehen 
bleibt, da er nach seinem Heimatrecht beispielsweise erst mit 21 Jahren volljährig wird.“ Tangermann/Hoffmeyer-Zlotnik 2018, S. 46.
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› Technische Fortbildung (Computer, Software-Programme)
› Umgang mit Traumata
› Vermittlung von interkultureller Kompetenz 

Daneben sind andere Themenbereiche denkbar. Zu empfehlen ist eine Vielzahl von unter-
schiedlichen Themen, um einer einseitigen Ausrichtung der Pflegekinderdienste entgegenzu-
wirken und um in der täglichen Arbeit auf eine Vielzahl von Kompetenzen und Perspekti ven 
zurückgreifen zu können. Selbstverständlich ist, dass immer wieder neue Themen komplexe 
entdeckt und für die Pflegekinderhilfe virulent werden. Bei der Fortbildungsplanung ist auch 
darauf auf jeden Fall zu achten.

b) Kollegiale Fachberatung
Ebenso wichtig wie die Fort- und Weiterbildung sind im Pflegekinderdienst die Reflexion des 
eigenen Verhaltens und der Austausch im Fachkollegium. Dazu sind Zeiten und Strukturen 
verbindlich einzuplanen und vorzuhalten.

Kollegiale Fachberatung wird hier verstanden als themenzentriertes Gespräch zwischen Fach-
kräften. Es handelt sich um eine „rückwärtige“ Hilfestruktur, die in „unsicheren“ oder proble-
matischen Fällen zur Unterstützung herangezogen werden kann. Es kann sich dabei um ein 
Zweiergespräch zwischen Fachkräften handeln, um ein Gespräch im Fachkräftekreis, um ein 
Gespräch mit der Leitung oder – wenn vorhanden – mit einer Fachberaterin / einem Fachbe-
rater. Neben diesen fallspezifischen Beratungen können auch Strukturprobleme Gegenstand 
der Beratung sein. Hier ginge es dann um die Verbesserung von Verfahrensabläufen und Ko-
operationen untereinander oder mit anderen Sachgebieten und Institutionen. 

c) Supervision
Die Supervision geht über die kollegiale Fachberatung hinaus und greift zumeist grundsätzli-
che Probleme auf, die sich an bestimmten Punkten im Arbeitsprozess zeigen. 

Das Bayerische Landesjugendamt (2008) beschreibt Supervision als einen zielgerichteten, die 
berufliche Praxis begleitenden Reflexionsprozess, der in der Regel von externen Supervisorin-
nen und Supervisoren angeleitet wird. Während der Supervision wird das berufliche Handeln 
im Kontext des institutionellen Rahmens und vor dem Hintergrund der fachlichen Aufgabe 
reflektiert. Supervision beabsichtigt, Lösungen zu erarbeiten und fokussiert deren ergebnisori-
entierte Umsetzung in den professionellen Alltag. 

Supervision dient damit der Verbesserung der Kommunikation und Kooperation, sie kann 
konzeptionelle Weiterentwicklungen begleiten, zur Überprüfung fachlicher Standards dienen, 
Transparenz und Orientierung schaffen und zu einer fachlichen und persönlichen Weiterent-
wicklung der Fachkräfte beitragen.

Supervision kann in Gruppen oder als Einzelsupervision durchgeführt werden. Ersteres bietet 
sich an, wenn Kommunikationsprobleme innerhalb oder zwischen Gruppen bearbeitet werden 
müssen oder wenn fallbezogen aktuell aufgetretene Schwierigkeiten gelöst werden müssen. 
Hier ist auch eine gemeinschaftliche Supervision mit dem ASD hilfreich. Einzelsupervisionen 
dagegen fokussieren entweder ein konkret aufgetretenes Problem bei der Bearbeitung eines 
Falles oder sie beschäftigen sich mit fallübergreifenden Themenbereichen, die individuell als 
problematisch angesehen werden. 

	Mögliche Themenbereiche der Supervision:
› Wirkung eigener Werte und Familienbilder auf den Umgang mit Pflege- und
›  Herkunftsfamilien
› Reflexion der Gründe bei Abbruch eines Pflegeverhältnisses unter Berücksichtigung  

der eigenen Rolle
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› Loyalitätskonflikte zwischen Pflegefamilie und Herkunftsfamilie
› Arbeit im Spannungsfeld unterschiedlicher Erwartungen (Pflegefamilie,  

Herkunftsfamilie, Pflegekinder/Jugendliche, Jugendamt, Finanzen usw.) 

In der Regel werden die Themen innerhalb einer konkreten Frage bei der Arbeit an einem 
Fall aufgeworfen und bearbeitet. 

Zu klären ist bei der Supervision, wie sie institutionell eingebunden ist und welche Rolle der 
Leitung dabei zukommt bzw. wie diese bei entsprechenden Problemlagen eingebunden wer-
den soll.

3.3 Ausstattungsfragen
Da der Pflegekinderdienst im Rahmen der Gewinnung von neuen Pflegepersonen häufig von 
Interessentinnen und Interessenten in den eigenen Räumen aufgesucht wird, sollten diese 
entsprechend hell und freundlich ausgestattet sein. Es sollten Besuchsecken vorhanden sein, 
um eine Schreibtischatmosphäre zu vermeiden. Für Einzelgespräche sollten gesonderte Räu-
me zur Verfügung stehen. Anzuraten ist auf jeden Fall auch eine Spielecke für Kinder. 

Hinsichtlich der technischen Ausstattung müssen Telefonanlagen mit Anrufbeantwortern vor-
handen sein, um eine grundsätzliche Erreichbarkeit zu garantieren. Dass jede Fachkraft über 
einen eigenen Computer verfügt, sollte eine Selbstverständlichkeit sein. Soweit im Jugendamt 
ein internes Netz existiert, müssen die Computer dort angeschlossen sein, damit bestimmte 
Daten gemeinschaftlich verwaltet und bearbeitet werden können. Entsprechend muss jede 
Fachkraft über eine eigene E-Mail-Adresse verfügen, um Anfragenden eine persönliche Zu-
stellung zu ermöglichen und damit nicht der Eindruck entsteht, dass alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im PKD jede Mail lesen können.

Für die Anschaffung von Fachliteratur sollten Mittel zur Verfügung stehen. Es ist auch anzu-
raten, eine kleine Bibliothek mit entsprechender Literatur für Pflegeeltern und Pflegeelternbe-
werberinnen und -bewerber mit Ausleihmöglichkeiten vorzuhalten.

Ausstattung im Überblick:

	Räume:
› Hell, freundlich, modernes Mobiliar
› Gesonderte, ansprechende Räume für Gespräche
› Spielecke mit Spielzeug für Kinder

	Technik:
› Telefonanlage mit Anrufbeantworter
› Mobiles Diensttelefon
› Computer für jede Fachkraft (angeschlossen an das JA-Netz)
› Zugriff auf elektronische Fallakte, soweit vorhanden
› Persönliche E-Mail-Adresse für jede Fachkraft
› Allgemeine E-Mail-Adresse für unspezifische Anfragen

	Literatur:
› Fortzuschreibender Bestand an eigener Fachliteratur
› Kleine Bibliothek für Pflegeeltern und Bewerberinnen/Bewerber (Bücher ausleihbar)
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4.  KOSTEN UND PERSONALBEMESSUNG

Während eine Standardisierung von Pflegeformen unter fachlichen Gesichtspunkten kaum 
Widerspruch erfahren dürfte, kann dies für eine einheitliche Festlegung von Kosten für die ver-
schiedenen Pflegeformen nicht unbedingt vorausgesetzt werden – es geht hier schließlich um 
Geld. Andererseits ist die Vereinheitlichung in dieser Frage ein besonders sensibler Bereich 
für die Realisierung des Gesamtkonzepts. Denn unterschiedliche Kostenstrukturen bilden für 
die meisten Probleme bei Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII den Hintergrund. Sofern in 
diesem Bereich keine Einigkeit erzielt werden kann, werden sich auch Streitpunkte und damit 
dysfunktionale Konsequenzen für das Gesamtsystem Vollzeitpflege nicht beheben lassen. 

Die vorgeschlagene Kostenstruktur orientiert sich am „unteren Ende“ – bei der Allgemeinen 
Vollzeitpflege – an den bislang in Niedersachsen üblichen Sätzen für die materiellen Aufwen-
dungen (Pflegegeld), die Kosten der Erziehung und für Sonderbedarfe. Für Sozialpädagogi-
sche und Sonderpädagogische Vollzeitpflegen wird einerseits eine Erhöhung des Betrags für 
die materiellen Aufwendungen um 10 % bzw. 20 % vorgeschlagen, zudem – den Usancen 
entsprechend – eine Verdoppelung bzw. Verdreifachung (für die Bereitschaftspflege 3,5-fach) 
des Betrages für die Kosten der Erziehung. Der vorgeschlagene Mehrbedarf für die materi-
ellen Aufwendungen bei den beiden Differenzierungsformen wird mit den zumeist höheren 
Bedarfen von Kindern in diesen Pflegeformen begründet (z. B. für mehr von verhaltensauffäl-
ligen Kindern verursachten „Verschleiß“ an Kleidung und Mobiliar, zusätzliche Kosten wegen 
Bettnässens und ggf. für erhöhten Aufwand wegen behinderungsspezifischer Bedarfe, vor al-
lem aber für die anfallenden Kosten für die kurzfristige Vertretung von Pflegepersonen sowie 
für Kosten der Elternarbeit und Hintergrundkosten im Zusammenhang mit Therapien). Erhö-
hungsbeträge für die Kosten der Erziehung begründen sich mit dem tatsächlich erhöhten Be-
treuungsbedarf. Für die Sonderpädagogische Vollzeitpflege kommt zudem der den „Sonder-
pflegepersonen“ abverlangte Verzicht auf Erwerbseinkommen hinzu, ferner die „Konkurrenz“ 
mit Erziehungsstellen gemäß § 34 SGB VIII. Denn auch wenn Sonderpflegestellen – gedacht 
für traumatisierte, schwerstgeschädigte und behinderte sowie unheilbar kranke Kinder – nicht 
dringend konzeptionell mit Erziehungsstellen in Konkurrenz stehen, stehen Sonderpädagogi-
sche Vollzeitpflegen jedenfalls in Konkurrenz mit Trägern von Erziehungsstellen um das knap-
pe „Gut“ primär beruflich vorgebildeter, zumindest semi-professioneller Pflegepersonen. Ein 
„Einstieg“ der Pflegekinderhilfe in die Betreuung von sonst in Einrichtungen der Heimerzie-
hung und in Einrichtungen für Behinderte zu betreuenden Kindern kann sich dieser Situation 
nicht verschließen. 

Darüber hinaus besteht die Erwartung, dass im ersten Jahr nach Aufnahme des Kindes die für 
die Betreuung zuständige Pflegeperson ihre Erwerbstätigkeit vollständig ruhen lässt. Während 
die Elternzeit für diese Personen auch im Bereich der Pflegekinderhilfe gewährt wird, so ist 
damit aber keine Zahlung des Elterngeldes verbunden. Diese Ungleichbehandlung ist durch 
die Zahlung von elterngeldähnlichen Leistungen an die Pflegepersonen zu kompensieren, die 
ihre Erwerbstätigkeit ruhen lassen. 

Die nachfolgenden tabellarischen Auflistungen für die Kosten der Pflegeformen unterscheiden 
nach Aufwendungen für auf Dauer angelegte Pflegeformen, für befristete Pflegeverhältnisse 
und für weitere Pflegeformen. Die vorgetragenen Überlegungen für die auf Dauer angelegten 
Pflegeformen gelten für die anderen Pflegeformen entsprechend.

4.1 Höhe der finanziellen Leistungen für die Pflegefamilien 
Grundlage der Berechnung des Entgelts ist der Runderlass „Hilfe zur Erziehung in Vollzeit-
pflege – Festsetzung der monatlichen Pauschalbeträge (Pflegegeld)“, der jährlich auf Basis 
der aktualisierten Empfehlungen für „normale“ Vollzeitpflegen des Deutschen Vereins vom 
Niedersächsischen Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung angepasst 
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wird und für das Land Niedersachsen verbindlich ist. Die Rege lungen zur Altersvor sorge und 
Unfallversicherung basieren ebenfalls auf den Empfehlungen des Deutschen Vereins.65

4.1.1 Finanzielle Leistungen im Rahmen der auf Dauer angelegten Pflegeverhältnisse
Hierbei handelt es sich um die Allgemeine Vollzeitpflege, die Sozialpädagogische Vollzeitpfle-
ge und die Sonderpädagogische Vollzeitpflege. Erläuterungen zu den Tabellen befinden sich 
am Ende des Kapitels.

a) Allgemeine Vollzeitpflege
Tabelle 2: Allgemeine Vollzeitpflege

bis zum vollendeten  
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6.  
bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12.  
bis zum vollendeten  

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 € 1.025,00 €

Kosten der Erziehung 420,00 € 420,00 € 420,00 €

Sonderbedarfe 70,00 € 90,00 € 110,00 €

Gesamt 1.221,00 € 1.374,00 € 1.555,00 €

Tagessatz* 40,14 € 45,17 € 51,12 €
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Erziehungsbeitrag und die Sonderbe-

darfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Hinzuzurechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung 
für die Person, die für die Betreuung des Pflegekindes hauptsächlich zuständig ist.

b) Sozialpädagogische Vollzeitpflege
Tabelle 3: Sozialpädagogische Vollzeitpflege

bis zum vollendeten 
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6.  
bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12.  
bis zum vollendeten  

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 € 1.025,00 €

Mehrbedarf (10 %) 73,10 € 86,40 € 102,50 €

Kosten der Erziehung 840,00 € 840,00 € 840,00 €

Sonderbedarfe 70,00 € 90,00 € 110,00 €

Gesamt 1.714,10 € 1.880,40 € 2.077,50 €

Tagessatz* 56,35 € 61,85 € 68,30 €
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Mehrbedarf, der Erziehungsbeitrag und 

die Sonderbedarfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Die Kosten der Erziehung werden mit 2 multipli-
ziert. Hinzuzurechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für die Person, die für die Betreuung des Pflegekin-
des hauptsächlich zuständig ist.

65 Die Modellrechnungen beziehen sich auf den Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit, und Gleichstellung 
auf Grundlage der „Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege“ – zuletzt angepasst am 4.10.2023 (RdErl. D. MS v.4.10.2023 – 301-51-212 – VORIS 21130). 
Die Wirkung des Erlasses bezieht sich auf das Jahr 2024 und entfaltet seine Wirkung am 1.1.2024. Die Festsetzung der monatlichen Pauschalbeträ-
ge (Pflegegeld) fußen auf der Veröffentlichung des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge von Oktober 2023 für das Jahr 2024 (vgl. 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins, Nr. 10/2023. S. 475.). Zur Berechnung der Kosten der Erziehung siehe ebenda S. 472.
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c) Sonderpädagogische Vollzeitpflege
Tabelle 4: Sonderpädagogische Vollzeitpflege

bis zum vollendeten 
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6. 
 bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12. 
bis zum vollendeten 

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 € 1.025,00 €

Mehrbedarf (20 %) 146,20 € 172,80 € 205,00 €

Kosten der Erziehung 1.260,00 € 1.260,00 € 1.260,00 €

Sonderbedarfe 70,00 € 90,00 € 110,00 €

Gesamt 2.207,20 € 2.386,80 € 2.600,00 €

Tagessatz* 72,57 € 78,47 € 85,48 €
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Mehrbedarf, der Erziehungsbeitrag und 

die Sonderbedarfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Die Kosten der Erziehung werden mit 3 multipli-
ziert. Hinzuzurechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für die Person, die für die Betreuung des Pflegekin-
des hauptsächlich zuständig ist.

4.1.2 Finanzielle Leistungen für befristete Pflegeverhältnisse
Hierbei handelt es sich um die Kurzzeitpflege und die Bereitschaftspflege. Erläuterungen zu 
den Tabellen befinden sich am Ende des Kapitels.

a) Kurzzeitpflege
Die Kosten der Kurzzeitpflege werden auf der Grundlage des Pflegegeldes für die „Sozialpäd-
agogische Vollzeitpflege“ berechnet.
Tabelle 5: Kurzzeitpflege 

bis zum vollendeten 
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6.  
bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12.  
bis zum vollendeten  

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 € 1.025,00 €

Mehrbedarf (10 %) 73,10 € 86,40 € 102,50 €

Kosten der Erziehung 840,00 € 840,00 € 840,00 €

Sonderbedarfe nur über Einzelantrag nur über Einzelantrag nur über Einzelantrag

Gesamt 1.644,10 € 1.790,40 € 1.967,50 €

Tagessatz* 54,05 € 58,86 € 64,68 €
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Mehrbedarf und der Erziehungsbeitrag 

einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Die Kosten der Erziehung werden mit 2 multipliziert. Hinzuzurech-
nen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für die Person, die für die Betreuung des Pflegekindes hauptsächlich 
zuständig ist.
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b) Bereitschaftspflege
Tabelle 6: Bereitschaftspflege

ohne Differenzierung nach Alter

Materielle Aufwendungen 1.025,00 €

Mehrbedarf (20 %) 205,00 €

Kosten der Erziehung 1.470,00 €

Sonderbedarfe 110,00 €

Gesamt 2.810,00 €

Tagessatz* 92,30
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Mehrbedarf, der Erziehungsbeitrag 

und die Sonderbedarfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Die Kosten der rziehung werden mit 3,5 
multipliziert. Berechnung nach höchster Altersstufe. Hinzuzurechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für die 
Person, die für die Betreuung des Pflegekindes hauptsächlich zuständig ist.

Die Berechnung der Kosten erfolgt ab dem Zeitpunkt der Belegung nach den Sätzen der Son-
derpädagogischen Pflege in der höchsten Altersstufe. In den Zeiten ohne Belegung wird ein 
Bereithaltegeld von monatlich 150,00 € gezahlt.66 Da in dieser Zeit für das Jugendamt Wohn-
raum bereitgehalten wird, entspricht dieser Betrag etwa der Miete eines Zimmers. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Hilfeplanung zügig erfolgt und das Pflegekind entsprechend 
schnell eine dauerhafte Perspektive erhält. Eine Umwandlung in eine andere Hilfeart ohne 
Wechsel der Pflegestelle aufgrund der Dauer der Bereitschaftspflege ist in dieser Empfehlung 
nicht vorgesehen.

c) Befristete Vollzeitpflege
Die befristeten Vollzeitpflegen werden entsprechend den dort eingerichteten Pflegeformen (all-
gemein, sozialpädagogisch, sonderpädagogisch) finanziert. Dies gilt auch, wenn diese Form 
im Rahmen von Verwandtenpflegen durchgeführt wird.

4.1.3 Finanzielle Leistungen im Rahmen anderer Pflegeformen
Hierbei handelt es sich um die Verwandtenpflege, die Netzwerkpflege, die Vollzeitpflege für 
ausländische Kinder und Jugendliche und um Patenschaften für Kinder mit Eltern mit psychi-
schen Erkrankungen. Erläuterungen zu den Tabellen befinden sich am Ende des Kapitels.

66 Zur steuerrechtlichen Einordnung des Bereithaltegeldes siehe Abschnitt 4.1.5.
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Verwandtenpflege und Netzwerkpflege
Tabelle 7: Verwandtenpflege / Netzwerkpflege

bis zum vollendeten 
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6.  
bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12.  
bis zum vollendeten  

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 1.025,00

Kosten der Erziehung 420,00 € 420,00 420,00

Sonderbedarfe 70,00 € 90,00 110,00

Gesamt 1.221,00 € 1.374,00 1.555,00

Tagessatz* 40,14 € 45,17 € 51,12 €
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Erziehungsbeitrag und die Sonderbe-

darfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Hinzuzurechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für 
die Person, die für die Betreuung des Pflegekindes hauptsächlich zuständig ist. Analog zur Allgemeinen Vollzeitpflege.

Die finanzielle Ausgestaltung der Verwandtenpflege und Netzwerkpflege wird analog zur  
Allgemeinen Vollzeitpflege gehandhabt. Eine finanzielle Differenzierung zwischen diesen  
Pflegeformen erscheint grundsätzlich nicht gerechtfertigt, auch wenn der § 39 Abs. 4 SGB VIII 
vorsieht, dass in der Verwandtenpflege eine Kürzung der Kosten für den Sachaufwand mög-
lich ist: 

Ist die Pflegeperson in gerader Linie mit dem Kind oder Jugendlichen verwandt 
und kann sie diesem unter Berücksichtigung ihrer sonstigen Verpflichtungen und 
ohne Gefährdung ihres angemessenen Unterhalts Unterhalt gewähren, so kann 
der Teil des monatlichen Pauschalbetrags, der die Kosten für den Sachaufwand 
des Kindes oder Jugendlichen betrifft, angemessen gekürzt werden.

Vielmehr ist es auch möglich, dass Verwandten- und Netzwerkpflegen – nach einer fachlichen 
Beurteilung des Pflegekinderdienstes – als Sozialpädagogische Vollzeitpflegen oder Sonder-
pädagogische Vollzeitpflegen eingestuft werden können. Für sie treffen dann auch die ent-
sprechenden finanziellen Leistungen dieser Pflegeformen zu und sie erhalten eine bessere 
Betreuung, da durch die entsprechende Änderung der Fallbemessung der Fachkräfte für sie 
mehr Zeit zur Verfügung steht (vgl. Kap. 1.3.1 und 1.3.2).

Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche (Gastfamilien)
Die Leistungen entsprechen den Definitionen für die Sozialpädagogische Vollzeitpflege, da  
davon ausgegangen wird, dass hier durch die besonderen Problematiken und die relativ 
schnellen Übergänge eine intensive Betreuung und Begleitung notwendig ist.
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Tabelle 8: Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche

bis zum vollendeten 
6. Lebensjahr

vom vollendeten 6.  
bis zum vollendeten  

12. Lebensjahr

vom vollendeten 12.  
bis zum vollendeten  

18. Lebensjahr

Materielle Aufwendungen 731,00 € 864,00 € 1.025,00 €

Mehrbedarf (10 %) 73,10 € 86,40 € 102,05 €

Kosten der Erziehung 840,00 € 840,00 € 840,00 €

Sonderbedarfe 70,00 € 90,00 € 110,00 €

Gesamt 1.714,10 € 1.880,40 € 2.077,50 €

Tagessatz* 56,35 € 61,82 € 68,30 € 
* In die Berechnung des Tagessatzes wurden die materiellen Aufwendungen, der Erziehungsbeitrag und die Sonderbe-

darfe einbezogen (Monatssatz x 12 Monate / 365 Tage). Die Kosten der Erziehung werden mit 2 multipliziert. Hinzuzu-
rechnen sind Altersvorsorge und Unfallversicherung für die Person, die für die Betreuung des Pflegekindes hauptsäch-
lich zuständig ist. Analog zur Sozialpädagogischen Vollzeitpflege

Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen
Für die Aufrechterhaltung des Kontaktes und für Unternehmungen sollten die Patenfamilien 
einen monatlichen Sockelbetrag erhalten.

Für eine mögliche Tagespflege wird dieser Sockelbetrag um ein Tagespflegegeld (wie es in der 
Tagespflege im jeweiligen Jugendamtsbezirk üblich ist) ergänzt.

Für eine Betreuung des Kindes über Tag und Nacht, in Zeiten, in denen die Angehörigen die 
tägliche Versorgung nicht selbst sicherstellen können, werden die Patenfamilien nach den 
Sätzen der entsprechenden Vollzeitpflegeform vergütet.

Tabelle 9: Beispiel einer Finanzierung

Grundleistung Kind pro Monat

1 Aufwandsentschädigung 150,00 €

2 1x wöchentlicher Kontakt und eine Wochenend-
übernachtung im Monat (zuzüglich zu 1) +100,00 € +20,00 € Handgeld pro Aktion

3 2x wöchentlicher Kontakt und eine Wochenend-
übernachtung im Monat (zuzüglich zu 1) +150,00 € + 20,00 € Handgeld pro Aktion

4 Vorübergehende Aufnahme über Tag und Nacht Entsprechend der Finanzierung der Pflegefor-
men

4.1.4 Elterngeldähnliche Leistungen
Zur Sicherung eines stabilen Bindungsaufbaus wird von geeigneten Pflegepersonen er-
wartet, zwölf Monate Elternzeit zu nehmen und sich vollumfänglich um das aufgenommene  
Pflegekind zu kümmern. Dafür steht den Pflegepersonen gesetzlich die Inanspruchnahme von 
Elternzeit zu, hingegen besteht kein Anspruch auf Elterngeld. Die finanziellen Einbußen, die 
durch den Verzicht auf die Berufstätigkeit entstehen, können nicht durch den Erziehungsanteil 
des Pflegegeldes ausgeglichen werden. Dies trifft vor allen Dingen auf alleinerziehende bzw. 
alleinlebende Personen und auf Personen zu, die in einer Partnerschaft leben, aber auf ein 
doppeltes Einkommen angewiesen sind. Aber darüber hinaus ist das erste Jahr, auch wenn es 
eine Person gibt, die für die Finanzierung sorgt, mit vielen neuen Herausforderungen verbun-
den, die durch den Erziehungsbetrag nicht abgedeckt sind. Es ist daher unbedingt erforderlich 
– analog zum staatlichen Elterngeld – für eine entsprechende Finanzierung des ersten Jahres 
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der Pflege zu sorgen. Dies sollte auch unabhängig vom Aufnahmealter des Kindes geschehen.

Mittlerweile sind solche elterngeldähnlichen Leistungen in einer ganzen Reihe von Jugendäm-
tern in Niedersachsen als Standard vorhanden.67 Auf Basis der empirischen Erfahrun gen in den 
niedersächsischen Jugendämtern, die diese Leistungen bereits auszahlen, wird empfohlen: 

Elterngeldähnliche Leistungen:

Leistungsberechtigte Hauptbetreuende Vollzeitpflegeperson, die tatsächlich/nachweislich ihre 
Erwerbstätigkeit in den ersten zwölf Monaten nach Aufnahme des Kindes 
vollständig ruhen lässt (Elternzeit)

Leistungsdauer Ab Aufnahme des Kindes, regelhaft bis zu zwölf Monaten, in besonders zu 
begründenden Einzelfällen auch länger. Grundsätzlich muss es möglich 
sein – neben diesem regelhaften Vorgehen – fallspezifische Einzellösun-
gen bezüglich der elterngeldähnlichen Leistungen zu treffen. 

Leistungshöhe Pauschal 850,00 €/Monat (= 10.200,00 € im ersten Kalenderjahr nach 
Aufnahme).68 Die Leistung ist steuerfrei.

Diese Leistung kann auch dazu beitragen, die Pflegekinderhilfe attraktiver zu machen, mit 
dem Ziel, auch neue Gruppen für diese Tätigkeit zu interessieren. 

4.1.5 Erläuterungen zu den Tabellen und weitere Kosten

Materielle Aufwen-
dungen

Diese sind nach Altersgruppen gestaffelt und werden jährlich vom Deutschen 
Verein für öffentliche und private Fürsorge bzw. durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
angepasst. Grundlage sind die Daten der jeweils aktuellen Sonderauswertung 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statistischen Bundes-
amtes.69

Mit den materiellen Aufwendungen sind folgende Ausgaben abgedeckt:
• Ernährung
• Bekleidungsergänzung
• Körperpflege
• Der auf das Pflegekind entfallende Anteil für Strom-, Miet- und Heizkosten
• Instandhaltungs-/Renovierungskosten bzw. Schönheitsreparaturen
• Taschengeld
• Schulbedarf, Bildung, Kultur
• Hausrat
• Persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens

67 Laut Untersuchung der Vollzeitpflege in Niedersachen 2018 handelte es sich zum damaligen Zeitpunkt um insgesamt acht Jugendämter. 
Siehe Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (2021): Strukturen der Vollzeitpflege in Niedersachen, S. 59.

68 Der Betrag von 850,00 € wurde auf Basis des Elterngeldes für Geringverdienerinnen und Geringverdiener berechnet. Bei einem Einkommen  
zwischen 1.000,00 € und 1.240,00 € beträgt das Elterngeld 67 % dieses Einkommens (67 % von 1.240,00 = €  850,00 €): Download: Wie viel Eltern-
geld kann ich bekommen? | Familienportal des Bundes

69 Vgl. Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge (2023), S. 471 f.
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Mehrbedarf bei  
materiellen Auf-
wendungen

Für die Sozialpädagogische Vollzeitpflege wird ein Mehrbedarf von 10 % der 
materiellen Aufwendungen und bei der Sonderpädagogischen Vollzeitpflege 
von 20 % empfohlen.
	 Durch den Erhöhungsbetrag sind folgende Bedarfe erfasst und müssen 

nicht gesondert beantragt und abgerechnet werden:
	 Aufwendungen im Zusammenhang mit besonderen Herausforderungen 

bei der Kontaktgestaltung zur Herkunftsfamilie einschließlich Kontaktfahr-
ten, Telefonate, Schriftverkehr u. Ä.

	 Kosten für Vertretung oder Unterstützung der Pflegeperson (z. B. eine 
Haushaltshilfe) 

	 Hintergrundkosten für Therapien der Kinder (Fahrten, Kontakte zu den 
Therapeutinnen/Therapeuten usw.)

Kosten der Erzie-
hung

Allgemeine Vollzeitpflege:

Der Deutsche Verein prüft regelmäßig die Höhe der Pauschalbeträge für den 
Sachaufwand sowie für die Pflege und Erziehung und passt sie einer eventu-
ellen Steigerung der Lebenshaltungskosten an. Diese Empfehlungen finden 
sich in der Allgemeinen Vollzeitpflege wieder. 

„Für junge Menschen mit besonderem Bedarf, etwa aufgrund von Entwick-
lungsverzögerungen, seelischer Behinderungen oder traumatisierenden Er-
fahrungen kann darüber hinaus häufig ein dauerhaft erhöhtes Erziehungsgeld 
sachgerecht sein.70 Entsprechend müssen die Kosten der Erziehung für die 
Sozialpädagogische und Sonderpädagogische Vollzeitpflege im Verhältnis zur 
Allgemeinen Vollzeitpflege ausgestaltet werden.

Sozialpädagogische Vollzeitpflege:

Bei der Berechnung der Höhe der Kosten der Erziehung muss den besonde-
ren Bedarfen der Kinder/Jugendlichen und den daraus resultierenden Anfor-
derungen auf der Seite der Pflegepersonen Rechnung getragen werden. Der 
Grundbetrag des Erziehungsbeitrags für die Allgemeine Vollzeitpflege wird in 
dieser Pflegeform verdoppelt (x 2).

Sonderpädagogische Vollzeitpflege:

Bei der Berechnung der Höhe der Kosten der Erziehung muss den besonde-
ren Bedarfen der Kinder/Jugendlichen und den daraus resultierenden Anfor-
derungen auf der Seite der Pflegepersonen Rechnung getragen werden. Der 
Grundbetrag des Erziehungsbeitrags für die Allgemeine Vollzeitpflege wird 
verdreifacht (x 3).

70 Ebenda, S. 473.
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Sonderbedarfe Alle in der Bedarfsliste enthaltenen Positionen werden aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung (Eindämmung von Einzelanträgen) mit dem monatli-
chen Pauschalbetrag abgegolten, der einem empirischen Mittelwert tatsäch-
licher jährlicher Aufwendungen entspricht. Um der besonderen Problematik 
älterer Kinder gerecht zu werden, wird eine Altersstaffelung – analog zur 
Altersstaffelung des Deutschen Vereins – für die Höhe der Sonderbedarfe vor-
geschlagen.71

Altersstaffelung:
	 Bis zum vollendeten 6. Lebensjahr: 70 €
	 Vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 12. Lebensjahr: 90 €
	 Vom vollendeten 12. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr: 110 €
• Liste der mit dem Pauschalbetrag abgegoltenen Bedarfe:
	 Ferienfahrten und Ferienmaßnahmen
	 Taufen, Konfirmation, Kommunion, Jugendweihe, Konfirmandenfreizeit
	 Schulbücher, Schulmaterialien, Klassenfahrten
	 Fahrrad
	 Feiern und Geschenke zur Einschulung, zum Geburtstag, zu Weihnachten
	 Zuschuss zum Führerschein
	 Kosten für den Eintritt in das Berufsleben
	 Eigenanteil für zerbrochene Brillengläser u. a. (soweit nicht Krankenhilfe 

nach § 40 SGB VIII zu leisten ist)
	 Kosten für elektronische Medien (Anschaffung und laufende Kosten)
	 Aufwendungen für die Förderung des jungen Menschen und für die Frei-

zeitgestaltung (z. B. Musikunterricht, Reitunterricht, Vereinsbeiträge u. Ä.)

Einzelanträge Für notwendige, nicht in der Liste der Sonderbedarfe aufgeführte Bedarfe 
müssen Einzelanträge gestellt werden.

Unterbringung in 
anderem Bereich 

Die Anwendung der rechtlichen Regelung in § 39 Abs. 4 sollte vor dem Hin-
tergrund der Umsetzung dieser Empfehlungen nur noch Relevanz für Pflege-
verhältnisse haben, die die Landesgrenzen überschreiten: „Wird ein Kind oder 
ein Jugendlicher im Bereich eines anderen Jugendamtes untergebracht, so 
soll sich die Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages nach den Verhält-
nissen richten, die am Ort der Pflegestelle gelten.“

Altersvorsorge Sind mehrere Pflegekinder bei derselben Pflegefamilie oder Person unterge-
bracht, steht dieser auch für jedes der Erstattungsanspruch zu (kindbezogene 
Pauschale). Bei Belegung der Pflegefamilie mit mehreren Pflegekindern durch 
unterschiedliche Jugendämter hat jeder Träger den Erstattungsanspruch für 
„sein“ Kind zu erfüllen.

Anerkannt werden neben der betrieblichen Altersvorsorge und der Riester-
Rente auch private Altersvorsorgeverträge, wenn vertraglich festgelegt ist, 
dass das zur Alterssicherung gebildete Vermögen nicht vor Eintritt in den 
Ruhestand verwertet werden kann. Die Altersvorsorgeverträge sollten daher 
nach dem Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz zertifiziert sein.

Die Beitragszahlungen sind jährlich nachzuweisen.72

Sind die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt, stehen den Pflegepersonen fol-
gende monatliche Leistungen zu:

	Orientierung am hälftigen Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung

	Grundsätzlich nur für den hauptbetreuenden Pflegeelternteil

	 Bei Zuständigkeit mehrerer Jugendämter erstattet das erstbelegende Ju-
gendamt den vollen Betrag.

71 Die Beträge sind entsprechend der wirtschaftlichen Gesamtentwicklung regelmäßig anzupassen (ggf. analog zur jährlichen Neuberechnung der 
Beträge für die Vollzeitpflege des Deutschen Vereins)

72 Siehe auch: Regelungen zur Altersvorsorge und Unfallversicherung nach den Empfehlungen des Deutschen Vereins (Nachrichtendienst des Deut-
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 2023, S. 470 ff.).
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Unfallversicherung Zwar fallen die Pflegeeltern nicht unter die gesetzliche Unfallversicherungs-
pflicht, gleichwohl sollen ihnen aber nach § 39 Abs. 4 SGB VIII Beiträge zur 
Unfallversicherung erstattet werden.73 Die Kosten dieser Erstattung werden in 
angemessener Höhe übernommen, wenn entsprechende Beiträge nachge-
wiesen werden. Es wird empfohlen, sich dabei an der Höhe des Beitrages zur 
gesetzlichen Unfallversicherung zu orientieren (in Höhe der jeweils gültigen 
Sätze der BGW). Der Erstattungsanspruch sollte sich bei Paaren auf beide im 
Haushalt lebende Pflegepersonen beziehen, wenn sie entsprechende Pflege- 
und Erziehungsleistungen erbringen.

Es sollte auch unter Kostengesichtspunkten geprüft werden, ob eine Gruppen-
versicherung für mehrere – oder alle – Pflegefamilien eines Jugendamtsbezir-
kes abgeschlossen werden kann. Hier ist es unter Umständen auch möglich, 
die Pflegekinder mitzuversichern.

Bei der Belegung der Pflegefamilie mit mehreren Pflegekindern, für die un-
terschiedliche Jugendämter zuständig sind, sorgt das Jugendamt, das zuerst 
belegt, für den entsprechenden Unfallversicherungsschutz. Das mit einem 
weiteren Kind belegende Jugendamt soll lediglich für die Kosten aufkommen, 
die durch die zusätzliche Belegung entstehen.

Die Tätigkeit von Bereitschaftspflegefamilien nach § 42 SGB VIII wird als 
selbstständige Tätigkeit angesehen, es besteht nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII 
eine gesetzliche Unfallversicherungspflicht bei der BGW (Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege).

Bei Belegungen von Bereitschaftspflegestellen nach § 33 SGB VIII trifft dies 
nicht zu.

Haftpflichtversi-
cherung

Pflegekinder werden bei der Haftpflichtversicherung analog zu leiblichen 
Kindern bei der Familienhaftpflichtversicherung mitversichert. Eigenschäden, 
d. h. Schäden, die ein Pflegekind im Haushalt der Pflegeeltern verursacht, 
sind hiervon jedoch nicht abgedeckt. Auch gegenüber dem Jugendamt be-
steht kein Anspruch auf Schadensregulierung. Die Schließung dieser Lücke 
kann über Sammelhaftpflichtversicherungen (abgeschlossen durch Jugend-
ämter), Gruppentarife (abgeschlossen durch Pflegeelternvereine oder -ver-
bände) oder durch die Pflegeeltern selbst (durch Erhöhung der Prämie) erfol-
gen. Da die Schäden im Haushalt der Pflegeeltern durch das Pflegekind in der 
Regel nicht mit abgedeckt sind, sollte die Möglichkeit einer solchen Erstattung 
im Rahmen von Einzelfallentscheidungen eröffnet werden.

Kindergeld Für Pflegekinder besteht ein Anspruch auf Kindergeld, das grundsätzlich den 
Eltern zusteht. Der Kindergeldanspruch kann auf die Pflegeeltern übergehen, 
wenn die Betreuung nicht zu Erwerbszwecken geschieht, das Kind auf länge-
re Dauer in den Haushalt der Pflegeeltern aufgenommen wurde und kein Ob-
huts- und Pflegeverhältnis mehr zu den leiblichen Eltern besteht.

Das Jugendamt kann einen Teil des Kindergeldes auf das Pflegegeld anrech-
nen. Diese Möglichkeit der Anrechnung geht darauf zurück, dass sowohl ein 
Teil des Kinder- als auch ein Teil des Pflegegeldes dazu dient, den materiellen 
Aufwand des Kindes zu decken. Bei ungekürztem Kindergeld würde somit der 
materielle Aufwand des Kindes doppelt finanziert werden, deshalb kann hier 
eine Kürzung erfolgen. Diese beträgt in der Regel 25 bis 50 % des Kinder-
geldsatzes. Ist das Pflegekind das älteste Kind, werden 50 % angerechnet, 
anderenfalls 25 %.74

73 Der Deutsche Verein empfiehlt für Einzelversicherungen einen Betrag von 191,07 € im Jahr. Siehe ebenda, S. 475.
74 Vgl. dazu auch § 39 Abs. 6 SGB VIII.
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Anrechnung auf ei-
genes Einkommen

Seit 2023 erfolgt keine Kostenheranziehung mehr aus Einkommen oder Ver-
mögen für Kinder, Jugendliche und junge Volljährige in Pflegefamilien. Aller-
dings werden unterschiedliche Transferleistungen angerechnet bzw. nicht voll 
ausgezahlt (z. B. Berufsausbildungsbeihilfe, BAföG, Ausbildungsgeld im Rah-
men einer geschützten Ausbildung und bestimmte andere zweckgleiche Lei-
stungen). Da diese Regelungen sich in ständigem Wandel befinden, werden 
hier keine exakten Angaben aufgeführt. Die Beispiele dienen lediglich dazu, 
hier sensibel zu sein und die gängigen Bedingungen zu beachten.75 

Steuerrechtliche 
Einordnung des 
Pflegegeldes

Das Pflegegeld ist eine steuerfreie Beihilfe im Sinne des § 3 Nr. 11 EStG, das 
die Erziehung fördern soll – eine Erwerbstätigkeit liegt damit nicht vor. Werden 
jedoch mehr als sechs Kinder gleichzeitig im Haushalt aufgenommen, wird 
eine Erwerbstätigkeit vermutet. Entsprechend gilt: Bei einer Betreuung von bis 
zu sechs Kindern ist ohne weitere Prüfung davon auszugehen, dass die Pfle-
ge nicht erwerbsmäßig betrieben wird.76

Die Bestandteile der Vergütungen an Bereitschaftspflegepersonen, die unab-
hängig von der tatsächlichen Aufnahme von Kindern geleistet werden, fördern 
nicht unmittelbar die Erziehung. Für den Fall, dass sogenannte Platzhalter-
kosten und Bereitschaftsgelder gezahlt werden, sind diese – mit Ausnahme 
der Erstattungen zur Unfallversicherung und Altersvorsorge – insoweit steuer-
pflichtig.

Elterngeld Pflegeeltern nach § 33 SGB VIII steht kein Elterngeld nach dem BEEG zu, da 
ein Pflegegeld gezahlt wird.

Es wird aber empfohlen, elterngeldähnliche Leistungen vorzusehen (siehe 
Kap. 4.1.4).

Leistungen Dritter Leistungen Dritter wie z. B. der Kranken- oder Pflegekassen für therapeuti-
sche Hilfen für das Kind u. Ä. können ohne Anrechnung auf die Pflegegeld-
zahlungen in Anspruch genommen werden.

Weitere Leistungen Aufgrund von besonderen Beeinträchtigungen der Kinder bzw. besonderen 
Schwierigkeiten in der Pflege haben die Pflegeeltern aller Pflegeformen An-
spruch auf Fachberatung und Supervision in angemessener Höhe. 

Für alle Pflegearten gilt: Für Fortbildung der Pflegeeltern muss ein eigener 
Etat zur Verfügung stehen und es können weitere Kosten über Einzelanträge 
entstehen (z. B. Hausaufgabenhilfe bzw. Nachhilfe, Fahrtkosten für den öffent-
lichen Nahverkehr usw.).

4.2 Finanzieller Ausgleich bei Übernahmen nach § 86 Abs. 6 SGB VIII
Falls eine Kooperationsvereinbarung dies vorsieht (vgl. Kap. 2.2.1), haben bei Übernahmen 
nach § 86 Abs. 6 SGB VIII die übernehmenden Jugendämter die Kosten für die Betreuung und 
Fachberatung der Pflegeeltern und Pflegekinder und die entsprechenden Verwaltungskosten 
zu tragen. Hier soll ein finanzieller Ausgleich für diese Arbeiten zwischen den Ämtern geschaf-
fen werden. Es wird vorgeschlagen, die Kosten pro Fall / pro Monat zu berechnen.

Die Grundlage einer solchen Berechnung bilden die Kosten eines Arbeitsplatzes für TvÖD-Be-
schäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst, Entgeltgruppe S 14. Diese betragen (KGSt-Bericht 
11/2022) jährlich 98.493,00 €.

Ausgehend von den Fallzahlschlüsseln (vgl. Kap. 4.3) für die unterschiedlichen Pflegeformen 
ergeben sich für 2023 folgende monatliche Kosten für die einzelnen Fälle: 77

75 Weitere Informationen zu diesem Thema finden sich unter: Infos zu Vollzeitpflege – pfad-bv.de.
76 BMF v. 31.08.2021 – IV C3 – S 2342/20/10001: 003: Download: Einkommensteuerrechtliche Behandlung der Geldleistungen für Kinder in Vollzeit-

pflege und anderen Betreuungsverhältnissen (nach den §§ 32 bis 35 sowie 42 und 42a SGB VIII) (bundesfinanzministerium.de).
77 Das Kalkulationsbeispiel des Fachbereichs Jugend, Team Pflegekinder und Adoption der Region Hannover ist im Anhang zu diesem Kapitel 
 einzusehen.
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Allgemeine Vollzeitpflege: 205,19 €
Sozialpädagogische Vollzeitpflege: 273,59 €
Sonderpädagogische Vollzeitpflege: 820,77 €
Verwandtschaftspflege: 273,59 €
Bereitschaftspflege: 820,77 €

Vom aufnehmenden Jugendamt ist sicherzustellen, dass die Ausgleichszahlungen der Quali-
tät der Betreuung zugutekommen.78 Bei einer entsprechend hohen Anzahl von „fremden“ Pfle-
gekindern sollte mit den Zahlungen eine eigene Stelle zur Betreuung finanziert werden kön-
nen. Darüber hinaus können die Zahlungen zur Erhöhung von Stundenkontingenten benutzt 
werden. 

Es findet keine Verknüpfung der Ausgleichszahlungen mit der Kostenerstattungsregel nach 
§ 89a SGB VIII statt. Die Kostenerstattung sollte als eigenständiger Bereich geregelt werden.

4.3 Fallzahlen und Mitarbeiterkapazitäten

a) Vorbemerkung
Fallzahlen spielen in der Pflegekinderhilfe eine große Rolle. Sie bestimmen die Arbeitsintensi-
tät der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sie sind ein Gradmesser für den zeitlichen Aufwand, 
der für jeden Fall zur Verfügung steht, sie sind dadurch auch ein Indikator für die Qualität der 
Arbeit, und nicht zuletzt sind sie auch ein Kostenfaktor, da sich über sie die Zahl der benötigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergibt. 

Obwohl es Gründe genug gibt, diesem Thema viel Zeit und Geduld zu widmen, existieren in 
der Regel in den Jugendämtern keine rationalen Verfahren zur Berechnung der Mitarbeiter-
kapazitäten auf der Basis von Fallzahlen. Es werden nach Traditionen, gewachsenen Struk-
turen oder einfach nach den situativen Bedingungen bzw. dem vorhandenen Personal Fälle 
zugeteilt. Im Interesse einer möglichst weitgehenden Vereinheitlichung der Bedingungen für 
die niedersächsische Pflegekinderhilfe wird nachfolgend eine Empfehlung über Fallzahlen 
ausgesprochen, zugleich aber ein allgemeines Modell zu deren Berechnung (das auch beim 
Abweichen von der Empfehlung Anwendung finden kann) vorgestellt.

Die Fallzahlempfehlung und der Berechnungsmodus stützen sich auf empirische Erhebungen, 
auf frühere Empfehlungen (z. B. des Deutschen Jugendinstituts und des Deutschen Städteta-
ges sowie gleichlautend des Deutschen Landkreistages) und auf die Fachdiskussion. Berück-
sichtigung findet zudem die mit den einzelnen Pflegeformen verbundene Arbeitsbelastung der 
Fachkräfte und ferner die von Jugendamt zu Jugendamt unterschiedliche Aufgabenbeschrei-
bung für den Pflegekinderdienst. 

b) Fallzahlen
Das Dialogform Pflegekinderhilfe hat im Zuge der Unterstützung des Reformprozesses im 
Bereich des SGB VIII in einem Arbeitspapier 2016 „Fachliche Anforderungen und Fallzahl-
obergrenzen“ einen Überblick über unterschiedliche Empfehlungen zu Fallzahlen je Fachkraft 
zusammengestellt.79 Es werden dort Zahlen zwischen zehn (für besondere Pflegeformen) und 
50 bei einer undifferenzierten Betrachtung (zumeist Allgemeine Vollzeitpflege) genannt. Der 
Mittelwert liegt etwa bei 1 : 35. Eine eindeutige Linie ist nicht zu erkennen. Die Zahlen, die 
aus verschiedenen Bundesländern, Jugendämtern und von verschiedenen Trägern stammen, 
setzen sich aus unterschiedlichen Hintergründen zusammen (vgl. ebenda, S. 2 f.):

	Grobe Schätzungen anhand der im Gesetz beschriebenen Anforderungen
	Konzeptionelle Ausarbeitungen und Festlegungen, die einen Sollzustand definieren
	Im Hilfeplanverfahren auszuhandelnder Beratungs- und damit Zeit- und Ressourcenbedarf
 
78 Dieser Berechnungsmodus trifft auch auf Amtshilfen nach § 37a zu (vgl. Kap. 2.2.1).
79 IGFH (2016).
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Das KJSG stellt deutlich höhere Anforderungen an die Betreuung und Begleitung der Pflege-
verhältnisse (z. B. im Bereich der Dokumentation, der Elternarbeit, der eigenständigen Arbeit 
mit den Pflegekindern, der Schutzkonzepte). Dies kann nicht ohne Auswirkungen auf die 
Fallzahlen pro Fachkraft bleiben. Letztendlich sind diese Fallzahlen jedoch inhaltlich zu defi-
nieren und müssen sich nach den Bedarfen des Kindes / der/des Jugendlichen richten. Für 
Pflegeformen, in denen Kinder mit besonderen Bedarfen betreut werden, sind entsprechend 
geringe Fallzahlen notwendig, da hier der Betreuungsbedarf der Pflegeverhältnisse höher ist. 
So geht die inhaltliche Komponente der pflegeformspezifisch definierten Fallzahlen auf die 
in Kapitel 1 konkret beschriebenen Bedarfe der Kinder und Jugendlichen zurück. Insgesamt 
sind bei der Aufstellung der Fallzahlen pro Fachkraft alle Dimensionen eingeflossen, die Hin-
weise für differenzierte Fallzahlen liefern können.80

In der Allgemeinen Vollzeitpflege finden sich danach Minderjährige, die die Belastung eines 
Beziehungsabbruchs und einen Lebensortwechsel erfahren haben. Die Eltern dieser Kinder 
und Jugendlichen sind nicht mehr in der Lage, sie kindgerecht zu versorgen und zu erziehen. 
Die Aufgabe der Erziehung und Betreuung entspricht den Kompetenzen, die in allgemeinen 
Familienkonstellationen vorhanden sind.81 

Kinder und Jugendliche in der Sozialpädagogischen Vollzeitpflege weisen Entwicklungsver-
zögerungen und Verhaltensauffälligkeiten auf und haben einen entsprechenden Bedarf an er-
zieherischer und/oder pflegerischer Zuwendung – mitunter auch aufgrund einer angeborenen 
chronischen Erkrankung oder Behinderung. Von den Pflegepersonen wird eine sozialpädago-
gische/psychologische/pflegerische Qualifikation oder eine vergleichbare erzieherische oder 
pflegerische Erfahrung erwartet. 

Der Betreuungsaufwand in der Sonderpädagogischen Vollzeitpflege ist ungleich höher als 
in den anderen Pflegeformen. Hier finden sich Kinder und Jugendliche mit wesentlichen see-
lischen Behinderungen, grundlegenden Persönlichkeitsstörungen, erheblichen Verhaltensauf-
fälligkeiten und biografischen Risikofaktoren, mit schwersten Traumatisierungen und körper-
lichen und geistigen Behinderungen. Aufgrund dieser Bedingungen ist auch die Zusammen-
arbeit und das Zusammenwirken von unterschiedlichen Fachkräften aus unterschiedlichen 
Rechtskreisen zu organisieren. In jedem Fall ist eine den Beeinträchtigungen angemessene 
Begleitung, Beratung und Unterstützung der Pflegepersonen erforderlich. 

In Fällen von Inobhutnahmen und der kurzfristigen Unterbringung von Kindern und Jugend-
lichen in Bereitschaftspflegen zeigen sich Problemlagen, die aus der besonderen Heraus-
nahmesituation resultieren. Nicht nur, dass hier eine Perspektive für das Kind zu entwickeln 
ist, so spielen auch die Eltern in diesem Stadium eine wichtige Rolle – was sich in der Regel 
in häufigen und intensiven Besuchskontakten äußert. Darüber hinaus haben die nicht immer 
absehbaren familiengerichtlichen Verfahren häufig große Auswirkungen auf die Dauer und die 
Ausgestaltung der Bereitschaftspflege und die zu leistenden Aufgaben des PKD. Insgesamt 
sind es diese Besonderheiten, die eine engmaschige Unterstützung der Bereitschaftspflege-
personen durch den Pflegekinderdienst notwendig machen.82 

Die Verwandten- und Netzwerkpflege zeichnet durch eine besondere Verwobenheit von Fa-
milienstrukturen im Verhältnis zu den leiblichen Eltern aus. Hieraus entstehen Herausforde-
rungen, die eine höhere Aufmerksamkeit des Pflegekinderdienstes erfordern. Darüber hinaus 
kann es sich um nachvollzogene Pflegeverhältnisse handeln, die aufgrund der bereits beste-
henden Erziehungssituation einer engmaschigeren Betreuung bedürfen. Auf jeden Fall sind für 
diese Pflegeformen mehr Ressourcen zur Betreuung der Pflegeverhältnisse bereitzustellen.83

80 Die bisher definierten Fallzahlen wurden daher angepasst.
81 Beobachtet wird in Niedersachsen, dass Kinder zunächst über diese Pflegeform aufgenommen werden und sie nach weiterer Erfahrung und der 

Verbesserung des Informationsstandes in andere Pflegeformen übergeleitet werden (in der Regel in der gleichen Pflegefamilie, soweit diese die 
entsprechenden Anforderungen erfüllt).

82 Bereitschaftspflegen für Kinder mit Behinderungen siehe Kap. 1.1.3.
83 Vgl. Wiesner/Wapler (2022): SGB VIII Kinder und Jugendhilfe, Kommentar. Unter der Rn. 36 im § 33 SGB VIII zur Verwandtenpflege heißt es dazu:  

„Wegen der besonderen Situation der Verwandtenpflege und den daraus möglicherweise resultierenden Spannungen und Ambivalenzen bedarf sie 
zudem einer spezifisch darauf zugeschnittenen Begleitung und Unterstützung.“
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Die Patinnen und Paten für Kinder psychisch kranker Eltern müssen verpflichtend an 
einer entsprechenden Grundschulung und ggf. an Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnah-
men teilnehmen, nachdem eine Klärungsphase stattgefunden hat. Ebenso finden Austausch-
treffen der Patinnen und Paten mit den Fachkräften des PKD, der freien Träger und ggf. wei-
terer signifikanter Personen statt und müssen organisiert werden. Auch sind die Patinnen und 
Paten zu betreuen und zu begleiten, wenn sie ein Kind für kurze Zeit oder über einen längeren 
Zeitraum bei sich aufnehmen – eine Begleitung, die auch während der gesamten Patenzeit zu 
gewährleisten ist. 

Mit Blick auf die Besonderheiten der einzelnen Pflegeformen, die erhöhten Anforderungen 
durch das KJSG und die Veröffentlichungen zu Fallzahlen werden hier für die Pflegeformen 
folgende Fallzahlen pro Fachkraft vorgeschlagen:84 

Tabelle 10: Fallzahlen in den einzelnen Pflegeformen
Pflegearten Fallbelastung

Allgemeine Vollzeitpflege 1 : 40*

Sozialpädagogische Vollzeitpflege 1 : 30*

Sonderpädagogische Vollzeitpflege 1 : 10*

Verwandtenpflege 1 : 30

Netzwerkpflege 1 : 30 

Bereitschaftspflege 1 : 10

Betreuung von Paten 1 : 30

Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche 1 : 30

Fachberatung für Pflegeverhältnisse bei freien Trägern85 1 : 50 
* Dies entspricht zwar nicht genau, aber doch in etwa den für die Honorierung der Erziehungsleistung in den drei Pflege-

formen vorgeschlagenen Abständen. Für die Sonderpädagogische Pflege wurde zudem – schon der „Konkurrenzfähig-
keit“ wegen – berücksichtigt, dass in Erziehungsstellen zumeist nur zehn bis zwölf Fälle je Fachberaterin/Fachberater 
zu bearbeiten sind. Berücksichtigt für die Sozialpädagogische Vollzeitpflege wurden auch die Fallzahlen, die freien 
Trägern für die Betreuung von Kindern mit besonderem Bedarf zugestanden werden.

c) Berechnung von Mitarbeiterkapazitäten über Module
Die in der Tabelle zusammengefassten Fallzahlempfehlungen verstehen sich als Basiszahlen 
für die Kernaufgaben von Pflegekinderdiensten. Zu den Kernaufgaben, in Tabelle 9 als Basis be-
schrieben, kommen weitere Aufgaben hinzu, die aber in einzelnen Jugendämtern unterschied-
lich ausfallen bzw. auch auf unterschiedliche Personen oder Dienste verteilt sein können. Nach-
folgend werden solche weiteren Aufgaben zu zwei Gruppen zusammengefasst. In der ersten 
Gruppe (Modul 1) befinden sich alle fallunspezifischen, aber in jedem Jugendamt „anfallenden“ 
Aufgaben, in der zweiten Gruppe (Modul 2) alle Tätigkeiten, die zwar einzelfallspezifisch sind, 
jedoch über die „normale“ Betreuung der Pflegefamilie hinausgehen und grundsätzlich auch 
von Dienststellen außerhalb des Pflegekinderdienstes, insbesondere auch vom ASD, geleistet 
werden könnten und in der Regel aktuell auch werden. Da diese Arbeiten neben der Betreu-
ung der Fälle – quasi quer zu ihnen – ausgeführt werden, müssen sie als Belastung unabhän- 
 
 

84 Diese Fallzahlen stellen eine Grundlage für die Berechnung von Mitarbeiterkapazitäten dar, da Fallzahlen nur auf Basis von konkreten Prozessen 
oder Tätigkeiten gesehen werden können (vgl. c „Berechnung der Mitarbeiterkapazitäten durch Module“). Mit bedacht werden sollte, dass mit § 27 
Abs. 2 SGB VIII klargestellt wird, dass unterschiedliche Hilfen miteinander kombinierbar sind. Dies schließt Annexleistungen in der Pflegekinderhilfe 
für die Pflegepersonen in allen Pflegeformen mit ein. Sofern der PKD für die Pflegeverhältnisse zuständig und verantwortlich ist, obliegt ihm auch die 
Organisation dieser Zusatzhilfen und deren Steuerung. Insofern können hier weitere Arbeitsaufgaben auf den PKD zukommen.

85 Wenn Pflegeverhältnisse bei freien Trägern geführt werden, so sind diese auch für die Beratung, Betreuung und Beleitung der Pflegeverhältnisse 
zuständig. Die Verantwortung für die Hilfeplanung liegt aber weiterhin beim kommunalen Träger, der hier seiner Aufgabe nachkommen muss. Diese 
Arbeit wird mit der definierten Fallzahl abgebildet – wenn die damit verbundenen Arbeiten vom PKD durchgeführt werden. Dies gilt auch für den Fall, 
in dem die Begleitung im Rahmen der Amtshilfe an andere Jugendämter abgegeben wird. 
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gig von den Regelaufgaben (Basismodul) bewertet werden.86 Die Module stellen Beispiele dar, 
die, je nach den Bedingungen in den Jugendämtern, individuell ausgeformt werden können.

Die Berechnung von Mitarbeiterkapazitäten nimmt das im SGB VIII verankerte Gebot auf, 
dafür Sorge zu tragen, dass im Jugendamt eine ausreichende Personalausstattung – auch zu 
ermitteln durch Verfahren der Personalbemessung – vorhanden sein sollte.87

Tabelle 11: Definition der Module (Beispiele)
Basismodul Modul 1* Modul 2*

Kernarbeit im Pflegekinder-
dienst, z. B.:
¦	Erstkontakte zu Bewerberin-

nen und Bewerbern
¦	Eignungsprüfung
¦	Vermittlung des Kindes
¦	laufender Beratungsprozess
¦	Krisenintervention
¦	Therapieberatung/-vermitt-

lung
¦	Beendigung des Pflegever-

hältnisses
¦	Elternarbeit im Rahmen von 

Besuchskontakten
¦	Hilfeplanung
¦	Dokumentation und Verwal-

tungstätigkeiten
¦	Zusammenarbeit mit Be-

hörden, Einrichtungen und 
Gerichten

¦	Fallkonferenzen, Teambe-
sprechungen

Fallunspezifische Arbeiten, z. B.:
¦	Werbung
¦	Anfragebearbeitung (Bewer-

berinnen/Bewerber)
¦	Durchführung von Informati-

onsabenden
¦	Schulung
¦	Organisation und Beteiligung 

an Sonderveranstaltungen 
(Ferienmaßnahmen u. a.)

¦	Qualitative Weiterentwick-
lung (z. B. Schutzkonzepte, 
Anpassung an rechtliche 
Änderungen)

Gezielte personen- oder gruppen-
zentrierte Arbeiten: 
¦	Gruppenarbeit mit Eltern
¦	Gruppenarbeit mit Pflegekin-

dern
¦	Gruppenarbeit mit Pflegeeltern
¦	Elternarbeit nach § 37 SGB VIII 
¦	Arbeit mit Pflegekindern nach 

§ 37b SGB VIII
¦	Arbeiten im Rahmen von Nach-

betreuung nach 41a SGB VIII 

Genaue Beschreibung in den 
Kapiteln 2.1, 2.2, 3.1, 6.1, 6.2, 
6.3, 7.1, 7.2, 8.1, 8.2

Genaue Beschreibung in den 
Kapiteln 5.3, 9.1, 9.2

Genaue Beschreibung in den Kapi-
teln 7.1, 7.2, 7.3, 8.2, 9.3.2

* Der Nummerierung der Module liegt keine Wertigkeit zugrunde.

Auf die Tätigkeiten des Basismoduls beziehen sich die oben definierten Fallbelastungen. Wer-
den zusätzlich zum Basismodul Tätigkeiten der anderen Module erbracht, so sind diese zu 
den Fallbelastungen in Abzug zu bringen bzw. bei Berechnung der benötigten Kapazität hin-
zuzurechnen. Obwohl es hierfür keinen objektiven Maßstab gibt (weswegen dann einzelne 
Jugendämter aufgrund von tatsächlich zugewiesenen Aufgaben auch zu anderen Ergebnissen 
kommen können), werden hier für die beiden Module 1 und 2 unterschiedliche Anrechnungs-
faktoren vorgeschlagen:

	zusätzliche Wahrnehmung der Aufgaben nach Modul 1: Anrechnung von 15 % der für  
Modul 1 berechneten Arbeitszeit,

	zusätzliche Wahrnehmung von Aufgaben nach Modul 2: Anrechnung von 20 % der für  
Modul 2 berechneten Arbeitszeit.

86 In der Strukturuntersuchung zur niedersächsischen Pflegekinderhilfe 2018 gaben 53 % der Jugendämter an, dass die Berechnung der  
Mitarbeiterkapazitäten im PKD auf diesem Modell fußen.

87 In § 79 Abs. 3 SGB VIII heißt es dazu: Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für eine ausrechende Ausstattung der Jugendämter und Lan-
desjugendämter einschließlich der Möglichkeit der Nutzung digitaler Geräte zu sorgen; hierzu gehört auch eine dem Bedarf entsprechende Zahl von 
Fachkräften. Zur Planung und  Bereitstellung einer bedarfsgerechten Personalausstattung ist ein Verfahren zur Personalbemessung zu nutzen.
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Tabelle 12: Pflegearten und Anrechnung der Tätigkeiten in den Modulen (Beispiel)

Pflegearten
Module

Basismodul Modul 1 Modul 2
Allgemeine Vollzeitpflege 40 + 15 % + 20 %

Sozialpädagogische Vollzeitpflege 30 + 15 % + 20 %

Sonderpädagogische Vollzeitpflege 10 + 15 % + 20 %

Bereitschaftspflege 10 + 15 % –

d) Berechnungsbeispiele für die Berechnung der Mitarbeiterkapazität: 
Unabhängig davon, ob ein Jugendamt die hier gegebene Empfehlung über Fallzahlen über-
nimmt oder von ihr abweicht, und unabhängig davon, ob ein Jugendamt die in den Modulen 1 
und 2 beschriebenen Aufgaben anders als hier gewichtet, bietet das in Tabelle 3 skizzier-
te Berechnungsmodell eine rationale und für jedermann nachvollziehbare Möglichkeit für die 
Fallzahlbemessung bzw. den Personalbedarf des jeweiligen Pflegekinderdienstes. Die nach-
folgenden Kapazitätsbestimmungen sind als beispielhafte Berechnungen anzusehen.88

Beispiel 1:

In einem Jugendamt werden 20 Kinder in der Allgemeinen Vollzeitpflege, 70 Kinder in Sozi-
alpädagogischer Vollzeitpflege, fünf Kinder in Sonderpädagogischer Vollzeitpflege und acht 
Kinder in Bereitschaftspflege betreut. In der Aufgabenbeschreibung für alle Pflegeformen sind 
die fallunspezifischen Arbeiten (Modul 1) ausgelagert oder einer Stabsstelle übertragen. Die 
Allgemeine Vollzeitpflege, die Sozialpädagogische Vollzeitpflege und die Bereitschaftspflege 
umfassen nur die Aufgaben nach dem Basismodul, die Sonderpädagogische Vollzeitpflege 
umfasst daneben auch die Aufgaben nach Modul 2.

	Basiszahlen der Fallbelastung:
› Allgemeine Vollzeitpflege  1:40
› Sozialpädagogische Vollzeitpflege  1:30
› Sonderpädagogische Vollzeitpflege  1:10
› Bereitschaftspflege  1:10

	Rechenbeispiel:
› Allgemeine Vollzeitpflege  20 Kinder
› Sozialpädagogische Vollzeitpflege  70 Kinder
› Sonderpädagogische Vollzeitpflege  5 Kinder, zusätzlich Aufgaben nach Modul 2
› Bereitschaftspflege  8 Kinder

88 Die Berechnungen beziehen sich auf die Arbeit der fallführenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pflegekinderdienstes, Leitungsaufgaben sind 
hier nicht enthalten.
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Tabelle 13: Berechnungsmodell für Beispiel 1
Tätigkeit Basismodul Modul 1 Modul 2 Bedarf

Allgemeine Vollzeitpflege 20 : 40 = 0,5 0,5 Stellen

Sozialpädagogische Vollzeitpflege 70 : 30 = 2,3 2,3 Stellen

Sonderpädagogische Vollzeitpflege 5 : 10 = 0,5 + 20 % = 0,1 0,6 Stellen

Bereitschaftspflege 8 : 10 = 0,8 0,8 Stellen

4,2 Stellen

Koordination ausgelagerter Arbeiten + 15 % 0,6 Stellen

4,8 Stellen

Nach der modular gegründeten Berechnung würden für die Arbeiten im Pflegekinderdienst mit 
den insgesamt 103 Kindern/Jugendlichen 4,8 Stellen benötigt.

Beispiel 2:

Fallzahlen wie oben, die Fachkräfte übernehmen aber alle Aufgaben gemäß dem Basismodul 
und den Modulen 1 und 2.

Tabelle 14: Berechnungsmodell für Beispiel 2
Tätigkeit Basismodul Modul 1 Modul 2 Bedarf

Allgemeine Vollzeitpflege 20 : 40 = 0,5 + 15 % = 0,08 + 20 % = 0,10 0,68 Stellen

Sozialpädagogische Vollzeitpflege 70 : 30  = 2,3 + 15 % = 0,35 + 20 % = 0,46 3,11 Stellen

Sonderpädagogische Vollzeitpflege 5 : 10  = 0,5 + 15 % = 0,08 + 20 % = 0,10 0,68 Stellen

4,47 Stellen

e) Individuelle Anpassung von Fallzahldefinition und Mitarbeiterkapazitäten
Neben den hier vorgestellten Berechnungsmodi, die helfen sollen, die Mitarbeiterkapazitäten 
zu berechnen und die personelle Ausstattung des Pflegekinderdienstes auf rationale Grund-
lagen zu stellen, kann darüber hinaus nach dem gleichen Modell die Fallzuweisung an ein-
zelne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgen. Hat eine Fachkraft viele sozialpädagogische 
Pflegestellen zu betreuen, so hat diese eine geringere Fallbelastung als eine Fachkraft, die 
nur Pflegestellen im Rahmen der Allgemeinen Vollzeitpflege betreut. Und eine Fachkraft, die 
neben regulären Aufgaben (Basismodul) auch fallübergreifende Aufgaben (Modul 1 und/oder 
Modul 2) übernimmt, könnte ebenfalls mit einer geringeren Fallzahl rechnen (mit dem zusätz-
lichen Effekt, dadurch Anreize für die Übernahme spezieller, der Qualifikation des Pflegekin-
derdienstes dienender Aufgaben zu schaffen). Da die Gegebenheiten und Arbeitszuschnitte 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Pflegekinderdiensten der niedersächsischen 
Jugendämter nicht einheitlich sind, ist es möglich, nach diesem System individuelle Module 
zuzuschneiden (z. B. Aufgaben nach dem Adoptionsvermittlungsgesetz oder im Bereich der 
Kindertagespflege) und diese mit entsprechenden Abzügen zum Basismodul zu versehen. 
Die Festlegungen sollten auf jeden Fall konsensuell gemeinsam mit dem Pflegekinderdienst 
vereinbart werden, womit ein rationales Berechnungsmodell auch einen Beitrag zur Konflikt-
minimierung leisten kann.
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4.4 Anlagen zu Kapitel 4



TEIL A -  4  KOSTEN UND PERSONALBEMESSUNG

4-19

Anlage:  
Beispiel zur Berechnung der Kosten 
(Fachbereich Jugend, Team Pflegekinder und Adoption, Region Hannover)

Kalkulationsbeispiel auf der Grundlage der Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Vollzeit-
pflege in Niedersachsen (Hg. Land Niedersachsen), 4.Auflage 2023

Aufgewendete Kosten einschl. Verwaltungskosten gem. § 37a S. 4 SGB VIII 

Gem. § 37a S. 4 SGB VIII sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen, wenn 
das Kind oder der Jugendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs des zuständi-
gen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe lebt.
Der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewendeten Kosten ein-
schließlich Verwaltungskosten auch in den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und 
Unterstützung im Wege der Amtshilfe geleistet wird. 

1. Kosten eines Arbeitsplatzes
Kosten eines Arbeitsplatzes 2022/23 (KGSt-Bericht 11/2022) für TvÖD-Beschäftigte im  
Sozial- und Erziehungsdienst, Entgeltgruppe S 14: 

Jährlich 98.493 € 

2. Fallzahlen
Die Fallzahlenschlüssel lt. Empfehlung des Nds. Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie 
und Gesundheit zur Weiterentwicklung der Vollzeitpflege für die niedersächsischen Jugend-
ämter (4. Auflage Dezember 2023) betragen:

Allgemeine Vollzeitpflege  1 : 40
Sozialpädagogische Vollzeitpflege 1 : 30
Sonderpädagogische Vollzeitpflege 1 : 10
Verwandtenpflege   1 : 30
Bereitschaftspflege   1 : 10

3. Kostenberechnungen für 2023∗

(Jährliche Arbeitsplatzkosten: Fallzahlenschlüssel: 12 = Monatliche Kosten pro Fall der  
jeweiligen Pflegeform)

Allgemeine Vollzeitpflege
98.493 € : 40 = 2.462,33 € : 12 = 205,19 € pro Fall pro Monat

Sozialpädagogische Vollzeitpflege
98.493 € : 30 = 3.283,10 € : 12 = 273,59 € pro Fall pro Monat

Sonderpädagogische Vollzeitpflege
98.493 € : 10 = 9.849,30 € : 12 = 820,77 € pro Fall pro Monat

Verwandtenpflege/Netzwerkpflege
98.493 € : 30 = 3.283,10 € : 12 = 273,59 € pro Fall pro Monat

Bereitschaftsbetreuung
98.493 € : 10 = 9.849,30 € : 12 = 820,77 € pro Fall pro Monat

Stand September 2023 
 
* jährliche Anpassung entsprechend KGSt. 
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Anlage zu § 37a – Verwaltungskosten Kalkulation entspr. KGST 2022/23

Berechnungsgrundlage Kosten eines Arbeitsplatzes*

Kostenarten Büroarbeitsplatz

Personalkosten TvÖD SuE 14 (Bereich 8) incl. Jah-
ressonderzahlung

73.994 €

Sachkosten 9.700 €

Gemeinkosten (20 % der Personalkosten) 14.799 €

Gesamt 98.493 €

 
 

* KGSt-Bericht 11/2022: Kosten eines Arbeitsplatzes (Stand 2022/2023).



TEIL B

Teil B

DIE FACHLICHE ARBEIT DER PFLEGEKINDERDIENSTE:  
QUALITÄTSSTANDARDS UND PROZESSQUALITÄTEN

Die vorangegangenen Kapitel haben sich mit den Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche 
und bedarfsgerechte Pflegekinderarbeit, den Strukturqualitäten, befasst. Rationale, der kom-
plexen Aufgabenstellung angemessene Strukturen sind unerlässlich. Sie entlasten vom Ent-
scheidungsdruck, vermitteln Sicherheit und Verlässlichkeit, sorgen für Transparenz und wirken 
stabilisierend für Alltagsroutinen. Dennoch ist eine „gute“ Struktur lediglich eine notwendige 
Bedingung für fachliches Handeln, jedoch noch keine hinreichende. Innerhalb der Struktur gilt 
es jene Prozesse zu gestalten, die den Kern der Aufgabenwahrnehmung ausmachen. Die Ge-
staltung des Hilfeprozesses bedarf daher eigener Überlegungen. Dieser Teil handelt also von 
den fachlichen Aufgaben im Pflegekinderbereich. 

Gegliedert ist der Teil entlang den tatsächlichen Aufgaben von Pflegekinderdiensten. Kapitel 5 
ist der Beteiligung des PKD an der Hilfeplanung gewidmet. Dabei wird auch auf die Mitarbeit 
von Pflegepersonen an der Zielerreichungsdokumentation eingegangen, und die sich aus § 8a 
SGB VIII ergebenden Anforderungen an Pflegekinderdienste werden erörtert. Die dem Kapitel 
beigegebenen Anlagen verstehen sich als Hilfsmittel für die Informationssammlung im Vorfeld 
einer Inpflegegabe und für die von sozialpädagogischen und sonderpädagogischen Pflege-
eltern zu erstellenden Zielerreichungsdokumentationen.

In Kapitel 6 werden die Aufgaben von Pflegekinderdiensten im Vorfeld der Inpflegegabe eines 
Kindes beschrieben, in Kapitel 7 die Unterstützung und Beratung der an einem Pflegeverhält-
nis beteiligten Personen (Pflegekinder, Herkunftsfamilien und Pflegeeltern), in Kapitel 8 Aufga-
ben, die sich bei der Beendigung von Pflegeverhältnissen ergeben. Nicht alle Vorschläge und 
Erörterungen dieser Kapitel werden die Zustimmung aller Leserinnen und Leser finden. Sie 
können aber als Anregung für die Entwicklung eigener fachlicher Standards gelesen werden. 

Neben den fallbezogenen Arbeiten steht jedes Jugendamt vor der Aufgabe, Werbung und 
Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben, geeignete Bewerberinnen und Bewerber um Pflegekinder 
zu informieren, sie auf ihre Aufgabe vorzubereiten und sie prozessbegleitend bei der Betreu-
ung des Pflegekindes durch Fortbildung und Supervision zu unterstützen. Anregungen zur 
Durchführung dieser Aufgaben enthalten die Kapitel 9.1 und 9.2. Ferner: Ein Pflegekinder-
dienst kommt nicht umhin, sich gegenüber der allgemeinen Öffentlichkeit, der Fachöffentlich-
keit und gegenüber jugendpolitischen Gremien und anderen Abteilungen des Jugendamts zu 
legitimieren und Rechenschaft über seine Arbeit abzulegen. Anregungen zur Gestaltung eines 
öffentlichen Berichtswesens enthält Kapitel 9.3.1. Und schließlich: Pflegekinderdienste sollten 
sich selbst der Erfolge ihrer Arbeit vergewissern und in einem permanenten Prozess Abläufe, 
Verfahrensweisen und fachliche Normen überprüfen. Diese als (Selbst-)Evaluation gekenn-
zeichnete Aufgabe ist Gegenstand des Kapitels 9.3.2.
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5.  AUFGABEN DES PKD IN DER HILFEPLANUNG 
 
Die Hilfeplanung obliegt zunächst dem ASD. Er erarbeitet die Eingangsdiagnostik und legt 
im Zusammenwirken mit Fachkolleginnen und -kollegen und den Leistungsberechtigten die 
Hilfeart fest. Die Zuständigkeit des ASD bleibt auch in Fällen von Fremdplatzierung beste-
hen, soweit diese einen befristeten Charakter aufweisen bzw. deren Dauerhaftigkeit (noch) 
nicht festgestellt werden kann. Kommt es aber zu der Entscheidung, dass die Betreuung und 
Erziehung eines Kindes / einer/eines Jugendlichen dauerhaft einer Pflegefamilie obliegen 
soll, so geht die Zuständigkeit des Falles – und damit auch die weitere Hilfeplanung für die-
ses Kind / diese(n) Jugendliche(n) – auf den PKD über (vgl. Kap. 2.1.1). Entsprechend hat 
der PKD eigenverantwortlich den Hilfeplan fortzuschreiben und die weitere Hilfe anhand des 
Plans zu kontrollieren. 

Grundsätzliches Kriterium der Hilfeplanung muss die Kontinuitätssicherung sein. Es ist auf 
jeden Fall zu vermeiden, dass durch häufige Lebensortwechsel Diskontinuitäten entstehen, 
da die Stabilität und Berechenbarkeit des Lebensortes und Lebensfeldes Faktoren sind, die 
eine gute Entwicklung von Kindern positiv beeinflussen. Stabilität ist eine Voraussetzung, da-
mit überhaupt die Chance besteht, dass sich sichere Bindungen und Ressourcen bei Kindern 
entwickeln können.89

Die nachfolgenden Erörterungen und Empfehlungen zur Ausgestaltung der Hilfeplanung be-
ziehen sich auf die vom PKD zu leistenden Aufgaben.

5.1 Perspektivklärung
Am Beginn des Pflegeverhältnisses steht eine grundsätzliche Klärung über den Weg der Hilfe. 
An dieser frühen Stelle (in der Regel befindet sich das Kind in einer Bereitschaftspflegestelle) 
muss entschieden werden, ob eine Fremdunterbringung nötig wird, und wenn ja, wie die Be-
dingungen dafür aussehen müssen. Die Perspektivklärung ist damit Teil der Hilfeplanung, wie 
es auch in § 37c SGB VIII Abs. 1 formuliert wird. In der Hilfeplanung findet demnach ein fach-
lich geleiteter Perspektivklärungsprozess unter Einbindung aller Beteiligten statt. Hilfeplanung 
darf nicht nur unter der Gefährdungsperspektive stehen, sondern muss mit allen Beteiligten 
die Risiken und Chancen des spezifischen Ortes (z. B. der Herkunftsfamilie, einer tatsächlich 
verfügbaren Pflegefamilie, der Möglichkeiten von Netzwerk- oder Verwandtenpflege u.a.m.) 
abwägen. 

Ein wichtiger Punkt der Hilfeplanung ist die für alle Beteiligten transparente und klare, prozes-
shafte und an die Entwicklung der jeweiligen Situation angepasste Perspektivklärung unter 
Berücksichtigung des kindlichen Zeitempfindens.

Die Perspektivklärung soll Sicherheit schaffen für alle Beteiligten, sie soll dem Anspruch der 
Kinder/Jugendlichen auf Kontinuitätssicherung genügen, sie soll prozesshaft erfolgen (was 
Zeit benötigt) und soll möglichst schnell zu einem verlässlichen Ergebnis führen (was lange 
Prozesse ausschließt). Mit diesen – nicht immer miteinander vereinbaren – Anforderungen 
ist die Perspektivklärung ein zentrales Element, das für den gesamten weiteren Hilfeprozess 
entscheidend sein kann und dem extrem viel Aufmerksamkeit gewidmet werden muss. Letzt-
endlich müssen alle verfügbaren Ressourcen für die Klärung aktiviert werden. 

Es ist daher unbedingt wichtig, auf diese Klärung der Perspektive das größte Gewicht zu legen 
und alles zu unternehmen, um eine auf möglichst vielen Informationen beruhende Entschei-
dung für einen sicheren, möglichst kontinuierlichen Weg im Sinne der Vermeidung weiterer 
Unterbrechungen des Kindes zu treffen. 

89 Dies ist auch eine Grundforderung des Dialogforums Pflegekinderhilfe – ein Gremium zur Erarbeitung fachlicher und rechtlicher Vorschläge zu 
Reformen in der Pflegekinderhilfe (z. B. Erzberger 2015, Eschelbach 2015).
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Wie oben beschrieben, gelten in diesem Anfangsprozess zwei Zielvorgaben, die häufig nur 
schwer in Einklang miteinander zu bringen sind: Schnelligkeit und Gründlichkeit. Im Bereich 
der Pflegekinderhilfe kommt das Kind in der Regel in eine Bereitschaftspflegefamilie, bei der 
die Aufenthaltsdauer, je nach Alter und Entwicklungsstand des Kindes, möglichst auf sechs 
Monate zu begrenzen ist (siehe Kap. 1.1.2). Das heißt, dass in dieser Zeit eine Klärung der 
Perspektive erfolgen sollte. Das Sechs-Monats-Moratorium muss der verstärkten Arbeit an 
einer Perspektivklärung für das Kind dienen. 

Auch wenn der ASD in erster Linie hier die Zuständigkeit und Verantwortung besitzt, so kann 
dieser Schritt nur bewältigt werden, wenn unterschiedliche Disziplinen und Fachgebiete mit-
einander arbeiten. Dies vor allen Dingen, weil differenzierte Informationen benötigt werden. 
Notwendig sind sozialpädagogische Beobachtungsdimensionen (siehe Anhang 1 dieses Ka-
pitels), Diagnosen im Bereich der physischen, psychischen und geistigen Entwicklung des 
Kindes (z. B. durch Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzte) und eine Zusammenfassung der 
Ergebnisse (siehe Anhang 2 dieses Kapitels). 

Die Informationen, die ermittelt werden müssen, um einen guten Informationsstand zur Ent-
scheidung zu treffen, sind Informationen ….90

… zur Familienkonfiguration (Verwandte und Netzwerk),

… zur sozialen Situation des Kindes (ggf. Peers, Kindergarten, Schule),

… zur physischen, psychischen und geistigen Situation des Kindes (ggf. Diagnostik oder 
Heranziehung von vorhandenen Informationen) und 

… zum Interaktionsverhalten zwischen Eltern (Vater und/oder Mutter) und Kind (ggf. über 
qualifizierte Umgangsbegleitung während der Bereitschaftspflege).

Einzubeziehen in diesen Prozess sind alle Beteiligten, auch alters- und entwicklungentspre-
chend das Kind, dessen Signale in dem Prozess Gehör finden müssen. Letztendlich gilt es, 
den § 37c SGB VIII hier praktisch umzusetzen.

Für den Pflegekinderdienst bedeutet dies, vor allen Dingen Teil des Prozesses zu sein, da es 
zu einer auf Dauer angelegten Vollzeitpflege kommen kann. Im Besonderen sollten hier Infor-
mationen aus dem Bereich der Bereitschaftspflege (Informationen aus der Pflegefamilie und 
der Umgangsbegleitung) durch den PKD eingebracht werden.

Es muss aber auch darauf hingewiesen werden, dass Perspektivklärung in einem laufenden 
Pflegeverhältnis über den Hilfeplan erfolgt, indem die Ziele und weitere Festlegungen für den 
Fortgang der Hilfe – mit Blick auf die Sicherheit und Lebenskontinuität des Kindes – getroffen 
werden. 

5.2 Hilfefortschreibung und Berichtswesen bei auf Dauer angelegter 
Vollzeitpflege

Die Hilfeplanung des PKD im Rahmen einer auf Dauer angelegten Pflege baut in der Regel auf 
den vorangegangenen Hilfeplänen des ASD und auf die erfolgte Perspektivklärung auf. Inso-
fern handelt es sich um eine Hilfeplanfortschreibung, die sich nun schwerpunktmäßig mit dem 
Kind / der/dem Jugendlichen beschäftigt. Die Herkunftsfamilie kann allerdings an Bedeutung 
gewinnen, wenn über persönliche Kontakte zwischen Herkunftsfamilie und Pflegefamilie rele-
vante Informationen vorliegen, die Auswirkungen auf das Kind / die/den Jugendliche(n) haben. 
Gleiches gilt für den Bereich der Verwandtenpflege. Hier ist unter Umständen ein größeres 
Gewicht auf die familiäre Situation zu legen, da diese Pflegeverhältnisse dem PKD häufig erst 
im Nachvollzug bekannt werden und insofern weder eine Auswahl noch eine Qualifizierung 
stattgefunden hat.

90 Siehe dazu auch Kap. 6.1.1.
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Über die Hilfeplanfortschreibung hinaus ist der Pflegekinderdienst auch für mögliche weitere 
Berichte zuständig: Stellungnahmen an das Familiengericht, Berichte an die Vormundin / den 
Vormund und ggf. für weitere Zwecke. Alle Berichte fußen auf Informationen, die im Laufe von 
Begleitung und Betreuung des jeweiligen Pflegeverhältnisses gesammelt werden müssen. Es 
geht um die Situation und Entwicklung des Pflegekindes, der Pflegefamilie und z. T. auch der 
Verwandten-/Herkunftsfamilie und um entsprechende Wechselwirkungen mit Konsequenzen 
für das Pflegeverhältnis. Aus solchen Informationen ergeben sich – spätestens mit der Erstel-
lung eines Berichtes oder des Hilfeplans – Konsequenzen für die weitere Ausgestaltung des 
Pflegeverhältnisses, für die Verfolgung unterschiedlicher Ziele, die Vorbereitung einer Rück-
kehr oder die Verdeutlichung der aktuellen Situation für Dritte (z. B. Gericht).

Die für unterschiedliche Zwecke benötigten Informationen unterscheiden sich in der Regel 
nur in Einzelheiten bzw. in deren Gewichtung für den jeweiligen Zweck. Vorgeschlagen wird 
deshalb die Nutzung eines einheitlichen Beobachtungsrasters als Checkliste für die Informa-
tionssammlung.91 Es gilt, unter Zuhilfenahme der Liste die Entwicklungen, soweit sie für das 
Pflegeverhältnis von Bedeutung sind, zu dokumentieren und diese Informationen zur weiteren 
Verarbeitung bereitzuhalten. Selbstverständlich ist, dass die Informationen mit den jeweils Be-
teiligten – in der Pflegekinderhilfe mit den Pflegeeltern und den Pflegekindern – erörtert und 
auch mit Blick auf mögliche Ziele hin interpretiert werden. Das Beobachtungsraster kann hier 
für die Einheitlichkeit der Dokumentation sorgen und damit für eine berichts- und hilfeplanre-
levante Datenbasis. Dies gilt vor allen Dingen auch dann, wenn der ASD mit dem weitgehend 
gleichen Beobachtungsschema arbeitet und seine Anamnesen dadurch strukturiert.

Zur Beobachtung wird ein Raster (Anlage 1 zu diesem Kapitel) vorgeschlagen, das alle rele-
vanten Beobachtungsdimensionen abdeckt und darüber hinaus der spezifischen Kon stellation 
der unterschiedlichen Beteiligten gerecht wird. Das Raster ist in drei Ebenen unterteilt, deren 
Grad der Konkretisierung sich kontinuierlich erhöht. Entsprechend der Funktion einer Checkli-
ste kann hier überprüft werden, ob Informationen aus den aufgelisteten Beobachtungsdimen-
sionen vorliegen oder benötigt werden.

Die Checkliste kann einerseits als Frage- und Erinnerungsinstrument genutzt werden oder 
als Instrument zum Nachtrag von Informationen. Im ersten Fall könnte der Gebrauch z. B. 
mit der Frage verbunden sein: „Habe ich auf die Entwicklung der Kulturtechniken des Kindes 
geachtet?“, im zweiten Fall können bereits vorhandene Informationen unter Verwendung des 
strukturierten Rasters dokumentiert werden. Die Benutzung der Checkliste ist nicht auf die Er-
sterhebung von Informationen beschränkt, sie kann – und sollte – auch bei der Fortschreibung 
der Hilfepläne eingesetzt werden. Sie stellt eine generelle Unterstützung der Arbeit dar und 
kann zu jedem beliebigen Zeitpunkt zur Anwendung kommen.

5.2.1 Anforderungen an die Hilfeplanung aus Sicht des PKD
Das wichtigste Planungsdokument ist der Hilfeplan. In ihm wird die aktuelle Situation ver-
deutlicht, werden die zu erreichenden Ziele aufgeführt, wird die zurückliegende Entwicklung 
bewertet und werden Perspektiven der zukünftigen Entwicklung dargestellt. Die Grundlage 
des Hilfeplans bilden die im Prozess der Begleitung und Betreuung des Pflegeverhältnisses 
ermittelten Informationen. 

Die konkrete Strukturierung des Hilfeplans für den Bereich des PKD liegt in der Verantwortung 
des jeweiligen Jugendamtes, es muss aus ihm jedoch in jedem Fall eine differenzierte Aus-
kunft über das Kind / die/den Jugendliche(n) und die Entwicklung der Hilfe ersichtlich sein. Die 
Tabelle listet die Soll-Felder des Hilfeplans auf. 

91 Gegebenenfalls sollte dies elektronisch unterstützt erfolgen.
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Tabelle 14: Soll-Felder des Hilfeplans 

Soll-Felder im Hilfeplan

Feldbeschreibung Inhalt

A Stammdaten Persönliche Daten, Daten der Pflegefamilie, Sorgeberechtigte usw.

B Beschreibung der bisheri-
gen Hilfeentwicklung

Zielerreichungen, Probleme, Ressourcen usw.

Einbeziehen der unterschiedlichen Sichtweisen (junger Mensch, Pfle-
geeltern bzw. Verwandte, Sorgeberechtigte, PKD)

C Beschreibung der zukünf-
tigen Handlungsschritte 
und Ziele

Einbeziehen der unterschiedlichen Sichtweisen (junger Mensch, Pfle-
geeltern bzw. Verwandte, Sorgeberechtigte, PKD)

D Beschreibung von Abspra-
chen und zusätzlichen 
Hilfeangeboten

Therapien, Hausaufgabenhilfen usw.

E Rückkehrvereinbarungen Festlegung der dazu notwendigen Schritte und Zielerreichungen

F Umgangsregelungen Vereinbarungen und Ausgestaltung

Mit Blick auf die Beschreibung der bisherigen Hilfeentwicklung und der zukünftigen Hand-
lungsschritte können die Informationen herangezogen werden, die über die Checkliste er-
mittelt wurden.

5.2.2 Beteiligung von Pflegeeltern an der Hilfeplanung
Teil der Aufgabe von Pflegeeltern in der „Sozialpädagogischen Pflege“ und der „Sonderpäd-
agogischen Pflege“ ist das regelmäßige Verfassen von Berichten über den Stand der Hilfe 
(vgl. Kap. 1.2). Diese Berichte sollen über Zielerreichungen, die aktuelle Situation und mög-
liche weitere Schritte Auskunft geben und dienen als Grundlage für die Fortschreibung der 
Hilfepläne und die Weitergewährung der Hilfe – sie werden im Folgenden „Zielerreichungs-
dokumentation“ genannt. Die Dokumentationen sollten auf der Basis einer Checkliste erstellt 
werden, die einerseits das Schreiben erleichtert und andererseits sicherstellt, dass alle not-
wendigen Informationen zur Weiterführung der Hilfe vorliegen. Es können daher zumindest 
einige der in der Checkliste in Anlage 1 genannten Dimensionen in verkürzter Form in die 
Zielerreichungsdokumentation übernommen werden. Es wird davon ausgegangen, dass den 
unten aufgeführten Kategorien Ziele zugrunde liegen, über deren Erreichung berichtet werden 
kann. Einen Vorschlag über Gliederung und Themen der Zielerreichungsdokumentation ent-
hält die Anlage 2 zu diesem Kapitel.

5.3 Kinderschutz in der Pflegekinderhilfe
Der Schutz der Kinder in der Pflegekinderhilfe soll durch zwei wesentliche Herangehensweisen 
gesichert werden: durch die Entwicklung und Etablierung von Schutzkonzepten zur Sicherung 
der Rechte von Kindern und Jugendlichen und zum Schutz vor Gewalt und durch die konkrete 
Aufmerksamkeit im Bereich der Kindeswohlgefährdung. Geht es in den Schutzkonzepten um 
eine grundlegende Sicherung, die sich auf alle Bereiche der Pflegekinderhilfe bezieht (§ 37b 
Abs. 1 SGB VIII), so geht es bei der Kindeswohlsicherung um einen entsprechenden Schutz-
auftrag des Jugendamtes (§ 8a SGB VIII). Letztendlich soll durch ein Schutzkonzept auch 
die Notwendigkeit eines Handelns auf Basis des Schutzauftrages verhindert (oder zumindest 
minimiert) werden. Bei beiden Vorgehensweisen geht es um die Sicherheit der Kinder und 
Jugendlichen in den Pflegefamilien.
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5.3.1 Schutzkonzepte in der Pflegekinderhilfe
Die gesetzlichen Neuerungen durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG 2021) 
erfordern, dass Schutzkonzepte in der Pflegekinderhilfe erstellt werden, um die Kinder und 
Jugendlichen auf breiterer Basis zu sichern. Das Jugendamt muss sicherstellen, dass ein 
entwickeltes Konzept zur Sicherung der Rechte der Pflegekinder und zum Schutz vor Gewalt 
angewendet wird. Dazu sollen die Pflegepersonen sowie die Kinder und Jugendlichen vor der 
Aufnahme in die Pflegefamilie und während der Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und 
an der auf das konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung des Konzepts beteiligt 
werden. Es müssen also einerseits allgemeine Überlegungen zu solchen Schutzkonzepten 
angestellt werden und schließlich muss für jedes Pflegekind ein konkretes Schutzkonzept er-
stellt werden.

Im Gesetz heißt es „Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege“ 
(§ 37b SGB VIII). Dieses in der Pflegekinderhilfe neue Instrument beinhaltet zum einen die 
Sicherstellung des Kindeswohls, und gleichzeitig geht sie über den bestehenden Schutzauf-
trag des Jugendamtes im Bereich des § 8a SGB VIII hinaus (siehe auch Kapitel 5.3.2). Die 
Sicherung der Rechte soll über eine Stärkung der Adressatinnen und Adressaten erfolgen. 
Prävention, Beteiligung und Beratung werden dabei in den Mittelpunkt des fachlichen Han-
delns gestellt.

Bei diesen Rechten von jungen Menschen geht es um Schutz vor Gewalt, Misshandlung und 
Ausbeutung. Dieser Schutz – so zeigt sich – kann im Rahmen einer Unterbringung in Vollzeit-
pflege nur im pädagogischen Gesamtkontext sichergestellt werden. 

Dabei sind erstens die Kinder und Jugendlichen, die in einer anderen Familie als ihrer Her-
kunftsfamilie aufwachsen, in den Blick zu nehmen, zweitens die Pflegepersonen und die be-
sondere Struktur des Familiären und drittens die jeweiligen Beteiligungssysteme wie z. B. 
Schule, therapeutische Betreuungen, Vormundinnen und Vormünder. Alle zuvor genannten 
sind aktiv zu beteiligen. 

Was sind Schutzkonzepte?
Schutzkonzepte im Sinne des SGB VIII sind Instrumente, die über den Einzelfall hinausgehen 
und gleichzeitig dem Einzelfall nutzbringend zur Verfügung stehen. Sie behandeln umfassen-
de Themen und Fragen zu Gewalt, Grenzverletzung und Machtmissbrauch. Schutzkonzep-
te basieren auf der Anerkennung, dass junge Menschen in Pflegefamilien u. a. aufgrund ih-
rer biografischen Erfahrungen eine besonders vulnerable Gruppe darstellen. Ebenfalls wird 
grundlegend gewürdigt, dass Pflegefamilien – als private und gleichzeitig öffentliche Familien 
– verstärkt schutzbedürftig sind. Umfassende Forschungsergebnisse belegen die komplizierte 
und damit sensible Struktur einer Inpflegenahme, sodass Schutzkonzepte auch als eine zu-
sätzliche Aufmerksamkeit durch die Fachkräfte definiert werden sollen.92 

Ein Schutzkonzept ist nichts Statisches, sondern als Prozess zu verstehen. Es erstreckt sich 
als Schutzfaktor im gesamten Verlauf des Pflegeverhältnisses. Das bedeutet, dass ein Schutz-
konzept, das zusammen mit dem jungen Menschen und seiner Pflegefamilie entwickelt wurde, 
in andauernder Veränderung ist. So kann es den verschiedenen und/oder auch kritischen Le-
bensphasen begegnen und als Schutzkonzept seine Aufgabe erfüllen bzw. präventiv wirken.

Zu einem Schutzkonzept gehört des Weiteren eine angemessene Vernetzung in der örtlichen 
sozialen Infrastruktur und ein gemeinsames Vorgehen aller beteiligten Fachkräfte. Dabei zeigt 
sich ein hoher kommunikativer Aufwand, der aber nur vor dem Hintergrund einer funktionieren-
den Zusammenarbeit seine protektive Wirkung entfalten kann.

Ein Schutzkonzept ist nicht zu verwechseln oder gleichzusetzen mit dem Hilfeplan. Dieser ist 
als etabliertes Verfahren mit anderen, wichtigen Aufgaben und Funktionen belegt (z. B. schu-
lische Entwicklung des Kindes, Intensität von Elternkontakten, siehe auch Kapitel 5.1 bis 5.2).

92 Vgl. Oppermann et al. (2018), Fegert, et al. (2022).
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Ebenso ist die Krisenintervention bei einer Kindeswohlgefährdung nicht gleichzusetzen mit 
einem Schutzkonzept (siehe Kapitel 5.3.2). Beides dient zwar der Schaffung eines sicheren 
Ortes, der Unterschied liegt in einem je engen oder weiten Kinderschutzverständnis. Bei Er-
sterem ist direkt und dringend zu handeln. Hier sind für akute Gefährdungslagen qualifizierte 
Verfahren und Handlungsansätze zu entwickeln, um bestmöglich Gefährdungen abzuwenden. 
Ein Schutzkonzept soll dagegen anhaltend, vorausschauend und vorbeugend sowohl den Ge-
samtkontext beobachten und, wenn nötig, verbessern und gleichzeitig im Einzelfall (be-)stär-
kend wirken.

Aufgaben im Bereich von Schutzkonzepten
Das Dialogforum Pflegekinderhilfe hat treffend zusammengefasst, welcher Auftrag sich im Sin-
ne eines Schutzkonzeptes für Mitarbeitende in PKDs ableiten lässt: 

Beim Schutz und den Rechten von Kindern und Jugendlichen ist es für die Fach-
kräfte notwendig, den vorherrschenden „Institutionenblick“ um Beteiligung, Förde-
rung und die Möglichkeiten der Infrastruktur zu erweitern. Diese Perspektive ist er-
forderlich, um der Besonderheit des Familiären gerecht zu werden. Ebenso wichtig 
ist es, die Perspektive der jungen Menschen in der Pflegekinderhilfe auszubauen 
und ihre Möglichkeiten der Beteiligung systematisch zu verbessern.93

Als Organisations- und Steuerungsinstanz der Hilfemaßnahme sorgt die Fachkraft dafür, dass 
der Informationsfluss über alle die Hilfemaßnahme betreffenden Angaben transparent und ge-
ordnet erfolgt. Die jungen Menschen und ihre Pflegeeltern werden partizipativ eingebunden. 
Die Fachkraft im PKD hat die Rolle der/des Moderierenden inne. Ihr/Ihm obliegt daher auch 
die Verantwortung der Wissens- und Informationsweitergabe und die Initiierung von reflexiven 
Prozessen.94 Idealerweise ist die Vernetzung in der regionalen Infrastruktur vielfältig vorhan-
den, damit die Beteiligten an einer Inpflegenahme über das für sie bedeutsame und umfas-
sende Wissen verfügen, dass sie zu bestmöglichem Handeln befähigt. Das (langfristige) Ziel 
dieses Vorgehens ist es, insbesondere junge Menschen verstärkt in die Lage zu versetzen, 
nicht nur ihre Rechte zu kennen, sondern auch für ihre Rechte eintreten zu können.95

Aufgrund der unterschiedlichen Systeme, die beteiligt sind, und der jeweils verschiedenen Be-
dürfnisse von jungen Menschen, deren leiblichen Eltern und der Personen, die in einer Pflege-
familie leben, ist diese Form der Moderation anspruchsvoll und benötigt zeitliche Ressourcen. 

Darüber hinaus ist das Einbinden von Pflegepersonen sowie der Aufbau und die Pflege ei-
ner (vertrauensvollen, d. h., dem Arbeitsverhältnis angemessenen) Beratungsbeziehung zu 
Pflegeltern und -kindern eine wichtige Voraussetzung für ein funktionierendes Schutzkonzept. 
Dies hat den Vorteil, dass z. B. Tendenzen zur Überforderung oder Vernachlässigung früh-
zeitig erkannt und Schritte für eine Stabilisierung der Situation gemeinsam entwickelt werden 
können.

Das bedeutet aber keinesfalls, dass ein Schutzkonzept sich (nur) auf Gefahren in der Pfle-
gestelle fokussiert. Die Unterbringung in einer Pflegefamilie ist schon als wirksamer Kinder-
schutz zu sehen. Die Pflegeeltern empfinden sich als schützende Protagonisten. Im Sinne 
eines Schutzkonzeptes ist gerade dieser oben genannte „erweiterte Blick“ notwendig. Das 
fachliche Handeln sorgt bestenfalls dafür, dass Belastungen und/oder Überforderungen früh-
zeitig erkannt werden und ggf. die beteiligten Personen in der Pflegefamilie gemeinsam mit 
den weiteren unterstützenden Instanzen angemessene Hilfe erfahren.

93 Müller/De Paz Martínez (2020), S. 10.
94 Vgl. Fegert et al. (2022).
95 Die Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter (AGJ) hat das fachliche Handeln vor dem Hintergrund eines Schutzkonzeptes so formuliert: […] gilt es, 

einen verbindlichen, […] schnellen und reibungslosen Zugang zu laufender Beratung zu gewährleisten sowie geregelte oder niedrigschwellige Be-
schwerdeverfahren für die Adressatinnen und Adressaten zu etablieren. Hierfür bedarf es einer entsprechend qualifizierten, möglichst multiprofes-
sionellen Personalausstattung im Jugendamt bzw. in der beauftragten Institution. (AGJ 2013, S. 19).
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Es erscheint ebenso sinnvoll, dass bereits in der Auseinandersetzung um die Vorbereitung 
und Qualifizierung von Pflegepersonen Themen wie z. B. Kinderschutz, Beteiligung, Schutz 
der Pflegefamilie, aber auch der Umgang mit möglichen Krisen während der Unterbringung, 
angesprochen werden. So können potenzielle Pflegeeltern darüber informiert werden, dass 
mögliche kritische Situationen benannt werden dürfen und mit ihnen gemeinsam an einer gu-
ten Lösung gearbeitet wird.

Instrumente für die Aufgabe können sein: 

	Altersgemäße Informationen über die persönlichen Rechte ausgeben
	Proaktive Anleitung der Adressatinnen und Adressaten, um sie zu befähigen, für ihre 

Rechte, aber auch für ihre Wünsche und Bedürfnisse einzutreten (siehe „Choice, Choice, 
Exit“96)

	Transparente Einbindung in alle Entscheidungsprozesse ermöglichen (§ 37c SGB VIII)
	Anerkennung der Adressatinnen und Adressaten als Expertinnen und Experten ihrer Le-

benswelt
	Benennung klarer Verantwortlichkeiten 
	Verlässliche Ansprechpersonen, wenn möglich, Vertrauenspersonen anbieten 
	Beschwerdestellen schaffen (§ 37b Abs. 2 SGB VIII)
	(Kollektive) Selbstvertretungen fördern (§ 4a SGB VIII)
	Ombudsstellen nutzen (§ 9a SGB VIII)

Grundsätzlich geht es um die Stärkung der Kinder und Jugendlichen, auch und gerade durch 
die Vermittlung ihrer Rechte. Dazu sind sie in angemessener Weise anzusprechen, und es ist 
zu überprüfen, ob die Informationen auch verstanden wurden. Nur unter diesen Bedingungen 
werden sie in die Lage versetzt, selbst aktiv zu werden, um entsprechende Angebote anzu-
nehmen bzw. um Hilfe und Beratung nachzusuchen. 

5.3.2 Schutzauftrag des Jugendamtes 
Durch das bereits im Jahr 2005 erlassene Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz 
(KICK) wurde der Schutz des Kindeswohls durch den § 8a SGB VIII gestärkt. Öffentliche und 
freie Träger der Jugendhilfe werden beauftragt, diesem Bereich besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen und entsprechende Verfahren zu entwickeln. Dies gilt auch für den Pflegekinder-
dienst, da es auch im Kontext einer Familienpflege zu einer Kindeswohlgefährdung kommen 
kann. Hier sind spezielle Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung zu beachten, um ent-
sprechende Anzeichen und Beobachtungen bewerten zu können.

5.3.2.1 Verhältnis von Schutzauftrag und Schutzkonzept 
„Ein fachlich fundiertes Arbeiten in der Pflegekinderhilfe ist ein Garant für den Kinderschutz.“97 
Dieser Satz fasst die Erkenntnisse zusammen, die aus der Forschung zum Kinderschutz in 
Pflegefamilien hervorgegangen sind. Danach ruht der Kinderschutz auf sechs Säulen, de-
ren Zusammenspiel eine präventive Schutzfunktion besitzt: die Auswahl und Vorbereitung der 
Pflegeeltern, die Begleitung und Beratung der Pflegeeltern, die Begleitung der Kinder, die 
Einbindung der Herkunftsfamilie, die Rolle der Vormundin / des Vormundes und die Zusam-
menarbeit und Kooperation aller Beteiligten. Dies gilt für Fremdpflegen und gerade auch für 
die komplexer gestalteten Verwandtenpflegen. Unter diesem Aspekt ist die Umsetzung der 
hier niedergelegten Konzeption der Arbeit des Pflegekinderdienstes gleichzeitig eine Arbeit am 
Kinderschutz in Pflegefamilien und somit auch Teil eines Schutzkonzeptes (zur Vorbereitung 
von Bewerberinnen und Bewerbern und zu prozessbegleitenden Qualifizierungsmaßnahmen 
für Pflegeeltern siehe Kap. 9.2, zur Gestaltung des Hilfeprozesses in der Begleitung des Pfle-

96 Oppermann et al. (2018), S. 51.
97 Althoff/Hilke (2016), S. 117.
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geverhältnisses siehe Kap. 7, zur Rolle der Vormundin / des Vormundes und der Zusammen-
arbeit und Kooperation aller Beteiligten siehe Kap. 2).

Durch die Prüfung der Eignung der Pflegepersonen, ihre Vorbereitung auf die Tätigkeit und die 
Begleitung des Pflegeverhältnisses erwächst hier für den Pflegekinderdienst eine besondere 
Verantwortung. Es existiert ein „Vertrauensvorschuss“, dass Krisen innerhalb der Familie mit 
der Unterstützung des Pflegekinderdienstes bewältigt werden können und es nicht unmittelbar 
zu einer Herausnahme kommt, wenn sich Probleme andeuten. Es ist in diesem Zusammen-
hang nicht einfach, die Pflegefamilie mit der Sorge zu konfrontieren, dass es sich bei den bei 
ihnen beobachteten Problemen möglicherweise um eine Kindeswohlgefährdung handelt. Es ist 
wichtig, der Pflegefamilie zu vermitteln, dass es sich bei der näheren Betrachtung der Situation 
um eine Hilfe für die Familie – und damit für das Kind – handelt und dass dabei die Unterstüt-
zung und Kooperation der Pflegepersonen sehr wichtig ist.

Der Auftrag der Fachkräfte in der Familie ändert sich mit der Gefährdungsein-
schätzung. Die gemeinsame Einschätzung ist etwas grundlegend Anderes als die 
Beratung und Begleitung der Pflegeeltern. In der Gefährdungseinschätzung ist der 
Aspekt der Bewertung vordergründig, d. h. gemeinsam werden die Anhaltspunkte 
daraufhin bewertet, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt oder nicht. (…) Auch 
wenn die Aufgabe der Einschätzung hinzukommt, bleibt der Auftrag, die Familie 
zu begleiten, bestehen. Die Beziehung zu den Pflegeeltern soll keineswegs aufge-
geben werden, aber sie ändert sich. Die Fachkräfte benötigen in dieser Situation 
mehr Distanz zu den Pflegeeltern und müssen sich aus den Verstrickungen und 
Konflikten in der Familie lösen. An erster Stelle steht jetzt, das Kind zu schützen 
und die Eltern zu gewinnen, dass sie daran mitarbeiten, die Gefährdung abzuwei-
sen und eine Erziehung zum Wohl des Kindes zu gewährleisten. Das Bündnis der 
Zusammenarbeit darf sich nicht aufheben.98

Jedoch führt die mögliche „Verstrickung“ der Fachkraft in die Dynamik der Pflegefamilie dazu, 
dass in einer zugespitzten Situation die notwendige Distanz eben nicht mehr gegeben ist 
bzw. die „Gefährlichkeit“ des Problems nicht erkannt werden kann. Es ist daher in Fällen einer 
vermuteten Kindeswohlgefährdung auf jeden Fall für die Bewertung eine weitere Fachkraft 
hinzuzuziehen und eine kollegiale Beratung zu organisieren. Eingebunden werden muss eine 
„insoweit erfahrene“ Kinderschutzfachkraft – soweit diese Kompetenzen nicht im Pflegekinder-
dienst vorhanden sind.

Der kontinuierlichen Begleitung des Pflegeverhältnisses kommt hier eine besondere Bedeu-
tung zu, da sukzessiv sich verschlechternde Lebensbedingungen des Pflegekindes erkannt 
werden müssen und das eigene Handeln und Verhalten kontinuierlich kritisch reflektiert wer-
den muss. Die kollegiale Beratung im Team ist daher unumgänglich.

Da es sich hier um Kinderschutz und nicht um Schutz der Pflegefamilie handelt, muss der 
Blick der Fachkraft sich allerdings in erster Linie auf das Kind richten. Die Unterstützung der 
Pflegefamilie geschieht aus kindbezogenen Gründen – diese sind ausschlaggebend für die 
Bewertungen und die sich daraus ergebenden Konsequenzen. Hier ist auf jeden Fall die Ge-
schichte des Kindes in die Entscheidungen einzubeziehen: Welche Bindungserfahrungen hat 
es gemacht? Welche Abbrüche hat es erlebt? Welche Vorerfahrungen hat es?

Insgesamt muss der Prozess der Prüfung und Bewertung und der daraus folgenden Konse-
quenzen den Pflegeeltern und dem Pflegekind so transparent wie möglich vermittelt werden.

Die Ausführungen, die sich im Wesentlichen an der Fremdpflege orientieren, haben vor allen 
Dingen auch Gültigkeit in der Verwandtenpflege. Allerdings unterliegen sie hier schwierigeren 
Bedingungen, die sich zum Ersten daraus ergeben, dass die Initiierung des Pflegeverhältnisses 
nicht immer durch den Pflegekinderdienst erfolgt, und zum Zweiten, dass die verwandtschaftli-
che Verbindung und die Nähe zu den leiblichen Eltern zu einer völlig anderen Familiendynamik 
führen. Die Skala der Beobachtung von Anzeichen einer möglichen Kindeswohlgefährdung 
98 Vgl. ebenda S. 38 f.
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muss hier feiner eingestellt werden, da davon auszugehen ist, dass die Herausforderungen 
des Kinderschutzes bei Verwandtenpflegen höher sind. Nicht zuletzt ist eine eigene Pflegeart 
für diesen Bereich entwickelt worden (siehe Kap. 1.3.1).

Durch die gute Kenntnis der Pflegeeltern, deren Familien- und Sozialsystem und das Wissen 
um die Probleme der Pflegekinder sollten im Zuge einer Begleitung des Pflegeverhältnisses 
sich abzeichnende Schwierigkeiten rechtzeitig erkannt werden. Gleichwohl ist es im Falle von 
Erkenntnissen, die möglicherweise den Verdacht einer Kindeswohlgefährdung aufkommen 
lassen, notwendig, klar geregelte Verfahrensschritte durchzuführen, um den Verdacht zu er-
härten oder zu entkräften. 

Die Ausführungen verdeutlichen das Verhältnis von Schutzkonzepten und Schutzauftrag in der 
Pflegekinderhilfe. Die Schutzkonzepte übernehmen dabei den präventiven Teil der Sicherung 
des Kinderschutzes, der Schutzauftrag dagegen ist mit kontrollierenden bzw. intervenierenden 
Handlungen und Verfahren verknüpft. 

5.3.2.2 Gefährdungseinschätzungen 
Bewertungsleitend bei der Betrachtung der Risiken sollte auf jeden Fall immer die kontinui-
tätssichernde Planung für die Pflegekinder sein. Das bedeutet auch, nicht nur den Moment zu 
betrachten, sondern auch das „Davor“ und das „Danach“ in den Blick zu nehmen: Wie sah das 
Leben des Pflegekindes vor einer möglichen Entscheidung aus, wie geht es nach einer Ent-
scheidung weiter, und was bedeutet das für das Pflegekind? Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft des Pflegekindes müssen als Gesamtzusammenhang gesehen und zur Grundlage 
der Bewertung werden.

Unter diesem Leitgedanken sind Gefährdungsrisiken zu betrachten, die in der Pflegekinderhil-
fe an unterschiedlichen Stellen auftreten können: in den Pflegefamilien selbst, bei ungeplanten 
Rückführungen in die Herkunftsfamilie und bei Umgangskontakten zu den Eltern oder anderen 
verwandten Personen. Einige Risiken bzw. Problemlagen sollen hier – ergänzend zu den ent-
sprechenden Kapiteln – genannt werden. 

Gefährdungseinschätzungen in Pflegefamilien
Auch wenn die Pflegefamilien im ständigen Blick des Pflegekinderdienstes sind, so sind Ge-
fährdungslagen, die eine Risikoeinschätzung verlangen, nicht auszuschließen. Hier gilt es, 
diese Situationen zu beobachten und ggf. auf ihren Risikogehalt zu überprüfen.

Fragen zur Einschätzung von spezifischen Gefährdungsrisiken im Bereich der Pflegekinder-
hilfe können sein:

	Zeigen sich von der Herkunftsfamilie, den Pflegeeltern oder Dritten geschürte Loyalitäts-
konflikte? 

	Sind Formen der Abwertung der Herkunftsfamilie durch die Pflegefamilie erkennbar?
	Existieren überzogene Dankbarkeitserwartungen der Pflegefamilie an das Kind?
	Können unangemessene pädagogische Handlungen der Pflegeeltern beobachtet werden?
	Existieren eskalierende Konflikte zwischen (insbesondere) älteren Pflegekindern und ihren 

Pflegeeltern?
	Gibt es aggressive oder psychisch verletzende Auseinandersetzungen zwischen dem Pfle-

gekind und Pflegegeschwistern bzw. leiblichen Kindern der Pflegeeltern?

Um dem Verdacht auf Gefährdungsrisiken nachzugehen, können dafür ausgelegte Verfahren 
bzw. Materialien verwendet werden. Ein Beispiel für einen Bogen zur Risikoeinschätzung in 
Pflegefamilien ist dem Anhang zum Kapitel 5 angefügt. Darüber hinaus sind hier die Kriterien 
zu beachten, die zur Eignung von Bewerberinnen und Bewerbern für alle Pflegeformen heran-
gezogen werden müssen (vgl. Kap. 9.2.3). 
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Gefährdungseinschätzungen bei Rückführungen
Insgesamt sind Rückführungen mit einem Risiko verbunden, welches durch die Arbeit des 
PKD bewertet werden muss. Dies gilt verstärkt für Rückführungen, die nicht von vornherein 
geplant waren. Fragen, die zur Prüfung der Voraussetzung für eine Rückkehr in die Herkunfts-
familie bzw. zur Bewertung des Risikos gestellt werden, können dabei sein:99

	Verweigern die Eltern die Fürsorgeübernahme für das Kind?

	Werden wiederholt elterliche Ambivalenzen in Bezug auf die Elternrolle sichtbar?

	Äußert ein Elternteil wiederholt, die Elternverantwortung abgeben zu wollen?

	Existiert ein nur unbeständiger Kontakt zum Kind?

	Gehen unmittelbare Gefährdungen von den Bezugspersonen für das Kind aus?

	Wuchs ein Elternteil in öffentlicher Erziehung auf?

	Ist ein Elternteil jünger als 16 Jahre und wurden Hilfen im Rahmen einer gemeinsamen 
Unterbringung vom Elternteil nicht genutzt?

	Ist ein Elternteil durch Kriminalität und Inhaftierung aufgefallen?

	Liegen schwere psychische Erkrankungen eines Elternteils ohne bisherigen oder derzeiti-
gen Behandlungserfolg vor?

	Liegt eine Substanzmittelabhängigkeit vor oder wurden Substanzmittel während der 
Schwangerschaft gebraucht?

	Liegt eine degenerative oder tödliche Erkrankung eines Elternteils vor?

	Sind die Eltern nur eingeschränkt erziehungsfähig und kann dies nicht durch ein entspre-
chendes Umfeld kompensiert werden?

	Gehen vom Lebensstil und vom sozialen Umfeld Kindeswohlgefährdungen aus?

	Wird der Lebensunterhalt ausschließlich in Illegalität oder über Kriminalität erworben?

	Lagen/liegen schwerwiegende körperliche Misshandlungen, Vernachlässigungen oder se-
xueller Missbrauch des Kindes / von Geschwistern durch einen Elternteil vor?

	Ist das Kind Opfer von mehr als einer Misshandlungsform?

	Gab es in der Vergangenheit bereits eine Fremdplatzierung des Kindes oder eines Ge-
schwisters?

	Haben die Kinder besondere erzieherische Bedarfe?

	Ist eine vergangene Rückführung schon einmal gescheitert?

	Ist häusliche Gewalt dokumentiert?

	Sind intergenerationale Transmissionen von Misshandlungsformen ohne Veränderung der 
zugrundeliegenden Familiendynamiken dokumentiert?

	Konnte trotz vorangegangener öffentlicher Hilfen und/oder therapeutischer Behandlungen 
die Herausnahme des Kindes nicht verhindert werden?

	Liegt eine vorangegangene Kinderschutzintervention für dieses Kind oder für seine Ge-
schwister, inklusive Fremdunterbringungen, die länger als sechs Monate dauerten, vor?

Nähere Erläuterungen zu geplanten und ungeplanten Rückführungen finden sich in den Kapi-
teln 8.1.1 und 8.2.

99 Vgl. Diouani-Streek (2015), S. 214 f.
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Gefährdungseinschätzungen bei Umgangskontakten
Auch Umgangskontakte bergen Risiken, die durch den Pflegekinderdienst eingeschätzt wer-
den müssen, um Kindeswohlgefährdungen zu vermeiden. Fragen zur Prüfung einer möglichen 
Gefährdung der Kinder bzw. Jugendlichen bei Umgangskontakten können sein:100 

	Wurde das Kind von seinem Elternteil sexuell oder seelisch-körperlich schwer misshan-
delt?

	Besteht die Gefahr von Retraumatisierung?

	Zeigen die Eltern unangemessenes Verhalten (z. B. fehlende Impulskontrolle, Drogenge-
brauch)?

	Wird das Kind im Kontakt instrumentalisiert?

• Darüber hinaus existieren weitere Risiken, die einer Bewertung unterzogen werden sollten:101

	Vor der Unterbringung des Kindes wurden die Pflegeeltern nur mangelhaft über dessen 
bisherige Entwicklung und über die bisherigen Erziehungseinflüsse informiert. Insbeson-
dere die Frage, wer für das Kind eine positive oder eine negative Bedeutung hatte, ist hier 
von großer Bedeutung.

	Ein Hilfeplan vor der Unterbringung des Kindes in der Pflegefamilie fehlt oder es fehlen 
im Hilfeplan Aussagen darüber, was sich in welchem Zeitraum bei den Eltern in welcher 
Weise verändern muss, damit das Kind zu ihnen zurückkehren kann. Das Alter der Kinder, 
die Vorerfahrungen und der jeweilige Entwicklungsstand müssen dabei sorgfältig beachtet 
werden.

	Die Ängste des Kindes werden nicht erkannt und nicht benannt.

	Die Besuche dienen der „sanften Umgewöhnung“ des Kindes mit dem Ziel der gegen den 
Willen des Kindes angestrebten Rückführung zu den Eltern.

	Bei Einrichtung des Pflegeverhältnisses hat keine sorgfältige Perspektivklärung statt-
gefunden und es existieren unterschiedliche Vorstellungen über den Verbleib des Kindes.

Nähere Erläuterungen zu Umgangskontakten finden sich im Kapitel 7.3.

Verfahren bei Gefährdungsrisiken 
Es wird hier davon ausgegangen, dass in den Jugendämtern Dienstanweisungen und ver-
bindliche Verfahren für den § 8a SGB VIII existieren, die es den Fachkräften erlauben, eine 
Kindeswohlgefährdung festzustellen und entsprechende Schritte einzuleiten. In diesen Emp-
fehlungen wird daher auf eine Beschreibung von entsprechenden Vorgehensweisen verzich-
tet. Hier müssen die örtlich gültigen Vorgehens- und Bewertungsverfahren beachtet und ent-
sprechend umgesetzt werden. Es wird davon ausgegangen, dass die örtlich entwickelten Ver-
fahren in den Jugendämtern auf die Spezifika der Pflegekinderhilfe abgestimmt sind. 

100 Vgl. Wiemann (2008).
101 Vgl. Zwernemann.(2014), S. 249.
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5.4 Anlagen zu Kapitel 5
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Anlage 1: Checkliste zur Informationssammlung über Pflegeverhältnisse

1 Familiensituation (HF und PF)
 1.1 Familienkonstellation
 1.1.1 Familienstruktur
 1.1.2 elterliche Sorge
 1.1.3 tatsächlicher Aufenthalt (HF)
 1.2 wirtschaftliche Situation
 1.2.1 Einkommen
 1.2.2 Unterhalt/Ansprüche/Verpflichtungen
 1.2.3 Schulden
 1.3 berufliche Situation der Eltern / des jungen Men-

schen
 1.3.1 Schulbesuch und Berufsausbildung
 1.3.2 Erwerbstätigkeit
 1.3.3 Arbeitszeit
 1.4 Wohnverhältnisse
 1.4.1 Wohnraum
 1.4.2 Wohnlage
 1.4.3 soziales Netz
 1.5 Umfeld
 1.5.1 Wohnumfeld
 1.5.2 Kontakte zu Gleichaltrigen
 1.5.3 kulturelle Integration
 1.6 aktuell belastende Lebensereignisse
 1.6.1 Kindheit der Eltern (HF und PF)
 1.6.2 Partnerschaften
 1.6.3 traumatische Erfahrungen

2 Grundversorgung/Selbstversorgung (PK)
 2.1 Gesundheit
 2.1.1 Verletzungen, Krankheitssymptome, Be-

hinderungen, psychische Erkrankungen/
Belastungen

 2.1.2 Arztbesuche, Klinikaufenthalte, Gutachten
 2.1.3 Umgang mit Medikamenten und Rausch-

mitteln
 2.1.4 Schlaf
 2.2 Ernährung
 2.2.1 Menge
 2.2.2 Ausgewogenheit
 2.2.3 Regelmäßigkeit
 2.3 Hygiene
 2.3.1 Körperpflege
 2.3.2 Kleidung
 2.3.3 Haushalt
 2.4 Aufsicht
 2.4.1 Gewährleistung
 2.4.2 Ge- und Verbote
 2.4.3 Schutz vor Gefährdungen

3 Erziehung und Selbstständigkeit (in der PF)
 3.1 Bezugspersonen
 3.1.1 Kontinuität
 3.1.2 Erziehungskompetenz
 3.1.3 Lebenseinstellung
 3.1.4 persönliche Kontakte
 3.2 familiäre Beziehungen
 3.2.1 Beziehung PE zu PK
 3.2.2 Beziehung Kinder zu PK
 3.2.3 Beziehung zu sonstigen Familienmitglie-

dern
 3.2.4 Integration im Familienverband der PF
 3.3 Familienklima/Interaktion
 3.3.1 Respekt/Wertschätzung
 3.3.2 Wärme/Geborgenheit
 3.3.3 Offenheit/Konfliktbewältigung
 3.3.4 Anregungen/Unterstützung
  3.4.4   Selbstständigkeit/Eigenverantwortung

3.4 erziehungsleitende Vorstellungen / Basisorientierung
 3.4.1 strukturierter Tagesablauf
 3.4.2 Regeln und Grenzen
 3.4.3 lebenspraktische Fertigkeiten
4 Entwicklung (PK)
 4.1 körperliche Entwicklung
 4.1.1 Größe/Gewicht
 4.1.2 Sinnesorgane
 4.1.3 Motorik
 4.2 geistige Entwicklung
 4.2.1 Intelligenz
 4.2.2 Sprache
 4.2.3 Kulturtechniken
 4.3 seelische Entwicklung
 4.3.1 Emotionen
 4.3.2 Persönlichkeit
 4.3.3 Frustrations- und Aggressionsbewältigung
 4.4 soziale Entwicklung
 4.4.1 gesetzliche Normen und gesellschaftliche 

Werte
 4.4.2 Kommunikation und Kooperation
 4.4.3 Sexualität
 4.5 Kindergarten/Schule/Ausbildung und Beruf 
 4.5.1 Ort
 4.5.2 Teilnahme
 4.5.3 Leistungsniveau
 4.5.4 soziale Position
 4.6 Freizeit
 4.6.1 Zugangsmöglichkeiten
 4.6.2 Freizeitgestaltung
 4.6.3 Medienkompetenz
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Anlage 2:  
Schema für eine Zielerreichungsdokumentation*

Pflegefamilie

Pflegekind
Name, Vorname Geburtsdatum

Berichtszeitraum von bis

Allgemeiner Gesundheitszustand  
z. B.: Erkrankungen, Verletzungen, Arztbesuche, Klinikaufenthalte, regelmäßige Einnahme von Medikamen-
ten, Verhalten im Bereich der Hygiene

Körperlichkeit/Motorik 
z. B.: Wachstum, Gewichtszu- oder Abnahme, Bewegungskoordination, Stärken oder Schwächen der Sinnes-
organe

Psychosoziale und emotionale Ebene 
z. B.: Verhalten und Stellung in der Pflegefamilie, Verhalten in der Freizeit (z. B. besondere Interessen, Freun-
de, Vereinsanschluss), Spielverhalten (z. B. Fernsehen, Computer, Gesellschaftsspiele), Verhalten im sexuel-
len Bereich (Aufklärung, Einstellung zum eigenen und anderen Geschlecht), besondere Verhaltensauffälligkei-
ten, Kontakte und Bindungen zu Angehörigen innerhalb und außerhalb der Pflegefamilie

Kindergarten und Schule 
z. B.: soziale Integration, Leistung (evtl. Zeugniskopie)

Verhältnis zur Herkunftsfamilie  
z. B.: Reaktion auf Kontakte, Konflikte

Besondere Stärken und Vorlieben

Zusammenfassende Beschreibung  
z. B.: bisherige Ziele, Zielerreichung, Zielplanung für das kommende Jahr

Datum Unterschrift

* Das Formular ist hier komprimiert dargestellt und in dieser Form nur über einen PC ausfüllbar. Sollte es in Papierform  
verwendet werden, müssten die Felder unter den Kategorien vergrößert werden.
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Anlage 3:  
Beispiel zur Risikoeinschätzung bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung in der Pfle-
gefamilie (PiB Bremen)

Qualitative Einschätzung des Pflegeverhältnisses
Der „Ampelbogen“ ist eine organisationsintern genutzte Arbeitshilfe. Er wird eingesetzt, wenn 
es Auffälligkeiten im Pflegeverhältnis gibt, die auf eine mögliche Kindes wohl gefährdung hin-
deuten können. Die Arbeit mit dem „Ampelbogen“ soll die Fachberatung unterstützen, Wahr-
nehmungen und intuitive Eindrücke nachvollziehbar zu beschreiben. Im Anschluss wird eine 
Bewertung vorgenommen, was zur Sicherung des Kindeswohls bzw. zur Unterstützung des 
Pflegeverhältnisses unternommen werden muss.

Aussagewert der Zahlen:
1 = trifft überhaupt nicht zu ˃ Krisenintervention zwingend erforderlich
2 = trifft teilweise zu ˃ Handlungsbedarf 
3 = trifft überwiegend bzw. vollständig zu

1 2 3

Äußere Merkmale Umgebung

1. Wohnung erscheint für ein Zusammenleben mit Kindern / Jugendlichen geeignet.   

2. Kinderzimmer erscheint geeignet.   

Pflegeeltern (Pflegemutter / Pflegevater bei Bedarf differenzieren)

3. Sind zuverlässig in den Terminabsprachen.   

4. Berichten von sich aus über das Pflegeverhältnis (statt nur Fragen zu beantworten).   

5. Sprechen von sich aus Probleme an.   

6. Nehmen Beratung an und setzen Empfehlungen um.   

7. Setzen sich mit pädagogischen Themen auseinander.   

8. Reflektieren die eigene Rolle und das eigene Verhalten.   

9 Zeigen ein liebevolles und akzeptierendes Verhalten gegenüber dem Kind.   

10. Zeigen sich beziehungsfähig.   

11. Tragen Konflikte mit dem Kind konstruktiv aus.   

12. Fördern die Selbständigkeit und Autonomie des Kindes.   

13. Haben eine positive Haltung zur Partizipation des Kindes und fördern sie aktiv.   

14. Geschlechtliche Entwicklung des Kindes wird angemessen begleitet.   

15. Haben angemessene Erwartungen an die Entwicklung und das Verhalten des Kindes.   

16. Erkennen Förderbedarf des Kindes und unterstützen es ziel orientiert.   

17. Setzen Sanktionen angemessen und sinnvoll ein.   

18. Zeigen eine offene, akzeptierende Haltung gegenüber dem Herkunftssystem des Kindes.   

19. Pflegeeltern nutzen das BiZ.   

20. Sind sozial eingebettet.   

21. Pflegeeltern sind bereit, sich mit dem Thema Kinderschutz auseinanderzusetzen.   

22. Keine Anzeichen für eine Sucht- und/oder andere Erkrankung.   

23. Nehmen eigene Belastungsgrenzen wahr und wissen um die Bedeutung von Selbstfür- 
sorge
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Erläuterungen zu VP R3 Ampelbogen (internes Papier):
Wenn es in der Einschätzung relevante Unterschiede zwischen den Pflegeeltern gibt, sollte 
das von der Fachberatung notiert werden. Zum Beispiel kann man statt einer Ankreuzung in 
die jeweiligen Kästchen „PM“ oder „PV“ eintragen.

1 = trifft überhaupt nicht zu ˃ Krisenintervention zwingend erforderlich (rot)
Eine oder mehrere Einschätzungen im roten Bereich erfordert sofortiges Handeln:
- Hinzuziehung von Leitung.
- Hinzuziehung von interner Fachberatung.
- Nach Rücksprache ggf. Information des Casemanagements. 
- Bei Auffälligkeiten, die zur akuten Kindeswohlgefährdung führen (z. B. bei Gewalt ausübung), 

gilt der Ablauf im Kinderschutzverfahren.

2 = trifft teilweise zu ˃ Handlungsbedarf  (gelb)
Eine Einschätzung im gelben Bereich verweist auf teilweise unzureichende Bedingungen im 
Pflegeverhältnis, die nicht immer aus eigener Kraft behoben werden können. Gemeint sind 
auch Pflegeverhältnisse, in denen schon zusätzliche Hilfsangebote implementiert waren, diese 
aber nicht die gewünschte Entwicklung mit sich gebracht haben. Es sind Pflegeverhältnisse, 
die eine stark erhöhte Aufmerksamkeit und Unterstützung brauchen, damit eine Verschlech-
terung nach 1 vermieden werden kann. Anzustreben ist eine Verbesserung nach 3. 

Handlungsbedarf:
- Abteilungsleitung regelmäßig informieren (nach Absprache).
- Interne Fachberatung / Kollegiale Beratung.
- Enge Kooperation und Abstimmung weiterer Schritte mit Casemanagement (CM) und ggf. 

weiteren Beteiligten.
- Enger Kontakt zur Pflegefamilie (Häufigkeit nach Absprache mit AL).
- Konkrete Entwicklungsziele beschreiben und mit der Pflegefamilie vereinbaren.
- Zielüberprüfung nach dem Einsatz zusätzlicher Maßnahmen bzw. nach vereinbarten Verän-

derungen.
- Angebote des BiZ prüfen und Pflegefamilie zur Teilnahme auffordern.
- Kurzfristige Rückmeldungen an die Pflegefamilie, wenn Veränderungen wahr genommen 

werden (auch bei positiven Veränderungen).

1 2 3

Kind

24. Die Entwicklung des Kindes entspricht seiner individuellen Situation.

physisch   

psychisch   

25. Angemessen gekleidet.   

26. Wirkt gepflegt.   

27. Der gesundheitliche Zustand des Kindes entspricht seiner individuellen Situation.   

28. Keine Anzeichen für aktuelle Gewalt erfahrungen.   

29. Nimmt Kontaktangebote im zu erwartenden Rahmen an.   

30. Fühlt sich wohl in der Pflegefamilie.   

31. Geht mit Problemen und Herausforderungen individuell angemessen um.   

32. Hat individuell angemessene soziale Kontakte und Freundschaften.   

33. Zeigt Interesse an seiner Biografie im Rahmen seiner Möglichkeiten.   

34. Interesse und Neugier an seiner Umwelt ist alters- bzw. entwicklungsangemessen   
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3 = trifft überwiegend bzw. vollständig zu (grün)
Diese Einschätzung beschreibt, dass die Bedingungen im Pflegeverhältnis weitgehend ein-
wandfrei den Bedürfnissen und dem Bedarf des Pflegekindes entsprechen. Aktuelle Verände-
rungen oder Interventionen sind nicht oder nur in geringem Umfang erforderlich. 
- Kontakthäufigkeit zur Pflegefamilie entsprechend des Leistungsangebots.

Erläuterungen zur qualitativen Einschätzung des Pflegeverhältnisses

Beobachtungsmerkmale
Die Beobachtungsmerkmale beschreiben nicht nur „objektiv messbare“ Bedingungen. 
Ob z. B. Wohnraum ausreichend ist, muss im Einzelfall entschieden werden. Die Merk-
male sollen eine Unterstützung zur Einschätzung von Risiken sein. Die individuelle Ein-
schätzung der Fachberatung ist weiterhin gefordert. Im Zweifelsfall muss Rückspra-
che mit Kolleg*innen, der internen Fachberatung oder mit Leitung gehalten werden. 

Zu 1)
- Die Wohnung ist in ordentlichem Zustand.
- Die Wohnung ist groß genug, um Rückzugsräume zu bieten.
- Es fallen keine baulichen Mängel auf, die eine Gefährdung des Kindes verursachen könnten.
- Die Wohnung wirkt so, dass die Bedürfnisse von Kindern berücksichtigt sind (kein „Ausstel-

lungsraum“).

Zu 2)
- Angemessene Größe.
- Eigener Raum ab einem bestimmten Alter (ca. 3 Jahre).
- Altersgerecht ausgestattet.
- Darf vom Kind individuell mitgestaltet werden.
- Ist in die Wohnung integriert.

Zu 3)
- Halten Termine ein oder sagen rechtzeitig und begründet ab.
- Sind erreichbar (telefonisch / per E-Mail).
- Geben Rückmeldungen.

Zu 4)
- Berichten so, dass ein Eindruck vom Kind und vom Zusammenleben entsteht.
- Wirken interessiert an einer Kooperation und an Austausch.
- Zeigen sich als „Klient*innen“ mit Beratungsinteresse und nicht nur als „Besucher*innen“.

Zu 5)
- Es gibt Erfahrungen, dass schwierige Situationen mit der Fachberatung besprochen wer-

den.
- Teilen wesentliche Informationen mit.
- Probleme werden angesprochen, bevor die Fachberatungen sie von sich aus thematisiert.

Zu 6)
- Zeigen sich interessiert an Sichtweisen und Veränderungsvorschlägen der Fach beratung.
- Fragen nach.
- Probieren neue Verhaltensweisen aus.
- Stimmiges Verhältnis von theoretischem Wissen und Umsetzungsfähigkeit.

Zu 7)
- Zeigen sich interessiert an pädagogischen Themen wie z. B. Entwicklungsphasen, Beson-

derheiten bei Pflegekindern, Folgen traumatischer Erfahrungen
- Beschäftigen sich eigenständig mit diesen Themen z. B. über Literatur
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- Zeigen Interesse an pädagogischen Themen über die Pflichtveranstaltungen des BiZ hin-
aus.

Zu 8) 
- Gehen davon aus, dass sie einen Beitrag leisten zur Situation, wie sie ist (ob positiv oder 

negativ).
- Reflektieren das eigene Verhalten in kritischen Situationen und erwarten nicht nur vom Pfle-

gekind Veränderungen.

Zu 9)
- Geben dem Kind Botschaften (verbal und nonverbal), dass es in Ordnung ist.
- Können sich an und mit dem Kind freuen.
- Lassen altersangemessen körperliche Nähe zu und bieten sie an.
- Akzeptieren, wenn das Kind keine körperliche Nähe will oder aushält.
- Geben Anerkennung auch für Dinge, die sie eigentlich selbstverständlich finden.
- Verbringen Zeit mit dem Kind und berücksichtigen dabei seine Bedürfnisse.

Zu 10) 
- Machen dem Kind Beziehungsangebote.
- Gehen in Blickkontakt.
- Spiegeln den nonverbalen Ausdruck des Kindes.
- Bei weinenden / schreienden Säuglingen und Kleinkindern: sind in der Lage zu spiegeln, 

ohne sich zu identifizieren.

Zu 11)
- Lassen das Kind ausreden.
- Fragen es zu seiner Meinung und nehmen diese ernst.
- Erkennen gute Absichten hinter schwierigem Verhalten.
- Bieten Lösungen an, die für das Kind realistisch sind.
- Verzichten auf Erpressungen.
- Gehen Kompromisse ein.
- Halten Konflikte aus, ohne in die Eskalation zu gehen.
- Verzichten auf „mehr desselben“, wenn nicht die gewünschte Wirkung eintritt.

Zu 12)
- Trauen dem Kind etwas zu.
- Machen Entwicklung möglich, bei der Selbstständigkeit entstehen kann.
- Respektieren Rückzugsräume des Kindes.
- Respektieren, wenn das Kind nicht viel erzählen mag.
- Geben Anerkennung, wenn das Kind selbstständiger wird.
- Vermeiden übermäßiges Reglementieren.

Zu 13)
- Sie kennen die Rechte von Kindern und Jugendlichen bzw. zeigen Interesse, sie kennen-

zulernen.
- Sie pflegen eine Familienkultur der Beteiligung.
- Sie unterstützen aktiv die Teilnahme an Kinder- bzw. Jugendaktivitäten, die von PiB angebo-

ten werden. S. Konzeption Partizipation www.pib-bremen.de / Broschüren.

Zu 14)
- Sind in der Lage, mit der Fachberatung offen über die geschlechtliche Entwicklung des Kin-

des zu sprechen.
- Klären das Kind altersangemessen auf (oder sorgen dafür, dass es die Möglichkeit dazu 

bekommt).
- Respektieren geschlechtliche Entwicklungen, auch wenn sie jenseits der eigenen Normvor-

stellungen liegen (z. B. Homosexualität).
- Respektieren Schamgrenzen.
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- Respektieren Distanzwünsche.
- Ermöglichen und respektieren geschützte Räume (z. B. abschließbare Badezimmer türen)
- Bieten sich als Gesprächspartner*in an, in dem sie akzeptierend zuhören.

Zu 15)
- Legen nicht nur eigene Wertvorstellungen zugrunde, sondern können die besondere Situa-

tion des Kindes sehen.
- Können Grenzen aufzeigen und damit einen sicheren Rahmen anbieten.
- Fordern die Respektierung dieser Grenzen ohne das Kind zu „dressieren“.

Zu 16)
- Sind aufmerksam für Entwicklungsdefizite und Auffälligkeiten im Verhalten.
- Sind bereit, Fachleute hinzuzuziehen.
- Kooperieren mit anderen Helfer*innen.
- Halten sich an Hinweise von anderen Helfer*innen.

Zu 17)
- Verzichten konsequent und auch unter Stress auf physische und psychische Gewalt.
- Thematisieren es mit der Fachberatung, wenn ihnen das schwerfällt.
- Sind in der Lage, Alternativen zu entwickeln und zu anzuwenden.
- Vermeiden bei Sanktionen die Gefahr von Re-Traumatisierungen und/oder Entwürdigung 

(Einsperren, Ausschließen, Liebesentzug, „Böse-sein“ über die Nacht hinaus …).

Zu 18)
- Halten sich an vereinbarte Besuchskontakte.
- Halten die Vereinbarungen ein.
- Verhalten sich freundlich gegenüber den leiblichen Eltern.
- Äußern sich wertschätzend über die Herkunftsfamilie.
- Bieten dem Kind die Möglichkeit, sich mit seiner eigenen Biografie zu beschäftigen.
- Nutzen das Erinnerungsbuch.
- Gehen mit Auffälligkeiten des Kindes nach Besuchskontakten angemessen und in unterstüt-

zender Weise um.
- Halten zu den leiblichen Eltern eine angemessene und professionale Distanz.

Zu 19)
- Nehmen an Kursen teil.
- Nehmen an Supervisionsgruppen teil.

Zu 20)
- Offenes Familiensystem (Freunde, Besuche, Verabredungen …).
- Es gibt Menschen, die im Notfall unterstützen können.

Zu 21) 
- Pflegeeltern zeigen sich interessiert an den Gesprächen mit der Fachberatung zum Thema 

Kinderschutz 
- Pflegeeltern kennen mögliche Folgen von Gewalterfahrungen (mit und ohne sexualisier-

ten Hintergrund) und sind in der Lage, reflektiert damit umzugehen. Weitere Info: https://
beauftragte-missbrauch.de/themen/definition/symptome-und-signale.

Zu 22)
- Keine erkennbaren Anzeichen von Alkohol- oder Drogenmissbrauch.

Zu 23)
- S. Literatur zu Entwicklungsphasen.
- Die Entwicklung entspricht dem, was in Bezug zur Vorgeschichte des Kindes und/oder auf-

grund einer vorliegenden Diagnose erwartbar ist.
- Keine besonderen Auffälligkeiten (z. B. Dinge, die sich deutlich und unerwartet verschlech-

tert haben)
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Zu 24)
- Benennen und reflektieren Belastungssituationen.
- Kennen Strategien und Techniken zur Entspannung und Erholung.
- Nehmen sich Freiräume – individuell und/oder als Paar.

Zu 25 + 26)
- Kleidung passt zur Jahreszeit und Temperatur.
- Kleidung ist alters- und situationsgemäß „sauber“.

Zu 27)
- Der gesundheitliche Zustand zeigt im Rahmen bestehender Diagnosen keine Auffälligkeiten 

oder ungewöhnliche Veränderungen.

Zu 28)
- Keine auffälligen Veränderungen im Verhalten, die auf (sexualisierte) Gewalt, Übergriffe, 

Mobbing etc. hinweisen könnten.

Zu 29)
- Geht altersangemessen auf Kontaktangebote der Fachberatung ein.
- Erzählt von sich.
- Zeigt sein Zimmer.
- Geht auf Spielangebote ein oder macht selbst welche.
- Bei Einschränkungen und Behinderungen, die o. g. Beispiele nicht möglich machen: Wirkt 

entspannt.
- Zeigt Freude oder andere individuelle Äußerungen, die auf Wohlbefinden schließen lassen.

Zu 30)
- Berichtet nach seinen Möglichkeiten, was schön ist und was nicht so gut läuft.
- Zeigt angemessenes bzw. erwartbares Bindungsverhalten.
- Bewegt sich sicher und selbstverständlich in der Wohnung.
- S. Punkt 29.

Zu 31)
- Ist im Rahmen seiner individuellen Situation in der Lage, Herausforderungen zu begegnen. 

Dazu kann gehören:
- Konflikte mit anderen Kindern selbst zu lösen
- Auseinandersetzungen mit den Pflegeeltern zu führen.

Zu 32)
- Die Kontakte und Freundschaften des Kindes entsprechen den Erwartungen im Rahmen  
 seiner individuellen Situation. 
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6.  GESTALTUNG DES PROZESSES IM VORFELD DER  
 PFLEGE 
 
In diesem Kapitel werden Vorschläge zum Vermittlungsprozess, zur Anbahnung und zum 
Beginn des Pflegeverhältnisses unterbreitet. Die Gestaltung des Prozesses im Vorfeld der 
Pflege ist insofern ein wichtiger Baustein, als sich hier das Gelingen eines Übergangs in die 
Vollzeitpflege entscheidet. Abbrüche von Pflegeverhältnissen ereignen sich häufig auch auf-
grund einer unzureichend durchgeführten Vermittlung und Anbahnung. 
 
6.1 Der Vermittlungsprozess 
Der Vermittlungsprozess sollte so transparent wie möglich gestaltet werden. Alle Beteilig-
ten sollten immer über das Gesamtgeschehen informiert sein. Die nachfolgende Beschrei-
bung des Vermittlungsprozesses ist in Teilen idealtypisch; nicht immer kann diesem Ide-
al entsprochen werden. Das Ziel sollte aber sein, ihm so nahe wie möglich zu kommen. 
 
6.1.1 Vor der Vermittlung
Kinder und Jugendliche können über unterschiedliche Zugangswege in die Vollzeitpflege nach 
§ 33 SGB VIII gelangen. Sie kommen – oft mit vorangegangenen ambulanten Familienhil-
fen – direkt aus der Herkunftsfamilie, in einigen Fällen direkt aus der Geburtsklinik, aus einer 
stationären Unterbringung, ggf. auch aus einer Mutter-Kind-Einrichtung, gelegentlich auch un-
mittelbar aus einer kinder- und jugendpsychiatrischen Einrichtung. Häufig, insbesondere nach 
einer akuten Kindeswohlgefährdung und einem vorläufigen familiengerichtlichen Beschluss, 
geht der Inpflegegabe eine Unterbringung in einer Bereitschaftspflegefamilie oder eine statio-
näre Notaufnahme voraus. 

Es wird davon ausgegangen, dass in allen Fällen vor der Vermittlung eine Klärung stattgefun-
den hat, die auf Erkenntnisse zur Biografie des Kindes / der/des Jugendlichen, über seine/
ihre sozialen Beziehungen und Erfahrungen, zu psychischen Belastungen und physischen 
Beeinträchtigungen und zu seinen Bindungserfahrungen abhebt. Insofern wird ein diagnosti-
scher Prozess vorausgesetzt, der erst die Basis für eine Vermittlung bietet. Unterbringungsfor-
men im Zuge von Herausnahmen vor der auf Dauer angelegten Vollzeitpflege haben daher in 
der Regel weniger einen pädagogisch-erziehenden als einen diagnostisch-klärenden Auftrag. 
Dies gilt für stationäre Notaufnahmen ebenso wie für die Familiäre Bereitschaftsbetreuung 
bzw. Bereitschaftspflegen. Je besser und sicherer die Erkenntnisse über die zu vermittelnden 
Kinder/Jugendlichen sind, desto passgenauer kann die Pflegefamilie ausgesucht und desto 
besser kann sie vorbereitet werden.102 

Aus dem diagnostisch-klärenden Prozess sollten folgende Informationen an den PKD weiter-
gegeben werden (nachfolgender Katalog kann auch als Checkliste für den ASD verwendet 
werden):103

	Ziele
› Welche Ziele sollen mit der Inpflegegabe erreicht werden?
› Welche zeitliche Perspektive wird verfolgt?

	Prognose (Einschätzungen zur Zielerreichung durch die Eltern)
› Wie verlässlich zeigen sich die Eltern im Kontakt mit dem ASD und welche Erfahrungen 

mit der Kooperation gab es in der Vergangenheit?
› Welche ambulanten und/oder stationären Hilfen wurden bereits versucht – mit welchem 

Erfolg?

102 Siehe dazu Kap. 5.1 „Perspektivklärung“.
103 Siehe auch Kap. 2.2.1 „Kooperationsmodelle“.
 Bei Gebrauch des Kategorienrasters (vgl. Anlage 1 zu Kap. 5) können die dadurch gesammelten Informationen hier genutzt  werden –  

viele der präsentierten Fragen sind darin aufgehoben. Insgesamt spielt bei der Informationsbeschaffung und -aufbereitung der ASD eine nicht un-
erhebliche Rolle.
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› Arbeiten die Eltern aktiv an der Erreichung der Ziele mit?
› Bei Rückkehroption: Was muss sich ändern, damit das Kind / die/der Jugendliche wie-

der bei den Eltern leben kann? 

	Hilfe/Maßnahmen zur Unterstützung der Eltern
› Welche zusätzlichen Hilfen sind zur Unterstützung der Elternfamilie geplant/initiiert?
› Wer wird mit der Begleitung der Eltern beauftragt?

	Kontakte
› Sind persönliche Kontakte („Besuchskontakte“) – unter Beachtung familienrichterlicher 

Vorentscheidungen zur Umgangsregelung – geplant? Wenn ja, wie viele und mit wel-
chem Ziel?

› Durch wen sollen sie begleitet werden?

	Haltung der Eltern und Anlass der Fremdplatzierung
› Wie schildern die Eltern den Hilfebedarf?
› Welche Wünsche/Befürchtungen verbinden sie mit der Inpflegegabe?
› Aus welchem Anlass wurden die Eltern dem Jugendamt bekannt und was waren die 

Hintergründe?

	Biografie des Kindes / der/des Jugendlichen
› Gibt es wichtige Ereignisse im Leben des Kindes / der/des Jugendlichen (z. B. Lebens-

ortwech sel, Verlust von Bezugspersonen, traumatische Situationen)?
› Welche Leistungen wurden in der Vergangenheit für das Kind / die/den Jugendliche(n) 

erbracht (z. B. Frühförderung, Integrationshilfen, Schulpsychologische Dienste) und 
welche Fremdbetreuungsmaßnahmen gab es bislang (z. B. Tagespflege, Kita, frühere 
Inobhutnahmen)? Wie wurden diese Hilfen vom Kind angenommen und bewertet?

› Liegen Untersuchungsberichte/Diagnosen zum Kind (mit welchem Inhalt) vor?

	Beschreibung des Kindes / der/des Jugendlichen
› Wie ist das Erscheinungsbild des Kindes?
› Wie ist sein Sozialverhalten?
› Gibt es schulische Besonderheiten, Besonderheiten in der vorschulischen Betreuung?
› Wie ist sein Entwicklungsstand (körperlich, geistig, emotional, sozial, motorisch, sprach-

lich etc.)?
› Welche Wünsche werden vom Kind / der/dem Jugendlichen geäußert? Welche Ängste 

vor einer Inpflegegabe / Trennung von den Eltern hat es artikuliert?
› Was sind seine Stärken?

	Bindung und soziale Bezüge
› Welche Bindung besteht zwischen den Eltern und dem Kind und welche Qualität hat sie 

(sicher, ambivalent, unsicher, abweisend etc.)?
› Gibt es noch weitere Bindungen des Kindes an andere Personen innerhalb der Familie 

(z. B. früherer Partner der Mutter, Geschwister, Verwandte)? Wie bedeutsam sind sie 
für die weitere Entwicklung des Kindes / der/des Jugendlichen?

› Gibt es weitere bedeutsame Bindungen des Kindes an Personen außerhalb der Familie 
(Freundinnen/Freunde, Lehrerinnen/Lehrer)?

	Einschätzungen
› Wie schnell muss eine Entscheidung getroffen werden?
› Welche spezifischen Anforderungen werden an eine Pflegestelle für dieses spezielle 

Kind gestellt?
› Gibt es weitere Absprachen (mit Institutionen oder den Eltern)?
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	Rechtslage
› Gibt es familiengerichtliche Beschlüsse?
› Liegt ein Hilfeantrag vor?
› Wer hat das Sorgerecht?

	Zu ergreifende (Sofort-)Maßnahmen
› Ist eine medizinische Abklärung notwendig?
› Sind bestimmte Fördermaßnahmen/Therapien fortzuführen oder zu initiieren?
› Welche Entscheidungen sind hinsichtlich Kita/Schule zu treffen?

Aufgrund dieser Informationen ist zu entscheiden, um welche Form der Vollzeitpflege es sich 
handeln soll, Allgemeine Vollzeitpflege, Sozialpädagogische Vollzeitpflege oder Sonderpäd-
agogische Vollzeitpflege, und in welchem Setting sie durchgeführt werden soll (Fremdpflege, 
Verwandtenpflege, Netzwerkpflege). 
 
6.1.2 Allgemeine Kriterien der Vermittlung
Die Vermittlungsvorbereitung wie auch die weitere Anbahnung und der Beginn des Pflegever-
hältnisses sind als Prozess zu betrachten, der an vielen Stellen unterschiedliche Entscheidun-
gen verlangt. Wenn hier ein bestimmtes Vorgehen vorgeschlagen wird, so bedeutet das nicht, 
dass nicht auch andere Vorgehensweisen möglich sind. Die Wahl des Vorgehens bemisst sich 
immer an den spezifischen Notwendigkeiten und Bedürfnissen des Kindes / der/des Jugend-
lichen.

Der Vermittlungsprozess ist auf das Finden der „richtigen“ Pflegeeltern für das Kind / die/ den 
Jugendliche(n) konzentriert. In ihn fließen die Informationen und die Erkenntnisse aus der 
Anamnese/Diagnose ein. Der Vermittlungsprozess endet mit Beginn der Inpflegegabe.

a) Pflegekind: Über das Pflegekind liegen über den Anamneseprozess vielfältige Informa-
tionen vor, die eine Beurteilung des erzieherischen Bedarfs zulassen. Der PKD sucht auf der 
Basis dieser Informationen das Pflegekind an seinem aktuellen Unterbringungsort auf, lernt es 
kennen und erläutert die Aufgabe des PKD, eine verlässliche Unterbringung auf längere Zeit 
zu suchen. Es muss dabei auch deutlich werden, dass die Wünsche des Kindes Berücksich-
tigung finden, es z. B. nicht nur möglich, sondern auch notwendig ist, in Fällen, in denen das 
Vertrauen in die zukünftigen Pflegeeltern nicht gegeben ist, ein deutliches „Nein“ zu sagen. 
Alters- und problemabhängig ist dem Kind zu erklären, was in der Folgezeit geschieht, z. B. 
wie nach einer geeigneten Familie für das Kind gesucht wird und wie der Kontakt zu seinen 
Eltern gehalten wird, wobei auch die beteiligten Personen zu benennen sind. Von Bedeutung 
ist es, dem Kind zu verdeutlichen, was ihm bei einer Inpflegegabe erhalten bleibt und was sich 
künftig verändern wird. Eingegangen werden sollte dabei auf

	die Kontakte zu den bisherigen Bezugspersonen,
	den Besuch von Kindergarten und Schule,
	die Weiterführung von begonnenen Therapien.
 
b) Eltern: Die Herkunftseltern sind – soweit vorhanden/erreichbar und keine Gründe für ei-
nen (vorübergehenden) Ausschluss vorliegen – von Beginn an in den Vermittlungsprozess 
einzubeziehen. Entsprechend muss der PKD die Herkunftseltern möglichst frühzeitig kennen 
lernen. Es wird empfohlen, hiermit bereits im Zuge der Herausnahme des Kindes zu beginnen, 
soweit der PKD schon zu diesem Zeitpunkt vom ASD hinzugezogen wurde (vgl. Kap. 2.1.2). 
Das Kennenlernen dient dem Aufbau eines Vertrauensverhältnisses sowie der Information 
der Herkunftsfamilie über die Aufgaben des PKD. Ziel muss es sein, in weiteren Kontakten 
eine gemeinsame, tragfähige Position zum Wohl des Kindes zu erarbeiten. Wichtige Elemen-
te sind dabei ein ehrlicher Umgang mit den Eltern, das Schaffen von Transparenz bezüglich 
der eigenen Vorgehensweise und die klare Benennung der Ziele bzw. der Verfahren zu ihrer 
Erarbeitung. Die Herkunftseltern sind darüber aufzuklären, dass ihr Kind während der Inpfle-
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gegabe Bindungen an die Pflegeeltern aufbauen und dass dies Auswirkungen auf die Bezie-
hung des Kindes zu ihnen haben wird. Ebenso muss über die Möglichkeit und die Bedingung 
einer Rückführung gesprochen werden bzw. verdeutlicht werden, dass aus zu benennenden 
Gründen eine Rückführung eher unwahrscheinlich (oder ausgeschlossen) ist. Unrealistische 
Hoffnungen dürfen nicht geweckt werden.

Je besser die Herkunftseltern das Pflegeverhältnis unterstützen und Einsicht in die Notwendig-
keit dieser Hilfe zeigen, desto eher sind die Pflegekinder in der Lage, die neue Situation anzu-
nehmen und Perspektiven für sich zu entwickeln. Ziel bei einer auf Dauer angelegten Pflege 
sollte die „Freigabe“ der Kinder durch die Herkunftsfamilie sein bzw. die temporäre „Freigabe“ 
bei Aufrechterhaltung der Rückkehroption. 

Soweit es keine grundsätzlichen Bedenken gibt, sollten die Herkunftseltern die künftigen Pfle-
geeltern und den Vormund treffen, bevor ein Kontakt zwischen den Bewerberinnen/ Bewer-
bern und dem Kind stattgefunden hat. Das Treffen muss von PKD und ASD begleitet werden 
und sollte an einem neutralen Ort stattfinden. Hier können in Anwesenheit und unter der Mo-
deration des PKD bzw. des ASD wichtige Fragen geklärt, gegenseitige Erwartungen formuliert, 
Wünsche artikuliert, Befürchtungen ausgeräumt und weitere Kontakte vereinbart werden. Es 
geht auch hier um den Aufbau von Vertrauen und den Abbau von Ängsten durch maximale 
Transparenz.

c) Pflegeeltern: Auf der Basis der Informationen über das Kind sind die Pflegeeltern auszu-
wählen bzw. entsprechende Pflegeeltern zu suchen und zu überprüfen, soweit im „Bestand“ 
keine passenden Bewerberinnen und Bewerber vorhanden sind. Im Anschluss daran sind die 
zukünftigen Pflegeeltern über das Kind, seinen Hintergrund und die Herkunftseltern zu infor-
mieren. Diese Informationen sollten so ausführlich sein, dass sie den Pflegeeltern eine reali-
stische Einschätzung darüber erlauben, was auf sie zukommt und welche Konsequenzen die 
Aufnahme des Kindes für sie und andere Familienmitglieder, insbesondere auch die eigenen 
Kinder, haben kann. Die Informationen sollten beinhalten:

	die Gründe der Inpflegegabe,
	die Biografie des Kindes, insbesondere erlebte Beziehungsabbrüche,
	die häuslichen Verhältnisse,
	die Geschwister des Kindes, ggf. ihr Lebensort,
	Verhaltensbesonderheiten des Kindes und mit ihnen verbundene Anforderungen an die 

Pflegefamilie,
	die Ergebnisse des anamnestischen/diagnostischen Prozesses,
	die Qualität der Bindungen an die Herkunftsfamilie oder andere Bezugspersonen und Ge-

schwister,
	die rechtliche Situation des Kindes/ der/des Jugendlichen,
	Wünsche der Bezugspersonen und des Kindes / der/des Jugendlichen bezüglich der Aus-

gestaltung der Dauerpflege,
	die voraussichtliche Perspektive des Pflegeverhältnisse. 

Die Pflegefamilie sollte Zeit zur ersten vorläufigen Entscheidung bekommen. Möglicherweise 
ist hier noch Unterstützungsarbeit seitens des PKD zu leisten. Kommt die zukünftige Pflege-
familie zu einer positiven Entscheidung, kann ein (oder können mehrere) Treffen mit der Her-
kunftsfamilie stattfinden (s. o.). Bei der Perspektive der Wahrnehmung von Umgangsrechten 
ist es von großer Bedeutung, dass eine gegenseitige Akzeptanz zwischen Pflegeeltern und 
Herkunftseltern geschaffen werden kann, um Belastungen durch ungeklärte Vorbehalte zu 
vermeiden und den Erfolg der Hilfe für das Kind nicht zu gefährden. Haben die Pflegeeltern 
massive Vorbehalte gegen die vorgesehenen persönlichen Kontakte der Eltern zum Kind, soll-
te von der Vermittlung des Kindes in diese Familie Abstand genommen werden. 

Es muss der Pflegefamilie verdeutlicht werden, dass eine negative Entscheidung zu jedem 
Zeitpunkt möglich ist und nicht zu einer Benachteiligung für eine andere Inpflegegabe führt. 
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Vielmehr muss deutlich werden, dass es für das Pflegeverhältnis wesentlich besser ist, früh-
zeitig etwaige Befürchtungen zu äußern als das Verhältnis mit einem unguten Gefühl zu be-
ginnen.

6.2 Die Anbahnung des Pflegeverhältnisses
Zu den Besonderheiten von Pflegeverhältnissen gehört, dass über sie eine enge persönliche, 
in vielen Fällen langjährige Beziehung zwischen sich zunächst fremden Kindern und Pflegeel-
tern konstituiert werden. Gerade hierin liegen besondere Chancen für die (Nach-) Entwicklung 
von Kindern. Umso wichtiger ist es, den Annäherungsprozess von Pflegekindern an die Pfle-
gefamilie sorgfältig zu planen und zu begleiten und prozesshaft zu gestalten.

a) Zweck der Anbahnung
Nachdem viele Informationen gesammelt und erste Gespräche geführt wurden, dient der An-
bahnungsprozess dazu, die getroffenen Vorentscheidungen zu bestätigen oder zu widerru-
fen. Dieser Prozess benötigt Zeit. Erst wenn alle Beteiligten davon überzeugt sind, dass der 
eingeschlagene Weg der richtige ist, kann ein Übergang in die Pflegefamilie stattfinden. Das 
heißt, die Kinder müssen bereit sein, sich auf die Pflegefamilie einzulassen, die Pflegeeltern 
müssen bereit sein, das Kind so anzunehmen, wie es ist, die Herkunftseltern sollten der Pflege 
zugestimmt haben und die Pflegefamilie jedenfalls grundsätzlich akzeptieren, und die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des PKD sollten den Eindruck gewonnen haben, dass mit dieser 
Entscheidung dem individuellen Wohl des Kindes am besten gedient ist. Die Anbahnung ist in-
soweit eine Prüfungs- und Kennenlernzeit mit offenem Ausgang. Wichtigste Aufgabe des PKD 
ist es, Voraussetzungen für einen ehrlichen Umgang der beteiligten Personen zu schaffen und 
die Möglichkeiten hinsichtlich wechselseitiger Kooperation und eines gelingenden Zusammen-
lebens von Kind und Pflegeeltern zu erkunden.

b) Erster Kontakt zwischen Kind/Jugendlicher/Jugendlichem und den Pflegeeltern
Nachdem die zukünftigen Pflegeeltern die Herkunftseltern kennen gelernt haben und über 
viele Informationen über das Pflegekind verfügen, kommt es zu einem ersten Kontakt zum 
Pflegekind.

Auch wenn in bestimmten Fällen immer von einer Regel abgewichen werden kann, so hat 
sich in der Fachdiskussion die Meinung herausgebildet, dass die ersten Treffen zwischen dem 
Kind und den zukünftigen Pflegeeltern auf neutralem Boden stattfinden sollten. Dies kann 
ein Spielzimmer in einer Institution sein, es kann aber auch während eines Spazierganges 
geschehen oder im Rahmen eines gemeinsamen Besuchs einer Veranstaltung oder eines 
Ortes (z. B. Zoo, Spielplatz). Es wird von Praktikerinnen und Praktikern auch befürwortet, den 
ersten Kontakt – in Abhängigkeit von Alter und Entwicklungsstand des Kindes – nicht als Kon-
taktaufnahme zu den zukünftigen Pflegeeltern erscheinen zu lassen, sondern es als „zufällige“ 
Begegnung zu organisieren (aber Vorsicht: Kinder haben „feine Antennen“). Dadurch soll der 
Druck auf alle Seiten vermieden werden. Wo immer und wie immer der Kontakt zustande 
kommt, auf jeden Fall muss die Fachkraft des PKD, die das Kind bereits kennt, bei der Begeg-
nung anwesend sein.

c) Ausdehnung der Besuche bei den Pflegeeltern
Nach den ersten Kontakten ist eine Ausdehnung der Besuche sinnvoll. Hier sind gemeinsam 
verbrachte Wochenenden und/oder erste Übernachtungen in der Pflegefamilie sinnvoll. Ins-
besondere müssen dabei auch Reaktionen weiterer Familienmitglieder durch den PKD beob-
achtet werden. Noch in der Familie lebende Kinder oder andere Personen müssen ebenso 
ihr Einverständnis zur Aufnahme des Kindes geben wie die Pflegeeltern selbst. Entsprechend 
intensiv sollte dieser Prozess der Annäherung vom PKD begleitet werden.
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d) Entscheidungsfindung aufseiten der Pflegeeltern
Die ersten Besuche des Pflegekindes in der Pflegefamilie sollten Rückkoppelungsschleifen 
enthalten, in denen eine Reflexion möglich ist und eine tragfähige Entscheidung erarbeitet 
werden kann. Insbesondere sollten die zukünftigen Pflegeeltern sich über ihre Gefühle zum 
Kind sowie über die Konsequenzen der Aufnahme für die familiäre Dynamik klar werden. In 
der Diskussion zwischen Pflegeeltern und PKD kann die Beantwortung folgender Fragen 
durch die Pflegeeltern für die Entscheidungsfindung hilfreich sein:

	Wie sind die Gespräche und Kontakte verlaufen?
	Wie reagieren die in der Pflegefamilie lebenden Kinder?
	Welche Vorstellungen haben die Pflegeeltern hinsichtlich des Beziehungsaufbaus?
	Welche Gefühle haben sie dem Kind gegenüber?
	Wie kommen sie mit dem Kind zurecht? Welche Verhaltensweisen des Kindes irritieren 

sie?
	Wie sind die ersten Reaktionen der Verwandten und Nachbarn auf das Kind?
	Welche Hilfen wünschen und erwarten sie?
	Zu welchen Themen besteht noch weiterer Informationsbedarf?
 
Die Antworten auf diese Fragen haben nicht nur Bedeutung für die Entscheidungsfindung der 
Pflegeeltern, sie besitzen ebenso Gewicht für die Bewertung der Inpflegegabe durch den PKD. 

e) Einbeziehen der Herkunftsfamilie
Die Herkunftseltern sollten in den Prozess der Anbahnung einbezogen sein – soweit dies 
wegen besonderer Gründe nicht auszuschließen ist. Je nach Kooperationsbereitschaft kann 
die Einbeziehung durch Weitergabe von Informationen erfolgen oder durch direkte Teilhabe in 
Form von Kontakten zwischen Herkunfts- und Pflegefamilie. Wo immer möglich, sind direkte 
Kontakte von Pflegepersonen und der Herkunftsfamilie als eine wichtige vertrauensbildende 
Maßnahme anzustreben. In diesem Zusammenhang sind auch die Art und der Umfang von 
Umgangskontakten zu thematisieren und zwischen den beiden Familien abzusprechen.

f) Entscheidungsfindung aufseiten des Pflegekindes
Ebenso wie die Pflegefamilie muss auch das Pflegekind für sich eine Entscheidung treffen 
dürfen. Auch wenn der Einbezug des Kindes vom Alter und Entwicklungsstand abhängig ist, 
so ist hierauf großen Wert zu legen. Dem Kind muss verdeutlicht werden, dass es „nein“ sagen 
kann und die Ablehnung der Pflegeeltern kein Drama, sondern ein durchaus nachvollziehbarer 
Vorgang ist. Allerdings sollte der PKD auch darauf achten, dass eine Entscheidung des Kindes 
nicht zu spontan erfolgt und die notwendige Zeit zum Kennenlernen zur Verfügung steht.

g) Transparenz nach allen Seiten, Vermeidung von Brüchen
In der Anbahnungsphase ist es wichtig, so viel Transparenz wie möglich herzustellen. Dies 
bezieht sich auf die Pflegefamilie ebenso wie auf die Herkunftsfamilie und das Pflegekind. 
Zu jedem Zeitpunkt sollten alle Beteiligten über den aktuellen „Stand der Dinge“ informiert 
sein. Dabei sollten auch unangenehme Themen nicht ausgeklammert oder beschönigend 
dargestellt werden. Dies gilt für die Folgen der „Verabschiedung“ des Kindes auf der Seite 
der Herkunftsfamilie wie auch für die mögliche Offenhaltung einer Rückkehr option aufseiten 
der Pflegefamilie. Nur bei maximaler Transparenz kann späteren Enttäuschungen vorgebeugt 
werden.

Inwieweit für die Begleitung der Herkunftsfamilie der ASD oder ein freier Träger einbezogen 
werden kann und soll, ist jugendamtsspezifisch zu klären. Dies kann über Kooperationsverein-
barungen zwischen den Sachgebieten geregelt werden (vgl. Kap. 2.1.2).
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Der Prozess der Anbahnung sollte von dem Gedanken des Vermeidens von Brüchen, d. h. 
von vielen Wechseln, geleitet sein. Unter dieser Perspektive gilt es nicht nur, die Anbahnung 
sorgfältig vorzubereiten und zu begleiten, sondern auch, sie abzubre chen, wenn die Lösung 
nicht als wirklich tragfähig empfunden wird. Eine frühzeitige Entscheidung gegen die Inpflege-
gabe ist für alle Seiten weniger schmerzhaft als die spätere Herausnahme des Kindes aus der 
Familie, weil es doch nicht „geklappt“ hat.

h) Verwandtenpflege/Netzwerkpflege
Für den Bereich der Verwandtenpflege haben die oben genannten Hinweise häufig keine Be-
deutung. Das Kind kennt die zukünftigen Verwandtenpflegeeltern, sodass hier das Kennenler-
nen entfällt. In diesem Bereich ist es in der Anfangsphase des Pflegeverhältnisses entschei-
dender, die Kooperationsbereitschaft der Verwandten mit dem PKD zu eruieren und besonde-
re Hilfebedarfe für das Kind bzw. Unterstützungsnotwendigkeit für die zukünftige Pflegefamilie 
zu erkunden. 

Für die Netzwerkpflege kann der Bekanntheitsgrad sehr unterschiedlich sein, sodass ggf. die-
se Pflege wie eine Fremdpflege zu behandeln ist.

i) Vollzeitpflege für unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche
Von zentraler Bedeutung für eine gute Anbahnung und für den weiteren Verlauf der Unterbrin-
gung ist eine möglichst gute Vorbereitung der Kinder und Jugendlichen und der Gastfamilien 
im Vorfeld. Hier ist besonders auf die Entwicklung der Sprachkompetenz und die Vermittlung 
von Informationen über westliche kulturelle Gegebenheiten, Verhaltensweisen, Essgewohn-
heiten und die Säkularität des Staates zu achten.

Auch wenn für die Anbahnungszeit in der Regel nicht so viel Zeit zur Verfügung steht, ist 
es unbedingt notwendig, ein gutes Kennenlernen von Pflegefamilie und Kind/Jugendlicher/
Jugendli chem zu organisieren. Es sollte von vier bis sechs Wochen ausgegangen werden, in 
denen beide „Parteien“ Informationen voneinander sammeln.

Häufig gibt es ein Informationsdefizit, da man nicht viele Informationen über das Kind / die/
den Jugendliche(n) hat. Hier sollte entsprechendes Wissen, z. B. in der Akutversorgung bzw. 
Erstaufnahmestelle, gesammelt werden. Dies kann über einen Profilbogen in Form einer Kurz-
zusammenfassung erfolgen.

Da die Kinder/Jugendlichen noch leibliche Eltern haben, die aber häufig noch im Herkunfts-
land oder bereits auf der Flucht sind, ist es für die Minderjährigen nicht leicht, sich nun einer 
anderen Familie anzuschließen. In der Regel besteht eine Kommunikation mit den Eltern über 
Handy, soziale Medien oder Skype, und es ist von Vorteil, wenn von den Kindern/Jugendlichen 
um die Erlaubnis zur Unterbringung in einer für sie fremden Familie nachgefragt wird. Die Er-
teilung der Erlaubnis durch die Eltern begünstigt die Aufnahme und den weiteren Verlauf des 
Pflegeverhältnisses.

6.3 Der Beginn des Pflegeverhältnisses
Auch der Gestaltung der Eingangsphase eines Pflegeverhältnisses kommt eine große Be-
deutung zu. In ihr werden nicht nur die Weichen für eine gelingende Integration des Kindes in 
seine Pflegefamilie gestellt, sondern auch Weichen für die Kooperation zwischen Herkunftsfa-
milie und Pflegefamilie und nicht zuletzt auch für die Zusammenarbeit der Beteiligten mit dem 
Pflegekinderdienst. 
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a) Zeitpunkt des Wechsels
Ist die Anbahnungsphase abgeschlossen, kann der Übergang vollzogen werden. Dabei sind 
alle Personen über den Termin zu informieren. Es ist sicherzustellen, dass den Pflegeeltern 
alle erforderlichen Unterlagen ausgehändigt werden (Ausweise, Untersuchungsheft, Versiche-
rungskarte, Vollmachten etc.).

Das Kind sollte von einer vertrauten Person in die Pflegefamilie begleitet werden. Auch sollte 
das Kind Zeit haben, sich von der alten Umgebung (Gruppe im Heim, Bereitschaftspflegeel-
tern usw.) zu verabschieden.

b) Hilfeplan
Im Vorfeld der Inpflegegabe wird vom ASD in Zusammenarbeit mit dem PKD und weiteren be-
teiligten Personen der Hilfeplan erstellt. Er legt fest, welche Ziele mit der Hilfe erreicht werden 
sollen. Der Hilfeplan muss vor Beginn der Hilfe formal übergeben werden, da nun die Arbeit an 
den vereinbarten Zielen beginnt. Da aber eine weitergehende Konkretisierung der Ausgestal-
tung der Hilfe erst nach einer gewissen Zeit des Aufenthaltes des Kindes in der Pflegefamilie 
vorgenommen werden kann, sollte es auch möglich sein, den ersten vollständigen Hilfeplan 
nach etwa einem Vierteljahr vorzulegen (vgl. auch Kap. 5.2). 

c) Begleitung und Beratung in den ersten Monaten
Der Gestaltung der ersten Phase des Pflegeverhältnisses kommt eine hohe Bedeutung für 
den weiteren Verlauf zu. Die Pflegeeltern und die weiteren in der Pflegefamilie lebenden Per-
sonen werden erstmals mit den konkreten Alltagsproblemen konfrontiert. Vielfach erleben die 
Pflegeeltern erst jetzt das Kind, „wie es ist“, werden mit nicht erwarteten Verhaltensbesonder-
heiten des Kindes konfrontiert und erleben erst jetzt, dass die Familiendynamik in höherem 
Maße als erwartet von der Aufnahme des Kindes beeinflusst wird. Auch für die Pflegekinder 
ist mit dem Wechsel in eine zunächst noch fremde Familie eine hohe Belastung verbunden. 
Die Auseinandersetzung mit der Inpflegegabe, mit Ambivalenzen und Schuldgefühlen, aber 
auch die Notwendigkeit, in der Pflegefamilie erst einen eigenen Ort zu finden, ist belastend 
und anstrengend. Und schließlich: Für die Herkunftsfamilie verdeutlichen sich die sozialen und 
psychologischen Konsequenzen der „Abgabe“ häufig erst jetzt.

Alle Beteiligten bedürfen in der ersten Phase des Pflegeverhältnisses darum einer verläs-
slichen Beratung und Unterstützung. Mit den Pflegeeltern und den weiteren Mitgliedern der 
Pflegefamilie sollte ein intensiver Kontakt gehalten werden, wobei der Erreichbarkeit des be-
treuenden Dienstes eine hohe Bedeutung zukommt. Für ältere Kinder und Jugendliche in der 
Pflegefamilie sollte die Möglichkeit geschaffen werden, sich unabhängig von der Zustimmung 
der Pflegeeltern beraten zu lassen. Für die Herkunftsfamilie empfiehlt sich, ihr eine Fachkraft/
Institution zu benennen, mit der Sorgen und Beschwerden reflektiert werden können (hinsicht-
lich der Aufteilung der Arbeiten in und mit der Herkunftsfamilie kann eine Kooperation mit dem 
ASD geschlossen werden, vgl. Kap. 2.1.2).). Sowohl Pflegeeltern als auch Eltern haben einen 
Rechtsanspruch auf Beratung und Unterstützung (§ 37a und § 37 Abs. 1 SGB VIII).

Neben den Problemen in der Pflege- und der Herkunftsfamilie können auch Reaktionen in der 
für das Kind bedeutenden Umwelt auftreten. Vor allem Nachbarschaften, Kindertagesstätten 
und Schulen bedürfen einer besonderen Aufmerksamkeit, um einer sich ggf. einschleifenden 
Ausgrenzung und Isolation des Kindes vorzubeugen.

Diese Phase ist mit einer erheblichen zeitlichen Belastung der zuständigen Fachkraft im PKD 
verbunden. Dies ist bei einer Fallbemessung zu berücksichtigen (vgl. Kap. 4.3).

d) Kontakte der Herkunftsfamilie zum Kind in der ersten Zeit
Ob es einen persönlichen Kontakt der Herkunftsfamilie zum Kind in der ersten Zeit in der neu-
en Pflegefamilie geben soll oder nicht, wird fachlich kontrovers diskutiert. Es wird hier davon 
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ausgegangen, dass es keinen Automatismus in der einen oder anderen Richtung geben darf. 
Vielmehr müssen die Erfordernisse des Einzelfalls die Frage nach persönlichen Kontakten lei-
ten. Dies trifft auch auf die Art und den Ort der Kontakte zu, wenn die Bewertung der Situation 
zu einer grundsätzlichen Entscheidung zur Einrichtung von Kontakten geführt hat. Ein persön-
licher Kontakt („Besuchskontakt“) sollte immer dann ermöglicht werden, wenn keine Tatsachen 
dagegensprechen. Letztlich entscheidet rechtlich die Person, der das Umgangsbestimmungs-
recht als Teil des Personensorgerechts zusteht, ggf. das Familiengericht.

e) Weitere diagnostische Abklärungen
Es ist wahrscheinlich, dass sich in der ersten Phase der Fremdplatzierung noch weitere Hilf-
ebedarfe für das Pflegekind herauskristallisieren, die auch in der Hilfeplanung noch nicht er-
kennbar waren (siehe auch Kapitel 5.2). Um Verfestigungen und Enttäuschungsreaktionen 
von Pflegeeltern zu vermeiden, sollten möglichst zeitnah notwendige diagnostische Abklä-
rungen vorgenommen und bei Bedarf medizinische, pädagogische und therapeutische För-
dermaßnahmen eingeleitet werden. Dazu kann die Einbindung außenstehender Stellen 
(Kinderärztinnen/-ärzte, Psychologinnen/Psychologen etc.) notwendig sein. Für die Pflegeel-
tern ist auch die Möglichkeit einer Supervision vorzusehen.
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7.  GESTALTUNG DES HILFEPROZESSES IN DER  
 BEGLEITUNG DES PFLEGEVERHÄLTNISSES

Unabhängig davon, ob ein Pflegeverhältnis auf einen befristeten Zeitraum oder auf Dauer 
angelegt ist, und (relativ) unabhängig davon, um welche Pflegeform es sich handelt, bedürfen 
alle an einem Pflegeverhältnis Beteiligten der fachlichen Beratung und der Unterstützung. 
Hiernach verlangt der besondere Charakter von Pflegeverhältnissen als „künstlich“ geschaf-
fenes und damit auch immer besonders störungsanfälliges Arrangement zwischen Personen 
mit einem unterschiedlichen sozialen und biografischen Hintergrund und häufig nicht dek-
kungsgleichen gegenseitigen Erwartungen. Das Gesamt von Beratungs- und Unterstützungs-
aufgaben sollte deshalb darauf gerichtet sein, allen Beteiligten unter Berücksichtigung von 
Wechselwirkungen eine gelingende Anpassung an die Situation zu ermöglichen. Pflegekin-
derdienste sollten also immer das gesamte Arrangement in den Blick nehmen, was aber auch 
voraussetzt, die Bedürfnisse, Kompetenzen, Entwicklungsbedarfe, Stärken und Schwächen 
der einzelnen Beteiligten zu würdigen. Dem entspricht der Aufbau dieses Kapitels, indem es 
einerseits den Beratungs- und Unterstützungsbedarf für Pflegekinder, Eltern und Pflegeeltern 
gesondert diskutiert, zum anderen aber auch immer die Wechselwirkungen zwischen den Be-
teiligten berücksichtigt. 

7.1 Die Arbeit mit dem Pflegekind
Die Arbeit mit dem Pflegekind war in der Praxis der Pflegekinderdienste häufig ein vernachläs-
sigter Arbeitsbereich. Wesentliche Gründe hierfür sind:

	Pflegekinder treten den Fachkräften in spezifischen Situationen als Einzelperson gegen-
über. Man begegnet ihnen in der Regel bei Hausbesuchen, in der Vorbereitung zur Vermitt-
lung und ggf. bei besonderen Ereignissen wie Sommerfesten, und hier als Teil der Pflege-
familie. In solchen Situationen lässt sich keine eigenständige Beziehung zum Pflegekind 
aufbauen.

	Pflegekinder werden auch konzeptionell primär als Teil der Pflegefamilie wahrgenommen; 
nicht ohne Recht wird die Erziehung des Pflegekindes als Aufgabe der Pflegeeltern be-
trachtet. Die Beratung der Pflegeeltern wird deshalb als indirekter Beitrag zur Sicherung 
einer problemangemessenen Erziehung des Kindes betrachtet.

	Auch Pflegekinder betrachten die Fachkräfte des Jugendamtes – die fallverantwortlichen 
Fachkräfte im ASD, die Fachkräfte des Pflegekinderdienstes und ggf. eine Amtsvormundin 
/ einen Amtsvormund bzw. eine Amtspflegerin / einen Amtspfleger – nicht als bedeutsam 
für ihre Anliegen. Wünsche an das Jugendhilfesystem werden an die Pflegepersonen zur 
Weiterleitung an die Fachkräfte delegiert.

a) Zur Notwendigkeit einer eigenständigen Arbeit mit dem Pflegekind

	Unabhängig davon, wie gut ein Pflegekind (bereits) in seine Pflegefamilie integriert ist: 
Pflegekinder nehmen aus strukturellen Gründen immer eine Sonderrolle in der Familie 
ein.104

	Sie sind Familienmitglieder, denen jederzeit „gekündigt“ werden kann, die die Zugehörig-
keit zu dieser Familie selbst aufkündigen können oder denen Dritte die Berechtigung zum 
Verbleib in der Familie absprechen können.

	Pflegekinder wissen davon, dass die Pflegeeltern für ihre Betreuung Geld bekommen und 
dass sie bzw. die Pflegeeltern im besonderen Blickpunkt des Jugendamtes sind.

104  Durch die Neufassung des § 37 SGB VIII über das KJSG ist diesem Bereich nun mehr Aufmerksamkeit zu widmen.
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	Pflegekinder haben ein feines Gespür dafür, dass ihre Rolle in der Familie eine andere ist 
als die der eigenen Kinder der Familie und dass die Pflegeeltern sich im Zweifelsfall für die 
eigenen Kinder entscheiden werden.

	Pflegekinder haben zwei Familien. Sie wissen oder ahnen zumindest, dass die Herkunfts-
familie mit ihrer Biografie eng verbunden ist und eines Tages wieder bedeutsam für sie 
sein wird. Sie haben die Möglichkeit, ihre beiden Familien zu vergleichen und ggf. gegen-
einander „auszuspielen“. In vielen Fällen erleben sie die zwischen den beiden Familien 
bestehenden Spannungen.

	Pflegekinder werden von der Umwelt – Klassenkameradinnen/-kameraden, Lehrerinnen/
Lehrern, Nachbarinnen/Nachbarn, den Verwandten der Pflegefamilie – als das wahrge-
nommen, was sie tatsächlich sind, eben als Pflegekind, als Kind „ohne richtige Eltern“. 
Auch da, wo sie dies zu verheimlichen suchen, kann die Täuschung jederzeit „auffliegen“. 
Sie sind in der Sprache der Stigma-Theorie „diskreditierbar“.

Mit dem Wissen um diese Besonderheiten müssen sowohl die Pflegekinder als auch die An-
gehörigen der Pflegefamilie umgehen. Dies ist nicht immer spannungsfrei zu haben. Pflege-
kinder können sich in einem Loyalitätskonflikt den Pflegeeltern gegenüber befinden, was be-
deutet, dass bestimmte Problembereiche ihnen gegenüber nicht kommunizierbar sind. Auch 
Pflegeeltern können sich vor Situationen, Gedanken und Gefühle gestellt sehen, die offene 
Kommunikation unmöglich oder jedenfalls besonders schwer machen: die Unzufriedenheit mit 
der Entwicklung des Kindes, enttäuschte Erwartungen, Gedanken über die Beendigung des 
Pflegeverhältnisses, Spannungen zu den Eltern des Kindes usw. Eine Problemlösung über die 
Pflegeeltern ist in solchen Situationen nicht möglich. Um Nicht-Kommunizierbares kommuni-
zierbar zu machen, bedarf es einer eigenständigen Arbeit mit dem Pflegekind.

b) Themenbereiche in der Arbeit mit Pflegekindern
Die für die Arbeit mit dem Pflegekind relevanten Themenbereiche ergeben sich aus diesen 
Besonderheiten. Es geht um ...

... die Auseinandersetzung mit dem Status „Pflegekind“ und die sich aus ihm ergebenden 
Konsequenzen für Interaktion, Selbstbild und Identitätsbildung,

... die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit und ihre Integration in das Selbstbild, um 
die Verknüpfung mit der Gegenwart und die Bewahrung von Kontinuität auch in die Zukunft 
hinein,

... die Bearbeitung von Loyalitätskonflikten und die Entwicklung eines geklärten Verhältnisses 
zu den „zwei Familien“, 

... die Auseinandersetzung mit Alltagsproblemen, mit akuten Konflikten, Ambivalenzen, und 
Zukunftsängsten,

… die aktive Teilhabe an der Durchführung der Hilfe (z. B. Einbeziehung in die Hilfeplanung 
und die Aufstellung von Schutzkonzepten).

c) Zugangswege zum Pflegekind und methodische Anregungen 
Zugangswege zum Pflegekind eröffnen sich über „Auszeiten“ mit dem Kind allein anlässlich 
von Hausbesuchen, aus Anlässen besonderer Veranstaltungen, ggf. bei begleiteten Umgangs-
kontakten und über gesonderte Verabredungen mit älteren Pflegekindern/Ju gendlichen. Vor-
aussetzung für die Einzelarbeit ist der Aufbau eines hinreichenden Vertrauensverhältnisses 
zu dem Kind / der/dem Jugendlichen. Spielerische Aktivitäten mit kleineren Kindern ohne die 
Pflegeeltern und gesonderte Verabredungen mit älteren Kindern und Jugendlichen außerhalb 
der Pflegefamilie und nach Möglichkeit außerhalb von Büroräumen erleichtern den Zugang 
und die Öffnung des Kindes gegenüber zunächst fremden „Amtspersonen“. Auf Wunsch des 
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Kindes / der/des Jugendlichen muss Vertraulichkeit zugesi chert bzw. die „Genehmigung“ der 
Weitergabe von Informationen an die Pflegepersonen oder sonstige Dritte eingeholt werden.

Themenbereiche für die Arbeit mit Pflegekindern im direkten Einzelkontakt sollten sich auf Pro-
blembereiche konzentrieren, die das Kind vor und mit den Pflegeeltern (zunächst) nicht kom-
munizieren kann. Welche dies sind, lässt sich am besten über die Teilnahme am Interaktions-
geschehen innerhalb der Pflegefamilie – z. B. anlässlich von Hausbesuchen – herausfinden. 
Gibt es Themen, die ausgeklammert werden? Schrecken Pflegekinder und/oder Pflegeeltern 
vor der Besprechung bestimmter Themenbereiche zurück? Sind Interaktionsstörungen sicht-
bar? Aber auch: Berichten die Pflegeeltern oder ggf. auch das Kind direkt über solche Pro-
bleme? Besondere Beachtung sollten Anzeichen von Loyalitätskonflikten, von Unsicherheiten 
des Kindes über seine Rolle in der Familie, insbesondere auch über seine Position gegenüber 
eigenen Kindern der Familie, sowie Anzeichen von Unsicherheiten über den Status „Pflege-
kind“ in den Umweltbeziehungen und über den Verbleib in der Pflegefamilie finden.

Ein wichtiger Zugangsweg zu den Kindern/Jugendlichen ist auch deren Beteiligung an der 
Vorbereitung der Hilfeplanfortschreibung. Sie bietet einen „offiziellen“ Anlass zur Befragung 
der Kinder/Ju gendlichen, zu Nachfragen nach ihren Gefühlen und ihrer Befindlichkeit, ihrer 
Position der Herkunftsfamilie gegenüber und zu den Besuchskontakten sowie über ihre Zu-
kunftsplanung. Darüber hinaus ermöglicht die Beteiligung, die Kinder/Jugendlichen mit dem 
öffentlichen Auftrag des Jugendamtes vertraut zu machen und darüber den besonderen Sta-
tus von Pflegekindern zu thematisieren.

Soweit hierfür Bereitschaft bei Pflegekindern und Pflegeeltern vorhanden, wird die Arbeit im 
Interesse des Pflegekindes in vielen Fällen auch in gemeinsamen Gesprächen mit den Pfle-
gepersonen und ggf. den eigenen Kindern und anderen relevanten Familienangehörigen statt-
finden können und müssen. Solche Gespräche sind zur Konfliktmoderation erforderlich, für 
die Zukunftsplanung eines Kindes, auch z. B. hinsichtlich weiterer Beschulung, und für die 
Auseinandersetzung um persönliche Kontakte zu den Eltern. 

Neben der direkten Kommunikation mit dem Pflegekind und gemeinsamen Gesprächen mit 
den Pflegeeltern kommen auch indirekte Formen infrage:

	Die Pflegeeltern können zum Themenbereich „Biografiearbeit“ geschult bzw. im Umgang 
mit einem „Erinnerungs-“ oder „Lebensbuch“ angeleitet werden.105

	Von Bedeutung können Interventionen im Interesse des Kindes, z. B. in der Schule, wer-
den, wenn es um die „Diskriminierung“ des Kindes seines Status wegen geht.

Schließlich kann zur Arbeit mit dem Pflegekind die Organisation eines Zugangs des Kindes / 
der/des Jugendlichen zu Unterstützung durch Dritte gehören: Besprechungen und Informatio-
nen über Therapieeinrichtungen und deren Arbeitsweisen, ggf. Vermittlung in eine Pflegekin-
dergruppe, ggf. auch in eine Gruppe für trauernde Kinder, eine Gruppe für sexuell missbrauch-
te Kinder oder eine Selbsthilfegruppe anderer Art. Die Auseinandersetzung des Pflegekindes 
mit seiner besonderen Situation fördert auch die Anregung an die Pflegeeltern, den Kontakt 
zu anderen Pflegefamilien zu suchen und zu pflegen. Zu erleben, dass man nicht das „einzige 
Pflegekind der Welt“ ist, sich mit anderen Pflegekindern über seine Erfahrungen und Gefühle 
auszutauschen und das Familienleben in einer anderen Pflegefamilie zu erleben, kann ein 
bedeutsames Mittel der Selbstvergewisserung und der individuellen Problembearbeitung sein. 
In Einzelfällen kann es darüber hinaus bedeutsam sein, dem Pflegekind einen Zugang zu ei-
ner außerfamiliären Vertrauensperson zu eröffnen, der „geliebten“ Erzieherin im Kindergarten, 
einem Lehrer in der Schule, einem Angehörigen des früheren Verwandtschaftssystems zum 
Beispiel.106

105  Ein Biografiebuch wird z. B. vom Kompetenzzentrum Pflegekinder in Berlin angeboten.
106  Im Anhang zu diesem Kapitel finden sich einige methodische Anregungen zur Arbeit mit den Pflegekindern und zur Kontaktaufnahme.
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d) Voraussetzungen für die Arbeit mit Pflegekindern
Beratung und Aufklärung von jungen Menschen müssen „in einer für sie verständlichen, nach-
vollziehbaren und wahrnehmbaren Form, auf ihren Wunsch auch im Beisein einer Person 
ihres Vertrauens“ erfolgen (vgl. § 10a Abs. 1 und § 36 Abs. 1 SGB VIII).

Die wichtigste Voraussetzung ist, dass ein eigenständiger Zugang zum Pflegekind als not-
wendiger Bestandteil der Arbeit betrachtet und im Zeitdeputat der Fachkräfte berücksichtigt 
wird (vgl. Kap. 4.3). Je weniger Zeit dafür zur Verfügung steht, umso bedeutsamer werden die 
indirekten Formen zur Förderung einer Selbstvergewisserung der Kinder.

Eine zweite Voraussetzung ist die Schulung der Fachkräfte für die direkte Kommunikation mit 
Kindern/Jugendlichen bzw. der Erfahrungsaustausch unter den Fachkräften zu diesem The-
menbereich.

e) Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche
Für diese Gruppe von Kindern/Jugendlichen ist es sinnvoll, basale Informationen zu vermit-
teln, da sie in der für sie neuen Kultur unerfahren sind. Es geht dabei vor allen Dingen auch 
darum, sie mit den hiesigen Werten und Normen bekannt zu machen und ihnen darüber hin-
aus hilfreiche Techniken zu vermitteln und sie in soziale Gruppen einzubinden.

Themen und Techniken könnten sein:

	Informationen über Normen, Werte und kontextangemessene Umgangsformen 
	Hygiene, Gesundheit, Aufklärung
	Sprache
	Kleidung 
	Vermittlung des Bildungs- und Ausbildungssystems  

(realistische Einordnung mit Blick auf die individuellen Erwartungen) 
	Beachtung der zurückgelassenen Familie und Entlastung von Verantwortung 
	Umgang mit Geld
	Beachtung der religiösen Toleranz und der Bedeutung eines säkularen Staates
	Bedeutung der Volljährigkeit (z. B. rechtliche Konsequenzen, Konsequenzen für die  

Lebensführung)
	Erlernen des Fahrradfahrens, Schwimmens
	Einbeziehung in soziale Zusammenhänge (Sportvereine, Theatergruppen)

7.2 Die Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern

a) Arbeitsbereiche und Arbeitsphasen
Die Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern im laufenden Pflegeverhältnis ist eine weite-
re originäre Aufgabe des Pflegekinderdienstes.107 Sie erstreckt sich auf ...

... die Information der Pflegeeltern über die Vorgeschichte des Kindes (soweit bekannt) und 
seine früheren Umfeldbeziehungen sowie über besondere Ereignisse in der Herkunftsfami-
lie, soweit für die Gestaltung der Pflegeeltern-Pflegekind-Beziehung von Bedeutung,

... die Beratung der Pflegeeltern in pädagogischen Fragen, insbesondere auch im Umgang 
mit „Verhaltensstörungen“ und anderen ungewöhnlichen Verhaltensweisen des Pflegekin-
des,

... die Beratung der Pflegeeltern in Fragen der Umfeldgestaltung für das Kind, z. B. Beschu-
lung, Berufsvorbereitung, Freizeitaktivitäten, besondere Unterstützungsformen für Pflege-
kinder,

107 Im KJSG wird auf diese Aufgabe gesondert durch § 37b SGB VIII hingewiesen.



TEIL B -  7  GESTALTUNG DES HILFEPROZESSES

7-5

... die Beratung bzw. das „Management“ von notwendigen zusätzlichen Hilfen für das Kind, 
z. B. Diagnose- und Therapieeinrichtungen, medizinische Versorgung,

... die Unterstützung der Pflegeeltern bei der Gestaltung von persönlichen Kontakten des Kin-
des mit der Herkunftsfamilie,

... die Anregung und ggf. die unterstützende Organisation von Selbsthilfeaktivitäten der Pfle-
geeltern und die Arbeit mit Pflegeeltern in Pflegeelterngruppen,

... die emotionale und ggf. institutionelle Unterstützung der Pflegeeltern in Krisensituationen 
und in Situationen von Überforderung, Unsicherheit und Verzweiflung,

... die Unterstützung der Pflegeeltern in Fragen des Arrangements ihrer Behördenkontakte 
(Anträge, Pflegegeld- und Versicherungsfragen, Hilfeplanung),

... die Beratung in Fragen der Beendigung des Pflegeverhältnisses.

Die Schwerpunkte der Beratungsarbeit und des „Unterstützungsmanagements“ variieren je 
nach Phase des Pflegeverhältnisses, Entwicklungsalter des Pflegekindes und den ihm im je-
weiligen Entwicklungsalter gestellten Aufgaben sowie nach der besonderen Situation in der 
Pflegefamilie. Für die zeitliche und konzeptionelle Planung empfiehlt sich die Unterscheidung 
nach sechs Verlaufsphasen sowie vier Entwicklungsphasen der Kinder:

	Verlaufsphasen:
› Eingangsphase (die ersten Wochen)
› Durststrecke (das Kind testet die Verlässlichkeit der Beziehung und zeigt seine „Ecken 

und Kanten“, verweigert Anpassungsleistungen (ca. sechs Monate)
› Stabilisierungs- und Normalisierungsphase (die ersten zwei Jahre)
› Phase des eingespielten Pflegeverhältnisses (die Folgejahre)
› Kritische Phasen mit Destabilisierungsrisiken
› Beendigungsphase

	Entwicklungsphasen:
› Säuglings- und Kleinkindalter
› Vorschulzeit, Kindergarten
› Frühe und mittlere Schulzeit (psychologisch: Latenzphase)
› Pubertät und Jugendalter

 
Im Folgenden wird insbesondere auf die Verlaufsphasen eingegangen, die verschiedenen 
Entwicklungsphasen des Kindes bilden den Hintergrund für Konkretisierungen für den Bera-
tungsprozess.

b) Arbeitsaufgaben in den verschiedenen Phasen

Die Eingangsphase: 

Eingangsphasen sind in der Regel „Honeymoon-Phasen“. Pflegeeltern und Pflegekinder sind 
darum bemüht, sich aufeinander einzustellen; sie zeigen sich von „ihrer besten Seite“, sehen 
optimistisch in die Zukunft und sind bereit, kleinere Irritationen als vorübergehende Erschei-
nungen zu werten. Für Fachdienste ist dies eine gute Möglichkeit, die Freude der Beteiligten 
zu teilen und darüber Vertrauen aufzubauen, aber auch die Chance, die ersten Irritationen zu 
beobachten und sie für den künftigen Hilfeprozess in den Blick zu nehmen. Von Bedeutung für 
diese Phase ist zudem die „Nachlieferung“ von Informationen zur Vorgeschichte des Kindes, 
soweit erst nach der Inpflegegabe bekannt geworden, und die Einbeziehung der Pflegeeltern 
in Unterstützungsnetze, z. B. eine Pflegeelterngruppe (vgl. Kap. 9.2.4).
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Kontaktformen in dieser Phase sind ein Hausbesuch, telefonische Nachfragen zum „Ergehen“ 
und Angebote an die Pflegepersonen, sich bei Nachfragen an den Fachdienst zu wenden 
(wobei auch Fragen der Erreichbarkeit geklärt werden sollten). Ferner fallen in diese Zeit um-
fangreiche Verwaltungsaufgaben (Bescheiderteilungen, Einwilligungserklärungen usw.).

Die Integrations- und Stabilisierungsphase: 

In den ersten beiden Jahren (mit individueller zeitlicher Variation) geht es darum, die sich nach 
und nach vollziehende Integration des Kindes zu begleiten, krisenhaften Entwicklungen vor-
zubeugen und Weichen für die längerfristige Perspektive zu stellen. Im Mittelpunkt der Arbeit 
stehen dabei Weichenstellungen für die Gestaltung von Umgangskontakten, die Organisation 
von notwendigen (diagnostischen) Abklärungen und von therapeutischen Hilfen für das Kind 
(Frühförderung, physio-/ergotherapeutische, logopädische Unterstützung, Integrationsförde-
rung in Kindertagesbetreuung, Einleitung von Spieltherapien und anderen Therapieformen) 
und von medizinischen Abklärungen. Einen anderen Schwerpunkt bildet die pädagogische 
Beratung der Pflegeeltern in Fragen von Entwicklungsproblemen des Kindes / der/des Ju-
gendlichen und ihre „Aufklärung“ über Hintergründe von Verhaltensauffälligkeiten. Schließlich 
sind in dieser Phase tragfähige Kontakte zu anderen pädagogischen Settings (insbesondere 
Kindertagesbetreuung oder Schule) aufzubauen, wozu auch Kontaktgespräche mit den betei-
ligten Institutionen gehören. 

Ein zweiter Aufgabenbereich in dieser Phase ist die Beobachtung des Integrationsprozesses, 
wobei nicht nur die Integration des Kindes in die Familie, sondern auch die Anpassung des 
Familiensystems an das neue Familienmitglied in den Blick zu nehmen ist – Irritationen bei 
Pflegegeschwistern, Anpassung der Partnerbeziehung und der häuslichen Arbeitsteilung, Inte-
gration des pflegeelterlichen Verwandtschaftssystems, Auswirkungen der Inpflegenahme auf 
das Nachbarschaftssystem und andere Umweltbeziehungen der Pflegefamilie.

Von besonderer Bedeutung in dieser Phase ist schließlich, die Perspektive des Pflegeverhält-
nisses möglichst eindeutig prozesshaft – auch hinsichtlich der rechtlichen Stellung – zu klären 
und den Stand der Perspektivklärung im Hilfeplan zu dokumentieren. Die Pflegeeltern sollten 
im Laufe der Phase Gewissheit über den weiteren Verlauf bekommen. Die Gestaltung des 
Umgangs sollte verlässliche Regelungen gefunden haben und die Rahmenbedingungen für 
die weitere Begleitung des Pflegeverhältnisses, für Modalitäten der Antragstellung und -bear-
beitung, die Beteiligung an der Hilfeplanung, die vom Fachdienst erwartete Kooperation und 
die vom Fachdienst erwartbare Unterstützung inklusive Unterstützung durch Außenstehende 
wie etwa Supervisoren sollten unmissverständlich geklärt worden sein. 

Der umfassende Aufgabenkatalog in dieser Phase verlangt der Fachkraft einen zeitintensi-
ven Arbeitseinsatz ab. Unumgänglich sind mehrfache Hausbesuche und regelmäßige Tele-
fon- (ggf. auch Mail-)Kontakte sowie eine umfängliche „Hintergrundarbeit“ im Rahmen des 
„Unterstützungsmanagements“. Nicht nur zeitsparend, sondern auch hilfreich für Weichen-
stellungen für die selbst organisierte Kooperation von Pflegeeltern ist deren Integration in eine 
Pflegeeltern-, ggf. auch eine Supervisionsgruppe (vgl. Kap. 9.2.4). 

Die Phase des eingespielten Pflegeverhältnisses:

Nach einer gelungenen Stabilisierungs- und Normalisierungsphase, verbunden mit dem Auf-
bau einer Vertrauensbeziehung zu den Pflegeeltern und verlässlichen Verabredungen über 
die Erreichbarkeit, kann und sollte sich der Fachdienst auf ein zeitlich weniger umfangreiches 
Arbeitspensum einstellen. Er kann dies, weil die Weichen gestellt sind, und er soll es, um 
der Pflegefamilie die Chance zu eröffnen, ein Familienleben ohne ständige öffentliche Auf-
sicht und die hiermit verbundenen Belastungen zu leben. Im Mittelpunkt der Arbeit sollte die 
Vorbereitung von Hilfeplanungen im gemeinsamen Gespräch mit den Pflegeeltern während 
eines Hausbesuchs stehen. Selbstverständlich müssen daneben die Fachkräfte – was durch 
Integration der Pflegeeltern in eine Pflegeelterngruppe wiederum erleichtert ist – dafür Sorge 
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tragen, dass sich die Pflegeeltern mit Anliegen und Nöten jederzeit an sie wenden können. Mit 
gelegentlichen Telefonaten zeigen die Fachkräfte ihrerseits, dass sie die Familie nicht „verges-
sen“ haben und an ihrem Wohl interessiert sind. Die entscheidende Aufmerksamkeitsrichtung 
des Fachdienstes sollte dabei die rechtzeitige Identifikation von destabilisierenden Momenten 
sein. Hierbei sind auch gelegentliche Rückfragen in der Kindertagesbetreuung und der Schule 
hilfreich. Die Pflegeeltern sind ferner verlässlich über bedeutsame Entwicklungen in der Her-
kunftsfamilie zu informieren sowie über Veränderungen im Amtsumfeld. Im Bedarfsfall sollten 
sie über Antragstellungen beraten werden. Eine aktive Einbeziehung der Pflegeeltern nicht nur 
in die Vorbereitung, sondern auch in die Durchführung der Hilfeplanung, bietet die besondere 
Chance für die Fachkraft, die Pflegeeltern von ihrer Wichtigkeit für Entscheidungsprozesse für 
das Kind zu überzeugen.

Kritische Phasen mit Destabilisierungsrisiken: 

Kritische Phasen haben als häufigste Hintergründe neue Anpassungsprobleme des Pflege-
kindes, wie sie insbesondere mit dem Einsetzen der Pubertät und der Wiederbelebung alter 
Kindheitskonflikte sowie mit „Statuspassagen“ (Einschulung, Schulwechsel, Sitzenbleiben, 
Schulanschluss etc.) verbunden sind. Ferner spielen Veränderungen im pflegefamiliären Sy-
stem (Trennung der Pflegeeltern, Geburt eines eigenen Kindes, „Entlassung“ eines anderen 
Pflegekindes, Aufnahme eines weiteren Pflegekindes) und neue Entwicklungen im herkunfts-
familiären System (Abbruch oder Wiederaufnahme von persönlichen Kontakten, Ansprüche 
neuer Personen auf Umgang, ggf. auch besondere Ereignisse in der Herkunftsfamilie wie Um-
zug, Krankheit, Wiederheirat etc.) eine Rolle. Kritische Phasen können auch dadurch entste-
hen, dass Probleme der Kinder und Jugendlichen sich erst im Laufe der Betreuung zeigen und 
entsprechende Interventionen verlangen (z. B. sexueller Missbrauch in der Herkunftsfamilie), 
oder sie sind verbunden mit großen Verhaltensauffälligkeiten (Bettnässen, Schreiattacken, ag-
gressiven Ausbrüchen etc.).

Je nach Art und Qualität des Problems ist in solchen Phasen eine oft sehr dichte Präsenz des 
Fachdienstes gefragt. Notwendig werden können Konfliktmoderationen in der Familie, Einzel-
gespräche mit den Pflegepersonen und dem Pflegekind, Neujustierungen für die Umgangs-
kontakte, neue Weichenstellungen für die schulische Betreuung, ggf. Neu-Initiierung therapeu-
tischer Unterstützung für das Pflegekind und die Organisation von Entlastungsmöglichkeiten 
für die Pflegepersonen. 

Konflikte sind immer verbunden mit Enttäuschungserfahrungen, ggf. Hilflosigkeit, Resignati-
on und Verzweiflung. Der Fachkraft verlangt dies vor allem eine Haltung von Neutralität und 
Distanz ab. Sie muss den Hintergrund eines Konflikts verstehen, Unterstützungsnotwendig-
keiten identifizieren, sich an Interessenausgleich und einer einvernehmlichen Konfliktlösung 
interessiert zeigen. Ebenso ist allerdings auch zu beurteilen, ob die Familie mithilfe der Fach-
kraft und anderer institutioneller Unterstützung noch die Kraft aufbringen wird, dem Zusam-
menleben eine neue, wieder tragfähige Basis zu geben. Die Phase verlangt der Fachkraft 
insbesondere psychologisches Gespür, Moderationskompetenzen für Konflikte und Kreativität 
in der Planung neuer Unterstützungsmöglichkeiten ab.

Anregung von Selbsthilfe:

Quer zu den unterschiedlichen Aufgaben in den verschiedenen Phasen sollten es Fachkräfte 
als Aufgabe betrachten, die Selbsthilfepotenziale der Pflegeeltern anzuregen. Dies ist schon 
deshalb notwendig, weil das Zeitdeputat der Fachkräfte nie hinreichend ist, aber auch, weil 
sich in selbst organisierten, informellen Arrangements Probleme anders als in formellen Be-
ratungssituationen besprechen lassen. Eine besondere Bedeutung kommt dem selbst orga-
nisierten und eigenverantworteten Erfahrungsaustausch unter Pflegefamilien und dem selbst 
organisierten wechselseitigen Unterstützungsnetz zwischen verschiedenen Familien zu (siehe 
dazu auch Kap. 2.2.3). Fachkräfte können dies über Gruppenangebote für Pflegeeltern, die 
Mitwirkung bei der Entstehung informeller Treffs (z. B. im Ausklang eines „offiziellen“ Treffens) 
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und das Angebot von Sommerfesten, Pflegeeltern-Pflegekind-Seminaren mit Kinderbetreuung 
sowie durch das Angebot von Gesprächs- und Schulungsgruppen zu besonderen Problembe-
reichen („Geschwister in der Pflegefamilie“, „Mein Pflegekind kommt in die Pubertät“, „Hilfe bei 
Besuchskontakten“, „Erfahrungen im Umgang mit Traumata“ etc.) fördern (vgl. Kap. 9.2). Eine 
indirekte Hilfe für Pflegeeltern stellt auch die eigenständige Arbeit mit dem Pflegekind (Kap. 
7.1) sowie die Arbeit mit der Herkunftsfamilie (Kap. 7.3) dar.

7.3 Die Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie

7.3.1 Allgemeines

a) Was meint „Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie“?
Seit dem KJSG ist gesetzlich geregelt, dass Eltern – unabhängig von Sorgerecht und Perspek-
tive der Vollzeitpflege – gegenüber dem Jugendamt einen Anspruch auf Beratung und Unter-
stützung sowie auf Förderung der Beziehung zu ihrem Kind haben (§ 37 Abs. 1 SGB VIII). Die 
Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie meint im Rahmen der Pflegekinderarbeit 
etwas Dreifaches: Elternarbeit, Arbeit mit „Eltern ohne Kind“ und Elternunterstützung.

Die Elternarbeit spricht die Eltern als Teil des Dreiecks „Pflegeeltern – Eltern – Kind“ an, 
zielt also auf die Einbeziehung der Eltern in das Pflegeverhältnis, auf persönliche Kontakte 
(„Umgangs-“ bzw. „Besuchskontakte“) und andere Formen der Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Familien ab. Elternarbeit soll Eltern dazu ermutigen und befähigen, die Entwicklung 
ihres Kindes in der Pflegefamilie zu unterstützen und ihrer elterlichen Teilverantwortlichkeit 
nachzukommen.

Der Begriff „Eltern ohne Kind“108 verweist auf die neue Rolle, die Eltern nach der Herausnah-
me ihres Kindes aus der eigenen Familie zu suchen und schließlich auszufüllen haben. Als 
Arbeitsauftrag für Fachdienste formuliert geht es darum, die Eltern bei der Verarbeitung von 
Trennung und Verlust, bei der Entwicklung von Perspektiven für ein Leben ohne das Kind im 
eigenen Haushalt bzw. für ein Leben mit „geteilter Elternschaft“ und bei der Erreichung eines 
neuen familiären und persönlichen Gleichgewichts zu unterstützen. 

Unter Elternunterstützung sind jene Aufgaben zu fassen, die in der Zeit der Abwesenheit des 
Kindes darauf abzielen, elterliche Kompetenzen zu erweitern, die Eltern für die Bedürfnisse 
ihres Kindes zu sensibilisieren und die Wirkung ihres elterlichen Handelns auf das Kind bes-
ser einzuschätzen, ferner darauf, ihre soziale und persönliche Situation zu verbessern. Sie 
vollzieht sich als „Elternbildung“, als Unterstützung der Eltern bei der Reorganisation ihres 
Alltags und bei der Stabilisierung der eigenen Person. Ebenfalls soll sie als Unterstützung bei 
der Regelung ungeklärter sozialer Angelegenheiten (Finanzen, Wohnung, Beruf), ggf. als Un-
terstützung bei der Bearbeitung ungeklärter persönlicher Beziehungen fungieren. Schließlich 
dient sie als Erweiterung von Handlungspotenzialen, z. B. durch Unterstützung beim Auf- oder 
Umbau informeller Unterstützungsnetze. Auf dieses Kapitel wird im Kontext der Diskussion 
von Rückführungen in die Herkunftsfamilie in Kapitel 8.1.1 eingegangen.

Obwohl keine der drei Dimensionen außer Acht gelassen werden darf, werden die drei Auf-
gaben je nach Fallkonstellation eine unterschiedliche Gewichtung erfahren. Bei einer Inpfle-
gegabe mit Rückführungsoption bildet die Elternunterstützung den Schwerpunkt der Arbeit, 
während auf die Arbeit mit „Eltern ohne Kind“ in der Zeit nach der Inpflegegabe des Kindes 
der Blick zu richten ist. Die Elternunterstützung verweist auf die Beendigung des Pflegever-
hältnisses und wird daher in Kapitel 8 gesondert behandelt. Im Mittelpunkt dieses Kapitels 
stehen daher die Elternarbeit sowie die Arbeit mit „Eltern ohne Kind“ bei einer voraussichtlich 
längerfristigen oder dauerhaften Unterbringung. Insgesamt werden alle drei Aufgabenbereiche 
108 Der Begriff geht zurück auf Josef Faltermeier, in: „Verwirkte Elternschaft“, Münster 2001.
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je nach amtsintern verabredeter Arbeitsteilung mal mehr vom ASD, mal mehr vom Pflegekin-
derdienst bearbeitet (vgl. Kap. 2.1).

b) Rechtliche Vorgaben
Die Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie als allgemeine Orientierungsnorm ist 
vom Gesetzgeber verbindlich geregelt und steht der einzelnen Fachkraft nicht zur Disposi tion. 
Variationen ergeben sich lediglich je nach Phase und Perspektive eines Pflegeverhältnisses. 
Von Bedeutung hierfür sind insbesondere die §§ 36, 37 und 37c SGB VIII. 

c) Allgemeine Prinzipien für die Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie 
Die fachlichen Prinzipien für diese Arbeit mit der Herkunftsfamilie entsprechen im Wesentli-
chen den allgemeinen Interaktionsregeln für das Sozialarbeiter-Klienten-Verhältnis: Anzustre-
ben ist der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses auf der Basis einer akzeptierenden, wert-
schätzenden Haltung als Eltern dieser Kinder. Die Eltern sind mit ihren Ressourcen in den 
Blick zu nehmen – weniger mit ihren Problemen. Grundsätzlich sollte davon ausgegangen 
werden, dass sie ein Interesse an guten Lösungen für ihr Kind anstreben und ihre Motivation 
sich auch auf die Mitarbeit und Erarbeitung bei der Umsetzung von Lösungen bezieht. Sie 
sollten so weit wie möglich in Entscheidungen, die ihre Person und die Person ihres Kindes 
betreffen, einbezogen werden und hierzu so umfassend informiert werden, dass sie dieser 
Verantwortung gerecht werden können – dies gilt auch, wenn sie nicht sorgeberechtigt sind.

Die Elternarbeit im Sinne der Unterstützung ist herausfordernd, weil die Eltern zumindest zu 
Beginn der Inobhut- bzw. Inpflegenahme Vertrauen zur zuständigen Fachkraft aufbauen und 
von einer für alle Beteiligten entwicklungsfördernden Maßnahme überzeugt werden müssen. 
Hier ist besonders vonseiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im PKD eine professionelle 
Distanz im Sinne einer „Arbeitsbeziehung“ aufzubauen. Dies ist hilfreich, weil die Eltern als für 
ihr Kind wichtige Personen maßgeblich an Entscheidungen und am Alltagsleben zu beteiligen 
sind und diese Kooperationsbereitschaft i. d. R. Auswirkungen auf das Wohlbefinden des Kin-
des hat. Umgekehrt besteht die Gefahr, dass Eltern, die sich missachtet und ausgeschlossen 
fühlen, das Kind und die Pflegeeltern oft noch Jahre nach dessen Herausgabe oder Abgabe 
durch ein nur bedingt kooperatives und nicht immer einfühlsames Verhalten verwirren und 
eigene unbearbeitete Konflikte in das Pflegeverhältnis hineintragen.

7.3.2 Die Elternarbeit: Persönliche Kontakte im laufenden Pflegeverhältnis109

Die Fachkräfte des PKD (und mit anderem Arbeitsschwerpunkt des ASD) sehen sich in laufen-
den Pflegeverhältnissen häufig vor die schier unlösbare Aufgabe gestellt, die Kinder/ Jugendli-
chen einerseits nicht von ihren biografischen Wurzeln abzuschneiden, sie und die Pflegeeltern 
andererseits vor kindeswohlgefährdenden bzw. das pflegefamiliale System überfordernden 
Einflussnahmen und Erwartungen zu schützen. Wohlfeile Lösungen für dieses Problem hat 
bislang weder die Praxisdiskussion noch die Wissenschaft hervorgebracht. Letztere stellt aber 
immerhin einige Kriterien bereit, an denen sich die Fachdiskussion orientieren kann.

Über Elternarbeit soll – wie es im Gesetz heißt – erreicht werden, dass die Pflegepersonen 
und die Eltern zum Wohl des Kindes oder der/des Jugendlichen zusammenarbeiten. Damit 
sind sowohl die Ziele als auch die Grenzen von Elternarbeit vorgegeben: Maßgebend für alle 
Entscheidungen hinsichtlich der persönlichen Kontakte ist das Wohl des Kindes. Ob es per-
sönliche Kontakte zwischen Eltern bzw. Elternteilen und dem Kind in der Pflegefamilie geben 
soll, wie und in welcher Häufigkeit sie ausgestaltet werden sollen und wohingehend dement-
sprechend die Umgangsbestimmungsberechtigten von den Fachkräften beraten werden oder 
welche Empfehlung gegenüber dem Familiengericht erfolgt, setzt darum zunächst eine gründ-
liche Abklärung voraus. Für sie ist grundlegend zunächst zu bedenken: 
109 Anregungen für dieses Kapitel wurden dem Aufsatz von Kindler 2005 entnommen.
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	Verlauf und Wirkung von persönlichen Kontakten hängen nicht allein von den Personen 
der Herkunftsfamilie und ihrem Verhalten ab, sondern sind auch eine Funktion der Bewäl-
tigungskompetenzen der Pflegekinder, der Haltung der Pflegeeltern den Eltern und den 
persönlichen Kontakten gegenüber und nicht zuletzt auch abhängig von der Haltung und 
der Unterstützung der Fachkräfte. Jede Entscheidung über persönliche Kontakte muss 
deshalb das Gesamt der Bedingungen und Voraussetzungen sowie deren Wechselwirkun-
gen berücksichtigen.

	Die Bedeutung von Kontakten von Kindern zu ihrer Herkunftsfamilie verändert sich im Lau-
fe der Entwicklungsgeschichte eines Kindes und seiner Identitätsentwicklung prozesshaft. 
Konkret bedeutet dies, dass Regelungen über Besuchs- bzw. Umgangskontakte zwischen 
im Einzelfall durch das Familiengericht angeordnetem vorübergehenden Ausschluss und 
aktiver Unterstützung von Wiederannäherung immer neu zu eruieren und zu bewerten 
sind. Es ist also darauf zu achten, dass sie sich an den sich fortentwickelnden lebensge-
schichtlichen Themen des Pflegekindes, seinen Selbstdeutungen, seinen Bewältigungs-
kompetenzen, seiner Situation in der Pflegefamilie und an seiner Suche nach einer Lösung 
für seine Identitätsprobleme orientieren. 

	Die leibliche Herkunft spielt eine zentrale Rolle bei der Identitätsbildung des Pflegekindes 
und kann deshalb nie für irrelevant erklärt werden. Dies besagt, dass einem Pflegekind die 
Auseinandersetzung mit der „doppelten Elternschaft“ und dem Tatbestand, dass es – wie 
jedermann – von konkreten Eltern abstammt, nicht erspart werden kann. Sie kann nur hilf-
reich unterstützt oder erschwert werden.

7.3.3 Elternarbeit – ein komplexes Feld
Die Planung und Umsetzung von persönlichen Kontakten setzt immer eine prozesshafte 
Diagnostik voraus, die das Gesamtsystem in den Blick nimmt und Wechselwirkungen von 
Haltungen, Selbstdeutungen und Verhaltensweisen aller Systemangehörigen herausarbeitet. 
Das diagnostische Material sollte in einem zweiten Schritt daraufhin ausgewertet werden, an 
welchen Stellen Interventionen möglich sind und den größtmöglichen Erfolg versprechen. So 
könnte sich z. B. das Blatt wenden, wenn es gelänge, die Zustimmung der Eltern zum dauer-
haften Verbleib der Kinder in der Pflegefamilie zu erlangen, weil hierüber den Pflegeeltern das 
Spannungsfeld zwischen Verlust des Kindes und dem Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie 
erleichtert wird und sie den persönlichen Kontakten („Besuchskontakten“) gelassener und in 
einer das Kind nicht verwirrenden Form entgegenblicken könnten. In einem anderen Fall könn-
te die entscheidende Intervention darin liegen, mit den Herkunftseltern ihre Rolle als „Eltern 
ohne Kind“ zu reflektieren und ihnen bei der Anpassung an die neue Rolle behilflich zu sein.

Eine schwierige Beratungssituation ist es für die Fachkräfte, wenn die Pflegeeltern von Auffäl-
ligkeiten und Belastungsreaktionen der Kinder nach persönlichen Kontakten berichten. Auch 
in solchen Fällen ist es vorweg notwendig, die Situation „nach allen Seiten hin“ abzuklären. 
So könnte sich die Belastungsreaktion bei genauerem Hinschauen als eine normale Reakti-
on – Aufregung, Kummer, Ärger – nach einer (Wieder-)Begegnung mit den Eltern erweisen 
oder Ausdruck dafür sein, dass das Kind noch keine vertrauensvolle Beziehung zu den Pfle-
geeltern aufbauen konnte und sich in einer unüberschaubaren Situation von ihnen im Stich 
gelassen fühlt. Den Hintergrund können aber auch grob unangemessene Verhaltensweisen 
der Herkunftseltern oder der Pflegeeltern bilden, und schließlich kann die Begegnung mit den 
Eltern für das Kind vor dem Hintergrund stark belastender Erfahrungen in der Herkunftsfamilie 
so angstauslösend sein, dass die Bewältigungsfähigkeiten des Kindes strukturell überfordert 
sind und eine Beeinträchtigung der weiteren Entwicklung droht. Die Intervention wird je nach 
Diagnose entsprechend auszufallen haben und sich mal auf die „Beruhigung“ der Pflegeeltern 
zu konzentrieren haben, mal auf die Unterstützung des Kindes bei der Verarbeitung seiner 
Erlebnisse, mal auf eine Neufassung von Regeln für die Durchführung von persönlichen Kon-
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takten in einem gemeinsamen Pflegeeltern-Eltern-Gespräch, in anderen Fällen werden sich 
die Fachkräfte aber auch für begleitete persönliche Kontakte oder vorübergehende Kontakt-
verbote einzusetzen haben.

Es ist noch darauf hinzuweisen, dass neben den Eltern auch Großeltern, Geschwister, eine 
frühere und vertraute Partnerin / ein vertrauter Partner eines Elternteils, die oder der mit dem 
Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat, und schließlich auch Personen, bei 
denen das Kind längere Zeit in Familienpflege war, gemäß § 1685 BGB ein „Recht auf Um-
gang mit dem Kind, wenn dieser dem Wohl des Kindes dient“, haben und somit ebenfalls für 
den persönlichen Kontakt mit dem Kind infrage kommen können. Soweit ein Kontakt zu den 
Eltern entweder nicht realisierbar oder nicht wünschenswert ist, sollte dieser „Alternative“ für 
das Kind eine besondere Beachtung geschenkt werden, wobei dann die gleichen Kriterien an-
zulegen sind wie für die Eltern benannt, es aber zusätzlich darauf ankommt, zu beurteilen, ob 
solche Besuche nicht nur nicht schädlich sind, sondern – wie vom Gesetzgeber ausdrücklich 
hervorgehoben – unmittelbar dem Wohl des Kindes dienen.

7.3.4 „Eltern ohne Kind“: Die Beratung und Unterstützung der Herkunftsfamilie 
Viele Probleme im Kontext von Elternarbeit erscheinen in einem anderen Licht, wenn man 
bedenkt, dass die Eltern (Mütter, Väter, Partnerinnen und Partner etc.) während des laufenden 
Pflegeverhältnisses nicht mehr als „Eltern“ im gesellschaftlich üblichen Sinne agieren, sondern 
als Personen, deren Kind nicht mehr mit ihnen zusammenlebt: Sie haben sich von ihm ge-
trennt oder es wurde ihnen – die häufigste Konstellation – „weggenommen“, weil ein Jugend-
amt bzw. Familiengericht ihnen die Erziehungsfähigkeit zum Wohl des Kindes abgesprochen 
hat. Möglicherweise haben sie dies als Erleichterung erlebt, im Regelfall werden sie es aber 
als „Stigma“, als „subjektiv ungerecht“, als gegen sie gerichtet erleben. Hinzu kommen zwei 
weitere Tatbestände: Zum einen sind sie Eltern, die es im Alltag nicht mehr sind – „Rabenel-
tern“ oder Eltern, die sich das selbst zuzuschreiben haben, was ihre Position gegenüber „rich-
tigen Eltern“ schwächt und deshalb leicht als persönliche Belastung erlebt wird. Zum anderen 
begegnen sie, die „eigentlich richtigen Eltern“, den Pflegeeltern als Personen, die so tun, als 
ob sie die Eltern wären und es alles viel besser könnten als sie selbst. Nichts von dem kann 
ohne Schuld- und Schamgefühle erlebt werden, weshalb die wichtigste Aufgabe der Beratung 
und Unterstützung der „Eltern ohne Kind“ ist, sie bei Bearbeitung dieser Gefühle zu unterstüt-
zen und ihnen dabei zu helfen, ihre neue Rolle dem Kind, den Pflegeeltern, dem Jugendamt 
und der Umwelt gegenüber „zum Wohle des Kindes“ einzunehmen und anzuerkennen, dass 
es positiv ist, dass das Kind nicht mehr bei ihnen lebt. Wo dies nicht gelingt, muss mit einem 
Hineintragen des ungelösten Problems in das Pflegeverhältnis gerechnet werden.

Die Beratung und Unterstützung der „Eltern ohne Kind“ sollte – soweit das möglich ist – zu 
einem Zeitpunkt beginnen, an dem sie noch „richtige Eltern“ sind, also vor der „Abgabe“ oder 
der „Herausnahme“ des Kindes. In dieser Phase ist – neben einer grundlegenden wertschät-
zenden Haltung den Eltern gegenüber – Dreierlei von Bedeutung:

	eine verhaltensorientierte und klar formulierte Haltung zu dem, was das Kind in seiner ge-
genwärtigen Situation braucht oder was es in der gegenwärtigen Situation schädigt,

	die Offenlegung der eigenen Rolle, von Wahrnehmungen, Bewertungen und Zielen,

	eine möglichst weitgehende Einbeziehung aller Beteiligten in den Interventions- und Hilfe-
prozess.

Je näher die Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie rückt, desto bedeutsamer wird 
es, das auf die Eltern Zukommende gedanklich durchzuspielen, dies vor allen Dingen bei den 
nicht seltenen, aber möglichst zu vermeidenden plötzlichen Herausnahmen, und ggf. auch 
noch in der Zeit der vorläufigen Unterbringung. Den Eltern sollte hierbei Raum gegeben wer-
den, ihre Ängste, auch ihre Wut oder Enttäuschung, zu artikulieren, und es sollte Anliegen 
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der Fachkräfte sein, antizipatorisch die Eltern auf die zukünftigen Situationen vorzubereiten. 
Fragen könnten dabei sein: Wie sag ich „es“ den Nachbarn und Verwandten und ggf. den in 
der Familie verbleibenden anderen Kindern? Welche Möglichkeiten habe ich, die entstehende 
„Lücke“ zu füllen, was kann ich jetzt zusätzlich für mich selbst tun? Auch die erste Begegnung 
mit den Pflegeeltern sollte geplant werden, und schon jetzt sollte durchgespielt werden, wie 
künftige persönliche Kontakte mit dem Kind durchzuführen sind.

Von besonders großer Bedeutung für das künftige Geschehen ist es, die Bezugspersonen 
über jeden Schritt bei der Suche nach Pflegeeltern zu informieren, sie umfassend über die 
ins Auge gefasste Familie zu unterrichten und sie sogar – soweit organisatorisch möglich und 
fachlich zu verantworten – an der Auswahl der Pflegefamilie zu beteiligen. Weichenstellend für 
den weiteren Verlauf wird dann der erste Kontakt zwischen Eltern und Pflegeeltern, für den 
zunächst ein neutraler Ort gewählt werden sollte, dem aber möglichst eine Begegnung in der 
Pflegefamilie folgen sollte.

Die Beratung und Unterstützung der „Eltern ohne Kind“ hat zwar in der Anfangsphase ihre 
größte Bedeutung, ist aber im Laufe des Pflegeverhältnisses – ggf. auch längerfristig – fortzu-
führen (vgl. nachfolgende Abschnitte). 

7.3.5 Die Ziele der Arbeit mit den Herkunftseltern
Die Ziele der Beratung und Unterstützung der Eltern sind in der Regel fallspezifisch different, 
es ist aber möglich, zu formulieren, was mit dieser Art der Arbeit erreicht werden soll. Sie soll 
grundsätzlich ermöglichen, dass …110

… Eltern sich unterstützt und gehört fühlen und am Pflegeverhältnis bzw. dem Leben und 
Alltag des Kindes angemessen und nach ihren Möglichkeiten beteiligt sein können, 

… Eltern den Raum bekommen, um sich mit Gefühlen wie z. B. Verlustangst, Wut, Trauer 
und Scham auseinandersetzen zu können – aber auch Erleichterung darüber äußern kön-
nen, dass die familiäre Situation sich durch die Herausnahme des Kindes stabilisiert hat, 

… Eltern eine Haltung entwickeln können, die dem Kind hilft, die Trennung und Loyalitäts-
konflikte zu verarbeiten, und die Eltern und Kind außerdem erlaubt, Zuneigung und Liebe 
auszudrücken, auch wenn die Eltern die tägliche Sorge nicht übernehmen, 

… die Kooperation zwischen Pflegeeltern und Eltern gefördert oder verbessert wird,

… Eltern und Pflegeeltern einander akzeptierend und wertschätzend begegnen können, Ver-
einbarungen verbindlich eingehalten werden können und Sprachregelungen entwickelt 
und eingeführt werden, die die familiäre Situation kindgerecht benennen und erklären, 

… Loyalitätskonflikte für die Kinder verhindert bzw. gemindert werden können, Kontakte zwi-
schen Kindern und Eltern quantitativ und qualitativ stimmig gestaltet werden können,

… Eltern bewusst Verantwortung für den eigenen Anteil am Geschehen entwickeln können, 

… Kinder durch die Eltern in der Biografiearbeit und damit in ihrer Identitätsentwicklung ge-
fördert werden können,

… Eltern, soweit es ihnen möglich ist, ein inneres Einverständnis zur Fremdunterbringung 
und eine Akzeptanz für das Pflegeverhältnis entwickeln können,

… Pflegeeltern in der Gestaltung der Kooperationsbeziehung und durch möglichst verlässli-
che und transparente Vereinbarungen entlastet werden.

Um an diesen Zielen arbeiten zu können, ist es unumgänglich, dass die Fachkräfte, die mit 
dieser Aufgabe betraut sind, in der Lage sind, eine grundsätzlich wertschätzende Haltung den 

110 Die Kriterien sind der Broschüre „Elternberatung“ des Trägers Pflegekinder in Bremen (PiB) entnommen.  
Download unter PiB-Konzeption-Elternberatung.pdf (pib-bremen.de).
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Eltern gegenüber einzunehmen. 

7.3.6 Beginn der Beratung und Unterstützung der Herkunftseltern

Die Arbeit mit den Eltern sollte direkt mit der Entscheidung zur Fremdplatzierung beginnen, da-
mit sie mit ihrer neuen Situation nicht alleingelassen werden. Dies ist nicht als eine gesonderte 
Erstberatung zu verstehen, vielmehr sollte diese Beratung von den Fachkräften vorgenommen 
werden, die auch für die weitere Beratung zuständig sind. 

Sollte sich herausstellen, dass die Eltern keine Beratung und Unterstützung wünschen, so ist 
mit Blick auf den Einzelfall zu prüfen, ob diesem Wunsch Folge geleistet werden kann oder ob 
weiterhin auf – möglicherweise sparsame – Kontakte hingearbeitet werden muss. Auf jeden 
Fall ist den Eltern aber eine Beratung und Unterstützung anzubieten.111

7.3.7 Ort der Beratung und Unterstützung der Herkunftseltern

Bei der Beratung und Unterstützung der Eltern stehen in der Regel zwei Aspekte im Vorder-
grund: notwendige Ressourcen und Verortung der Beratung.

Die Ressourcenfrage ist mit dem KJSG beantwortet. Die Beratung und Unterstützung der 
Herkunftsfamilien ist ein wichtiger Teil der Arbeit in der Pflegekinderhilfe, der zum „normalen“ 
Prozess der Tätigkeiten in diesem Bereich gehört. Nicht umsonst hat diese Arbeit im neuen 
SGB VIII einen eigenen Abschnitt bekommen (§ 37 SGB VIII). Hier haben die Eltern einen 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung, was – soweit die Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie nicht verbessert werden können – zusammen mit der Förderung ihrer Be-
ziehung zum Kind der Erarbeitung und Sicherung einer anderen, dem Wohl des Kindes oder 
der/des Jugendlichen förderlichen und auf Dauer angelegten Lebensperspektive dient. Das 
bedeutet, dass die Ressourcen für diese Beratung und Unterstützung zur Verfügung stehen 
müssen (vgl. Kapitel 4.3). 

Dabei ist die Frage der Verortung der Beratung als Voraussetzung einer gelingenden Zusam-
menarbeit auf jeden Fall zu klären, wobei drei Orte möglich sind: ASD, PKD oder ein von die-
sen Sachgebieten unabhängiger Ort.

Eine Verortung der Arbeiten beim ASD ist als eher ungünstig anzusehen, da der ASD in der 
Regel als für die Herausnahme des Kindes verantwortlich angesehen wird – was für eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit den Eltern ein Hinderungsgrund sein kann. 

Eine Verortung der Arbeiten im PKD, z. B. als zusätzliche Aufgabe der Pflegeeltern-Fach-
beratung, ist ebenfalls belastet. Auch wenn die Arbeit der Fachkräfte des PKD sich auf das 
gesamte Pflegeverhältnis konzentriert, so werden sie gleichwohl häufig von den Eltern als 
Personen mit einer gewissen Nähe zu den Pflegefamilien wahrgenommen. Es ist für die Eltern 
daher mitunter schwierig, Vertrauen aufzubauen, wenn gleichzeitig deutlich ist, dass sie auch 
die Pflegepersonen ihres Kindes beraten und unterstützen. Insofern schwingt ggf. immer die 
Angst mit, dass auch Informationen an die Pflegepersonen gelangen, die für diese nicht be-
stimmt sind.

Wenn die Beratung und Unterstützung der Eltern die vorgehend beschriebene Qualität auf-
weisen soll, ist zu empfehlen, eine eigene Struktur dafür zu schaffen. Diese Struktur sollte un-
abhängig sein und damit den Eltern signalisieren, dass sie hier einen eigenen Raum speziell  
 
111 In vielen Fällen ist vor der Inpflegegabe/Herausnahme des Kindes eine ambulante Hilfe in der Familie. Es kann ggf. auch überlegt werden, ob diese 

weiterhin – mit anderem Auftrag – übergangsweise in der Familie tätig bleibt.
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für ihre Themen bekommen. Dieses eigenständige Sachgebiet „Elternunterstützung und Be-
ratung“ kann sowohl im ASD als auch im PKD angesiedelt werden – soweit dessen Unabhän-
gigkeit gesichert ist (auch die Organisation als von ASD und PKD unabhängiges Sachgebiet 
kann eine Möglichkeit sein). Bei der Einrichtung ist zu bedenken:

	Unabhängigkeit von ASD und PKD (auch wenn die Elternberatung in einem der beiden 
Sachgebiete angesiedelt ist)

	Klare Verständigung über die Schnittstelle zum PKD und ggf. ASD (und Träger, wenn noch 
in der Familie aktiv)

	Klare Absprachen mit den Eltern, welche Informationen weitergegeben werden 

	Beachtung des Kinderschutzes, wenn entsprechende Hinweise vorliegen

Bei einer eigenen Struktur für die Elternarbeit im laufenden Pflegeverhältnis ist es notwendig, 
Austauschtreffen zwischen den Fachkräften des PKD (und ggf. des ASD) und den Fachkräften 
der Elternberatung bzw. Elternarbeit als Regeltreffen zu implementieren, um einer inhaltlichen 
Verselbstständigung der Elternarbeit als Gegenpol zur Arbeit mit den Pflegepersonen vorzu-
beugen. 

Es hat sich auch als vorteilhaft erwiesen, eigene Gruppenaktivitäten für „abgebende Eltern“ 
anzubieten. Ebenso stellen Elterncafés eine gute Möglichkeit eines niedrigschwelligen Kon-
taktes zu den Fachkräften, aber auch der Eltern untereinander, dar.

7.3.8 Pflegeformen und die Beratung und Unterstützung der Eltern

Eine Zieldifferenz der Arbeit mit Eltern ergibt sich prinzipiell zwischen Bereitschaftspflege und 
auf Dauer angelegter Vollzeitpflege, und speziell für die Sonderpädagogische Vollzeitpflege.

In der Bereitschaftspflege geht es in erster Linie um persönliche Kontakte, um die Beziehung 
zwischen Eltern und Kind aufrechtzuerhalten, da häufig noch nicht klar ist, welche Perspektive 
für das Kind verfolgt werden soll (z. B. Vollzeitpflege, stationäre Unterbringung, Rückkehr zu 
den Eltern). Darüber hinaus ist die Arbeit mit den Eltern auch auf die Sammlung von Informa-
tionen gerichtet, die bei einer Perspektivklärung eine wichtige Rolle spielen können. 

In der auf Dauer angelegten Vollzeitpflege spielen alle in Kapitel 7.3.5 genannten Ziele eine 
Rolle. Hier stehen die Aufarbeitung der Herausnahme des Kindes, die Entwicklung einer nun 
veränderten persönlichen/familiären Perspektive und die Akzeptanz und Unterstützung des 
Pflegeverhältnisses im Zentrum der Beratung und Unterstützung. 

In der Sonderpädagogischen Vollzeitpflege können andere Themen die Beratung und Unter-
stützung der Eltern bestimmen, da hier spezielle Aspekte für die Herausnahme des Kindes 
ausschlaggebend waren (z. B. pflegerische, therapeutische Betreuung, FASD-Schädigung, 
unterschiedliche Behinderungsformen) (siehe auch Kapitel 1.2.3).

7.3.9 Übernahmen und Abgaben und die Beratung und Unterstützung der 
Herkunftseltern

Ein besonderes Problem stellt sich bei langfristiger Arbeit mit Eltern, wenn diese umziehen 
bzw. wenn im Zuge des § 86 Abs. 6 SGB VIII eine Abgabe oder Annahme eines Pflegever-
hältnisses – und damit der Zuständigkeit – an ein anderes Jugendamt erfolgt. In beiden Fällen 
wechselt auch die Zuständigkeit für die Arbeit mit den Eltern. Sollte sich ein gutes Vertrauens-
verhältnis zwischen den Eltern und der unterstützenden Fachkraft herausgebildet haben, ein 
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Verhältnis, das das Pflegeverhältnis stabilisiert, so kann ggf. (abhängig von der Entfernung) 
auf einen Wechsel der Arbeit mit den Eltern verzichtet werden. Dies hat in gegenseitigem Ein-
verständnis der beteiligten Jugendämter zu geschehen (vgl. auch Kap. 2.2.1).

7.3.10 Größe der Jungendämter und die Beratung und Unterstützung der Herkunfts-
eltern

Eine eigenständige Arbeit mit den Eltern ist nicht in allen Jugendämtern leistbar – zumal dann, 
wenn diese nicht über eine bestimmte Größe verfügen. Um dennoch die Eltern im Sinne einer 
eigenständigen Arbeit unterstützen zu können, kann es sinnvoll sein, diese Arbeit in koopera-
tiver Weise mit anderen Jugendämtern zu organisieren. Dazu sind entsprechende Fachbera-
tungen gemeinsam zu finanzieren, und es sind entsprechende Austausch- und Koordinations-
sitzungen mit den PKD-Fachberatungen (und ggf. Fachkräften des ASD) einzurichten.

7.4 Entlastung der Pflegefamilien
Die Begleitung, Unterstützung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen in Vollzeitpflege 
ist eine nicht nur verantwortungsvolle, sondern durchaus auch eine kraftraubende Tätigkeit. 
Hier gilt es, für die Pflegepersonen (und Pflegefamilien) Entlastungsangebote vorzuhalten und 
anzubieten – dies vor allen Dingen auch, um die sie zu befähigen, die Betreuung langfristig 
durchzuführen und so die Kontinuität des Pflegeverhältnisses zu sichern. Abbrüche von Pfle-
geverhältnissen durch Überlastung sollen durch Entlastung der Familien/ Personen vermieden 
werden. Es ist auf jeden Fall zu überlegen, ob in die Entlastung die Pflegeperson oder die 
ganze Pflegefamilie einbezogen werden soll – auch ist es wichtig, die Entlastung rechtzeitig 
einzuleiten und hier eher präventiv tätig zu werden.

Entlastungmöglichkeiten z. B.:

	der Einsatz von Patinnen und Paten (vgl. Kap 1.3.3),

	Eltern- und Kind-Freizeiten,

	andere Hilfen nach dem SGB VIII (vgl. Kap. 1.7),

	zeitlich befristete Übernahme des Kindes durch andere Pflegefamilien oder innerhalb des 
familiären Netzwerkes,

	Supervision

Alle Entlastungsangebote werden nicht durch die definierten Pauschalen abgedeckt (siehe 
Tabelle in Kap. 4.1.5), sondern werden als Einzelanträge behandelt bzw. werden den Pflege-
personen aufgrund ihrer individuellen Situation angeboten.

Als weitere Entlastung sollte den Pflegeeltern ein Kindergartenplatz dann garantiert werden, 
wenn die einjährige Eingewöhnungsphase beendet ist und das Kind über ein entsprechendes 
Alter verfügt. Diese Platzgarantie kann auch – mit Blick auf die Akquisition von Pflegepersonen 
– deren Entscheidung positiv beeinflussen, selbst Pflegeperson zu werden. 
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Anlage: Anregungen zur Arbeit mit Pflegekindern

Die aufgeführten Anregungen sind als Beispiele zu verstehen und haben sich in der 
Vergangenheit in der als praktischen Umsetzung bewährt.

- Beteiligung durch Entwicklungsberichte 

- Kinder-HPG erstellen und ihnen direkt zusenden 

- Einzelgespräche in neutraler Umgebung; Atmosphäre schaffen, wie Spazierengehen, 
Eis essen, Spielplatz

- Bild- und Fotokarten 

- Arbeit mit Smileys 

- Traumageschichten 

- Personalisierte, selbstgeschriebene Geschichten zur Fallgeschichte

- Angebote und Gruppen durch die Pflegekinderdienste (Vernetzung und Partizipation) 

- Arbeit mit themenbezogenen Büchern 

- Arbeit im Spiel, z. B. mit Schleichtieren/Spielzeug als Verkörperung bestimmter Per-
sonen/ Situationen 

- Lebensbuch 

- Über das Gefühl ansprechen; andere Perspektive schaffen 

7.5 Anlagen zu Kapitel 7
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8.  GESTALTUNG DES HILFEPROZESSES BEI BEENDIGUNG  
 DES PFLEGEVERHÄLTNISSES
 
Pflegeverhältnisse können in vielfältiger Gestalt beendet werden, wobei eine grundsätzliche 
Trennung zwischen geplanten Beendigungen und ungeplanten Beendigungen besteht. Ge-
plante Beendigungen sind Rückführungen in die Herkunftsfamilie, Adoptionen, Überleitungen 
in betreue Wohnformen und Verselbstständigungen, ungeplante Beendigungen sind Abbrü-
che oder ein Wechsel der Hilfeart bzw. des Pflegeverhältnisses. In diesem Kapitel wird auf 
die unterschiedlichen Bedingungen und Unterstützungsleistungen bei den einzelnen Beendi-
gungsarten eingegangen.

Grundsätzlich – und unabhängig von der Art der Beendigung – verlassen die jungen Men-
schen mit diesem Schritt die aktuelle Hilfeart (oder den Hilfeort), und wenn sie die Hilfe zur 
Gänze verlassen, finden sie sich nun unter dem Begriff Careleaver112 wieder. Diesem Verlas-
sensprozess ist in jüngerer Zeit viel Aufmerksamkeit gewidmet worden, nicht zuletzt, weil hier 
immer wieder „Übergangslücken“ entstanden, die einen weiteren Bruch in der Biografie der 
jungen Menschen bedeuten. Entsprechend ist im KJSG der Abschnitt „Hilfe für junge Volljäh-
rige“ (§ 41 SGB VIII) neu gefasst worden. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber mit dem § 41a 
SGB VIII eine Gesetzesänderung eingeführt, durch die eine gesonderte Unterstützung des 
jungen Menschen nach Beendigung der Hilfe für junge Volljährige vorgeschrieben wird.113 

8.1 Gestaltung der Beendigung bei planbarem Ende des Pflegeverhältnisses
Planbar ist eine Beendigung in drei Konstellationen: wenn die Rückführung eines Kindes in 
die Herkunftsfamilie bereits Teil der Hilfeplanung ist (vgl. Kap. 8.1.1), wenn die Adoption des 
Pflegekindes durch die Pflegeeltern oder aus der Pflegefamilie heraus in eine Adoptivfamilie 
geplant ist (vgl. Kap. 8.1.2) und wenn die Verselbstständigung eines Pflegekindes Teil der 
Hilfeplanung ist (vgl. 8.1.3). Im Einzelfall kann die Beendigung auch dann geplant werden, 
wenn sie zwar nicht längerfristig vorbereitet werden konnte, aber noch hinreichend Zeit für 
die Umsetzung einer sich spontan ergebenden Beendigungsoption bleibt. Unterschiedliche 
Beendigungsarten verlangen spezifische Unterstützungsleistungen durch den PKD und einen 
unterschiedlichen Einbezug des ASD bzw. freier Träger.

8.1.1 Rückführung eines Kindes in die Herkunftsfamilie

a) Fachliche Aufgaben im Kontext von Rückführungen
Zu einer Rückführungsoption kann es in verschiedenen Situationen kommen: Sie kann vorweg 
geplant worden sein, weil das Pflegeverhältnis von vornherein auf befristete Zeit angelegt war 
(vgl. „Befristete Pflege“, Kap. 1.1.4). Die Überprüfung einer Rückführung innerhalb eines ge-
wissen Zeitraums kann Teil der Hilfeplanung oder einer gerichtlichen Auflage sein und sie kann 
sich schließlich aus der Dynamik eines Pflegeverhältnisses ergeben, z. B. weil das Pflegekind 
selbst aktiv auf die Rückkehr in die Herkunftsfamilie drängt oder weil bei Beendigung des 
Pflegeverhältnisses den Fachkräften die Rückführung als eine Option erscheint. Um Rück-
führungen i. e. S. handelt es sich lediglich bei den ersten beiden Fall konstellationen, in den 
anderen beiden Konstellationen handelt es sich um eine „Rücknahme“ bzw. eine „Rückkehr“ 
oder „Rückgabe“.

112 Zur Definition des Begriffs siehe Kap. 2.2.3.
113 Die Wichtigkeit der Unterstützung und Begleitung „auf den letzten Metern der Jugendhilfe“ wird auch durch empirische Studien erhärtet.  

So heißt es in einer Studie von Cameron et al. (2018): “However, an important contributory factor to negative long-term outcomes is the  
inadequate provision for continued support in early adulthood for which most other young people can look to their families (and that is  
something that could be remedied).” S. 170.
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Umfassend planbar sind Rückführungen nur für die ersten beiden Situationen, aber auch die 
zunächst ungeplanten Rückführungen bedürfen der Vorbereitung. Der Planungsprozess er-
streckt sich auf vier Bereiche: 

	Verfahrensweisen für die Planung einer Rückführung,

	Verfügbarkeit einer geeigneten Pflegefamilie,

	Elternunterstützung in der Zeit der Abwesenheit des Kindes,

	Gestaltung der Rückführung.

Verfahrensweisen für die Planung einer Rückführung114

Entscheidungen über eine Rückführung sollten möglichst schon zu einem Zeitpunkt getroffen 
werden, in dem das Kind noch in seiner Herkunftsfamilie lebt. Um sie verantwortlich treffen zu 
können, sind drei Schritte erforderlich: 1. Informationssammlung und Diagnostik, 2. Formulie-
rung einer Prognose, 3. Verfügbarkeit einer geeigneten Pflegefamilie.

Informationssammlung und Diagnostik: Bei ihr geht es um die Sammlung aller relevanten 
Informationen, entweder als Basis für die eigene Planung oder zur Anfertigung eines Doku-
ments und/oder mündlichen Vortrags vor dem Familiengericht im Rahmen einer Sorgerechts-
entscheidung. Entscheidendes Ziel der Informationssammlung ist es, genügend Wissen über 
die soziale Situation des Kindes / der/des Jugendlichen in der Familie zu gelangen. Man sollte 
die Dynamik der Familie verstanden haben. Hierzu braucht man Kenntnisse über allgemeine 
biografische Daten aller Familienmitglieder, ebenso wie Daten über die soziale Situation der 
Familie, über frühere Hilfsmaßnahmen für die Familie und deren Bewertung durch die Famili-
enmitglieder und Informationen zum sozialen Netz und dessen Tragfähigkeit. Es gilt zu verste-
hen, nach welchen Regeln diese spezielle Familie lebt und funktioniert, weil nur dann darüber 
nachgedacht werden kann, was die vorübergehende Herausnahme eines Kindes aus der Fa-
milie für Konsequenzen haben wird, ob es eine realistische Chance für die Unterstützung der 
Maßnahme und für die Einleitung von Veränderungsprozessen gibt. 

Prognose: Am Ende dieses die ganze Fachlichkeit des Helfersystems herausfordernden Pro-
zesses steht die Prognose über die Veränderbarkeit der familiären Bedingungen innerhalb des 
vorgesehenen zeitlichen Rahmens. Eine positive Prognose wird man stellen können, …

… wenn es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass das Kind „heillos“ in die Gesamtdynamik 
verstrickt ist (z. B. weil die Mutter das Kind dringend zur Selbststabilisierung braucht),

… wenn die mit der Herausnahme des Kindes hinterlassene Lücke von den „Zurückgelasse-
nen“ ausgefüllt werden kann bzw. als Entlastung erlebt werden kann (z. B. als Chance für 
die Einleitung einer therapeutischen Maßnahme),

… wenn die Schwierigkeiten eines Kindes / einer/eines Jugendlichen auf veränderbare Be-
dingungen zurückgeführt werden können (was nicht der Fall wäre, wenn es sich um mas-
sive frühkindliche Bindungsstörungen handeln würde oder wenn sich die Schwierigkeiten 
umfassend auch auf außerhäusliche Kontaktpersonen erstrecken),

… wenn es nicht um eine chronifizierte Abhängigkeit oder eine chronische (psychische) Er-
krankung ohne realistische Heilungschancen geht.

Eine negative Prognose ist zu stellen, 

… wenn unmittelbare Gefährdungen von den Bezugspersonen für das Kind ausgehen, 

… wenn das „Familienspiel“ auf den Ausschluss des Kindes gerichtet ist oder das Kind als 
störend bei der Selbstverwirklichung der Bezugspersonen erscheint, was z. B. in Fällen an-
zunehmen ist, in denen die Mutter zwischen den Erwartungen der Partnerin / des Partners 
und den Bedürfnissen des Kindes hin und her schwankt.

114 Vgl. zu diesem Kapitel auch Blandow (2008), dort auch weiterführende Literatur.
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Verfügbarkeit einer geeigneten Pflegefamilie: Die Pflegefamilie muss die Rückführung des 
Kindes durch die Ermöglichung von persönlichen Kontakten („Besuchskontakten“) und eine 
akzeptierende Haltung den Eltern gegenüber aktiv unterstützen. Dies setzt in der Regel ein 
Selbstverständnis in der Pflegeelternrolle voraus, das nicht auf eine dauerhafte Integration 
des Kindes in die Familie gerichtet ist. Es werden Pflegefamilien benötigt, die die mit häufigen 
Besuchen der Eltern verbundenen familiären und persönlichen Belastungen tragen wollen und 
sich gleichzeitig abgrenzen können, und Pflegepersonen, die sich empathisch in einen ande-
ren Lebensstil hineinversetzen können. 

b) Elternunterstützung in der Zeit der Abwesenheit des Kindes 
Auch wenn die Voraussetzungen in der Herkunftsfamilie prognostisch positiv bestimmt werden 
können, ist eine gelingende Rückführung noch kein „Selbstläufer“. Ohne eine aktive „Eltern-
unterstützung“ durch die Sozialen Dienste ist auch die geplante und gewollte Rückführung ge-
fährdet. Zu überprüfen ist damit, ob die erforderlichen personellen und fachlichen Ressourcen 
für die Elternunterstützung während der Rückführungsphase – Therapie, Betreuung und Kon-
trolle – tatsächlich verfügbar sind (oder gemacht werden können), und zwar über Personen, 
die von der Familie akzeptiert werden.

Elternunterstützung vollzieht sich in fünf Dimensionen:

	als Unterstützung bei der Klärung der sozialen Bedingungen (Wohnung, Arbeit, Einkom-
men, ggf. Schuldenregulierung),

	als Klärungshilfe und Unterstützungsmanagement für persönliche und familiäre Angele-
genheiten (Gesundheit, Therapie, Paarbeziehungen, Haushaltsführung),

	als Hilfe zur Unterstützung bei der Auseinandersetzung mit der „Abgabe“/“Heraus nah me“ 
des Kindes und deren Hintergründen,

	als Förderung der allgemeinen Erziehungskompetenz sowie des spezifischen Umgangs 
mit dem Kind und schließlich

	als Klärung und ggf. Erweiterung des formellen und informellen sozialen Netzes der Fa-
milie.

Diese anspruchsvollen Aufgaben überfordern in aller Regel die Kräfte der ASD- bzw. der PKD-
Fachkräfte, sodass – insbesondere bei einer gezielten Rückführungsoption – die Beauftragung 
einer speziellen Fachkraft (SPFH, ggf. Familientherapeutin/-therapeut) erforderlich erscheint. 
Infrage kommen auch auf die Eltern abgestimmte Elternbildungsprogramme und Videoarbeit 
für die Interaktionsanalyse. Zu bedenken ist allerdings, dass eine lediglich auf die Verbesse-
rung der Erziehungskompetenz zielende Arbeit wegen der zumeist gegebenen umfassenden 
Problemlagen häufig zu kurz greift und deshalb auch breiter angelegte sozialarbeiterische 
Kompetenzen (z. B. Schuldnerberatung, Netzwerkeinbindung, Wohnungssuche) ergänzend 
einzusetzen sind. 

c) Die Gestaltung der Rückführung 
Unabhängig davon, ob eine Rückführung vorweg geplant oder erst im Verlauf eines Pflegever-
hältnisses zum Thema wird, sind Rückführungen sorgfältig zu planen. Hierbei geht es um die 
Frage, ob und zu welchem Zeitpunkt die konkrete Rückführung befürwortet bzw. verantwortet 
werden kann (die Frage nach „Rückführungskriterien“), um die Frage, wie eine Rückfüh-
rung prozesshaft vorbereitet werden kann und durchzuführen ist, und schließlich um die 
Frage, wie ihr Erfolg durch Unterstützung der Herkunftsfamilie abgesichert werden kann. 
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Entscheidungskriterien für Rückführungen

Minimalkriterien für die Rückführung sind:

	Es muss eine geregelte Versorgung des Kindes durch die Bezugspersonen gesichert sein, 
wozu ein fester Lebensort, Mittel für die Versorgung mit dem Lebensnotwendigen und ein 
gewisses Zeitdeputat für die Versorgung, Erziehung und Betreuung als Minimum gehören.

	Die Sicherheit des Kindes in der Familie muss gewährleistet sein, was auch die Sicherheit 
vor Übergriffen Dritter auf das Kind und geklärte Paarbeziehungen voraussetzt. 

	Das Kind muss sich des Wohlwollens seiner Bezugspersonen sicher sein, sie müssen 
sich am Kind interessiert zeigen, was umgekehrt auch voraussetzt, dass sich das Kind an 
seinen Bezugspersonen interessiert zeigt. Hinweise dafür findet man in der Regel über die 
„Begutachtung“ des Verlaufs von persönlichen Kontakten („Besuchskontakten“).

	Das Kind muss seinen Platz als Kind in der Familie finden, was konkret meint, es darf 
nicht in negative oder zerstörerische Konflikte der Erwachsenen hineingezogen wer-
den (z. B. zur Lösung partnerschaftlicher Konflikte, als Versorger von Erwachsenen im 
Sinne von „Parentifizierung“ oder als Sündenbock für ungelöste Familienprobleme).  

In vielen Fällen werden diese schlichten Grundvoraussetzungen nicht ohne Weiteres erfüllt 
werden können, was besonders dann gilt, wenn das rückgeführte Kind aufgrund seiner Ver-
haltensbesonderheiten eine „gutwillige“ und durchschnittlich in Erziehungsfragen kompetente 
Familie labilisiert. Zu prüfen ist deshalb auch, ob Fehlendes oder noch nicht „Ideales“ durch 
institutionelle Angebote der Jugendhilfe kompensiert werden kann, ob es Mittel für das Auffan-
gen vorübergehender Verunsicherung und die Bereitschaft zur Annahme von Hilfen gibt. Wo 
auch nur eine der Voraussetzungen nicht gegeben ist, sollte von einer Rückführung abgese-
hen werden.

Grundsätzlich gilt auch, dass das Kind nicht zum Versuchsobjekt staatlicher Familienrehabi-
litation werden darf. Die Rückführung muss in jedem Fall mit Blick auf das Kind geschehen, 
nicht mit Blick auf Pflegeeltern oder Eltern. Ebenso dürfen bei der Entscheidung keine ideolo-
gischen Gründe eine Rolle spielen, aus denen heraus bestimmte Familienkonzepte präferiert 
werden. 

Hinsichtlich des zeitlichen Horizontes einer Rückführung existieren vom Gesetzgeber keine 
konkreten Angaben. In Bezug auf die Perspektivklärung spricht das Gesetz lediglich vom „im 
Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraum“ (§ 37c 
Abs. 2 SGB VIII). Jeder Einzelfall muss gesondert nach bindungstheoretischen und entwick-
lungspsychologischen Gesichtspunkten beurteilt werden. Für kleinere Kinder sollten kürzere 
Fristen gelten. Das Bayerische Landesjugendamt schlägt hier für Kinder unter drei Jahren 
eine Frist von maximal einem Jahr vor. Für noch kürzere Fristen bei Säuglingen spricht sich 
der Psychologe Rainer Ballof aus.115 Er sieht, dass bereits bei einem Aufenthalt von wenigen 
Monaten in einer Pflegefamilie aus bindungstheoretischer Sicht ein erneutes Abbrechen der 
Beziehung problematisch sein kann.

Vorbereitung und prozesshafte Umsetzung der Rückführung

Jede Rückführung ist für alle unmittelbar Betroffenen, zu denen auch die Pflegeeltern gehö-
ren, ein Stress erzeugendes „kritisches Lebensereignis“, sodass alles daran gesetzt werden 
sollte, den Stress so gering wie möglich zu halten. Eine längerfristig angelegte prozesshafte 
Umsetzung der Rückführung hilft dabei. Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Prämisse 
sind folgende Verfahrensweisen empfehlenswert und bewährt:

115 Vgl. dazu z. B. Douani-Streek 2015, S. 142 ff.
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	Die Rückführung sollte von allen Beteiligten getragen werden.

	Alle Beteiligten sollten dafür gewonnen werden, die Rückführung nicht überstürzt vollzie-
hen zu wollen; Rückführungen brauchen Zeit. 

	Rückführungen sollten prozesshaft über sich allmählich ausweitende persönliche Kontak-
te, „Probewohnen“ in der Herkunftsfamilie etc. gestaltet werden und mit Erfahrungsaus-
wertung (unter Einbezug des Kindes / der/des Jugendlichen) verbunden sein. 

	Wenn Klarheit darüber herrscht, dass die Rückführung tatsächlich umgesetzt werden soll, 
sollten die Beteiligten zu einer „Rückführungskonferenz“ eingeladen werden, in der das bis 
zur Rückführung und für die erste Zeit danach dringlichst noch zu Erledigende besprochen 
wird und klare Absprachen über Zuständigkeiten und Zeitabläufe getroffen werden.

	Von hoher Priorität für den Sozialen Dienst ist es, notwendige unterstützende Hilfen für das 
Kind und die Familie bereits vorweg zu organisieren und mit den Beteiligten die „Nutzungs-
regeln“ abzusprechen. 

	Die Pflegepersonen sollten von vornherein als wichtige Personen für das Gelingen der 
Rückführung angesprochen werden, wobei auch ihrer Trauer Rechnung zu tragen ist und 
ihnen Möglichkeiten für die Trauerarbeit eröffnet werden sollten. 

	Das Ereignis der Rückführung sollte zelebriert werden, wozu sich z. B. eine offizielle Über-
gabezeremonie eignet (an der auch die bisher und künftig zuständigen Dienste beteiligt 
sind).

	Schließlich: das Kind sollte von ihm vertrauten Personen nach Hause begleitet werden.

Unterstützung der Familie nach der Rückführung

Die Zeit nach der Rückführung ist eine besonders heikle Phase. Die Eltern erhalten oft kein 
„pflegeleichtes“ Kind zurück; ein während der Abwesenheit des Kindes neu justiertes famili-
äres Gleichgewicht muss wiederum neu ausgehandelt werden. Möglicherweise begegnet das 
Kind oder der Jugendliche auch neuen, ihm noch wenig vertrauten Erwachsenen und neuen 
Geschwistern. Für die Kinder und Jugendlichen ist der Weg nach Hause nicht selten von Äng-
sten und Ambivalenzen begleitet, und insbesondere Jugendliche müssen ihre außerfamiliären 
Sozialkontakte neu sortieren und z. B. in einer neuen Schule Fuß fassen. Die Begleitung der 
Erwachsenen und Kinder ist deshalb kein „Luxus“, sondern dringende Notwendigkeit zur Absi-
cherung einer Rückführung. Wichtig für die Anfangsphase ist vor allem:

	Die zuständigen Fachkräfte sollten neuen Zuspitzungen vorbeugen bzw. sich auf Situatio-
nen, in denen es dazu kommen kann, vorbereiten. Hierfür soll den Erwachsenen, ggf. auch 
den Kindern, ein verlässlicher Ansprechpartner genannt werden, und die Eltern sollten auf 
die Anpassungsprobleme des Kindes vorbereitet werden. 

	Möglichst bereits vor der Rückführung, spätestens aber gleich zu Anfang, sollten alle Wei-
chen für die finanzielle Absicherung, für die Einschulung oder den Kindergartenplatz ge-
stellt werden, ggf. auch das Arrangement für eine therapeutische (logopädische etc.) Un-
terstützung.

	Von den Kindern und Jugendlichen mag die Rückführung als freudiges Ereignis betrachtet 
werden, immer lassen sie aber auch etwas hinter sich. Man muss ihnen darum Gelegen-
heit geben, sich nach und nach vom Alten zu verabschieden, wozu häufig auch gehören 
wird, ihnen „Ausflüge“ zurück (in die zurückgelassene Pflegefamilie, zu den verlorenen 
Freunden etc.) zu ermöglichen und sie hierzu sogar zu ermuntern. 

Um Nachhaltigkeit zu erzielen, empfiehlt sich die Einrichtung einer befristeten SPFH oder Er-
ziehungsbeistandschaft. 
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8.1.2 Adoption des Kindes durch die Pflegeeltern oder aus einer Pflegefamilie heraus 
Nach § 37c Abs. 21 Satz 3 SGB VIII ist vor und während einer langfristig zu leistenden Hilfe 
außerhalb der eigenen Familie zu prüfen, ob eine Annahme als Kind in Betracht kommt.

Erklären die Pflegeeltern notariell ihren Willen zur Adoption des Kindes und liegen die erforder-
lichen Einwilligungen der Eltern vor, werden die Pflegeeltern (die zukünftigen Adoptiv-eltern) 
vor den leiblichen Eltern unterhaltspflichtig. Die Vollzeitpflege endet mit Beginn der Adoptions-
pflege, der Unterhalt des Kindes wird nicht mehr durch das Jugendamt sichergestellt. Bei ent-
sprechendem Bedarf kommt die (Weiter-)Gewährung anderer, ambulanter Jugendhilfeleistun-
gen in Betracht. Die pädagogische Leistung, die im Rahmen der Vollzeitpflege durch den PKD 
erbracht wurde, kann – unter der Voraussetzung, dass der PKD als Adoptionsvermittlungs-
stelle anerkannt ist – bis zur end gültigen Adoption als Adoptionspflege weiter gewährt wer-
den. Dieser Adoptionspflegezeit geht eine Eignungsprüfung der Bewerberinnen und Bewerber 
durch die Adoptionsvermittlungsstelle voraus (§ 7 AdVermiG). Die Adoption wird mit Beschluss 
des Familiengerichts abgeschlossen. Die Voraussetzungen zur Annahme eines Kindes sind in 
den §§ 1741 ff. BGB geregelt.

Neben der Adoption durch die Pflegeeltern kann es auch zu Adoptionen aus der Pflegefamilie 
in eine andere Adoptionsfamilie kommen. Der PKD bleibt dann für die Überleitung zuständig, 
wenn er als Adoptionsvermittlungsstelle anerkannt ist. Anderenfalls übernimmt die Adoptions-
vermittlungsstelle die Begleitung der Adoptionspflege. Kooperationen zwischen PKD und Ad-
optionsvermittlungsstelle sind in diesen Fällen möglich bzw. anzustreben. 

Eine individuelle materielle Unterstützung des Kindes / der/des Jugendlichen nach der Adop-
tion sollte zum Ausgleich von finanziellen Härten möglich sein, liegt aber im Ermessen des 
jeweiligen Jugendamtes.

8.1.3 Verselbstständigung des Pflegekindes
Für Jugendliche und junge Volljährige stellt der Übergang in die Selbstständigkeit in der Regel 
eine besondere Herausforderung dar, insbesondere dann, wenn sie nur in geringem Maße auf 
soziale, familiäre und strukturelle Ressourcen zurückgreifen können. Jugendliche und volljäh-
rige Pflegekinder verfügen oftmals über unterstützende Ressourcen ausschließlich innerhalb 
des Hilfesystems durch die Pflegefamilie. Mit der Beendigung der Vollzeitpflege sind sie wei-
testgehend auf sich alleine gestellt ohne einen expliziten Anspruch auf gesellschaftliche Unter-
stützung (wenn auch viele Pflegekinder weiterhin aufgrund ihrer persönlichen Verbundenheit 
in Kontakt mit ihren Pflegeeltern bleiben). 

Um hier Abhilfe zu schaffen, hat der Gesetzgeber mit dem KJSG den § 41 SGB VIII (Hilfe für 
junge Volljährige) neu gefasst. Danach haben junge Volljährige vom 18. bis zum 21. Geburts-
tag (und in begründeten Einzelfällen für einen begrenzten Zeitraum darüber hinaus) nunmehr 
einen Rechtsanspruch auf geeignete und notwendige Hilfe, wenn und solange ihre Persön-
lichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und selbstständige Lebens-
führung nicht gewährleistet (§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). Neu ist nun der Wechsel der Beur-
teilungsgrundlage: Eine Hilfegewährung nach § 41 SGB VIII verlangt keine Prognose dahinge-
hend, dass die Befähigung zu einer eigenverantwortlichen Lebensführung bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres oder bis zu einem begrenzten Zeitraum darüber hinaus erreicht wird. 

Die Prognoseentscheidung erfordert künftig vielmehr eine „Gefährdungseinschät-
zung“ im Hinblick auf die Verselbständigung. Der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe hat festzustellen, ob im Rahmen der Möglichkeiten des jungen Volljährigen 
die Gewährleistung einer Verselbständigung nicht oder nicht mehr vorliegt.116

116 Vgl. Kommentar zu § 41 SGB VIII, Wiesner/Wapler (2022), Rn. 23.
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Zudem wurde in § 41 SGB VIII eine Coming-Back-Option explizit verankert – danach schließt 
die Beendigung der Hilfe eine erneute Gewährung oder Fortführung der Hilfe nach § 41 nicht 
aus. Neben dieser ausdrücklichen Coming-Back-Option wurde auch die Verpflichtung der 
Nachbetreuung junger Volljähriger in § 41a SGB VIII aufgenommen. Abzugrenzen ist diese 
Unterstützung von den (ambulanten) Hilfen für junge Volljährige. Ziel dieser Nachbetreuung 
ist es, junge Menschen auch nach Beendigung der Vollzeitpflege und etwaiger ambulanter 
Hilfen verlässlich in Alltags- und persönlichen Fragen zu begleiten und somit die bisherigen 
Hilfeerfolge nicht durch mangelnde Unterstützung zu gefährden. Diese Begleitung ist nicht als 
„Erziehungsbeistandschaft light“ zu verstehen, sondern setzt voraus, dass die Persönlichkeits-
entwicklung des jungen Menschen so weit abgeschlossen ist, dass er zu einer „[…] selbstbe-
stimmten, eigenverantwortlichen und selbständigen Lebensführung […]“117 in der Lage ist.

Die vielfältigen Unterstützungsformate reichen von persönlicher Beratung durch die bisherigen 
Bezugspersonen (z. B. Pflegepersonen, ehemalige Erziehungsbeistände, PKD-Fachkräfte) bis 
zu der Anbindung an lokale Einrichtungen/Institutionen und Beratungsstellen. Das Jugendamt 
muss hierzu proaktiv in regelmäßigen Abständen Kontakt zu den jungen Volljährigen aufneh-
men. Während diese Kontaktaufnahmepflicht nicht an den freien Träger bzw. die Pflegefamilie 
delegiert werden darf (§ 41a Abs. 2 SGB VIII), kann die Nachbetreuung selbst durch freie Trä-
ger oder die bisherigen Pflegepersonen erfolgen (§ 41a Abs. 1 SGB VIII). In entsprechenden 
Vereinbarungen mit freien Trägern bzw. Pflegeeltern sollten Art, Umfang, Dauer, Inhalte sowie 
Vergütung – entsprechend dem individuellen Bedarf der jungen Menschen – dieser besonde-
ren Form der Nachbetreuung festgehalten werden. 

Eine weitere Forderung des KJSG besteht in der Verpflichtung, vor Beendigung der Hilfe früh-
zeitig zu prüfen, ob im Hinblick auf den Bedarf der jungen Volljährigen ein Zuständigkeitsüber-
gang auf andere Sozialleistungsträger in Betracht kommt. Die Prüfung hat ab einem Jahr vor 
dem im Hilfeplan vorgesehenen Zeitpunkt der Beendigung der Hilfe zu erfolgen (§ 41 Abs. 3 
SGB VIII). Ziel hierbei ist es, sicherzustellen, dass ein nahtloses Anknüpfen der (zukünftigen) 
Leistungen anderer Sozialleistungsträger an der bisher geleisteten Jugendhilfe erfolgt. Dies 
wird auch durch den § 36b SGB VIII unterstützt, der die Sicherstellung der Bedarfsgerechtig-
keit der Leistungsgewährung durch die Zusammenarbeit mit anderen Sozialleistungsträgern 
fordert.

In der Regel wird nach Beendigung des Pflegeverhältnisses der ASD für die junge Erwachse-
ne / den jungen Erwachsenen zuständig und übernimmt die Fallverantwortung. Abweichend 
davon kann auch der PKD den jungen Menschen fallverantwortlich weiter betreuen, wenn dies 
aufgrund des gewachsenen Beziehungsverhältnisses einer weiteren Entwicklung förderlich ist 
(vgl. auch Kap. 2.1.1).

Bei einer Verselbstständigung sind folgende Schritte zu beachten:118 

	Rechtzeitige Einschätzung der Bedingungen des Übergangs in die Verselbstständigung
	Rechtzeitige Vorbereitung des Übergangs (Übergangsmanagement)
	Entscheidung über die weitere Unterstützung und Art der Unterstützung (ggf. Zusammen-

arbeit mit anderen Sozialleistungsträgern)
	Vorbereitung des jungen Menschen auf die neue Lebensphase

› Lebenspraktische Fertigkeiten
› Angemessenes Verhalten
› Durchhaltevermögen
› Frustrationstoleranz
› Möglichkeiten des § 41a SGB VIII

	Unterstützung des Ablösungsprozesses durch Beratung – auch mit Blick auf die Pflegeel-
tern, die nun „ihr“ Pflegekind „verlieren“ 

117 Ebenda, Kommentar zum § 41a SGB VIII, Rn. 9.
118 Siehe dazu auch einen Auszug aus den Handlungsleitfaden des Careleaver e.V. im Anhang.
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	Vermittlung von Anlaufstellen bei Notsituationen
	Ggf. Adoptionsberatung (Adoption des ehemaligen Pflegekindes durch die Pflegeltern – 

leibliche Eltern müssen nun nicht mehr zustimmen, sollen aber angehört werden)

Es sind unterschiedliche Verwaltungsaufgaben zu beachten, z. B.:

	Ggf. muss der junge Erwachsene eigene Anträge stellen:
› Anträge BAB
› Ggf. Berufsberatung
› Ggf. bei jungen Menschen mit Behinderungen 
› Ggf. gesetzliche Betreuung
› Klärung Krankenversicherungsschutz
› Klärung Haftpflichtversicherung
› Klärung des Kindergeldes bei Auszug
› Grundsicherung SGB II und SGB XII

Darüber hinaus müssen Dokumente übergeben werden, die für die junge Volljährige / den 
jungen Volljährigen für den weiteren Weg wichtig sind, z. B.:

	Geburtsurkunde
	Ggf. Taufbescheinigung
	Schulzeugnisse
	Bescheinigung über die Pflegezeit
	Ggf. Dokumente über medizinische Diagnostiken (z. B. Gutachten über bestimmte Beein-

trächtigungen oder Behinderungen)
	Impfbescheinigung(en)

8.2 Gestaltung der Beendigung bei ungeplantem Ende des 
Pflegeverhältnisses

Eine ungeplante Beendigung von Pflegeverhältnissen kann sehr unterschiedliche Ursachen 
haben, die auf jeden Fall eruiert werden müssen, um eine begründete Entscheidung über den 
zukünftigen Aufenthalt des Pflegekindes treffen zu können. Je nach anschließender Unterbrin-
gungsform bzw. dem weiteren Aufenthaltsort sind unterschiedliche Unterstützungsleistungen 
des PKD erforderlich.

Ungeplanten Beendigungen gehen immer spezifische Situationen voraus bzw. die Beendi-
gungen geschehen unter bestimmten Bedingungen für das Kind und die Pflegefamilie. Diese 
können sein:

	pädagogische Überforderung der Pflegeeltern,
	das Kind strebt aus der Familie heraus, verlangt vehement seine Rückkehr ins Elternhaus,
	die Herkunftsfamilie belastet die Situation so sehr, dass Pflegeeltern dies nicht mehr auf-

fangen können,
	das Pflegeverhältnis ist schon länger zerrüttet, 
	das Kind entspricht nicht den Erwartungen der Pflegeeltern,
	den Pflegeeltern wird vom Jugendamt die Kompetenz abgesprochen,
	es gibt kindeswohlgefährdende Situationen in der Pflegefamilie,
	Tod, Trennung, Krankheit in der Pflegefamilie.

Diese Situationen und Bedingungen sind in der Regel mit spezifischen Ursachen verknüpft, 
die im Bereich des Pflegekindes, der Pflegefamilie, der Herkunftsfamilie und auch des PKD 
angesiedelt sein können.
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a) Bedingungen, die zu einem ungeplanten Ende des Pflegeverhältnisses beitragen 
können:119

	Aufseiten des Pflegekindes:
› Die Wahrscheinlichkeit eines ungeplanten Endes wächst mit dem Alter der Kinder.
› Die Wahrscheinlichkeit eines ungeplanten Endes wächst mit der Anzahl von bereits er-

lebten Unterbringungen in Einrichtungen und Pflegefamilien.
› Die Wahrscheinlichkeit eines ungeplanten Endes wächst mit der Anzahl der erlebten 

Beziehungsabbrüche und traumatischen Erlebnisse.

	Aufseiten der Pflegefamilie:
› keine ausreichende Eignung der Pflegepersonen,
› mangelnde Bereitschaft, Hilfen von außen in Anspruch zu nehmen,
› ungünstiger Abstand oder ungünstige Geschwisterreihenfolge zwischen leiblichen Kin-

dern und Pflegekindern,
› Rigidität und hoher Anpassungsdruck an das eigene Normsystem der Pflegepersonen
› starke Isolierungs- und Abschottungstendenz der Pflegefamilie und fehlendes Einge-

bundensein in ein soziales Gefüge,
› wachsende Beziehungsprobleme zwischen Pflegepersonen und Pflegekindern,
› gesundheitliche Probleme, Arbeitslosigkeit, veränderte ökonomische Bedingungen,
› Nichtübereinstimmung der Erwartungen der Pflegeeltern bezüglich der „Probleme“ des 

Pflegekindes,
› Partnerschaftsprobleme der Pflegepersonen,

	Aufseiten der Herkunftsfamilie:
› keine konstruktive Haltung oder Mitarbeit,
› Boykottierung des Pflegeverhältnisses (fehlende „innere Erlaubnis“, dass das Kind in 

der Pflegefamilie leben darf),
› Nichteinhaltung von Kontaktvereinbarungen und anderen Absprachen,

	Aufseiten des PKD:
› Übersehen von entscheidungsrelevanten Fakten bei der Vermittlung des Kindes,
› Vernachlässigung der Betreuungsarbeit mit der Pflegefamilie,
› kontinuierlich einseitiges Vertreten der Position der Pflegepersonen, des Pflegekindes 

oder der Eltern,
› fehlende Personalkapazitäten zur Betreuung des Pflegeverhältnisses. 

Bedingungen, Situationen und die damit verknüpften Ursachen können zum Wechsel in ein 
anderes Pflegeverhältnis oder in eine stationäre Einrichtung führen – sie können aber auch 
andere Alternativen verlangen bzw. provozieren (z. B. Rückführung in die Herkunftsfamilie, 
vorzeitige Verselbstständigung). 

119 Diese Empfehlungen verdanken sich den Anregungen des Handbuchs zur Vollzeitpflege des Bayerischen Landesjugendamtes. 
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b) Unterbringungen bzw. Aufenthaltsorte nach ungeplanten Beendigungen
Legen die Beendigungsgründe einen Wechsel des Pflegekindes in eine andere Pflegefamilie 
nahe, so ist diese unter Beachtung der Beendigungsursachen durch den PKD auszusuchen 
und auf die Unterbringung vorzubereiten. Lässt es die Zeit zu – ist also nicht eine bestimmte 
Eile geboten –, so sollte ein entsprechender Vermittlungs- (vgl. Kap. 6.2), ein Anbahnungs- 
(vgl. Kap. 6.3) und ein Begleitungsprozess (vgl. Kap. 6.4) durchgeführt werden. Der PKD 
bleibt bei Dauerpflegen fallführend und ist für die weitere Hilfeplanung und die Erstellung des 
Hilfeplans zuständig (vgl. Kap. 2.1.1).

Legen die Beendigungsgründe einen Wechsel des Pflegekindes in eine stationäre Unterbrin-
gung oder eine Erziehungsstelle nach § 34 SGB VIII nahe, so ist diese ebenfalls unter Be-
achtung der Beendigungsursachen durch den PKD auszusuchen und auf die Unterbrin gung 
vorzubereiten. Lässt es die Zeit zu – ist also nicht eine bestimmte Eile geboten –, so sollte 
ein entsprechender Vermittlungs- (vgl. Kap. 6.1), ein Anbahnungs- (vgl. Kap. 6.2) und ein Be-
gleitungsprozess (vgl. Kap. 6.3) durchgeführt werden. In der Regel gibt bei einer Dauerpflege 
nach dem Wechsel des Pflegekindes in eine Unterbringung nach § 34 SGB VIII der PKD die 
Fallverantwortung an den ASD ab. In fachlich begründeten Fällen kann die Fallverantwortung 
aber auch beim PKD bleiben. Dies ist vor allen Dingen dann der Fall, wenn ein gewachsenes 
Vertrauensverhältnis zwischen der Fachkraft des PKD und dem Pflegekind besteht (vgl. Kap. 
2.1.1). Hierüber ist mit dem ASD Einvernehmen herzustellen (vgl. Kap. 2.1.2).

Legen die Beendigungsgründe einen Wechsel des Pflegekindes in eine andere Unterbringung 
nahe, so ist diese ebenfalls unter Beachtung der Beendigungsursachen durch den PKD aus-
zusuchen. Hierbei kann es sich z. B. um eine betreute Wohnform handeln. Auch in diesen 
Fällen ist zu überlegen, ob die Fallverantwortung – wie vorgesehen – auf den ASD übergeht, 
oder ob es nicht geboten erscheint, den PKD weiter in der verantwortlichen Betreuungsarbeit 
zu belassen. 

Geht das Pflegekind in die Herkunftsfamilie zurück, so sind – analog zur Rückführung – 
eventuell externe Hilfen in der Familie zu installieren, die den Übergang begleiten und auch 
weiterhin die Familie bei der Erziehung unterstützen (vgl. Kap. 8.1). Der Übergang in die 
Herkunftsfamilie ist, wenn keine Fakten dagegensprechen und der Wechsel nicht abrupt und 
spontan erfolgt, vom PKD zu organisieren und vorzubereiten. Die Frage der Fallverantwortung 
ist mit dem ASD fachlich zu klären, der auf jeden Fall zunächst zuständig wird.

c) Pflegeeltern und Fachkraft des PKD nach der Beendigung
Den Pflegepersonen, die die ungeplante Beendigung möglicherweise als Versagen erleben, 
sollte hinsichtlich der Verarbeitung von Schuld- und Trennungsgefühlen eine Betreuung ange-
boten werden. Dies kann durch den PKD, eine Pflegeelterngruppe oder eine andere professio-
nelle Hilfe erfolgen. Eine neuerliche Belegung dieser Pflegeeltern sollte erst nach einiger Zeit 
erfolgen, wenn das Geschehene verarbeitet wurde.

Auch die Fachkraft des PKD kann den Abbruch eines Pflegeverhältnisses als eine persönlich 
schwierige Situation erleben, die eine kritische Reflexion erfordert. Hier sollte die Möglichkeit 
bestehen, im kollegialen Team oder in einer Supervision das Geschehene aufzuarbeiten (vgl. 
Kap. 3.2). 
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ANLAGE: HANDLUNGSLEITFADEN ZUR VERSELBSTSTÄNDIGUNG VON JUNGEN 
VOLLJÄHRIGEN

Kriterien zur Überprüfung der Verselbstständigung von jungenVolljährigen
(Quelle: Overbeck, JAmt 2021, S. 426 ff.)∗

1.   Lebensunterhalt

	Bezieht der Heranwachsende Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, seinen Arbeitsplatz zu behalten und sich ggf. eigen-

ständig einen neuen Arbeitsplatz zu suchen?
	Sind ggf. anderweitige Sozialleistungen erforderlich (SGB II, Bafög etc.)?
	Sind diese Leistungen beantragt und bereits bewilligt worden?
	Ist sichergestellt, dass die Aufnahme der Zahlungen lückenlos im Anschluss an die Ju-

gendhilfeleistungen erfolgt?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, etwaig erforderliche (Fortsetzungs-)Anträge bei So-

zialleistungsträgern eigenständig zu stellen?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, die hierfür evtl. erforderlichen Unterlagen bei den 

leiblichen Eltern einzufordern?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, mit seinen vorhandenen finanziellen Ressourcen zu 

haushalten?
	Kann der Heranwachsende selbstständig mithilfe der finanziellen Mittel für Nahrung, Klei-

dung und weitere tägliche Bedarfe sorgen? 

2.   Wohnung

	Steht der Heranwachsende zum Zeitpunkt der Beendigung in einem eigenständigen Miet-
verhältnis?

	Handelt es sich um ein unbefristetes Mietverhältnis?
	Falls nicht, ist der Heranwachsende in der Lage, rechtzeitig zum Fristablauf eine andere 

Wohnung anzumieten?
	Ist die Finanzierung der Kaution gesichert?
	Ist die Erstausstattung für die Wohnung gesichert?
	Ist die Wohnung unmittelbar bezugsfertig?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, die Wohnung dauerhaft zu (unter-)halten?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, die Wohnung in einem ordnungsgemäßen bzw. be-

wohnbaren Zustand zu halten?

 

 
 

 

 
 
*   Auszug aus dem Handlungsleitfaden des Careleaver e.V.:  
				https://www.agj.de/fileadmin/files/TransferkonferenzLeavingCare2021/Careleaver_e._V._Handlungsleitfaden_41a.pdf.

8.3 Anlagen zu Kapitel 8
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3.   Gesundheit

	Ist der Heranwachsende krankenversichert?
	Ist der Heranwachsende im Besitz aller wichtigen Unterlagen (Bsp: Versicherungskarte, 

Impfausweis etc.)
	Für den Fall der Versicherung über die leiblichen Eltern: Ist der Heranwachsende in der 

Lage, bei etwaiger Beendigung der Familienversicherung eigenständig für eine Kranken-
versicherung zu sorgen?

	Ist der Heranwachsende in der Lage, einem strukturierten (Arbeits-)Alltag nachzugehen?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, soziale Beziehungen herzustellen bzw. zu halten?
	Erhält der Heranwachsende im Falle einer bestehenden physischen oder psychischen Er-

krankung die erforderliche medizinische und/oder therapeutische Unterstützung?
	Ist der Heranwachsende in der Lage, sich bei später auftauchenden physischen oder psy-

chischen Beschwerden eigenständig Unterstützung zu besorgen?

4.   Bildung

	Befindet sich der Heranwachsende in einer laufenden Schul- oder Berufsausbildung?
	Wurde im Rahmen der Hilfeplanung eine (Bildungs-)Perspektive erarbeitet?

5.   Information

	Rechtliche Ansprüche aus dem SGB VIII
	Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung
	Kontaktdaten zu Selbsthilfeorganisation und Ombudschaften
	Finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten (Bsp: Abzweigungsantrag Kindergeld, Waisen-

rente etc.)
	Möglichkeiten der (Weiter-)Bildung
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9.  FALLÜBERGREIFENDE AUFGABENBEREICHE

Zu den fallübergreifenden Aufgaben eines Pflegekinderdienstes gehören die Werbung und Öf-
fentlichkeitsarbeit, die vorbereitende und begleitende Schulung, die Eignungsfeststellung und 
die Berichterstattung und Evaluation – alles zentrale Bereiche des Pflegekinderdienstes, die 
eine unverzichtbare Basis für die Arbeit mit den Pflegefamilien und Pflegekindern darstellen.

9.1 Werbung und Öffentlichkeitsarbeit120

a) Vorbemerkung
Auch wenn Werbung in erster Linie immer noch über Mundpropaganda im Bereich von gut 
laufenden Pflegeverhältnissen funktioniert, so spielt die Werbung als Information für die Pfle-
gekinderhilfe und als gezielte Akquisition für Pflegepersonen gleichwohl eine nicht unerhebli-
che Rolle. Dies vor allen Dingen, weil traditionelle Familienformen – die in der Vergangenheit 
(und aktuell noch immer) die übergroße Mehrheit der Pflegefamilien stellten – zukünftig nicht 
mehr in ausreichendem Maße vorzufinden sein werden. Darüber hinaus und damit zusam-
menhängend haben sich die Kommunikationsformen und die Formen der Werbung in den 
letzten 15 Jahren dramatisch geändert. Die jüngeren Familien und Einzelpersonen sind mit 
den traditionellen Werbeformen nicht mehr im gleichen Maße zu erreichen, wie es noch die äl-
teren Interessierten waren. Insgesamt muss die Werbung für Pflegepersonen und die Pflege-
kinderhilfe den Stand der aktuellen gesellschaftlichen Kommunikationsformen reflektieren und 
entsprechende Strategien verfolgen. Auch wenn dies keine leichte Aufgabe für kommunale 
Pflegekinderdienste ist, so ist die Beachtung der neuen Formen der Werbung und Öffentlich-
keitsarbeit für den Erhalt der Pflegekinderhilfe als Ganzes unabdingbar. Gleichzeitig bedeutet 
es aber auch, die hergebrachten Formen nicht zu vernachlässigen, denn es wird immer noch 
viele eher traditionelle Familien geben, die den Zugang zur Pflegekinderhilfe über diese For-
men finden. 

b) Notwendigkeit von Werbung und Öffentlichkeitsarbeit
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung sind zum einen darauf ausgerichtet, neue Pflegeeltern zu 
gewinnen, und zum anderen, gesellschaftliche Vorbehalte gegenüber Pflegekindern und -el-
tern abzubauen. Das eine hängt mit dem anderen zusammen, denn mit der gesellschaftlichen 
Akzeptanz der Arbeit steigt auch die Bereitschaft von Paaren oder Einzelpersonen, ein Pfle-
gekind aufzunehmen. Unabdingbare Voraussetzung dafür ist eine breite Aufklärung über die 
schwierige Aufgabe der Betreuung von Pflegekindern, speziell, wenn es sich um ältere, be-
hinderte oder auffällige Kinder handelt. Öffentlichkeitsarbeit muss die Vielfältigkeit möglicher 
Pflegeverhältnisse darstellen und ein realistisches Bild von der Pflegekinderarbeit zeichnen, 
das von karitativen und sozialromantischen Klischees befreit ist und zugleich den Hintergrund 
der abgebenden Eltern diskriminierungsfrei thematisiert.

Werbung und Öffentlichkeitsarbeit zielt aber nicht nur nach außen, sie zielt auch nach innen 
und erreicht damit auch eine Außenwirkung. Verstanden wird darunter das gesamte Erschei-
nungsbild einer Pflegekinderhilfe, angefangen von einem Leitbild und einem einheitlichen 
„Auftritt“ im Schriftverkehr und in den Werbematerialien. Diese Corporate Identity macht die 
Einrichtung unverwechselbar.

Werbung sollte nicht nur reaktiv sein, sondern auch zur aktiven Positionierung des PKD 
in der Öffentlichkeit genutzt werden. Leitende Fragen können sein: Was zeichnet die Ar-
beit des PKD in besonderer Weise aus? Wie gestaltet sich der Alltag einer Pflegefamilie? 

120 Viele Ausführungen gehen auf Anregungen des Trägers PiB – Pflegekinder in Bremen GmbH zurück.
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Darüber hinaus sind neue Formen der Werbung unabdingbar. Nicht nur, weil die sozialen 
Medien heute eine große Rolle spielen, sondern auch, weil es angezeigt ist, über die reine 
Werbung hinauszugehen und auch für die Pflegekinder spezielle Angebote der Information in 
den Medien bzw. auf den PKD-Homepages zu etablieren. 

c) Leitbild und Corporate Identity
Ein Leitbild definiert den Charakter einer Institution. Es ist gleichsam der Horizont, auf den die 
Arbeit ausgerichtet ist und der in einem gemeinschaftlichen Prozess mit allen Fachkräften des 
PKD definiert werden muss. Das Leitbild vermittelt Identität, da es von allen Beteiligten geteilt 
werden sollte. Diese Identität bezieht sich auf die gemeinsamen Grundlagen fachlichen Han-
delns. Fragen, die zur Entwicklung eines Leitbildes herangezogen werden können, sind z. B.:

	Was steht im Mittelpunkt unserer Arbeit?
	Für wen sind wir da?
	Was ist der Kern unserer Aufgabe?
	Was ist uns wichtig?
	Was ist unser Ziel?

Ausgehend vom Leitbild ist die Corporate Identity zu entwickeln – sie füllt das Leitbild mit 
Leben. Der PKD sollte als einheitlicher Fachdienst wahrgenommen werden, wobei auf den 
abgestimmten Einsatz von Verhalten, Kommunikation und Erscheinungsbild zu achten ist. 
Entsprechend sollten die drei genannten Bausteine aufeinander abgestimmt sein:

	Corporate Behaviour bezeichnet die Verhaltensebene (Umgang miteinander und Umgang 
mit externen Personen),

	Corporate Communication umfasst die gesamte interne und externe Kommunikation des 
PKD,

	Corporate Design kennzeichnet die visuelle Identität (Logo, Flyer, Visitenkarten, Ausstat-
tung der Räume etc.).

Ein geschlossener Gesamtauftritt ist für das Image eines PKD wichtig, weil er ein äußerlicher 
Ausdruck der Wertschätzung der Aufgabe einerseits und der Wertschätzung der Pflegeeltern 
und Pflegekinder andererseits ist. Unter diesem Aspekt überzeugt ein gelungenes Design von 
Logos und Anzeigen nicht, wenn es sich nicht auch im Verhalten der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und in der Gestaltung der Beratungsräume widerspiegelt. Wesentliche Elemente einer 
solchen Corporate Identity sind:

	Visualisierung: Logo, Gestaltung des Briefpapiers, Türschild, einheitliche Farbgebung 
etc.

	Räume: freundliche und helle Ausstattung der Büros, Einrichtung eines entsprechenden 
Begegnungsraumes (je nach Größe des PKD: Beratungsraum, Seminarraum)

	Arbeitsatmosphäre: telefonische Erreichbarkeit, Orientierung auf die Belange der „Kun-
den“ (Pflegeeltern, Pflegekinder, Eltern, Bewerberinnen und Bewerber, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter anderer Dienste und Träger etc.)

	Vision: Werte und Zielbestimmung des Leitbildes

Die Corporate Identity sollte sich auch in den einzelnen Instrumenten der Öffentlichkeitsar-
beit wiederfinden.
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d) Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit 
Die acht wesentlichen Instrumente einer wirksamen Öffentlichkeitsarbeit und Werbung sind: 
Pressearbeit, Druckerzeugnisse, Veranstaltungen, Homepage, soziale Medien, Politik, Ko-
operationen und Ringvorlesungen. Auch wenn die Intensität der Öffentlichkeitsarbeit je nach 
Größe des PKD sehr unterschiedlich sein kann, so sollte auf ein Mindestmaß einer solchen 
Arbeit auf jeden Fall geachtet werden.

Pressearbeit

Aktive Pressearbeit ist zur Etablierung eines positiven Bildes des PKD unumgänglich. Dazu 
gehört, dass nicht nur in akuten Notsituationen – bei großem Bewerbermangel –, sondern 
auch in „normalen“ Zeiten die Arbeit des PKD verdeutlicht wird. Kontakte zur Presse sollten 
daher gepflegt werden. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass die Kontakte von einer 
Fachkraft übernommen werden, die über entsprechende kommunikative Fähigkeiten verfügt. 
Eine feste Ansprechpartnerin / ein fester Ansprechpartner ist auf jeden Fall für alle Seiten von 
Vorteil – dies gilt gerade auch dann, wenn auf negative Situationen reagiert werden muss. Auf 
jeden Fall muss man immer mit unerwarteten Fragen seitens der Presse rechnen und sollte 
darauf vorbereitet sein.

Anlässe für eine Information von Pressevertreterinnen und -vertretern können Veranstaltun-
gen oder die Änderung rechtlicher Vorgaben sein. Aber auch Zwischenmeldungen aus dem 
Alltagsgeschehen – wie z. B. die gelungene Verselbstständigung eines Pflegekindes – sind 
zur Imagepflege geeignet. In jedem Fall sind die Fragen:

	Was genau wollen wir mitteilen?
	An wen richtet sich die Meldung?
	Welches ist das richtige Medium?
	Gefährde ich mit der Meldung keinen Beteiligten?

Ein aktueller Presseverteiler (Adressenliste) sollte im PKD vorhanden sein, ebenso entspre-
chend Informationsmaterialien, die bei Bedarf herausgegeben werden können. Alle Berichte, 
die sich mit dem Thema „Pflegekinder“ befassen, sollten im PKD archiviert werden – dadurch 
wird auch eine Bewertung der Darstellung der eigenen Arbeit in der Öffentlichkeit möglich.

Die aktive Pressearbeit kann in unterschiedlicher Form erfolgen:

	Die Pressemitteilung
Ein sachlicher Text, der den Sachverhalt prägnant und so kurz wie möglich darstellt. Es ist, 
soweit der Text angenommen wird, hier mit redaktionellen Kürzungen durch die Medien 
zu rechnen.

	Die Presseeinladung
Einladung der Presse, um über bestimmte Anlässe zu berichten. Die Art der Berichter-
stattung wird in der Regel von den Journalisten selbst definiert. Dies kann in Form eines 
Interviews, einer Reportage, eines Features, eines Portraits oder einer Kurzmeldung ge-
schehen.

	Die Pressekonferenz
Information von Medienvertretern über Sachverhalte. Dies kann im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung von Jahresberichten geschehen oder auch als Reaktion auf Ereignis-
se im Bereich der Pflegekinderhilfe.

	Das Hintergrundgespräch
 Kann genutzt werden, um ausgesuchte Medienvertreter über komplexe und/oder brisante 

Themen zu informieren und mit einem Hinweis auf Verschwiegenheit mit einzubinden. Auf 
diese Weise können Themen auch gezielt lanciert werden. 
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Druckerzeugnisse

Darunter wird verstanden: Flyer, Informationsbroschüren, Handzettel und Plakate. Sie dienen 
zum einen der Darstellung des PKD – sollten daher nach den Vorgaben der Corporate Identity 
gestaltet sein – und verfolgen zum anderen Werbezwecke, nämlich der Anwerbung von Pfle-
geeltern bzw. Pflegepersonen. Sie sollten durch Informationen neugierig machen und müssen 
auf die jeweilige Zielgruppe ausgerichtet sein. Letzteres bedeutet, dass Text und Aufmachung 
entsprechend gestaltet werden müssen. 

Die Aufgabe der Werbung im PKD besteht darin, neue Pflegeeltern zur Übernahme von Erzie-
hungsverantwortung und zur Aufnahme eines Kindes / einer/eines Jugendlichen zu motivieren 
und gleichzeitig die damit verbundenen Anforderungen realistisch darzustellen. Entsprechend 
sollten

… Informationen über die gesellschaftliche Bedeutung der Familienpflege im Kontext der 
Jugendhilfe gegeben werden,

… Informationen über die erwartete erzieherische Leistung dargestellt werden und

… Informationen über die Tatsache, dass Pflegekinder immer auch leibliche Eltern haben, 
mit denen ggf. kooperiert werden muss, nicht vorenthalten werden.

Auf den Druckerzeugnissen sollte ein QR-Code vorhanden sein, der zu der Homepage des 
Pflegekinderdienstes (oder Jugendamtes) führt, auf der weitergehende Informationen zur Pfle-
gekinderhilfe mühelos zu finden sein müssen.

Veranstaltungen

Bei Veranstaltungen kann das Profil des PKD persönlich vermittelt werden. Veranstaltungen 
können sich an die allgemeine Öffentlichkeit richten oder gezielt Gruppen ins Auge fassen. 
Entsprechend sind die Einladungen anzulegen: persönliches Anschreiben, allgemeiner Seri-
enbrief oder Ankündigung über Medien (Plakate, Veranstaltungshinweise in der Presse oder 
im Funk usw.). Auf jeden Fall können sie auch Anlass zu aktiver Pressearbeit bieten. 

Bei allgemeinen Informationsveranstaltungen sollte größtmögliche Transparenz hinsichtlich 
der Aufgabe als Pflegepersonen angestrebt werden. Eine romantische Verklärung bezüglich 
der Errettung eines Kindes aus schwierigen Verhältnissen muss dabei vermieden werden, da 
dies den realen Gegebenheiten der aktuellen Problemkonstellationen nicht entspricht. Eine 
umfassende Information ist daher die Voraussetzung für eine intensive Auseinandersetzung 
mit potenziellen Pflegepersonen. 

Eine Vielzahl von Veranstaltungstypen unterschiedlicher Zielrichtung lässt sich benennen:

	Allgemeine Informationsveranstaltung
	Thematische Bildungs- und Fortbildungsveranstaltung
	Empfang (evtl. mit politischen Entscheidungsträgern und Unterstützern)
	Jubiläum, Geburtstag
	Kinderfest/Pflegeelternfest/Sommerfest
	Tag der offenen Tür
	Dankeschön-Veranstaltung für Pflegeeltern
	….

Homepage/Internet

Ein Internetauftritt sollte zum Standard eines jeden PKD gehören – er sollte zumindest ei-
gene Seiten im Rahmen des Auftritts des jeweiligen Jugendamtes bekommen. Wichtig ist 
hierbei auch die Beachtung der entwickelten Vorgaben der Corporate Identity (Farbe, Logo, 
Schrift usw.). Der Auftritt sollte professionell gemacht sein und vor allen Dingen regelmäßig 
aktualisiert werden. Durch dieses Portal ist es für Interessierte möglich, viele Informationen zu  
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bekommen und selbst zunächst anonym zu bleiben. Im Hinblick auf einen solchen Erstkontakt 
ist es von entscheidender Bedeutung, den Inhalten und der Form besonderes Augenmerk zu 
schenken.

Die Homepage kann aber auch als Forum für die Pflegeeltern und weitere Interessierte ge-
nutzt werden, zum einen durch Dokumente, die heruntergeladen werden können, zum ande-
ren durch die Einrichtung eines Forums, in dem ein direkter Austausch, auch von Pflegeperso-
nen untereinander, möglich ist (dies kann auch über einen passwortgeschützten gesonderten 
Zugang erfolgen). Damit der Pflegekinderdienst auch für die Pflegekinder interessant ist – und 
dadurch eine Erhöhung der Akzeptanz des Dienstes stattfinden kann – sollte eine eigene 
Seite für Pflegekinder eingerichtet werden. Diese kann spezielle Informa tionen, Veranstal-
tungshinweise und Berichte über Freizeiten enthalten. Darüber hinaus können die Pflegekin-
der hier eigene Texte einstellen oder Ergebnisse von gemeinsamen Gruppenprozessen in 
unterschiedlichen Formen präsentieren (hier ist immer darauf zu achten, welche Informationen 
auf welche Weise eingestellt werden; Bilder und Filme sind zu prüfen, ob eine Verletzung von 
Persönlichkeitsrechten vorliegt).

Ein klassischer Aufbau könnte folgende Menüpunkte enthalten:

	Leitbild 
	Wir über uns (was ist der PKD?)
	Wie wird ein Kind ein Pflegekind?
	Was bedeutet es, ein Kind zur Betreuung aufzunehmen?

› Voraussetzungen
› Betreuung durch den PKD

	Betreuungsformen
› Allgemeine Vollzeitpflege
› Sozialpädagogische Vollzeitpflege
› Sonderpädagogische Vollzeitpflege
› ...

	Aktuelles und Veranstaltungen
› Downloads

	Spezielle Seite für Pflegekinder
› Informationen und Berichte über Freizeiten
› Veranstaltungshinweise
› Eigene Texte von Pflegekindern
› Ergebnisse von Gruppenprozessen und Freizeiten
› …

	Kontakt
› Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Hinsichtlich der technischen Planung sollte darauf geachtet werden, dass eine kontinuierliche 
Erweiterung der Seite möglich ist (man weiß ja nie, was noch alles benötigt wird) und eine 
Eigenaktualisierung von Text und das Einstellen von Downloads ohne viel Aufwand geleistet 
werden kann. Damit die Seite auch über Suchmaschinen schnell gefunden wird, muss sie dort 
angemeldet sein. Auch eine Verlinkung mit anderen Institutionen ist hilfreich (Städteportale, 
Elternnetzwerke usw.).



TEIL B -  9  FALLÜBERGREIFENDE AUFGABENBEREICHE

9-6

Die Internetadresse der Seite sollte auf allen gedruckten Erzeugnissen (Visitenkarten, Briefpa-
pier, Flyer, Plakate usw.) vorhanden sein. Die Vergabe von E-Mail-Adressen für die einzelnen 
Fachkräfte des PKD ist dabei eine Selbstverständlichkeit.

Soziale Medien

Die Bedeutung der sozialen Medien kann nicht überschätzt werden. Gerade junge Familien 
bzw. potenzielle Pflegepersonen sind heute in diesem Bereich eher zu Hause als in den eta-
blierten Verbreitungsformen. Werbung – in gezielter oder allgemeiner Form – sollte dort auf 
jeden Fall platziert werden. Dabei ist darauf zu achten, dass die Informationen sehr kurzgehal-
ten werden und, wenn möglich, mit Eyecatchern versehen sind. Auffälligkeit ist ein zentrales 
Kriterium in den sozialen Medien – auch ist darauf zu achten, dass die Informationen aktuell 
sind. Es empfiehlt sich, in gewissen Abständen immer wieder etwas Neues zu präsentieren. 

Aktuell bieten sich Facebook, Instagram oder TikTok an. Da dieser Markt aber immer im Fluss 
ist, können diese Plattformen nur als Beispiele genannt werden. 

Politik

Die regionale Politik sollte auf jeden Fall in der Weise eingebunden werden, dass hier ak-
tuell über die Pflegekinderhilfe im Allgemeinen und die regionale Situation im Besonderen 
informiert wird. Dies unter dem Gesichtspunkt, dass die Finanzierung der Pflegekinderhilfe 
immer auch an Entscheidungen der Politik geknüpft ist. Die Informationen können gezielt an 
signifikante Einzelpersonen gerichtet sein (z. B. Landräte) oder an Gruppen (Fraktionen der 
Parteien). Auf jeden Fall sollte im Jugendhilfeausschuss in regelmäßigen Abständen über die 
aktuellen Entwicklungen ein Austausch stattfinden. 

Kooperation

Ein weiterer Aspekt der Öffentlichkeitsarbeit liegt in der Kooperation, sowohl im regionalen als 
auch im überregionalen Bereich. Letztgenannter bezieht sich vor allen Dingen auf den inhaltli-
chen Austausch mit anderen PKDs, wie er in Kapitel 2.2.3 beschrieben und in Niedersachsen 
institutionalisiert ist. Ein Austausch kann aber auch mit anderen Institutionen, die sich um die 
Belange von Pflegekindern kümmern, geschehen und sollte sich auch auf Fachveranstaltun-
gen, Podiumsdiskussionen und Kontakte zu Wissenschaft und Forschung beziehen. Auf diese 
Weise wird das Thema „Pflegekinderhilfe“ auch in der Fachöffentlichkeit präsent gehalten.

Kooperation sollte auch mit den umliegenden PKDs gesucht werden, um Aufgaben gemein-
sam wahrnehmen zu können, die alleine nicht zu bewältigen sind (z. B. gemeinsame Fortbil-
dungsveranstaltungen, Informationsabende oder Werbeauftritte und -maßnahmen (vgl. Kap. 
2.2.1).

Und schließlich sollte auch eine Kooperation mit den örtlichen Vertreterinnen und Vertretern 
der Pflegeeltern gesucht werden. Dies ist von besonderer Bedeutung, da sehr häufig potenzi-
elle Pflegeelternbewerberinnen und -bewerber sich zunächst bei bereits „etablierten“ Pflege-
eltern über die Arbeit an sich und die Betreuung durch den PKD informieren (vgl. Kap. 2.2.3).

Ringvorlesungen

Die Werbung sollte sich auch an mögliche künftige Fachkräfte richten. In der Regel ist in den 
Fachhochschulen nur wenig (bis nichts) über die Vollzeitpflege als eine besondere Form der 
Hilfe zur Erziehung bekannt. In der Folge bewerben sich auch nur wenige neu ausgebildete 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter für die Arbeit in diesem Bereich. Um die Studierenden 
über diese HzE zu informieren, sollten in den Fachhochschulen Besuche durch Fachkräfte der 
Pflegekinderdienste stattfinden – oder diese sollten bei Veranstaltungen, die den Blick auf ein 
zukünftiges mögliches Arbeitsfeld werfen, vertreten sein.
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In Niedersachsen werden zwar seit 2012 Ringvorlesungen in den einschlägigen Fachhoch-
schulen zu diesem Thema durch das Landesjugendamt und die Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademie Göttingen e.V. organisiert, jedoch sind dies temporär sehr eingegrenzte Veranstal-
tungen. Es böte sich an, in Kooperation mit einzelnen Hochschullehrkräften regelmäßiger über 
die Pflegekinderhilfe zu informieren, um dadurch ein Interesse an dieser speziellen Arbeit zu 
wecken.

e) Finanzierung
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung kosten Geld (Materialien, Druck, Homepage, Pflege der 
Inhalte in den sozialen Medien usw.) und Zeit (Arbeitszeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern). Da aber die direkte Anwerbung neuer Pflegeeltern oder die indirekte Werbung durch 
Darstellung der Pflegekinderhilfe in der Öffentlichkeit unumgänglich ist, müssen für diese Ar-
beiten eigenes Geld und zeitliche Ressourcen bereitgestellt werden. Es empfiehlt sich, ein 
eigenes Budget für die Materialien und die Durchführung von Veranstaltungen und Terminen 
einzurichten und mit Blick auf die Arbeitszeiten der Fachkräfte die benötigten zeitlichen Res-
sourcen bei der Berechnung der Mitarbeiterkapazitäten zu berücksichtigen (vgl. Kap. 4.3).

Bei regionalen und überregionalen Werbezusammenschlüssen können Kosten geteilt und so-
mit reduziert werden (s. u.).

Für mögliche punktuelle finanzielle Entlastung bei Werbung und Öffentlichkeitsarbeit kann die 
Suche nach Sponsoren bzw. spezielle Werbung für Sponsoring sorgen. Geschäftsleute sind 
vielfach bereit, Veranstaltungen, die ein gutes Image besitzen, finanziell zu unterstützen, wenn 
das Firmenlogo (oder der Name) dabei in Erscheinung tritt. Es empfiehlt sich dabei, eine Datei 
mit (möglichen) Sponsoren anzulegen, bei denen für unterschiedliche Gelegenheiten um Un-
terstützung nachgefragt werden kann.

f) Regionale und überregionale Zusammenschlüsse
Für einzelne Werbekampagnen oder auch für ganze Werbekonzepte im Bereich der Corporate 
identity können unter dem Kostenaspekt Zusammenschlüsse stattfinden. Dabei einigen sich 
mehrere Pflegekinderdienste auf gemeinsame Strategien und einen einheitlichen Auftritt.

Es sollte auch eine landesweite Internetplattform der kommunalen Pflegekinderdienste an-
gestrebt werden, die überregional wichtige Informationen enthält und mit den einzelnen Pfle-
gekinderdiensten der Jugendämter „verlinkt“ ist. Kleinere Pflegekinderdienste, die über keine 
eigene Präsenz verfügen, könnten hier ihre Angebote und Leistungen einstellen. Denkbar ist 
dabei auch ein offenes Forum zum fachlichen Austausch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Pflegekinderdienste untereinander.

9.2 Vorbereitung von Bewerberinnen und Bewerbern und 
prozessbegleitende Qualifizierungsmaßnahmen für Pflegeeltern 

9.2.1 Informationsmaterialien, Erstkontakt zum PKD und 
Informationsveranstaltungen

Für die realistische Selbsteinschätzung von potenziellen Bewerberinnen und Bewerbern sind 
gute Erstinformationen bedeutsam und insofern auch zeitsparend für Pflegekinderdienste. Sie 
sind über Informationsmaterialien, im Erstkontakt mit dem Pflegekinderdienst und in öffentli-
chen Informationsveranstaltungen zu erhalten. Nachfolgend einige Anregungen zur Gestal-
tung.
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a) Informationsmaterialien

	Jedes Jugendamt sollte über aussagekräftige Informationsmaterialien verfügen. 
	Mindestbestandteile sind:

› Eine „Begrüßung“ der Bewerberinnen und Bewerber
› Informationen über den Charakter eines Pflegeverhältnisses (die besondere rechtliche 

Ausgestaltung, Kooperation mit dem Jugendamt, Zusammenarbeit mit der Herkunftsfa-
milie und persönliche Kontakte)

› Informationen über das Prozedere einer Inpflegegabe (Informationsabend, Schulung, 
Eignungsprüfung, Hausbesuche, Vermittlungsverfahren), deren Dauer und die vom Ju-
gendamt vor der Vermittlung verlangten Auskünfte (Gesundheitszeugnis, polizeiliches 
Führungszeugnis, Einkommensnachweis); ein Verweis auch darauf, dass in persönli-
chen Gesprächen auf die besondere Situation der Bewerberinnen und Bewerber einge-
gangen werden wird

› Informationen über Pflegeformen, Grobinformationen über Pflegesätze, möglichst  
illustriert durch einige typische „Fallkonstellationen“ (Kinder, Herkunftsfamilien)

› Hinweise auf Ansprechpartnerinnen und -partner (und deren Erreichbarkeit) sowie Ter-
mine von Informationsabenden)

› Hinweis auf weiterführende Literatur (möglicherweise diese Literatur anschaffen und 
den Bewerberfamilien mitgeben, um weitergehende Diskussionen anzuregen, bzw. Lite-
ratur zur Selbstanschaffung empfehlen).

	Es sollte vermieden werden, die Bewerberinnen und Bewerber mit rechtlichen Details zu 
„erschlagen“.

	Informationsmaterialien sollten ansprechend, am besten durch eine Grafikerin / einen Gra-
fiker, gestaltet werden (zur Kostenersparnis können sich verschiedene Jugendämter zu-
sammenschließen).

b) Der Erstkontakt zum PKD

	Der Erstkontakt zu einem Pflegekinderdienst erfolgt entweder telefonisch, per E-Mail oder 
durch persönliche Vorsprache. Eventuell haben sich die Informationssuchenden nach ei-
ner langen Dauer des Vorüberlegens und Abwägens erst zu diesem Schritt entschieden; 
viele sind noch unentschieden, zumindest unsicher, was sie erwartet.

	Es ist wichtig, dass die Informationssuchenden freundlich empfangen werden, es handelt 
sich um potenzielle Kooperationspartnerinnen und -partner des Jugendamtes.

	Im ersten Informationsgespräch sollte auf konkrete Fragen eingegangen und auf Infor-
mationsmaterialien verwiesen werden – diese können den Interessentinnen und Interes-
senten zugesandt werden. Soweit angeboten, sollte auch der Hinweis auf den nächsten 
Informationsabend nicht fehlen.

c) Informationsveranstaltungen 
Informationsabende empfehlen sich überall da, wo mit einer Mehrzahl von Bewerberinnen 
und Bewerbern in einem überschaubaren Zeitraum (am besten keine längere Wartezeit als 
vier Wochen) gerechnet werden kann. Wenn die örtlichen Verkehrsverhältnisse dies zumutbar 
machen, könnten sich auch benachbarte Jugendämter für Informationsabende zusammen-
schließen (Alternative zum Informationsabend ist das Angebot eines persönlichen Informati-
onsgesprächs, in dem auf Detailfragen der Bewerberinnen und Bewerber eingegangen wird).

	Auch wenn Termine für Informationsabende bereits mit den schriftlichen Unterlagen 
angekündigt wurden, empfiehlt es sich, die Anfragenden noch einmal schriftlich auf 
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den Termin hinzuweisen (Formblatt). Die Einladung sollte den Hinweis enthalten, dass  
(Ehe-)Paare den Termin möglichst gemeinsam wahrnehmen sollten.

	Ein Informationsabend muss zu einer Abendstunde stattfinden und auf örtliche Verkehrs-
verhältnisse abgestimmt sein, seine Dauer sollte 90 Minuten nicht überschreiten. Zu leiten 
ist er in der Regel von einer/einem oder zwei Mitarbeitenden des PKD. Im Anschluss an 
den „offiziellen“ Teil sollte den Teilnehmenden Gelegenheit zu Nachfragen unter vier Augen 
gegeben werden (alternativ: Angebot eines Termins).

	Der Inhalt des ersten Informationsabends bezieht sich auf die Inhalte der vorweg versand-
ten Materialien, erläutert diese aber ausführlicher. Auch hierbei empfiehlt es sich, Fallbei-
spiele einzuflechten. Wichtig ist, den Bewerberinnen und Bewerbern ein erstes Gefühl 
dafür zu vermitteln, was es bedeutet, Pflegeeltern zu werden (wobei weder zu schwarz 
noch zu rosig „gemalt“ werden sollte). Zum Abschluss des Abends wird ihnen deutlich und 
exakt mitgeteilt, wie es weitergeht. Wenn sich Pflegeelternseminare anschließen, ist deren 
Ablauf und Zweck zu skizzieren und das Anmeldeverfahren darzulegen (falls Kosten erho-
ben werden, ist dies deutlich zu machen).

	Ggf. kann ein zweiter Informationsabend angeboten werden, in dem erfahrene Pflegeel-
tern aus der Praxis berichten.

Es ist auch zu überlegen, ob diese Veranstaltungen auch online durchgeführt werden können, 
wenn sie entsprechend angekündigt und beworben werden. 

9.2.2 Vorbereitungsseminare
Angesichts der Komplexität von Erwartungen, die an Pflegeeltern gestellt werden, ist das An-
gebot eines vorbereitenden Pflegeelternseminars (ein Begriff, der für eine auf Erwachsene 
bezogene Veranstaltung günstiger ist als „Pflegeelternschule“) unabdingbares Element einer 
modernen Pflegekinderhilfe. Die für die Durchführung entstehenden Kosten sollen deshalb 
von den Jugendämtern übernommen werden.

Das nachfolgend vorgeschlagene Programm von 36 bis 54 Stunden (je nach Pflegeform) ver-
steht sich als ein Programm zur „Einstimmung“ von Bewerberinnen und Bewerbern auf ihre 
Aufgabe. Zumal es zu einem Zeitpunkt stattfindet, an dem die Teilnehmenden mangels prak-
tischer Erfahrungen erst begrenzt für die Inhalte aufnahme- bzw. „verar beitungs“-fähig sind, 
sollte es als Einstieg in einen permanenten Prozess der Selbstreflexion und der Fortbildung 
betrachtet werden. Es sollte also eine Fortsetzung von Angeboten an bestehende Pflegever-
hältnisse stattfinden, in denen – z. B. in Form von fallorientierter Gruppenarbeit/-supervision 
– auf die Besonderheiten des vermittelten Kindes eingegangen wird.

a) Allgemeines

	Zwecke von Pflegeelternseminaren sind:
› Bewerberinnen und Bewerber mit den rechtlichen, institutionellen, pädagogischen und 

psychologischen Grundtatsachen eines Pflegeverhältnisses vertraut zu machen,
› die Entscheidung über eine spezifische Pflegeform vorzubereiten,
› die Bewerberinnen und Bewerber (auch in Gruppensituationen und der Paarsituation) 

kennen zu lernen,
› den Bewerberinnen und Bewerbern zu verdeutlichen, dass sie mit der Betreuung eines 

Pflegekindes eine besondere Aufgabe im öffentlichen Interesse und damit auch Verant-
wortung und gewisse Verpflichtungen übernehmen.

	Angemessene Methoden sind kurze Informationseinheiten, Berichte von erfahrenen Pfle-
geeltern, viel Raum für Diskussion und Nachfragen, ggf. Rollenspiele (in denen typische 



TEIL B -  9  FALLÜBERGREIFENDE AUFGABENBEREICHE

9-10

Situationen gespielt werden, z. B. ein Erstkontakt zur Herkunftsfamilie). Einige Pflegekin-
derdienste verbinden das Seminar mit einem Wochenendseminar, in dem es auch zur 
Anwendung von selbsterfahrungsbezogenen Methoden kommt und in dem viel Raum für 
Informelles bleibt.

	Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sollten Literaturtipps gegeben werden (am besten 
über mitgebrachte Bücher und/oder eine nach Sachthemen geordnete Literatur- und Linkli-
ste).

	Vor der Durchführung der Seminare muss eine Entscheidung über den Charakter der Ver-
anstaltung getroffen werden: Dient sie der „Selbstfindung“ der Pflegeeltern oder ist sie 
auch Teil der Eignungsprüfung? Auf jeden Fall muss die Intention den teilnehmenden Fa-
milien deutlich und transparent gemacht werden. Die Rolle des PKD in den Seminaren 
ist entsprechend unterschiedlich. Grundsätzlich sind beide Optionen gegeben. Sollte eine 
Auslagerung der Seminare favorisiert werden, so sollten diese in die Hände von erfahre-
nen Fachkräften aus der Erwachsenenbildung gelegt werden (z. B. in Zusammenarbeit mit 
einer Volkshochschule). Fachkräfte des Jugendamtes und des PKD sollten keine leitende 
Funktion haben, aber für Informationseinheiten zur Verfügung stehen. Für psychologische 
Fachfragen sollten Fachleute (z. B. Psychologin/Psychologe der örtlichen Erziehungsbe-
ratungsstelle) herangezogen werden. Ein örtlicher Pflegekinderdienst kann eine der Ver-
anstaltungen gestalten, sollte aber nicht Träger des Seminars sein. Gleichwohl sollte der 
Pflegekinderdienst aber auf jeden Fall die Qualität der Veranstaltungen kontrollieren und 
die Konzeption mitgestalten können.121 

	Pflegeelternseminare richten sich grundsätzlich (sofern es sich nicht um Alleinerziehende 
handelt) an beide Partner. Diese Erwartung sollte Bewerberinnen und Bewerbern unmis-
sverständlich übermittelt werden.

b) Ablauf und Inhalte

	Vorgeschlagen wird ein mehrstufig angelegtes Seminar von insgesamt 36 bis 54 Seminar-
stunden à 45 Minuten:

› Phase 1 (im Anschluss an Informationsabende): Grundkurs (21 Seminarstunden, in 
der Regel zu Blöcken zusammengefasst). Themen sind z. B.: ein Tages- oder Wo-
chenendseminar zur Reflexion von Motivation, das eigene Familiensystem, die eige-
nen Erwartungen sowie Grenzen und Möglichkeiten, Einheiten zu gesetzlichen Rah-
menbedingungen, zum Verhältnis von öffentlichem Auftrag und privater Lebenswelt, zur 
Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie, ggf. ergänzt um einen Erfahrungsaustausch 
mit bewährten Pflegeeltern. 

› Phase 2: Ein Einzelgespräch zwischen Teilnehmerinnen/Teilnehmern und PKD zur 
Abklärung der weiteren Perspektive, Entscheidung für eine Pflegeform (ggf. Abbruch), 
Termine gemäß individueller Absprache.

› Phase 3: Aufbaukurs (neun Seminarstunden). Inhalte: psychologische Grundlagen 
(Bindung, Trennung, Verlust, Integrationsphasen), Hilfeplanverfahren und die Rolle von 
Pflegeeltern darin.

› In Phase 4 gibt es ein modularisiertes Programm zu den Bereichen „Entwicklungspsy-
chologie und Pädagogik“, „Entwicklungs- und Persönlichkeitsstörungen“, „Arbeit mit der 
Herkunftsfamilie“, „Biografiearbeit“ und „Darstellung besonderer rechtlicher Probleme“. 
Die Bewerberinnen und Bewerber können in einem nach Pflegeform differenzierten 
Umfang (Allgemeine Vollzeitpflege sechs Stunden, Sozialpädagogische Vollzeitpflege 
15 Stunden, Sonderpädagogische Vollzeitpflege 24 Stunden) Veranstaltungen im Rah-
men eines Wahlpflichtprogramms und eines Wahlprogramms wählen. Für die Verwand-
tenpflege (auch Verwandte absolvieren Phase 1 und 3) wird ist spezielle Drei-Stunden-
Veranstaltung vorgesehen.

121 Für kleinere Jugendämter, die eine Auslagerung der Seminare anstreben, kann dies über eine Kooperationsvereinbarung mit anderen  
Jugendämtern in diesem Bereich angestrebt werden (vgl. Kap. 2.2.1).
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Thematisch sind die Veranstaltungen aus den vier Bereichen nicht festgelegt, sodass das 
Programm also flexibel, ggf. an besonderen Interessen von Teilnehmenden orientiert, gestal-
tet werden kann. Wahlpflicht- und Wahlmodule können zudem auch bereits „praktizierenden“ 
Pflegeeltern zu Fortbildungszwecken angeboten werden. 

Es ist darüber hinaus anzuraten, dass im Falle des Wechsels eines Pflegeverhältnisses in eine 
Pflegeform, die besondere Erziehungsleistungen verlangt (z. B. von Allgemeiner Vollzeitpflege 
zu Sozialpädagogischer Vollzeitpflege), die Pflegepersonen durch entsprechende Schulungen 
bzw. Fortbildungen unterstützt werden.

c) Alternativen und besondere Fragen

	Kleinere Jugendämter werden – wegen kleiner Teilnehmerzahlen und/oder örtlicher Ver-
kehrsverhältnisse – möglicherweise nicht dazu in der Lage sein, ein so komplexes Se-
minarsystem anzubieten. Alternativen sind deshalb zum einen eine „Verblockung“ des 
Programms (z. B. Wochenendseminare, bei Bedarf mit Kinderbetreuungsangebot), zum 
anderen seine thematische Straffung (weniger Wahlmöglichkeiten). Beibehalten im Aufbau 
sollten allerdings die Phasen 1 bis 4 und ein Gesamtumfang von durchschnittlich minde-
stens 40 Seminarstunden werden.

	Auch für die Gestaltung des Pflegeelternseminars sollte der Zusammenschluss benach-
barter Jugendämter in Erwägung gezogen werden, wobei auch ein Fremdträger beauftragt 
werden kann.

	Pflegeelternseminare sind primär für Neubewerberinnen/-bewerber gedacht. Bereits prak-
tizierende Pflegeeltern sollten zur Teilnahme nicht verpflichtet werden, die Teilnah me an 
einzelnen Blöcken und Veranstaltungen sollte ihnen regelmäßig (durch Übersendung des 
Jahres- oder Semesterprogramms und über persönliche Ansprache) angeboten werden.

	Das vorbereitende Pflegeelternseminar sollte auch „beruflich vorgebildeten“ Bewerberin-
nen und Bewerbern zur Verpflichtung gemacht werden, da eine berufliche Vorbildung sel-
ten etwas mit den besonderen Problemlagen eines Pflegeverhältnisses zu tun hat. Im Ein-
zelfall könnte allerdings die Teilnahme an Veranstaltungen der Phase 4 erlassen werden.

	Insbesondere wenn sich die Absolvierung des Gesamtprogramms über einen längeren 
Zeitraum erstreckt, kann bereits nach Phase 2 mit der individuellen Eignungsfeststellung 
begonnen werden. Die Vermittlung eines Kindes sollte frühestens nach Absolvierung der 
Phase 3 des Gesamtprogramms erfolgen.

9.2.3 Die individuelle Eignungsfeststellung

a) Vorbemerkungen
Gute Eignungsfeststellungen sind ein wesentliches Qualitätsmerkmal eines Pflegekinderdien-
stes. Ihr Zweck ist nicht nur, Fehlentscheidungen und letztlich Pflegestellenabbrüche (die für 
Kinder und Pflegeeltern eine hohe Belastung und für Jugendämter immer auch kraft- und 
geldzehrend sind) zu vermeiden, sondern auch, Bewerberinnen und Bewerbern die Möglich-
keit zu geben, ihre Erwartungen mit einer zukünftigen Realität abzugleichen. Eignungsfest-
stellungen sollen dabei nicht die Frage einer „grundsätzlichen“ Eignung beantworten, sondern 
auch Erkenntnisse über die Geeignetheit von Bewerberinnen und Bewerbern für Kinder mit 
unterschiedlichen Bedürfnissen und Vorerfahrungen erbringen. Sie sind damit auch Grundbe-
dingung für das sich anschließende „Matching“-Verfahren, in dem es darum geht, die „richtige 
Familie“ für ein bestimmtes Kind zu finden. 

Darüber hinaus dienen sie dazu, ein Vertrauensverhältnis zu den künftigen Pflegeeltern auf-
zubauen (was eine faire, nicht diskriminierende, den Bewerbern gegenüber gut begründe-
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te Durchführung voraussetzt). Schließlich können auch nur gute und gut dokumentierte Eig-
nungsfeststellungen nachvollziehbare Materialien für die Ablehnung ungeeigneter Bewerbe-
rinnen und Bewerber liefern.

Eine gewisse Vereinheitlichung der Eignungsfeststellung erleichtert zudem den Umgang mit 
dem Problembereich „Mehrfachbewerbungen“ von Pflegepersonen in verschiedenen Jugend-
amtsbereichen. Vereinheitlichte Standards geben hier eine gewisse Sicherheit über begründe-
te Anerkennungen oder ggf. auch Ablehnungen (was freilich nicht ausschließt, sich auch selbst 
noch einmal ein Bild zu machen).

Auswahlverfahren können alleine allerdings noch keinen Erfolg garantieren. Denn bei der Pfle-
geelternauswahl lernt man nur einen Teil der zukünftigen Systempartner, eben nur die Pflege-
familie, kennen. Weder sind in der Regel das einmal in die Familie kommende Pflegekind und 
seine Bezugspersonen schon bekannt, noch lassen sich von dritten Personen ausgehende 
Einflussgrößen übersehen. Auch die spätere Betreuung der Familie, einschließlich Personen-
merkmale und Berufsverständnis der Fachkräfte, können zu wesentlichen Determinanten wer-
den.

Eine qualifizierte Eignungsfeststellung setzt qualifiziertes Fachpersonal und Zeit voraus. Un-
abdingbar ist es, den notwendigen Zeitaufwand (der mit bis zu 20 Stunden zu kalkulieren ist) 
in den Personalberechnungs-Schlüssel so einzurechnen, dass er nicht auf Kosten anderer 
Aufgaben geht. Möglich ist auch, gesondertes Personal für Eignungsfeststellungen (und ver-
wandte Aufgaben) im Interesse von Spezialisierung und Ansammlung von Erfahrungswissen 
bereitzustellen.

Gegen aufwändige Eignungsfeststellungen wird gelegentlich vorgebracht, dass der Mangel an 
Interessentinnen und Interssenten ohnehin häufig dazu zwingt, auch nicht-optimale Bewerbe-
rinnen/Bewerber zu akzeptieren. Von der pädagogischen und jugendhilfepolitischen Bedenk-
lichkeit dieses Arguments abgesehen, lässt sich ihm gegenüber feststellen, dass es gerade 
auch dann notwendig ist, die Bewerberinnen und Bewerber so gut kennen zu lernen, dass für 
sie kompensierende Unterstützungsleistungen planbar werden.

Für Verwandtenpflegen und Netzwerkpflegen gelten grundsätzlich die gleichen Eignungs-
kriterien wie für alle anderen Pflegeformen auch.122 Einschränkend kann hier jedoch darauf 
hingewiesen werden, dass durch gute Beziehungen zwischen Pflegeperson und Kind auch 
die soziale Kontinuität gesichert werden kann und dies bei der Eignungsprüfung ebenfalls 
Berücksichtigung finden muss. Andererseits erwachsen aus der Beziehung zwischen Kind, 
Pflegeperson und leiblichen Eltern in der Verwandtenpflege (aber auch der in Netzwerkpflege) 
besondere Probleme, die ebenfalls einer gesonderten Aufmerksamkeit bei der Eignungsprü-
fung bedürfen. Auf jeden Fall sind im Bereich der Verwandten- und Netzwerkpfleger gute Ein-
zelprüfungen mit Blick auf das konkrete Kind unerlässlich.123 

Die nachfolgenden Empfehlungen zur Gestaltung der individuellen Eignungsprüfung orientie-
ren sich an den Arbeitshilfen des Bayerischen Landesjugendamtes. In ihnen wird ein theore-
tisch begründetes, strukturiertes Verfahren beschrieben, das in seinen thematischen Schwer-
punkten auch mit breitem Konsens in einer fachlich ausgerichteten Pflegekinderhilfe in ande-
ren Regionen rechnen kann. Die theoretischen Erläuterungen zu Bedürfnissen von Kindern 
und Anforderungen an Adoptiv- und Pflegeeltern (unter den Kapitelüberschriften „Lebenssitua-
tion“, „Persönlichkeit“, „Partnerschaft“, „Motivation und Lebensplanung“, „Erziehungsleitende 
Vorstellungen“, „Möglichkeiten und Grenzen erzieherischen Handelns“, „Spezifische Anforde-
rungen und Ausschlusskriterien“) bieten fundierte Interpretationshilfen. Die Gesprächsleitfä-
den unterstützen ein strukturiertes Vorgehen.124

122 „Ob Verwandtenpflege geeignet ist, ist nach denselben Maßstäben zu prüfen, wie bei anderen Formen der Vollzeitpflege auch.“  
(Wiesner/Walper, § 33 Verwandtenpflege, Rn. 35).

123 Vgl. ebenda. 
124 Bayerisches Landesjugendamt (2008): Adoptions- und Pflegekindervermittlung. Gesprächsleitfaden und Arbeitshilfe. München; Bay-

erisches Landesjugendamt (2008): „Eignungsüberprüfung von Bewerbern in der Adoptions- und Pflegekindervermittlung“. München  
(alle Materialien unter: www.blja.bayern.de).
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b) Gesamtablauf
Vorgeschlagen wird:

	Einholung von Unterlagen:
› Erweitertes ärztliches Attest von einem langjährig betreuenden Arzt: körperliche, psy-

chische und Suchterkrankungen. Zur Abklärung evtl. vorliegender psychischer Erkran-
kungen geben die Bewerberinnen und Bewerber dem Gesundheitsamt eine Schwei-
gepflichtsentbindung für den Hausarzt oder behandelnden Facharzt (siehe ärztliche 
Bescheinigung und ärztliches Merkblatt im Anhang zu diesem Kapitel)

› Erweitertes Führungszeugnis aller im Haushalt lebenden Personen ab 14 Jahren 

› Einkommensnachweis (ggf. Schufa-Eigenauskunft)

› Soweit erforderlich, abhängig von der gewünschten Pflegeart: ein Nachweis der berufli-
chen Qualifikation

	Einsatz von Fragebögen (die gleichzeitig Informationen an die Bewerberinnen und   
Be wer ber enthalten und auf datenschutzrechtliche Thematiken eingehen), bestehend  
aus einem:
› Basisbogen (persönliche Daten der Bewerberinnen/Bewerber, Einkommensverhältnis-

se, Kinder und weitere Personen im Haushalt, Wohnverhältnisse, bestehende oder frü-
here Sucht- und psychiatrische Erkrankungen sowie psychotherapeutische Behandlun-
gen), verbunden mit Fragebogen über Vorstellungen zur Aufnahme eines Pflegekindes 
(zum Alter, Geschlecht, Geschwister, Kinder ausländischer Herkunft, Kinder anderer 
Hautfarbe, Toleranzen für besondere Problemlagen wie Verhaltensauffälligkeiten, son-
derschulbedürftige Kinder, geistig und körperbehinderte Kinder, kranke und traumati-
sierte Kinder, Toleranzen gegenüber verschiedenen familiären Hintergründen des Kin-
des, Vorstellungen über die Zusammenarbeit mit Herkunftsfamilien u. a.)

› Fragebogen „Informationen und Fragen zur Aufnahme eines Pflegekindes“ (mit Kurzin-
formationen und Fragen u. a. zu Erfahrungen mit dem Thema „Pflegekind“, zu Gründen 
für den Entschluss, ein Kind aufzunehmen, zu Vorstellungen über die Dauer des ge-
planten Pflegeverhältnisses und – ausführlich – zu verschiedenen Aspekten der Zusam-
menarbeit mit der Herkunftsfamilie)

› Zusatzfragebögen für Bewerberinnen/Bewerber, die sich an der Aufnahme eines „be-
sonderen“ Kindes interessiert zeigen (Aufnahme eines ausländischen Kindes, von äl-
teren Kindern oder Geschwistern, von einem Kind mit erhöhtem erzieherischen Bedarf, 
eines Kindes mit körperlichen Beeinträchtigungen, eines in seiner geistigen Entwicklung 
eingeschränkten Kindes)

	 Bewerber-Einzelgespräche: Zum Standard von Eignungsüberprüfungen gehören 
mindestens ein Hausbesuch und zwei bis drei weitere Einzelgespräche. Soweit es 
zum Einsatz von Fragebögen kommt, sollten Nachfragen zu einzelnen Antworten den 
Einstieg bilden. Die Gespräche können in sieben Themenbereiche unterteilt werden: 

› Themenbereich „Motivation“: Motive für die Aufnahme eines Kindes; Entwicklung, 
Zeitpunkt und Entscheidung, sich um die Aufnahme eines Pflegekindes zu bewerben; 
individuelle Bedeutsamkeit von sozialem Engagement, Erfahrungen mit Engagement 
für andere; soweit relevant: Rolle von Religiosität; Erwartungen an ein Pflegekind hin-
sichtlich anderer Kinder im Haushalt; Formen der Auseinandersetzung mit absoluter 
bzw. relativer Kinderlosigkeit. [Anmerkung: Die Sinnfälligkeit der Motivationsforschung 
ist umstritten, und zwar mit dem Argument, dass es keine gesicherten Erkenntnisse 
über die Relevanz einzelner Motive gibt und es keine „Techniken“ der Motiverhebung 
gibt, die über die „wirklichen“ Motive Auskunft geben könnten.] 
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› Themenbereich „Soziale Beziehungen und Partnerschaft“: Biografie der Bewerber; 
Einstellung zu anderen Kulturen und Lebensweisen; Welt- und Menschenbild; Aufbau 
und Struktur des sozialen Umfelds der Bewerberinnen und Bewerber, unterstützende 
und belastende Elemente; Anzahl und Intensität sozialer Kontakte, Reaktionen der Fa-
milie und des engeren sozialen/verwandtschaftlichen Umfelds auf die Absicht, ein Kind 
aufzunehmen; Geschichte der Partnerschaft; gemeinsame und unterschiedliche Inter-
essen der Partner; Krisen in der Partnerschaft und deren Bewältigung; Rollenverteilung 
in der Partnerschaft und Zufriedenheit mit ihr; Vorstellungen über die Rollenverteilung 
nach Aufnahme eines Kindes und Veränderungen in der Partnerschaft nach Aufnahme 
eines Kindes; Entscheidungsfindungen in der Partnerschaft; Konflikt- und Krisenbewälti-
gung im Alltag und anlässlich besonderer Herausforderungen

› Themenbereich „Lebensplanung und Lebenszufriedenheit“: Zufriedenheit mit dem 
bisherigen Lebensverlauf, der beruflichen Entwicklung; weitere Lebensplanung; Vorstel-
lungen über Tagesablauf, Partnerschaft und Freizeitgestaltung nach Aufnahme des Kin-
des; Toleranz gegenüber persönlichen Einschränkungen nach Aufnahme des Kindes

› Themenbereich „Erziehung“: Erziehungsziele der Bewerberinnen und Bewerber; Re-
flexion der eigenen Persönlichkeitsentwicklung; Vorstellungen über geeignete und nicht 
geeignete Erziehungsziele, über Erziehungsmaßnahmen und deren Effektivität; Beurtei-
lung des Erziehungsstils und der Erziehungsmaßnahmen der eigenen Eltern; konkrete 
Erfahrungen im Umgang mit Kindern, Bewertung der eigenen Stärken und Schwächen 
im Umgang mit Kindern; Vorstellungen über die Beanspruchung professioneller Hilfen 
beim Auftreten von Erziehungsschwierigkeiten [dieser Komplex sollte durch Nachfra gen 
zu Einzelsituationen („Stellen Sie sich vor, ein Kind...“) konkretisiert werden]

› Themenbereich „Das Pflegekind“: Vorstellungen bezüglich Geschlecht, Alter, mögli-
cher Einschränkungen oder Erkrankungen und gegenüber Herkunft des Kindes; nicht 
akzeptierbare Eigenschaften des Kindes; Informationsstand über spezifische Bedürf-
nisse von Kindern mit den Einschränkungen, die die Bewerberinnen/Bewerber akzep-
tieren würden; Vorstellungen zur Alltagsgestaltung; Vorstellungen zur schulischen und 
beruflichen Entwicklung des Kindes; Vorstellungen über die Kontaktaufnahme zum Kind

› Themenbereich „Gestaltung des Pflegeverhältnisses“: Zeitliche Vorstellung über 
die Aufnahmedauer; Akzeptanz der unbestimmten Dauer des Pflegeverhältnisses; Vor-
stellungen oder Kenntnisse über die Lebensumstände von Herkunftsfamilien, Nachvoll-
ziehbarkeit der Inpflegegabe; Kontakte zur Herkunftsfamilie, Kooperationsmöglichkeiten 
und Hinderungsgründe, konkrete Vorstellungen über Kooperationen; Voraussetzung für 
eine Rückkehr des Kindes in die Herkunftsfamilie; Erwartungen an die zuständige Fach-
kraft; Möglichkeiten der Unterstützung des Kindes bei Bewältigung seiner Situation; zu-
sätzliche Fragen, soweit sich Bewerberinnen und Bewerber für die Aufnahme eines „be-
sonderen“ Kindes entschieden haben (z. B. Kenntnis über Behinderungen, Krankheiten)

› Themenbereich „Wirtschaftliche Situation der Familie“: Wie wird der Unterhalt ge-
sichert? Welchen Stellenwert nimmt das Pflegegeld ein? Existieren Schulden? Wie wird 
die eigene Familie in dieser Hinsicht gemanagt?

› Themenbereich „Verwandten- und Netzwerkpflege“: Diese Pflegeformen beinhal-
ten gesonderte Themen, die aus der Nähe der Pflegepersonen zu den leiblichen Eltern 
resultieren und über die angesprochenen Themen noch hinausgehen. Im Besonderen 
werden diese Themen wichtig, wenn es sich um Pflegepersonen handelt, die von den 
leiblichen Eltern selbst gesucht wurden und bei denen das Kind möglicherweise bereits 
seit geraumer Zeit lebt. Beachtenswert kann sein:
- Wie ist die Bereitschaft und Fähigkeit, Konflikte mit den Eltern zu bearbeiten? 
- Gibt es besondere Schuld- und Schamkonflikte zwischen den leiblichen Eltern und 

den Verwandten- bzw. Netzwerkpflegepersonen?
- Sind Kränkungen vorhanden?
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- Welche gegenseitigen Erwartungen gibt es?
- Existieren besondere Dankbarkeitserwartungen?
- Besteht die Gefahr einer Wiederholung der eigenen Erziehung?
- Zeigen sich verfestigte familiäre Muster (Gewaltbereitschaft, Drogensucht)?
- Gibt es Regelungen für die Umgangskontakte und funktionieren diese?
- Wie ist die Qualität der Geschwisterbeziehung?
- Wie ist die Beziehung des Kindes zu der Pflegeperson? 
- Welche Motivation hat zur Aufnahme des Kindes / der/des Jugendlichen geführt?
- Gibt es ein Verständnis dafür, eine Pflegeperson zu sein?
- Wie ist die Bewertung der räumlichen Trennung (zu nah, zu fern)?
- Kann die Pflegeperson den Schutz des Kindes / der/des Jugendlichen sicherstellen?

	Hausbesuch(e): Dem oder mehreren Hausbesuch(en) kommt die Bedeutung zu, die 
ganze Familie (einschließlich der bereits in der Familie lebenden Kinder und weite-
rer in der Familie lebender Personen) in ihrer „natürlichen“ Umwelt zu erleben, sich ei-
nen Eindruck vom Kommunikations- und (auch nonverbalen) Interaktionsstil in der Fa-
milie, der familiären Atmosphäre, den Ordnungsvorstellungen der Familie und den ma-
teriellen Gegebenheiten zu machen. Besonderer Wert sollte darauf gelegt werden, 
die in der Familie lebenden Kinder und weitere Personen in der Familie in das Ge-
spräch einzubeziehen und auch sie um Einschätzungen und Erwartungen an ein Pfle-
gekind zu befragen. „Irritierende“ Eindrücke sollten mit den beteiligten Personen er-
örtert werden, um Fehleinschätzungen bzw. nur situative Gegebenheiten zu erkennen. 

	Eignungsbewertung
› Allgemeines: Fragebögen und Eignungsgespräche inkl. Hausbesuch haben den 

Zweck, die Personen, ihre Erwartungen, Haltungen und Einstellungen kennen zu ler-
nen, wozu auch Einschätzungen zu Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten der Familie 
gehören. Die Fachkraft sollte sich klar darüber sein, dass in ihre Interpretation auch 
immer eigene Wertvorstellungen eingehen, sodass es notwendig ist, das Ergebnis der 
Eignungsfeststellung mit Kolleginnen und Kollegen zu reflektieren: Vier-Augen-Prinzip 
(ggf. mit wechselnden Fachkräften – bei einer hauptverantwortlichen Fachkraft). Ergeb-
nisse aus Fragebögen und Gesprächen sowie dem Hausbesuch sollten in einer syste-
matisierten Ranking-Liste zu den verschiedenen Problembereichen zunächst zusam-
mengefasst werden (ein Formular hierzu findet sich in der Arbeitshilfe des Bayerischen 
Landesjugendamtes, s. u.).

› Verdachtsmomente zum Ausschluss von Pflegepersonen: Eine Reihe von Kriterien 
können als Verdachtsmomente der nicht ausreichenden Eignung bezeichnet werden. 
Wenn entsprechende Verdachtsmomente vorliegen, ist in der Regel von einer Aner-
kennung als Pflegeeltern abzusehen. Allerdings müssen die Verdachtsmomente einer 
kritischen Bewertung – zusammen mit Fachkräften des Fachdienstes – unterzogen 
werden, bevor eine für die Bewerberinnen/Bewerber einschneidende Entscheidung ge-
troffen wird. 

›  Verdachtsmomente für die Nicht-Eignung liegen bei folgenden Hinweisen vor: 
- schwierige wirtschaftliche Situation der Familie (z. B. die Bewerberinnen/Bewerber 

sind auf das Pflegegeld auch zur Sicherung des eigenen Lebensunterhalts angewie-
sen) 

- Vorstrafen (auch strafrechtliche Ermittlungen gegen die Bewerberinnen/Bewerber 
oder gegen die im Haushalt lebenden Personen, die nicht dem Kindeswohl dienlich 
sind)

- Hinweise, die Risiken für das Kindeswohl beinhalten 
- physische oder psychische Erkrankungen, welche die Erziehungsfähigkeit 
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- beeinträchtigen
- problematische Familienverhältnisse (Konflikte zwischen den Partnerinnen/Partnern 

und/oder den Partnerinnen/Partnern und möglichen eigenen Kindern)
- eigene Erziehungsprobleme (ggf. vorangegangene HzE in der Familie)
- extreme religiöse oder politische Anschauungen oder Haltungen 
- problematische häusliche Bedingungen (kein geeigneter Wohnraum, ggf. auch pro-

blematisches Wohnumfeld)
- Drogenabhängigkeit und Sucht (z. B. Spielsucht)
- fehlende Kooperationsbereitschaft mit dem Jugendamt
- von einem anderen Jugendamt als Pflegefamilie abgelehnt 

› Bewertungskriterien: Bei der abschließenden Bewertung geht es um eine zusam-
menfassende Würdigung aller Informationen, wobei das erfasste Bewerberprofil 
mit den allgemeinen und spezifischen Bedürfnissen von Pflegekindern in Bezug zu 
setzen ist. Nicht alle Kriterien spielen die gleiche Rolle. Von besonderer Bedeutung 
sind als stabil und überdauernd zu wertende Persönlichkeitsdimensionen wie Selbst-
bild und grundlegende Werthaltungen, Offenheit und emotionale Ausdrucksfähigkeit, 
Selbststeuerungskom petenzen, Einfühlungsvermögen, Belastbarkeit, Problemlösungs-
kompetenzen, Flexi bilität und Toleranz. Zentrale Bedeutung kommt auch der Stabilität 
der Partnerschaft zu. Andere Faktoren sind weniger stabil und lassen sich deshalb beim 
Vorliegen einer stabilen Gesamtpersönlichkeit auch leichter verändern. Hierzu gehören 
z. B. „Defizite“ in pädagogischen Fragen, unrealistische Erwartungen an ein Pflegekind, 
gewisse – auf „Unaufgeklärtheit“ beruhende – Vorurteile.

› Berichterstattung: Der ein Eignungsverfahren abschließende Bericht („Eignungs-
bericht“) fasst die Rechercheergebnisse zugespitzt auf die Feststellung einer grund-
sätzlichen Eignung und auf Feststellungen zur Eignung für bestimmte Gruppen von 
Kindern zusammen. Allgemeinen methodischen Anforderungen an schriftliche Behör-
den-Dokumente folgend, geht es in der Darstellung um eine klare, nachvollziehbare und 
überprüfbare Darstellung.

	Umgang bei nicht ausreichender Eignung von Bewerberinnen/Bewerbern

Eine nicht ausreichende Eignung muss transparent, eindeutig und schlüssig sein und 
stützt sich auf die in den Empfehlungen aufgeführten Kriterien zur Eignungsprüfung. Die 
Begründung einer nicht ausreichenden Eignung sollte auch schriftlich niedergelegt und 
an die Bewerberinnen und Bewerber – einzelfallabhängig – übermittelt werden. Die nicht 
ausreichende Eignung wie auch die Eignung sollte mit den Bewerberinnen/Bewerbern in 
einem Gespräch erläutert werden. Die Beteiligten des Gesprächs sind je nach Situation, 
ggf. in unterschiedlicher Kombination, auszuwählen. Beteiligte: leibliche Eltern, Bewerbe-
rinnen/Bewerber, ASD, PKD, ggf. Vormundin/Vormund, Leitungskraft.

Bei der nicht ausreichenden Eignung der sich bewerbenden Pflegeperson stehen die Be-
dürfnisse eines späteren Pflegekindes im Vordergrund. Die Begründung der nicht ausrei-
chenden Eignung kann daher nur darüber erfolgen, dass eine fachliche Einschätzung er-
geben hat, dass die Betreuung und Begleitung eines Pflegekindes durch die Bewerberin / 
den Bewerber nicht in genügendem Umfang gewährleistet werden kann. Es geht hier nicht 
um mögliche Defizite der Person, vielmehr bezieht sich die nicht ausreichende Eignung 
auf die Beeinträchtigungen der Kinder, für die ein besonderer Umgang und eine besonde-
re Eignung notwendig ist. Dies bezieht die Kooperationsverpflichtungen mit dem Pflege-
kinderdienst, Jugendamt und/oder Träger mit ein, die einen wichtigen Teil der Sicherung 
Kindeswohls ausmachen.

Für Verwandten- und Netzwerkfamilien gelten bei Nichteignung prinzipiell die gleichen Kri-
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terien und Begründungen, sie beziehen sich hier auf ein konkretes Kind. Dies gilt auch für 
Fälle, in denen das Kind schon seit geraumer Zeit bei einer Pflegeperson wohnt und nun 
die Einrichtung einer Vollzeitpflege nachvollzogen werden soll. In das Gespräch über eine 
nicht ausreichende Eignung der Pflegeperson sollten ggf. auch die betroffenen Kinder/Ju-
gendlichen einbezogen werden. Liegt hier – nach gründlicher Prüfung – keine Kindeswohl-
gefährdung vor, so kann das Kind / die/der Jugendliche dort verbleiben, jedoch können un-
terstützende ambulante Hilfen oder Hilfen aus anderen Rechtskreisen angeboten werden. 
Gerade im Bereich der Verwandten- und Netzwerkfamilien ist eine Nichteignung schriftlich 
zu begründen und an die antragstellende Person (personensorgeberechtigt) weiterzuge-
ben und in einem Gespräch zu erläutern. 

c) Spezifika bei Bewerberinnen und Bewerbern für die Aufnahme unbegleiteter auslän-
discher Kinder und Jugendlicher

Familien, die bereit sind, unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche aufzunehmen, 
sind vor besondere Probleme gestellt, die sich aus den Erfahrungen dieser Gruppe speisen. 
Förderliche Kenntnisse und Fähigkeiten können sein:

	interkulturelle Kompetenz,
	Erfahrung im Umgang mit Jugendlichen,
	Ambiguitätstoleranz,
	Bereitschaft, sich trotz begrenzter zeitlicher Perspektive auf traumatisierte Jugendliche 

einzulassen,
	Bereitschaft, den Kontakt zur Herkunftsfamilie zu begleiten bzw. das Thema „Herkunft und 

Familie“ anzusprechen und zu respektieren,
	Bereitschaft, sich auf schmerzhafte Realitäten einzulassen.
	Peers und Communities, aber auch das Essen (z. B. halal zu kochen) spielen im Leben 

vieler unbegleiteter ausländischer Kinder und Jugendlicher eine große Rolle. Sie stellen 
oft das einzige Bindeglied zu all dem dar, das sie fluchtbedingt hinter sich lassen mussten. 
Bestehende Verbindungen sollten von der Gastfamilie anerkannt, respektiert und ihr Erhalt 
unterstützt werden.

 
Die Bewerberinnen und Bewerber für ein unbegleitetes ausländisches Kind / einen unbeglei-
teten ausländischen Jugendlichen unterscheiden sich häufig von denjenigen, die sich grund-
sätzlich für die Aufnahme eines Pflegekindes interessieren. Ihre Motivation ist auf diese Grup-
pe von Minderjährigen beschränkt. Die Vorstellungen der sich bewerbenden Personen decken 
sich nicht immer mit den Bedürfnissen der jungen Flüchtlinge. So sind die Altersvorstellungen 
mit dem realen Alter der Kinder und Jugendlichen häufig nicht kompatibel. Es sollte daher ein 
Informationsblatt für diese Pflegekindergruppe an die Bewerberinnen und Bewerber verteilt 
werden, das grundsätzliche Angaben zu diesem Thema enthält (ein entsprechendes Blatt be-
findet sich im Anhang zu diesem Kapitel).

9.2.4 Prozessbegleitende Qualifizierung von Pflegeeltern
Die begleitende Unterstützung von Pflegeeltern sollte vor allen Dingen über problembezo-
gene, individuelle Qualifizierung geschehen. Es ist davon auszugehen, dass die Bedarfe im 
Laufe der Pflege und mit sehr unterschiedlichen Problemstellungen auftreten. Darauf ist dann 
entsprechend zu reagieren. Hierbei spielen die themenzentrierte Einzel- oder Gruppenarbeit 
und Einzel- oder Gruppensupervisionen die wichtigste Rolle. Diese Art der problemzentrierten 
Qualifizierung ist den allgemeinen Fortbildungsveranstaltungen auf jeden Fall vorzuziehen.125 

125  Zu den unterschiedlichen Dimensionen von Qualifizierung in der Pflegekinderhilfe siehe Erzberger/Szylowicki 2020.
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a) Problemzentrierte individuelle Qualifizierung
Das „Nicht-Alleinlassen“ der Pflegeeltern nach Aufnahme des Pflegekindes muss sich in erster 
Linie an deren Informations- und Reflexionswünschen ausrichten. Diese können je nach der 
aktuellen Problemlage und dem Alter des Kindes / der/des Jugendlichen variieren. Hierauf gilt 
es die Qualifizierung abzustellen und eine entsprechende Unterstützung anzubieten. Es wird 
dabei immer um ein individuelles Problem in der Pflegefamilie mit dem Pflegekind gehen und 
um die sich daraus ableitenden konkreten Verhaltensweisen und Haltungen. Die begleitende, 
problemzentrierte Qualifizierung kann entsprechend der Problemintensität in zwei Bereiche 
differenziert werden: die themenzentrierte Gruppenarbeit und die Supervision (als Einzel- oder 
Gruppensupervision).

	Die themenzentrierte Gruppenarbeit sollte grundsätzlich fall- und alltagsbezogen sein. Es 
geht hier um die gemeinsame Reflexion von Erfahrungen zu einem bestimmten Thema, 
die Erarbeitung von allgemeinen Strategien im Umgang mit dem jeweiligen Thema und die 
Einübung eines reflexiven Umgangs mit den jeweiligen Problembereichen. So kann z. B. 
Bettnässen hier ein Thema sein, allerdings eher nicht in Form einer theoretischen Abhand-
lung, sondern im Hinblick auf den konkreten Fall des Bettnässens. In der Auseinanderset-
zung geht es dann um die Reflexion eigener Haltungen zum Bettnässen, der emotionalen 
Betroffenheit, der Auswirkungen auf die familiäre Dynamik usw. – hierbei können dann 
auch „Theorien“ zum Bettnässen fallbezogen einfließen. 

	Die Supervision richtet sich auch in jedem Fall auf konkrete Situationen des Pflegealltags. 
Dabei stehen zwar die Verhaltensauffälligkeiten und Verhaltensweisen des Pflegekindes 
im Mittelpunkt, allerdings nicht im Sinne der Betrachtung und Bewertung eines Subjektes, 
sondern im Sinne des eigenen Umgehens mit diesen Auffälligkeiten. Während es in der 
themenzentrierten Gruppenarbeit um die Entwicklung allgemeiner Strategien geht, findet 
hier eine tiefer gehende thematisch-fallbezogene Auseinandersetzung statt. Ziel ist auch 
bei der Supervision die Stärkung der Reflexionsfähigkeit und die daraus resultierende Ent-
wicklung eines flexiblen Umgangs mit dem konkreten Problem. Die Supervision soll insge-
samt auch die Möglichkeit der Problembewältigung stärken helfen.

b) Fortbildungen
Auch wenn die konkrete Auseinandersetzung im Rahmen von begleitenden Reflexionsveran-
staltungen im Vordergrund steht, so können klar thematisch ausgerichtete Fortbildungen dann 
eingesetzt werden, wenn es in der Vermittlung von Informationen im Zuge der Vorbe reitung 
auf die Tätigkeit als Pflegeeltern Defizite gegeben hat oder wenn ein konkretes Problem in 
einer Familie zu einer angebotenen Fortbildung passt.

Etwas anders stellen sich die Fortbildungsaktivitäten im Bereich der Sozialpädagogischen und 
der Sonderpädagogischen Vollzeitpflege dar, da beide Pflegearten eine Verpflichtung der Pfle-
gepersonen zur Qualifizierung beinhalten (vgl. Kap. 1.2). Aber auch hier ist eine Fortbildung 
dann aber am ertragreichsten, wenn sie aufgrund eines konkreten Problems begonnen wird.

Allerdings kann nicht immer erwartet werden, dass die Pflegekinderdienste entsprechende 
Fortbildungen selbst anbieten, gerade in kleinen Jugendämtern muss hier sicherlich auf Ko-
operationspartner zurückgegriffen werden. Neben dem Fortbildungszusammenschluss mehre-
rer Jugendämter können als Kooperationspartner auch Pflegeelternvereinigungen, Volkshoch-
schulen, Jugendhilfeeinrichtungen, diagnostische Zentren oder Erziehungsberatungsstellen 
in Betracht kommen. Auf jeden Fall sind die Pflegeeltern bei der Teilnahme an Fortbildungen 
(und Supervision) – soweit sie der für die Betreuung und Pflege notwendigen Qualifizierung 
dienen – finanziell zu unterstützen (vgl. Kap. 4.1). 

Da die Themen für die Fortbildungen sich häufig durch aktuell auftretende Probleme ergeben, 
können sie nicht immer im Voraus geplant werden. Hier gilt es, entsprechend flexibel nach 
adäquaten Qualifizierungsmöglichkeiten Ausschau zu halten. Die nachstehend aufgeführten 
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Themenkomplexe für Fortbildungen stellen daher eher einen Rahmen dar, der je unterschied-
lich ausgefüllt werden muss. Es können grob die vier Komplexe „Pflegekind“, „Eltern“, „Pfle-
geeltern“ und „Rechtsfragen“ unterschieden werden, die allerdings große Überlappungszonen 
aufweisen. Die Themenbereiche verstehen sich als Anregung. Möglicherweise kann hier eine 
Verzahnung mit den vorbereitenden Schulungen stattfinden (vgl. Kap. 9.2.2). Diese Schu-
lungsthematiken können auch in Kooperation mit anderen Jugendämtern angeboten oder von 
entsprechenden Trägern „eingekauft“ werden. Gegebenenfalls können, je nach Organisation, 
Möglichkeiten und Aufgabenstellung, die Veranstaltungen mit der Notwendigkeit einer Kinder-
betreuung einhergehen. 

	Themen im Bereich „Pflegekind“
› Entwicklungsphasen, Entwicklungsstörungen
› Bindungsverhalten/-theorie
› Auswirkungen früherer Erlebnisse (Traumata, Deprivation, Gewalt)
› Verhaltensauffälligkeiten
› Geschwisterkinder 
› Formen und Auswirkungen von Behinderungen (körperlich, geistig, seelisch, chronische 

Krankheiten)

	Themen im Bereich „Herkunftsfamilie“
› Persönliche Kontakte zwischen Pflegekind und Herkunftsfamilie
› Umgang mit Rückkehroptionen
› Herkunftsfamilien mit Migrationshintergrund
› Konflikte und Konfliktbereiche mit Herkunftsfamilien

	Themen im Bereich „Pflegeeltern“
› Aufgaben und Erwartungen
› Biografiearbeit
› Erziehungsfragen, Beziehungsdynamik, Umgang mit Grenzen
› Bewältigung belastender Lebenssituationen, Kriseninterventionsstrategien, Empower-

ment
› Pflegekind und leibliche Kinder
› Umgang mit den Reaktionen der Umwelt (Nachbarinnen/Nachbarn, Freundinnen/ 

Freunde, Schule, Kindergarten)

	Themen im Bereich „Verwandtenpflege“
› Die Themen sind identisch mit den Themen im Bereich der „Pflegeeltern“, jedoch 

herrscht aufgrund der besonderen Stellung der Verwandten zu den leiblichen Eltern und 
den Kindern eine besondere Situation, die ein intensiveres Eingehen auf die oben auf-
geführten Themen erfordert

	Themen im Bereich „Patenschaften für Kinder von Eltern mit psychischen Erkrankungen“
› Informationen aus der Resilienzforschung
› Basiswissen über psychische Erkrankungen
› Umgang mit psychisch erkrankten Personen
› Das Erleben von Kindern in Familien mit psychisch erkrankten Eltern

	Themen im Bereich „Recht“
› Alltägliche rechtliche Fragen (z. B. Sorgeberechtigung, Aufenthaltsbestimmung, Auf-

sichtspflicht, Krankenkasse, Versicherungen) 
› Finanzielle Fragen (Kindergeld, Sonderleistungen usw.)
› Übergabe an das örtlich zuständige Jugendamt (§ 86 Abs. 6 SGB VIII)
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	Themen im Bereich „Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche“
› Flucht und Trauma
› Umgang mit Fremdheit
› kulturelle Unterschiede
› Aspekte des Ausländerrechts, Aufenthaltsrechts und des nationalen Familienrechts 

bzw. Personenstandsrechts des Herkunftslandes (Volljährigkeitsbestimmung)126

› Erfahrungen mit Vorurteilen
› Spezielle Identitätskonflikte der Kinder/Jugendlichen 
› Kollektive und individualistische, plurale Gesellschaftsformen
› Interkulturelle Kompetenz/Kommunikation 

 
c) Weitere Aktivitäten
Hierunter fallen Aktivitäten, die nicht den Charakter einer themenzentrierten Gruppenarbeit, 
einer Supervision oder einer Fortbildung aufweisen und eher dem Erfahrungsaustausch und 
dem näheren Kennenlernen – auch der Pflegeeltern und Pflegekinder untereinander – dienen. 
Auch wenn hier nicht die Vermittlung von Wissen im Vordergrund steht, so ist die Bedeutung 
dieser Aktivitäten nicht zu unterschätzen. Sie sorgen für einen Zusammenhalt und fördern 
auch die gegenseitige Hilfe untereinander. Auch diese Aktivitäten können in Kooperation mit 
anderen Partnern – wie z. B. einer Pflegeelternvereinigung – durchgeführt werden:

	gemeinsame Wanderungen und Ausflüge
	Dankeschön-Veranstaltungen für Pflegefamilien
	Jahrestreffen und Feste

9.3    Berichterstattung und Evaluation

9.3.1   Unterrichtung der Öffentlichkeit: Öffentliches Berichtswesen
Zur Außendarstellung des PKD gehört ein Berichtswesen, das auch und gerade zum Nach-
weis der geleisteten Arbeit dient. Es kann sich sowohl um ein Berichtswesen handeln, das sich 
an die amtsinterne und jugendhilfepolitische Öffentlichkeit wendet (Rechenschafts- und Tätig-
keitsberichte), als auch um Berichte, die eine breitere Öffentlichkeit, z. B. die Kooperations-
partner eines Dienstes, ansprechen wollen (z. B. Jahresberichte), und schließlich auch um 
Berichte, die sich an eine undefinierte anonyme Öffentlichkeit wenden, wie z. B. Berichte zur 
Selbstdarstellung im Internet. Je nach Zweck werden die Inhalte ausgewählt und gewichtet. 

Soweit ein Corporate Design existiert, sollten die Berichte sich äußerlich daran orientieren 
(vgl. Kap. 9.1). Inhaltlich gibt es viel Spielraum, der letztendlich lediglich durch die verfüg baren 
Ressourcen für diese Arbeit im PKD begrenzt ist. Gleichwohl sollten die Berichte ein bestimm-
tes Set von Angaben als Standard enthalten. Dieses Set sollte beinhalten:

	Einen allgemeinen Überblick zur Organisation und zu ihrer Entwicklung im Berichtszeit-
raum:
› Neue Aufgaben und Angebote
› Verlagerung von Schwerpunkten
› Veränderte räumliche und personelle Rahmenbedingungen
› Planungen für die Zukunft
 
Der allgemeine Überblick sollte auch nicht auf einen Dank an Mitarbeiterinnen/Mitarbei ter 
und andere wichtige Beteiligte verzichten.

	Die Aktivitäten des PKD im Bereich der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit:
› Werbemaßnahmen (Prospekte, Broschüren, Homepage, Zeitungswerbung und Zei-

126 Siehe Fußnote Kap. 3.2.
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tungsartikel sollten dem Bericht im Anhang beigegeben werden)
› Öffentliche Veranstaltungen zum Pflegekinderbereich 
› Teilnahme von Fachkräften an Fachtagungen, ggf. eigene Beiträge der Fachkräfte hier-

zu

	Die quantitativen Entwicklungen im Berichtszeitraum:
› In Verbindung mit Zeitreihen und Vorjahreszahlen, jeweils getrennt für einzelne Pflege-

formen, und ggf. qualitativ orientierten „Sparten-Berichten“
› Anzahl der Anfragen (ggf. Näheres zu den Anfragen wie Altersgruppen) sowie „Befriedi-

gung“ von Anfragen und Gründe für die die Nicht-Berücksichtigung von Anfragen
› Anzahl der Kinder/Jugendlichen in der jeweiligen Pflegeart zum Jahresbeginn und zum 

Jahresende (ggf. in Monatsabschnitten)
› Anzahl der Neuvermittlungen nach Alter und Geschlecht, ggf. auch weiterer Merkmale 

wie Sorgerecht, familiäre Problemlagen, Problemlagen der Kinder/Jugendli chen
› Anzahl der Beendigungen nach Alter, ggf. Dauer des Aufenthalts in der Pflegefamilie, 

Gründe für die Beendigung und nachfolgender Aufenthaltsort
› Anzahl von Pflegeeltern/Pflegepersonen am Jahresbeginn und am Jahresende, ggf. 

Einzelheiten wie z. B. Altersgruppen, berufliche Vorerfahrungen)
› Anzahl der Übernahmen aus anderen Jugendämtern
› Anzahl der Abgaben an andere Jugendämter
› Soweit möglich, sollte das Zahlenmaterial des Berichts grafisch aufbereitet werden.

	Die qualitativen Entwicklungen im Berichtszeitraum:
› Arbeitsberichte über einzelne Kinder und die Verläufe ihrer Betreuung in den Familien
› Arbeitsberichte über Kooperationen mit anderen Diensten/Fachpersonen
› Arbeitsberichte über die Entwicklung einzelner Bereiche des PKD
› Arbeitsberichte über bestimmte Problembereiche (z. B. Arbeit mit Herkunftsfamilien)

	Die besonderen Angebote für Pflegeeltern:
› Informationsabende für Bewerberinnen und Bewerber
› Schulungsangebote (ggf. mit Teilnehmerzahlen)
› Gruppenangebote für Pflegeeltern/Supervisionsangebote

	Die interne Evaluation: Soweit eine interne Evaluation vorgenommen wurde, sollten die für 
die angesprochene Öffentlichkeit relevanten Ergebnisse aufgenommen werden.

9.3.2  Evaluation

a) Warum Evaluation?
Evaluation bedeutet immer die Bewertung eines beobachteten Objektes. Es kann sich dabei 
um die Einrichtung (Strukturevaluation), um ein Verfahren (Prozessevaluation) oder um die 
Wirkung einer Maßnahme (Ergebnisevaluation) handeln. Welche Form auch immer gewählt 
wird, am Ende erhält man Reflexionswissen, das aufgrund der systematischen Sammlung und 
Auswertung dezidierte Rückschlüsse auf das beobachtete Objekt zulässt. Dies kann Auswir-
kungen auf die Organisation und Ausstattung einer Einrichtung, auf die Art der Durchführung 
einer Maßnahme oder auf die Zuweisung von Fällen mit spezifischen Risiken zu bestimmten 
Hilfearten haben. In jedem Fall sind die Erkenntnisse zu interpretieren und die Folgen zu 
diskutieren. Evaluation sorgt daher für eine auf empirisches Material gestützte Reflexion der 
Arbeit. Diskussionen werden damit immer an die ermittelten Gegebenheiten einer vielschichti-
gen Betrachtung gebunden und bewegen sich nicht in einem „Bauchbereich“ einer eher zufäl-
ligen Erinnerung an Einzelfälle.
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Diese Bewertungen können als Fremd- oder Selbstevaluation durchgeführt werden. Im er-
sten Fall übernehmen externe Evaluatoren die Bewertung, im zweiten Fall wird die Evaluation 
durch die Institution vorgenommen, die die Maßnahme selbst durchführt oder die Wirkung 
erarbeitet. Es ist unmittelbar einsichtig, dass eine Selbstevaluation mit einigen Schwierigkeiten 
verbunden ist, da die Durchführung einer Hilfe und die Bewertung gewissermaßen in einer 
Hand liegen und es zu Interessenkollisionen kommen kann. Bei einer Fremdevaluation ist 
diese Gefahr ausgeschlossen bzw. stark vermindert.

Fremdevaluationen werden von Institutionen durchgeführt, die auf diese Arbeit spezialisiert 
sind und über die entsprechenden sozialforscherischen Kompetenzen verfügen. Dieses 
„Handwerkszeug“ ist für eine systematische Erhebung und Auswertung unerlässlich, erst sie 
sorgt für Erkenntnisse, die den Rahmen individuellen Erfahrungswissens nachhaltig zu spren-
gen in der Lage sind. Diese Kompetenzen sind in der Regel in den Institutionen, die die Hilfen 
planen und durchführen, nicht vorhanden. Selbstevaluationen sind daher notwendigerweise 
häufig auf bestimmte Möglichkeitskorridore beschränkt, deren Grenzen sich an den vorhande-
nen forscherischen Qualifikationen der Fachkräfte bemessen. Gleichwohl bedeutet das nicht, 
dass keine Selbstevaluationen durchgeführt werden sollten. Es bedeutet vielmehr, sich der 
Grenzen bewusst zu sein und die Evaluation so anzulegen, dass einerseits keine Überfor-
derung der Fachkräfte eintritt und andererseits bestimmte unumgängliche Minimalstandards 
auf jeden Fall eingehalten werden. Um den Begriff „Evaluation“ nicht zu verwässern und den 
Gegebenheiten in den Pflegekinderdiensten und Jugendämtern gerecht zu werden, wird hier 
vorgeschlagen, nicht den Begriff „Evaluation“ zu verwenden, sondern eher von der Ermittlung 
von Hinweisen zu sprechen, die Aussagen über Prozesse der Hilfedurchführung oder der Wir-
kung der Hilfe ermöglichen. Auch wenn eine solche interne Qualitätsbeurteilung mit einer ex-
tern durchgeführten Evaluation nicht konkurrieren kann, so kann sie aber wertvolle Hinweise 
auf den Erfolg der Hilfen liefern.127

b) Vorgehensweisen

Interne Bewertung von Prozessen im PKD

Die am einfachsten durchzuführende Bewertung, die auch hinsichtlich des zeitlichen Rahmens 
überschaubar ist, ist eine intensive Betrachtung einzelner Verläufe bzw. Prozesse. Hierbei 
geht es nicht um eine Erfolgsmessung hinsichtlich des Gelingens der Hilfen, sondern um die 
exemplarische Betrachtung von Einzelfällen. Die Erkenntnisse auf dieser Ebene ermöglichen 
Bewertungen hinsichtlich der Durchführung der Hilfen. Dabei stehen Fragen nach der Zusam-
menarbeit mit dem ASD und anderen Fachdiensten, der Art der Begleitung und Betreuung der 
Pflegefamilie und des Pflegekindes und die weitere Hilfeplanung im Vordergrund. Ermittelt 
werden dabei Antworten auf „Warum-Fragen“. Diese Antworten lassen dann Vorschläge auf 
mögliche Verbesserungen und Modifikationen des Prozesses zu. 

Bewertungen beginnen immer mit Fragen, die durch die Untersuchung beantwortet werden 
sollen und die das Feld der Betrachtung näher definieren.

	Fragen:
› Was genau ist das Ziel der Bewertung?
› Wer führt die Bewertung durch?
› Welche Teile des PKD und kooperierender Sachgebiete sind dabei einzubeziehen?
› Wer ist zusätzlich zu beteiligen?
› Welche Materialien werden benötigt?
› Wie soll die Bewertung durchgeführt werden?
› Wie und vor wem sollen die Ergebnisse präsentiert werden?

127 Sollte eine Evaluation als externe Untersuchung durch ein entsprechendes Institut durchgeführt werden, so ist es unerlässlich, sich zu-
vor über die Art und den Zweck der Evaluation Gedanken zu machen. Hilfreich ist hierzu eine Broschüre des DeGEval (Gesellschaft für Eva-
luation): „Empfehlungen für Auftraggebende von Evaluationen. Eine Einstiegsbroschüre für den Bereich der Öffentlichen Verwaltung“. Für 
den Bereich der Selbstevaluation liegt eine Broschüre für „Empfehlungen zur Anwendung der Standards für Evaluation im Handlungsfeld der  
Selbstevaluation“ vor (siehe beides unter www.degeval.de).
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› Wer ist von den Konsequenzen der Ergebnisse betroffen?

	Durchführung:
› Systematische Betrachtung von spezifischen Einzelfällen (positiv verlaufende und  

negativ verlaufende)
› Ermittlung der Gründe ihres Verlaufs (Ansehen der Akten, Gespräche mit den  

Beteiligten)
› Diskussion der Ergebnisse mit den Beteiligten
› Überlegungen zur Optimierung des Ablaufs auf der Basis der Ergebnisse und  

Diskussionen

Interne Bewertung von Wirkungen im PKD

Im Prinzip sind vor einer Bewertung, die sich auf die Wirkungen konzentriert, die gleichen Fra-
gen zu beantworten, wie sie auch für die Bewertung von Prozessen Relevanz haben (s. o.). 
Allerdings ist diese Art der Bewertung wesentlich schwieriger durchzuführen, denn der Frage 
nach den Wirkungen kann nur durch den Einbezug möglichst vieler Fälle nachgegangen wer-
den. Hier bietet sich dann eine eher standardisierte Erhebung und Auswertung auf der Ebene 
von Fragebögen bzw. Formularen an. Die Bewertung sollte, da sie durch den PKD durch-
geführt wird, handhabbar gestaltet werden. Es sind hier tragfähige Kompromisse zwischen 
notwendiger Komplexität und vorhandener fachlicher Qualifikation zu schaffen. Im Folgenden 
wird nun ein Verfahren vorgeschlagen, das einige wichtige Voraussetzungen zur Ermittlung 
von brauchbaren Hinweisen erfüllt und in Bezug auf Komplexität den dafür notwendigen Kom-
petenzen der Fachkräfte Rechnung trägt und in Bezug auf Handhabbarkeit mit überschauba-
rem Aufwand in den Arbeitsalltag des PKD zu integrieren ist. 

Das Verfahren geht davon aus, dass ab einem bestimmten Zeitpunkt alle neu auftretenden 
Fälle in den Bewertungsprozess gelangen. Sollte nur eine Auswahl von Fällen bewertet wer-
den, so sind die Kriterien der Auswahl festzulegen (soweit es sich nicht um eine rein zufällige 
Auswahl handelt und z. B. jeder dritte Fall einer standardisierten Bewertung unterzogen wird).

Bei einer standardisierten Ermittlung von Informationen sollten folgende Punkte beachtet wer-
den:

a) Im Gegensatz zu aggregierten Statistiken in Berichten muss in der Beurteilung der Wirkung 
der Fokus auf den Verlauf der Einzelfälle gelegt werden.

b) Es muss eine fallspezifische Eingangsmessung inklusive der Vorstellung über den Erfolg 
durchgeführt werden.

c) Es muss eine fallspezifische Messung bei Beendigung der Hilfe inklusive der Beurteilung 
des prospektiv definierten Erfolges durchgeführt werden.

d) Bei Abbrüchen sind die Abbruchgründe zu eruieren.

e) Wenn nicht alle Fälle einer Bewertung unterzogen werden, müssen Begründungen für die 
Auswahl getroffen bzw. Auswahlprozesse eingeführt werden.

Die Punkte b), c) und d) verweisen auf mindestens zwei Messpunkte, an denen der Einzelfall 
bewertet werden muss: eine Eingangsmessung und eine Messung am Ende der Hilfe. Die Dif-
ferenz der Werte der Eingangs- und Ausgangsmessung kann dann als Hinweis für den Effekt 
der Hilfe gewertet werden. Es hat zwischen zwei Zeitpunkten eine Intervention stattgefunden, 
deren Effekt nun untersucht wird.128 Daneben wird allerdings eine ganze Reihe weiterer Infor-
mationen erhoben, die weitere Rückschlüsse auf die Qualität der Hilfe zulassen. Selbstver-
ständlich können mehr Messungen während der Durchführung der Hilfe getätigt werden, dies 
erhöht allerdings den Arbeitsaufwand und die Komplexität der Auswertung. 

128 Diese Form der Untersuchung ist zwar überaus simpel – sie verzichtet aus naheliegenden Gründen auf die Bildung einer Kontrollgruppe – sie ist aber 
dennoch in der Sozialforschung als Survey-Design anerkannt. Man spricht dann von einem quasiexperimentellen Design ohne  Kontrollgruppe, bei 
der der Zustand vor mit dem Zustand nach einer Intervention verglichen wird.
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Eingangsmessung

Diese Erhebung sollte möglichst früh stattfinden, damit ein realistischer Ausgangspunkt defi-
niert werden kann. Es sollten folgende Items über die Fragebögen für jeden Fall erfasst wer-
den:

	Alter des Kindes / der/des Jugendlichen
	Geschlecht
	Geschwisterunterbringung
	Eingang des Kindes / der/des Jugendlichen (kommt aus ...)
	Pflegeart
	Auflistung der Risikobereiche des Kindes / der/des Jugendlichen (Mehrfachantworten)
	Angabe des grundsätzlichen Ziels der Hilfe
	Einschätzung der aktuellen Situation bezüglich des grundsätzlichen Zieles (Skala, z. B. 0 

bis 10)

Ausgangsmessung

Diese Messung kann auch als gemeinsame Einschätzung in der Diskussion mit den Pflege-
eltern und/oder dem Pflegekind / der/dem Jugendlichen / jungen Erwachsenen erfolgen. Hier 
sollten folgende Items für jeden Fall erfasst werden:

	Einschätzung der aktuellen Situation bezüglich des grundsätzlichen Zieles (Skala, z. B. 0 
bis 10)

	Auflistung noch vorhandener Risikobereiche des Kindes / der/des Jugendlichen  
(Mehrfachantworten)

	Beendigungsgründe (Mehrfachantworten)
	Ausgang des Kindes / der/des Jugendlichen (geht zu ...)
	Einschätzung der weiteren Perspektive (Skala, z. B. 0 bis 10)

Messung bei Abbruch

Hier sollten folgende Items für jeden Fall erfasst werden:

	Einschätzung der aktuellen Situation bezüglich des grundsätzlichen Zieles (Skala, z. B.  
0 bis 10)

	Auflistung noch vorhandener Risiken des Kindes / der/des Jugendlichen  
(Mehrfachantworten)

	Abbruchgründe (Mehrfachantworten)
	Ausgang des Kindes / der/des Jugendlichen (geht zu ...)
	Einschätzung der weiteren Perspektive (Skala, z. B. 0 bis 10)

Für einige Fragen werden Kategorien benötigt, die eine standardisierte Verortung des Falles 
ermöglichen. Auch wenn in jedem PKD neu darüber diskutiert werden muss, sollen hier doch 
Vorschläge dazu gemacht werden.

Standardisierte Kategorien in den Messungen

	Auflistung der Risikobereiche des Kindes / der/des Jugendlichen
	Auflistung noch vorhandener Risikobereiche des Kindes / der/des Jugendlichen (Mehrfa-

chantworten) (vgl. Anlage 1, Kap. 5)
› Gesundheit
› Ernährung
› Hygiene
› Bezugspersonen
› Familiäre Beziehungen
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› Familienklima/Interaktion
› Körperliche Entwicklung
› Geistige Entwicklung
› Seelische Entwicklung
› Soziale Entwicklung
› Kindergarten/Schule/Ausbildung und Beruf 
› Freizeit

	Angabe des grundsätzlichen Ziels der Hilfe
› Verselbstständigung
› Rückführung innerhalb eines festgelegten Zeitraums
› (Hier ist je Fall ein spezifisches Ziel zu definieren, üblicherweise sollte dieses Ziel auch 

im Hilfeplan stehen.)

	Beendigungsgründe (Mehrfachantworten)
	Abbruchgründe (Mehrfachantworten)

› Verselbstständigung
› Konflikte in der Pflegefamilie
› Gerichtsentscheidung
› Wunsch der/des Jugendlichen
› Einflussnahme der Herkunftseltern
› nicht zu bewältigende Kontakte zur Herkunftsfamilie

	Eingang des Kindes / der/des Jugendlichen (kommt aus ...)
› Bereitschaftspflege
› Anderer Pflegefamilie
› Stationärer Unterbringung
› Herkunftsfamilie
› Unbegleiteter minderjähriger Flüchtling
› Sonstigem

	Ausgang des Kindes / der/des Jugendlichen (geht in ...)
› Bereitschaftspflege
› Andere Pflegefamilie
› Stationäre Unterbringung
› Herkunftsfamilie
› Eigene Wohnung
› Betreutes Wohnen
› Sonstiges

Es empfiehlt sich, insgesamt in die Messungen freie Begründungen und Hinweise einzufüh-
ren, da einer Fehlinterpretation von vergebenen Werten zumindest vorgebeugt wird. Auch 
empfiehlt es sich, am Ende eine skalierte Endbewertung des Falles durch den PKD vorzu-
nehmen. Diese muss allerdings begründet werden. Zwar ist die Auswertung von Textmaterial 
aufwändiger als die Zusammenstellung und Verrechnung von Werten – auch wenn es sich hier 
nur um kurze Textpassagen handeln wird –, gleichwohl helfen diese Texte bei der Beurteilung 
des Zahlenmaterials und Diskussion der möglichen Konsequenzen.

	Datenaufbereitung
 Es empfiehlt sich, die Daten von vornherein elektronisch zu speichern. Dazu bieten sich 

unterschiedliche handelsübliche Programme an (Excel, Access). Es ist auf jeden Fall dar-
auf zu achten, dass der Datenzusammenhang nicht aufgegeben wird. Für jeden Fall muss 
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die Ermittlung der Differenz zwischen Anfangs- und Endmessung gegeben sein. Die prak-
tikabelste Lösung besteht in einer Datenmatrix, bei der sich in den Zeilen die Fälle, in den 
Spalten die Fragen und in den sich daraus ergebenden Zellen die Ausprägungen der ein-
zelnen Fragen für die Fälle befinden. 

	Grundvoraussetzung
 Grundvoraussetzung jeder Beurteilung ist gewissenhaftes Dokumentieren und ein ehrli-

cher Umgang mit den Bewertungen. Ein „Schönbewerten“ von Fällen führt zwar zu einer 
hohen positiven Erfolgsbilanz, verhindert aber die Entdeckung von Fehlerquellen und lässt 
ein unrealistisches Bild entstehen. 

	Unterstützung
 Auch wenn diese Form der Ermittlung von Hinweisen zur Wirkung der Hilfe den Versuch 

darstellt, ein intern handhabbares Design zu beschreiben, so ist gleichwohl anzunehmen, 
dass der PKD mit der Durchführung und der Auswertung und Interpretation der Daten al-
lein überfordert sein wird. Eine solche Form der Bewertung benötigt Unterstützung durch 
das Jugendamt. Dies gilt vor allen Dingen hinsichtlich fachlicher, technischer, finanzieller 
und personeller Ressourcen. Es bietet sich dabei an, die Zusammenarbeit und Unterstüt-
zung der Personen zu suchen, die Verantwortung für die Jugendhilfeplanung tragen. 

	Umgang mit den Ergebnissen 
 Wie bei der Bewertung der Prozesse auch, so ist hier im Vorfeld der Betrachtung zu klären, 

wer mit welchem Ziel mit den Ergebnissen konfrontiert wird bzw. wer in den Prozess im 
Rahmen einer Begleitung einbezogen wird. Alle Ergebnisse bedürfen einer Interpretati-
on, sie sprechen nicht automatisch „für sich selbst“. Es sollten daher nach der Ermittlung 
der Ergebnisse diese mit den beteiligten Fachkräften diskutiert werden. Es wird an dieser 
Stelle davor gewarnt, „harte“ Konsequenzen aus möglichen negativen Befunden zu zie-
hen – vielmehr sollten die Ergebnisse die Basis für einen Qualitätsdialog bilden, der eine 
Verbesserung der Durchführung der Hilfe zum Ziel hat.



TEIL B -  9  FALLÜBERGREIFENDE AUFGABENBEREICHE

9-27

Anlage 1: Beispiel für ein Informationsblatt für „Gasteltern“ 
(Fachbereich Kinder, Jugend und Familie der Stadt Brauschweig)

Gastfamilien, eine Aufgabenbeschreibung

Die jugendlichen Gäste sind:
•	 zu über 90% männliche Jugendliche, in der Regel zwischen 16 -18 Jahren, im 

Schwerpunkt aus Syrien, Afghanistan und Nordafrika sowie insgesamt etwa aus 30-
40 Nationen

•	 überwiegend Söhne traditioneller Familiensysteme mit entsprechenden kulturellen 
und religiösen Werten und Normen und Rollenverständnis,

•	 selbständig, durchsetzungsfähig, in der Regel mit mittlerem bis gutem Bildungspoten-
tial

•	 im Herkunftsland und auf der Flucht vielfältigen Belastungen, Gefährdungen und Be-
drohungen ausgesetzt gewesen, die psychische Folgen haben können

•	 auch im Gastland in einer schwierigen Situation, denn sie müssen mit den vielfältigen 
Anforderungen an sie, mit Verlusten und den Erwartungen der Herkunftsfamilie um-
gehen

•	 in regelmäßigem Kontakt zu Familienangehörigen im Heimatland, auf der Flucht, in 
Flüchtlingslagern, oftmals über Smartphone oder Internet

Die Gastfamilie & was sie mitbringen sollte:
•	 alle Familienmitglieder tragen die Entscheidung zur Aufnahme eines Jugendlichen mit
•	 Sie verfügen über Erziehungserfahrungen, vor allem Erfahrungen im Umgang mit Ju-

gendlichen und den Herausforderungen der Pubertät.
•	 Sie sind bereit, sich auf einen jungen Menschen einzulassen, der aufgrund seiner Er-

fahrungen sowohl eine große Unabhängigkeit und Reife mitbringen, gleichzeitig aber 
auch durch viele Entbehrungen und traumatische Erlebnisse sehr viel Betreuung und 
Aufmerksamkeit benötigen kann

•	 Sie können ausreichend Zeit zur Verfügung stellen, um sich dem jugendlichen Gast 
zu widmen, z. B. weil eine(r) von Ihnen halbtags zuhause sein kann

•	 Sie bringen Offenheit und Interesse für fremde Kulturen und Toleranz für andere Le-
bensentwürfe mit

•	 Sie schätzen Ihre Belastbarkeit als hoch ein und der gemeinsame Weg in ein uner-
forschtes Gebiet fordert Sie heraus

•	 Sie sind kreativ in der Kommunikation und auch bereit zur Kooperation mit einem Dol-
metscher/ Sprachmittler

•	 Ihre Familie verfügt über ein tragfähiges soziales Netz, so dass Sie sich bei Bedarf 
entlasten können

•	 Ihr Zuhause verfügt über eine gute Verkehrsanbindung mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln

•	 Sie bringen die Bereitschaft mit, den jungen Mann im asyl- und ausländerrechtlichen 
Verfahren, ggf. bei der Suche nach einer rechtskundigen Vertretung und bei Behör-
dengängen zu unterstützen und sich aktiv in die Perspektivgestaltung einzubringen

9.4    Anlagen zu Kapitel 9
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•	 Sie können sich eine Kooperation mit dem Fachbereich Kinder, Jugend und Familie, 
dem Psychologischen Dienst im Kinder- und Jugendschutzhaus, dem Vormund, dem 
Allgemeinen Sozialen Dienst und anderen Institutionen vorstellen

Die Gastfamilie & ihre Aufgaben:

Aufnahme & Eingewöhnung
•	 ankommen in einem familiären Umfeld, das für Sicherheit und Ruhe sorgt
•	 eingewöhnen in die Tagesstruktur der Gastfamilie
•	 Kontakt herstellen, Beziehung aufnehmen
•	 vertraut machen mit kulturellen Unterschieden
•	 Kontakte zu Angehörigen der Herkunftsfamilie zulassen und verständnisvoll unterstüt-

zen

Unterstützung des jungen Menschen durch das Heranführen an:
•	 ein Hineinwachsen in Regeln der dem jungen Menschen neuen Kultur
•	 eine verlässliche, Sicherheit gebende Struktur des Tagesablaufes 
•	 gelingende Alltagsbewältigung (Körperpflege, Hygiene, Kleidung, äußeres Erschei-

nungsbild)
•	 Sorge für ausreichende Entspannungs- Ruhe- und Schlafenszeiten
•	 Anleitung zu hauswirtschaftlichen Tätigkeiten (putzen, waschen, kochen…)
•	 angemessenen Umgang mit Geld, Taschengeld, bei Einkäufen
•	 die Entwicklung einer angemessenen Ordnung im Zimmer
•	 den regelmäßigen Besuch von Sprachkurs, Schule
•	 gemeinsame Unternehmungen & Freizeitaktivitäten
•	  die Nutzung des Öffentlichen Verkehrs, Erschließen des sozialen Nahraumes
•	 die erforderliche Kooperation mit Behörden und Institutionen im Asylverfahren
•	 Möglichkeiten religiösen Lebens vor Ort

Gemäß der UN-Kinderechtskonvention sollen Kinder, die getrennt von ihren Familien leben, 
in deren Sinn erzogen werden.
Die ethnische, religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des jungen Menschen soll ge-
bührend berücksichtigt werden.
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Anlage 2: Ärztliche Bescheinigung 

Ärztliche Bescheinigung

zur Vorlage beim Fachbereich Jugend der Region Hannover zur Aufnahme
eines Pfl egekindes gemäß §§ 33 / 44 Sozialgesetzbuch VIII 

Na me, Vorname ____________________________________________________

geboren am  ____________________________________________________

Anschrift  ____________________________________________________

ist seit………………………………………. Patientin/Patient in meiner Praxis.

Aktuelle Hinweise auf 

körperliche Einschränkungen□ liegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________

chronische Erkrankungen
□ l iegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________ 

psychische/psychosomatische Erkrankungen
□ liegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________

lebensverkürzende Erkrankungen
□ liegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________

Suchterkrankungen
□ liegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________

übertragbare Erkrankungen
□ liegen nicht vor
□ liegen vor, und zwar: ___________________________________________
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□ Aus medizinischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Tätigkeit als Pflegeperson 
im Sinne der Erläuterungen im beigefügten Merkblatt.

□ Aus medizinischer Sicht bestehen Bedenken gegen die Tätigkeit als Pflegeperson im Sin-
ne der Erläuterungen im beigefügten Merkblatt, und zwar hinsichtlich:

______________________________________________________________ 

_______________________________________________________________ 
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Anlage3: Ärztliches Merkblatt 

Merkblatt für die behandelnde Ärztin oder den behandelnden Arzt

Personen, die ein Pfl egekind nach § 33 bzw. 44 SGB VIII aufnehmen wollen, werden ent-
sprechend den fachlichen Standards des Pfl egekinderdienstes, Fachbereich Jugend, Region 
Hannover, umfassend hinsichtlich ihrer Eignung überprüft. Pfl egeeltern müssen unter an-
derem in gesundheitlicher Hinsicht geeignet sein, eine angemessene Betreuung der ihnen 
anvertrauten Kinder zu gewährleisten. Sie müssen über die notwendigen physischen und 
psychischen Ressourcen verfügen, um im Rahmen der ihnen anvertrauten Aufgaben das 
Kind in seiner sozialen, emotionalen, kognitiven, körperlichen und psychischen Entwicklung 
zu fördern. 

Von Bewerberinnen und Bewerbern wird erwartet, dass sie selbst nach bestem Wissen über 
ihre Gesundheit Auskunft geben und ihren behandelnden Ärztinnen bzw. Ärzten die Auskunft 
erlauben.

Bei der Beurteilung der Gesundheit soll ein wesentliches Augenmerk auf das Vorliegen von 
körperlichen und psychischen Krankheiten sowie Beeinträchtigungen, durch die Erziehungs-
fähigkeit wesentlich herabgesetzt werden kann, liegen.

Wir bitten Sie als behandelnde Ärztin bzw. behandelnder Arzt, eine Aussage darüber zu tref-
fen, ob die Bewerberin bzw. der Bewerber über einen längeren Zeitraum hinweg physisch 
und psychisch in der Lage ist, die Versorgung und Erziehung eines Kindes sicherzustellen.

Wichtig:
Nicht jede körperliche oder psychische Beeinträchtigung stellt ein Ausschlusskriterium für 
die Eignung als Pfl egeperson dar, sondern lediglich eine solche, die eine längerfristige 
Betreuung eines Kindes nicht sicherstellen kann.
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10. LITERATUR UND WEITERE HILFE 

Da die Literatur immer eine Zeitaufnahme bildet, die schnell veraltet, wird den Empfehlungen 
keine dezidierte Literaturliste angefügt. Wiedergegeben werden lediglich die im Text verwen-
deten Literaturangaben. Die Texte und Empfehlungen gehen zurück auf die praxisbezogenen 
Diskussionen in der Projektgruppe. Um sich über weitergehende Literatur zu informieren, kann 
die Literaturdatenbank des Kompetenzzentrums Pflegekinder genutzt werden. Hier ste-
hen auch umfangreiche Suchmöglichkeiten zur Verfügung (www.kompetenzzentrum-pflege-
kinder.de/literatur/).
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